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Zehn Jahre später: Vertreterin-
nen und Vertreter der 
Initiative „Rettet den Volks-
entscheid“ vor dem Rathaus,
März 2007

Vertreter einer ersten 
Initiative für die Zulassung
von Volksgesetzgebung am 
14. Juli 1997 vor dem Rathaus

©
 H

in
te

rg
ru

nd
: A

nd
re

a 
O

rt
h;

 u
nt

en
: A

ng
el

ik
a 

Ga
rd

in
er

; o
be

n:
 u

lls
te

in
 b

ild
/A

P

DD-001-067 Land:DD  19.05.14  09:28  Seite 7



8

Nach dem Ersten Weltkrieg und einer Notverfassung durch das „Gesetz über die

vorläufige Staatsgewalt“ vom 26. März 1919 wurde am 9. Januar 1921 von der

Hamburgischen Bürgerschaft eine erste allgemeine „Verfassung der Freien und Hanse-

stadt Hamburg“ verabschiedet. Sie war der Durchbruch zu einer demokratisch-parla-

mentarischen Ordnung repräsentativen Charakters.

Die Bürgerschaft bestand damals aus 160 Abgeordneten, die in allgemeiner,

gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundsätzen der Verhältniswahl

gewählt wurden – erstmalig auch von Frauen. Diese Volkssouveränität wurde gestärkt

durch die Einführung der Instrumente Volksbegehren und Volksentscheid. So konnte

sich die Bürgerschaft nicht nur selbst auflösen, sondern durch einen vom Senat erwirk-

ten Volksentscheid aufgelöst werden. Dieses Recht stand dem Senat – mit Einschrän-

kungen – auch gegenüber Beschlüssen der Bürgerschaft zu. Zu beachten waren die

Fest legungen, dass ein Volksentscheid einen Beschluss der Bürgerschaft nur dann außer

Kraft setzen konnte, wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten sich an der Abstim-

mung beteiligte, und verschärfend, dass bei Verfassungsänderungen die Zustimmung

der Mehrheit der Stimmberechtigten erforderlich war. Eine Anwendung fanden diese

Verfassungsartikel bis zur faktischen Auflösung der Verfassung durch Reichsgesetz vom

9. Dezember 1937 nicht.

Die erste Nachkriegsverfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom

6. Juni 1952 sah keine direkte Volksabstimmung vor, während alle anderen Länder der

damaligen Bundesrepublik – teilweise schon seit Ende der 1940er Jahre – unterschied-

liche Formen unmittelbarer Teilnahme der (Wahl-)Bevölkerung am politischen Willens-

bildungsprozess in ihren Verfassungen festgeschrieben hatten. Seit Anfang der 1990er

Jahre folgten auch die neuen Bundesländer.

Erst mit dem 5. Gesetz zur Änderung der Landesverfassung vom 29. Mai 1996

wurde im Stadtstaat Hamburg die Volksgesetzgebung als Dreistufigkeit aus Volksinitia-

tive, Volksbegehren und Volksentscheid in den Artikeln 48 und 50 der Hamburgischen

Verfassung (HV) verankert. Mit der Ausgestaltung des Artikels 50 folgte der Gesetz -

geber nach mehrjährigen Diskussionen im Wesentlichen den Empfehlungen einer En-

quete-Kommission.

Vorwort
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„(1) Das Volk kann im Rahmen der Zuständigkeit der Bürgerschaft den
Erlaß, die Änderung oder die Aufhebung eines Gesetzes beantragen.
Einzelvorhaben, Bauleitpläne und vergleichbare Pläne, Haushaltsan -
gelegenheiten, Abgaben, Tarife der öffentlichen Unternehmen sowie
Dienst- und Versorgungsbezüge können nicht Gegenstand einer
Volksinitiative sein. Die Volksinitiative ist zustande gekommen, wenn
mindestens 20 000 zur Bürgerschaft Wahlberechtigte den Gesetzent-
wurf unterstützen.“ Artikel 50 HV

Dieses neue Instrumentarium wurde – taggleich mit der Bundestagswahl 1998 – ge-

nutzt, um es durch Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger zu verändern. Trotz einer

hohen Beteiligung konnte das für verfassungsändernde Normen geltende Quorum aller -

dings nicht erfüllt werden, so dass es wiederum dem Gesetzgeber überlassen blieb, in

2001 Korrekturen am Artikel 50 zu beschließen.

„(1) Das Volk kann im Rahmen der Zuständigkeit der Bürgerschaft den
Erlaß, die Änderung oder die Aufhebung eines Gesetzes oder eine Be-
fassung mit bestimmten Gegenständen der politischen Willensbildung
beantragen. Haushaltsangelegenheiten, Abgaben, Tarife der öffentli-
chen Unternehmen sowie Dienst- und Versorgungsbezüge können
nicht Gegenstand einer Volksinitiative sein. Die Volksinitiative ist zu-
stande gekommen, wenn mindestens 10 000 zur Bürgerschaft Wahl-
berechtigte den Gesetzentwurf unterstützen.“

Die Beteiligungskultur an diesen und die Entscheidungsfindung für diese öff-

nenden, erweiternden und erleichternden kursiv gedruckten Änderungen einschließlich

der Herabsetzung der Zustimmungsquoren für Volksinitiative und Volksentscheid war

die Basis für eine rasante Entwicklung, die sich in vermehrten Anwendungen mit po-

litischer Brisanz und politischen Auswirkungen, in gesellschaftlichen Auseinanderset-

zungen, in weiteren Verfassungsänderungen, aber auch in einem jüngsten pragmati-

schen gemeinsamen Vorgehen der Beteiligten und Betroffenen zeigte.

9
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Eine ähnlich rasante Entwicklung wie nach der Verankerung der Volksgesetz-

gebung in der Hamburgischen Verfassung vollzog sich in Hamburg in einem weiteren

plebiszitären Feld. Am Tag der Bundestagswahl 1998 stand neben der oben aufgeführ-

ten Verfassungsänderung auch ein Gesetzentwurf zur bezirklichen (kommunalen) Bür-

germitwirkung durch Bürgerbegehren und Bürgerentscheid zur Abstimmung. Sie verlief

bei ungefähr gleicher Beteiligung und Zustimmung erfolgreich. Da es sich dabei um ein

einfaches Gesetz handelte, reichte ein niedrigeres Quorum aus.

Schon 2001 gab die Landeszentrale für politische Bildung die Veröffentlichung

„Fünf Jahre direkte Bürgerbeteiligung in Hamburg“ heraus, in der die Schwergewichte

auf die kommunale Auswirkung und Sicht gelegt wurden. Eine kritische Bewertung des

maßgeblichen § 8a Bezirksverwaltungsgesetz verband sich in den Beiträgen mit der

einschätzenden Erwartung, dass auch hier nach einer Gewöhnungs- und Erfahrungs-

phase von drei Jahren ein Änderungsbedarf anstehen müsse.

Das nunmehr vorliegende Buch versucht in vier Abschnitten, die tatsächliche Ent-

wicklung auf der Landes- und der Bezirksebene nachzuvollziehen, zu bewerten und mit

Fallbeispielen zu unterlegen. Nach einer grundsätzlichen Einführung zur Landesebene

folgen die rechtlichen, politischen und praxisbezogenen Betrachtungen von Beteiligten

dieser Entwicklung. Die Autoren bringen dabei auch Einzelthemen und die Erwartung bis

hin zur Notwendigkeit zum Ausdruck, dass es in der Anwendung und Weiterentwicklung

über das Jahr 2013 hinaus keinen Stillstand geben kann, darf und wird.

Entsprechend werden im zweiten Abschnitt die zwischenzeitlich für die Be-

zirksebene vollzogenen Veränderungen aufgezeigt und bewertet. Dabei kommt stärker

als bei der Landesebene die subjektive Betroffenheit als Grund für das Engagement bei

einer Bürgerbeteiligung zum Tragen, aber auch die nicht zu übersehende kritische Hal-

tung gegenüber dem Instrument und den Abstimmungsgegenständen der bezirklichen

Bürgermitwirkung – ein Feld, auf dem der Weg zu einvernehmlichem Vorgehen, gegen-

seitiger Akzeptanz und Abwägung der Legitimation auch heute noch sehr weit ist. Als

Besonderheit gilt dabei, dass der Stadtstaat Hamburg das einzige Bundesland ist, in

dem es für Bürgerentscheide kein Abstimmungsquorum gibt. Weiterhin kann der Senat

von seinem Evokationsrecht Gebrauch machen und bezirkliche Beschlüsse und an die

Bezirke übertragene Zuständigkeiten an sich ziehen (siehe auch Anhang mit Übersicht

zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden). 

Mehrere FORSA-Umfragen aus den Jahren 2011 bis 2013 zeigen auf, dass für

Kommunen das Thema Bürgerbeteiligung eine noch nicht bewältigte Herausforderung

ist und in der Bevölkerung eine große Mehrheit die direkte Demokratie grundsätzlich

befürwortet. Auf der Suche nach weiteren – den verfassungsrechtlichen und gesetzli-

chen Rahmen ergänzenden – Lösungen können im dritten Abschnitt andere Beteili-

gungsformen und die umfassende Sicht eines jahrelangen Fallbeispiels im Vorfeld der

Internationalen Bauausstellung 2013 als Beispiele verstanden werden. Kontrovers sind
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die sich anschließenden Beiträge im Abschnitt vier, in denen ein Journalist und ein

Wirtschaftsvertreter zu Wort kommen. Aus ihrer jeweiligen persönlichen Sicht stellen

sich andere Fragen und werden unterschiedliche Grundhaltungen deutlich. Im Mit -

telpunkt stehen dabei große Infrastrukturmaßnahmen. Gemeinsam ist ihnen die Ein-

ordnung, dass es auf der Basis einer aus guten Gründen bestehenden repräsentativen

Ausgestaltung unseres Gemeinwesens einer verbesserten und effektiveren Partizipa -

tionskultur bedarf.

Der Schlussbetrachtung des Staats- und Verwaltungsrechtlers Hans Peter Bull,

der in 2001 Herausgeber des erwähnten Buches der Landeszentrale für politische Bil-

dung war, folgen ein statistischer Anhang und abschließend Hinweise zu weiterführen-

der Literatur. 

(Bürger-)Proteste haben ihre gesellschaftlichen Wurzeln. Der Umgang mit die-

sen Ursachen und den Formen von Protesten, das Schärfen von Verantwortlichkeit auf

allen Seiten, die Gewährleistung von Transparenz und frühzeitiger Information, die

ernsthafte Nutzung des kreativen Potentials der Bürgerinnen und Bürger, das Erkennen

von Grenzen der Beteiligung sowie eine breite Suche nach einer tragfähigen und aus-

gleichenden Definition des Gemeinwohls im Spannungsfeld zwischen Rechten und Ver-

antwortung müssen verfassungsrechtliche und gesetzliche Regelungen begleiten. In den

Beiträgen kommt das zum Ausdruck – doch im Einzelfall kann sich eine Interessenkluft

bilden. Möge sie für die Zukunft über einen fairen Umgang miteinander als ein steter

Lernprozess leichter und tragbarer geschlossen werden.

Gerhard Fuchs

Gerhard Fuchs, geb. 1942 in Wittenberge. Studium der Erziehungswissenschaf-

ten und Mathematik; Schuldienst, Stellvertretender Leiter der Landeszentrale

für politische Bildung, Bezirksamtsleiter Wandsbek und Staatsrat a. D. der Be-

hörde für Stadt entwicklung und Umwelt – alles in Hamburg. 

Hamburg, im Mai 2014

11
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Die Verfassungsreformen der Jahre 2008 und

20091 haben Hamburg, unter den deutschen

Bundesländern einst Nachzügler in Sachen direkte

Demokratie, zu einem der Vorreiter gemacht. Vor-

ausgegangen waren dem scharfe Konflikte zwi-

schen Volksinitiativen und Senat, namentlich in

der Zeit der CDU-Alleinregierung von 2004 bis

2008. Diese haben ihre Spuren im neu gefassten

„Volksgesetzgebungs-Artikel“ (Artikel 50 Hambur-

gische Verfassung, im Folgenden: Art. 50 HV) hin-

terlassen, für dessen Verständnis daher ein Blick

zurück unerlässlich ist. Grund genug, in diesem

Beitrag den wichtigsten Regelungen jeweils den

anlassgebenden Konflikt als politischen Hinter-

grund beizufügen.

Änderung des Haushaltsvorbehalts

Sieht man von einigen Klarstellungen in Art. 50

Absatz 1 HV ab, ist die markanteste Änderung 

in Bezug auf die sachliche Reichweite von Ple -

bis ziten die Änderung des Haushaltsvorbehalts.

Schloss Art. 50 HV alter Fassung (a. F.) „Haushalts-

angelegenheiten“ als Gegenstände von Volksinitia-

tiven (und damit auch den nachfolgenden Stufen

des dreistufigen Volksgesetzgebungsverfahrens)

aus, bezieht sich der Haushaltsvorbehalt nunmehr

auf „Haushaltspläne“. Die Vorgeschichte zu dieser

Änderung findet sich im (ersten) Urteil des Ham-

burgischen Verfassungsgerichts (HmbVerfG) zur

Initiative „VolXUni – Rettet die Bildung!“. Hier

hatte das Gericht den Haushaltsvorbehalt weit,

d. h. unter Einschluss aller finanzwirksamen Vor-

lagen interpretiert und zur Begründung u. a. auf

den Wortlaut des Art. 50 Abs. 1 HV a. F. verwie-

sen, der nicht das „Haushaltsgesetz“ oder den

„Haushaltsplan“, sondern alle „Haushaltsangele-

genheiten“ von der Volksgesetzgebung ausnehme.

Konflikt 1: VolXUni – Rettet die Bildung!
Die Initiative „VolXUni – Rettet die Bildung!“ ver-
folgte u. a. das Ziel, Studiengebühren in Ham-
burg abzuschaffen und Studienangebote auszu-
bauen. Senat und Bürgerschaft sahen hierin eine
nach Art. 50 Abs. 1 HV unzulässige Vorlage, weil
sie Haushaltsangelegenheiten zum Gegenstand
habe. Das HmbVerfG bejahte einen Verstoß ge -
gen den verfassungsrechtlichen Finanzvorbehalt:

Andreas von Arnauld

Vom direktdemokratischen
Nachzügler zum 
Vorreiter wider Willen? 
Spurenlese im Volksgesetzgebungs-Artikel 50 
der Hamburgischen Verfassung*
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(371) „Aus dem Wortlaut der Verfassung ergibt
sich zunächst, dass der Begriff ‚Haushaltsangele-
genheit‘ einen weiteren Anwendungsbereich 
zulässt als die in anderen Landesverfassungen
verwandten Formulierungen (…).“ (372) „Der 
Hinweis der Enquetekommission ‚Parlaments -
reform‘ auf die Regelungen so genannter finanz-
wirksamer Volksbegehren in anderen Bun des -
ländern deutet auf eine zu dem damaligen
Zeitpunkt (1992) einheitliche verfassungsrecht -
liche Beurteilung des Finanztabus im Sinne eines
weiten Anwendungsbereiches durch die Landes-
verfassungsgerichte hin. Trotz des unterschied -
lichen Wortlautes der einzelnen Verfassungs -
bestimmungen war die Rechtsprechung der
Landesverfassungsgerichte bis vor wenigen Jah-
ren im Ergebnis im Wesentlichen einheitlich (…).“
(373) „Dabei bedeutet die Aufnahme des Be grif fes
‚Haushaltsangelegenheiten‘ in den Ausschluss -
katalog (…) nicht, dass jegliche Kos ten wirksam -
keit von Volksinitiativen diese unzulässig macht,
da anderenfalls nur wenig Raum für die Volksge-
setzgebung bliebe. (…) Wann (…) das Haushalts-
recht der Bürgerschaft wesentlich beeinträchtigt
wird, ist im Wege einer wertenden Gesamtbeur-
teilung zu entscheiden, bei der neben der abso-
luten und relativen Höhe der Kosten eines Volks-
begehrens auch die Umstände des Einzelfalles
einzubeziehen sind, wie z. B. die Art und Dauer
der zu erwartenden Belastungen. (…) Entgegen

der Auffassung der Ag. findet sich weder im
Wortlaut der hamburgischen Bestimmung noch
in ihrer Entstehungsgeschichte eine Begründung
für eine Beschränkung des Ausschlusskataloges
auf den Haushaltsplan.“
HmbVerfG, Urteil v. 22.4.2005, HVerfG 5/04 (VolXUni I),
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (NVwZ), Recht-
sprechungs-Report (NVwZ-RR) 2006, S. 370ff.

Ob der neue Begriff „Haushaltspläne“  zu

einer grundlegenden Korrektur der Rechtspre-

chung führen wird, darf man allerdings skeptisch

beurteilen.2 Zwar hatte die Initiative „Hamburg

stärkt den Volksentscheid“ mit diesem Begriff ver-

bunden, dass nur direkte Eingriffe in den Haus-

haltsplan ausgenommen sein sollten;3 die Begrün-

dung im maßgeblichen Entwurf der Bürgerschaft

formuliert jedoch zurückhaltender, „dass finanz-

wirksame Vorlagen grundsätzlich zulässig sind

(vergleiche HVerfG 5/04)“4. Gerade der „verglei-

chende“ Hinweis auf die bisherige Rechtspre-

chung des HmbVerfG kann auch in eine andere

Richtung deuten: Das Gericht hatte im VolXUni-

Urteil nämlich nicht allein auf den Wortlaut ab-

gestellt, sondern die Regelung auch vergleichend

in die deutsche Verfassungstradition und die prak -

tisch einhellige Rechtsprechung aller Landesverfas -

sungsgerichte eingefügt. Trotz unterschiedlicher

Begrifflichkeiten zeichnet sich diese Rechtspre-

chung durch eine erstaunliche Homogenität aus,5

die immer wieder historisch auf das Vorbild des

Direkte Demokratie auf Landesebene

Prof. Dr. Andreas von Arnauld, geb. 1970 in Hamburg. Rechtswissenschaftler; 2007–2012 Professor an der 
Univer sität der Bundeswehr Hamburg und 2012–2013 an der Universität Münster, seit 2013 Direktor 
des Walther-Schücking-Instituts für Internationales Recht der Universität Kiel. Arbeitsschwerpunkte: 
Völkerrecht, Europarecht, deutsches und vergleichendes Verfassungsrecht, Grundlagen des Rechts.
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Art. 73 Abs. 4 Weimarer Reichsverfassung (WRV)

zurückgeführt wird. Dieser Vorbehalt wurde sei-

nerzeit weit interpretiert, und er enthielt den Be-

griff des „Haushaltsplans“.6

Einer Beschränkung des Haushaltsvorbe-

halts auf direkte Eingriffe in Haushaltsplan bzw.

Haushaltsgesetz stünden auch verfassungsrecht -

liche Bedenken entgegen. Wo – wie in Hamburg –

eine Art. 79 Abs. 3 Grundgesetz (GG) entspre-

chende Verfassungsänderungssperre nicht exis -

tiert, folgen Beschränkungen primär aus den Vor-

gaben, die das Grundgesetz in Art. 28 Abs. 1 S. 1

und Art. 109 Abs. 2 den Verfassungsordnungen

der Bundesländer macht.7 Auch wenn man diese

Vorgaben nicht zu Lasten föderaler Vielfalt über-

spannen darf, folgen bundesverfassungsrechtliche

Grenzen für finanzwirksame Plebiszite auf Län-

derebene aus einem funktionalen Argument, das

im Kern unbestritten ist: Das Haushaltsverfahren

ist zu komplex und zu sehr auf Austarierung ver-

schiedener Positionen angelegt, als dass es einer

Volksgesetzgebung überantwortet werden könnte.

Das Haushaltsgesetz selbst ist daher dem Parla-

ment (im Zusammenspiel mit der Regierung) vor-

zubehalten.8 Nur das formelle Haushaltsgesetz

auszunehmen, würde indes die Gefahr in sich ber-

gen, dass finanzwirksame Volksgesetze Parlament

und Regierung bei der Haushaltsplanung übermä-

ßig behindern. Hinzu tritt der Gedanke der poli -

tischen Verantwortung für den Gesamthaushalt, 

die nur beim Parlament liegen kann, nicht beim

Volksgesetzgeber, der lediglich punktuelle Ent-

scheidungen trifft. Hat ein Volksgesetz wesentli-

che Auswirkungen auf die Staatsfinanzen, kann

die Möglichkeit eines parlamentarisch verantwor-

teten Haushalts gefährdet sein.9

Eine Beschränkung des Haushaltsvorbe-

halts allein auf den Haushaltsplan im formellen

Sinne kann demnach auch durch eine Verfassungs-

änderung nicht erreicht werden.10 Dies wird das

HmbVerfG bei der Auslegung des neuen Art. 50

Abs. 1 Satz 3 HV zu berücksichtigen haben. Aller-

dings könnte (und sollte) sich das Gericht durch

die Textänderung veranlasst sehen, bei der Be-

stimmung, wann eine Beeinträchtigung des Haus-

halts als „wesentlich“ anzusehen ist, etwas stren-

gere Maßstäbe anzulegen als Verfassungsgerichte

mancher anderer Bundesländer. Bei einer Gesamt-

würdigung sind absolute und relative Höhe der

Ausgaben (bzw. Mindereinnahmen) ebenso zu be-

rücksichtigen wie deren Art und Dauer und die

aktuelle Haushaltslage.11 Dem Parlament können

Umschichtungen im Haushalt durchaus zugemu-

tet werden.12 Deckungsvorschläge der Volksinitia-

tor/inn/en, wie sie nach § 2 Abs. 2 des Hambur-

gischen Volksabstimmungsgesetzes (HmbVAbstG)

vorgelegt werden sollen, können hilfreich sein,

sind aber nicht zwingend geboten.13 Da das Par-

lament den Haushalt am Ende verantworten soll,

muss es auch selbst die Entscheidung treffen, wie

die volksbeschlossene Maßnahme finanziert wird.

Hilfestellung bei der Frage, ob eine we-

sentliche Belastung des Haushalts droht, könnten

die Bürgerschaft und (im Streitfall) das HmbVerfG

durch den Rechnungshof erhalten: Abweichend

von dem Entwurf der Volksinitiative gibt der neu-

gefasste Art. 50 Abs. 2 Satz 2 HV der Bürgerschaft

bzw. einem Fünftel ihrer Mitglieder das Recht,

eine Prüfung durch den Rechnungshof zu veran-

lassen. Allerdings ist dieser zu einer Stellungnah -

me nicht verpflichtet.

Das Verfahren der Volksgesetzgebung

Die Detailliertheit des neuen Art. 50 HV ist in ers -

ter Linie der Reaktion auf die erwähnten Konflikte

geschuldet: Durch Ausbuchstabieren der Regeln in

der Verfassung selbst sollten sie der Änderungsbe-

fugnis des parlamentarischen Gesetzgebers weitge-

hend entzogen werden. Dies gilt insbesondere für
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die Regeln über Unterschriftensammlung, Termine

und Fristen sowie Quoren. Diese Faktoren treffen

den Nerv der direkten Demokratie.14 Wo in einem

stark formalisierten Verfahren binnen kurzer Frist

ein hohes Quorum zu überwinden ist, wird eine

ausreichende Mobilisierung kaum je gelingen; um-

gekehrt reicht eine geringe Mobilisierung aus, wo

niedrige Quoren mit einem weitgehend entforma-

lisierten Verfahren und großzügig bemessenen Fris -

ten zusammentreffen. Wie konfliktträchtig diese

Verfahrensfragen sein können, hat der Dauerstreit

um die Stärkung von Volks entscheiden in Ham-

burg vor Augen geführt.15

Konflikt 2: Stärkung der Volksgesetzgebung
Seit Einführung der Volksgesetzgebung in Ham-
burg im Jahre 1996 hatten Initiativen immer wie-
der die Stärkung und den Ausbau direkter De-
mokratie zum Gegenstand. Der Dauerkonflikt
spitzte sich zu, als 2005 Senat und Bürgerschaft
nach den Niederlagen beim LBK- (Landesbetriebs
Krankenhäuser-) und beim Wahlrechts-Entscheid
die Verfahrensregeln für die Volksgesetzgebung
verschärften. Flankiert wurden diese Gesetzes-
vorhaben durch zwei neuerliche Volksinitiativen,
die beide die Stufe des Volksbegehrens erfolg-
reich nahmen. Nachdem der Senat sich 2007 zu
einer Rückänderung des HmbVAbstG bereit er-
klärt hatte, gelangte nur noch der auf Verfas-
sungsänderung gerichtete Antrag „Hamburg
stärkt den Volksentscheid“ zur Abstimmung. Ent-
koppelt von der Bürgerschaftswahl und auf den
Sonntag vor Beginn der Schulferien terminiert,
verfehlte der Entwurf am 14. Oktober 2007 zu ge-
ringer Beteiligung wegen das Quorum für Ver-
fassungsänderungen. Die unmittelbar hiernach
gestartete Initiative „Für faire und verbindliche
Volksentscheide – Mehr Demokratie“ wurde am
20. Februar 2008 erfolgreich abgeschlossen, acht
Tage vor der Bürgerschaftswahl, die mit dem Ein-

tritt der GAL in den schwarz-grünen Senat den
Weg für eine weitgehende Übernahme der For-
derungen durch die Bürgerschaft ebnete.

Eintragungsmodalitäten

Aus politischem Konflikt geboren ist zunächst das

nunmehr in Art. 50 Abs. 2 Satz 7 HV garantierte

Recht der Initiator/inn/en, Unterschriften auf ei-

genen Listen zu sammeln. Dieses Recht war durch

die Änderung des HmbVAbstG 2005 zu Guns -

ten einer Eintragung an öffentlichen Stellen abge-

schafft worden und wurde nun verfassungskräftig

restituiert. Bundesverfassungsrechtliche Bedenken

hiergegen bestehen nicht: Dass die freie Stimmen-

sammlung dem Gedanken widerspreche, „daß die

Akte der Volksgesetzgebung (...) eine der Parla-

mentsgesetzgebung vergleichbare Dignität aufwei-

sen müssen“16, lässt sich nicht als verfassungs -

änderungsfester Maßstab aus Art. 28 Abs. 1 GG

destillieren. Die neben der freien Sammlung und

der Eintragung an öffentlichen Stellen gebotene

Möglichkeit zur Briefeintragung (und künftig auch

zur elektronischen Stimmabgabe17) ermöglicht eine

informierte Entscheidung ohne äußere Zwänge

und ist daher einschränkungslos zu begrüßen.

Abstimmungstage

Nachdem die Bürgerschaft 2005 versucht hatte,

die Abstimmungstage von den Wahltagen zu lö -

sen, und das HmbVerfG entschieden hatte, Art. 30

Abs. 5 HV a. F. gebiete, dass eine Kopplung zumin-

dest möglich sein müsse,18 schreibt Art. 50 Abs. 3

Satz 7 HV jetzt vor, dass der Volksentscheid am Tag

der Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deutschen

Bundestag stattzufinden hat. Damit sollen die Ab-

stimmungen von der regelmäßig hohen Beteiligung

an diesen Wahlen profitieren (Huckepack-Effekt).19

Die Volksinitiator/inn/en können bei Abstimmun-
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gen über Gesetze und andere Vorlagen beantragen,

dass der Volksentscheid auch an einem anderen

Tag stattfindet (Art. 50 Abs. 3 Satz 8); für Volksent-

scheide, die eine Verfassungsänderung zum Gegen-

stand haben, schreibt die Verfassung die Kopplung

mit einem Wahltag hingegen verpflichtend vor, um

für eine breite Legitimationsbasis zu sorgen.20 Bei

Referenden über die Änderung volksbeschlosse- 

ner Gesetze kann eine „Entkopplung“ schließlich

auch auf Antrag der Bürgerschaft erfolgen (Art. 50

Abs. 3 Satz 9). Wird eine Abstimmung auf Antrag

verschoben, so gilt (wie bei der Terminierung von

Volksbegehren) Art. 50 Abs. 5 HV, wonach wäh-

rend eines Zeitraumes von drei Monaten vor dem

Tag einer allgemeinen Wahl keine Volksbegehren

oder Volksentscheide stattfinden.

Rechtlichen Bedenken begegnet all dies

nicht. Warum, wie teilweise vertreten, die regel-

mäßige Kopplung von Volksentscheiden an Wahl-

tage nicht nur dem Gesetzgeber, sondern sogar dem

Landesverfassungsgeber untersagt sein sollte,21 ist

nicht ersichtlich. Gewiss gibt es Argumente gegen

eine solche Kopplung: Gewarnt wird z. B. vor einer

parteipolitischen Instrumentalisierung. Letztlich

aber ist es dem Wahl- bzw. Stimmbürger durchaus

zuzutrauen, zwischen der Wahlentscheidung und

dem Volksentscheid zu differenzieren. Auch von

einem „Freibrief zur Manipulation“22 kann nicht

die Rede sein, nicht zuletzt weil es der Bürgerschaft

freisteht, der Vorlage der Volksinitiator/inn/en

einen eigenen Entwurf gegenüberzustellen. Begeg-

nen die Einwände somit schon auf rechtspoliti-

scher Ebene Zweifeln, ist mit ihnen erst recht

keine Hürde zu begründen, an denen der Verfas-

sungsgesetzgeber scheitern könnte.

Abstimmungsquoren

Eine der markantesten Neuregelungen betrifft die

Quoren des Volksentscheides und findet sich in

den Sätzen 10 bis 13 des neuen Art. 50 Abs. 3 HV.

Die Grundidee hinter der Novelle liegt in einer

Synchronisierung der Legitimationsniveaus direk-

ter und repräsentativer Demokratie. Hinter einer

Mehrheit bei einer Volksabstimmung sollen im

Prinzip genauso viele Stimmberechtigte stehen

wie hinter einer Mehrheit im Parlament Wahlbe-

rechtigte. Das auf die Zahl der Stimmberechtigten

bezogene starre Zustimmungsquorum wird dazu

weitgehend durch ein flexibles Quorum ersetzt.

Dieses orientiert sich an den bei Parlamentswah-

len abgegebenen Stimmen. Damit reduziert sich

der Mobilisierungsbedarf für die Volksgesetzge-

bung proportional zum Anteil der Nichtwähler bei

allgemeinen Wahlen.

Die zu erreichenden Quoren sind beim

Volksentscheid nunmehr zum einen davon abhän-

gig, ob eine Verfassungsänderung oder ein einfa-

cher Gesetzesentwurf bzw. eine andere Vorlage

zur Abstimmung steht, zum anderen, ob die Ab-

stimmung am Tag einer Bürgerschafts- bzw. Bun-

destagswahl stattfindet oder an einem anderen

Tag. Da über Verfassungsänderungen im Volks -

gesetzgebungsverfahren nur am Tag einer Bürger-

schafts- oder Bundestagswahl abgestimmt wer -

den darf, ist die Regelung hier relativ einfach: 

Nach Satz 11 bedürfen sie „einer Mehrheit von [er -

gän ze: mindestens] zwei Dritteln der Abstimmen-

den und mindestens zwei Dritteln der in dem

gleichzeitig gewählten Parlament repräsentierten

Hamburger Stimmen“. Bei Volksentscheiden über

einfache Gesetzesentwürfe oder andere Vorlagen

kommt es für die Quoren auf den Tag der Abstim-

mung an. Ist dieser der Tag einer Bürgerschafts-

oder Bundestagswahl, muss neben der Mehrheit

der Abstimmenden zugleich die Mehrheit der

„Hamburger Stimmen“ in dem gleichzeitig ge-

wählten Parlament erreicht werden. Findet der

Volksentscheid auf Antrag an einem anderen Tag

statt, bleibt es bei der alten Regelung: Erforderlich
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sind die Abstimmungsmehrheit und eine Zustim-

mungsmehrheit von mindestens 20% der Wahlbe-

rechtigten (Art. 50 Abs. 3 Satz 13 HV). 

Rechnet man diese komplizierten Rege -

lungen an Beispielen durch,23 ergibt sich, dass für

Verfassungsänderungen das bisherige prohibitiv

wirkende starre Quorum von 50% der Stimmbe-

rechtigten24 gelockert wurde. Für Gesetzesentwür fe

und andere Vorlagen dagegen ist die erforderliche

Stimmenzahl im Regelfall deutlich erhöht worden.

Dies mag durch den Huckepack-Effekt an Wahl -

tagen ausgeglichen werden; es kann aber auch 

sein, dass dem Recht der Volksinitiator/inn/en aus

Art. 50 Abs. 3 Satz 8 HV, eine Verschiebung des

Volksentscheides zu beantragen, erhebliche prakti-

sche Bedeutung zuwachsen wird. Die Kopplungsre-

gel in Art. 50 Abs. 3 Satz 10 HV könnte sich dann in

der Praxis als weitgehend bedeutungslos erweisen.

Sichert die Hamburger Regelung damit ein

in (bundes-)verfassungsrechtlicher Hinsicht aus-

reichendes Legitimationsniveau? Ich denke, ja. Die

Quoren für den Volksentscheid sind durch den

neuen Art. 50 Abs. 3 HV nur für Verfassungsände-

rungen reduziert (und auch dies nur unter be-

stimmten Voraussetzungen). Unter den Bedingun-

gen der üblichen Wahlbeteiligung wäre selbst die

25%-Marke, die der Bayerische Verfassungs ge -

richts hof (VerfGH) der Landesverfassung zu extra-

hieren vermochte,25 gewahrt. Sollte die Wahl  be-

teiligung einmal so drastisch absinken, dass ein

Zustimmungsquorum von 25% unterschritten wür -

de, wäre dies – hierin liegt die Pointe des „Ham -

burger Modells“ – zugleich auch eine Krise des

Parlamentarismus, so dass die Kritik nicht einseitig

das Volksgesetzgebungsverfahren treffen dürfte.

Kritische Nachfragen muss sich die neue

Quorenregelung allenfalls wegen ihrer Komplexi-

tät oder in legitimationstheoretischer Hinsicht ge-

fallen lassen. Ihr liegt nämlich eine seltsam inkon-

sequente Mixtur aus verschiedenen Konzeptionen

von Repräsentation bzw. Repräsentativität zugrun -

de. An die Stelle des traditionellen Repräsenta -

tionsverständnisses, nach dem jeder Abgeordne -

te das gesamte Volk repräsentiert (vgl. Art. 7 HV:

„Die Abgeordneten sind Vertreterinnen und Ver-

treter des ganzen Volkes“),26 tritt ein „naturalisti-

sches“ Verständnis, das danach fragt, wie viele

Wählerstimmen „hinter“ einem Parlamentsabge-

ordneten stehen. Ginge es darum, das Legitimati-

onsniveau der beiden konkurrierenden Landesge-

setzgebungsorgane zu synchronisieren, wäre es

konsequent, als Bezugsgröße stets die letzte bzw.

die zeitgleich stattfindende Bürgerschaftswahl zu

nehmen. Indem zusätzlich auf die Bundestags-

wahlen prozentuiert wird, ist dieser Zusammen-

hang jedoch durchbrochen. Verfolgt wird vielmehr

das Ziel einer Art „Mobilisierungskonnex“ zwi-

schen dem Volksentscheid und der zeitgleich statt-

findenden Wahl. Das im Ansatz naturalistische

Modell wird hierdurch virtualisiert, da es sich auf

unterschiedliche politische Räume und Themen

bezieht. Der Verfassungsjurist ist jedoch gut bera-

ten, einen mühsam errungenen Kompromiss nicht

durch ein zweifelhaftes und überzogenes Folge-

richtigkeitsgebot zu behindern. Die Konzeption ist

zumindest im Großen und Ganzen erkennbar und

plausibel und damit jedenfalls nicht willkürlich in

einem Sinne, der selbst dem verfassungsändern-

den Gesetzgeber Fesseln anlegte. 

Das Verhältnis zwischen 

der Bürgerschaft und Initiator/inn/en 

bei laufenden Initiativen

Ein zweiter Komplex betrifft das Verhältnis einer

laufenden Initiative zur Bürgerschaft. Insgesamt

zielen die 2008 beschlossenen Änderungen dar-

auf, die Kommunikation zwischen den Vertretern

von Volksinitiativen und dem Parlament zu ver-

bessern.27 Neu aufgenommen wurde in Art. 50
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Abs. 2 und 3 HV eine Pflicht der Bürgerschaft,

sich mit dem Antrag der Volksinitiative bzw. mit

dem Volksbegehren zu befassen. Flankiert wird

dies durch ein Recht der Volksinitiator/inn/en, ihr

Anliegen in einem (zu ergänzen: zuständigen) Bür -

gerschaftsausschuss zu erläutern. Damit wird die

Volksinitiative der Volkspetition nach Art. 29 HV

äußerlich immer ähnlicher, deren Initiator/inn/en

bis dahin allein ein solches Recht auf Anhörung be -

saßen. Der entscheidende Unterschied zwischen

Volkspetition und Volksinitiative ist, dass nur die

Volksinitiative (als erste Stufe zur Gesetzge bung)

den sachlichen Grenzen des Art. 50 Abs. 1 HV un-

terliegt. In einer Volkspetition können daher auch

Anliegen vorgetragen werden, die im Realisie-

rungsfall wesentliche Auswirkungen auf den Lan-

deshaushalt hätten. 

Wie erwähnt, wurden in Hamburg schon

mehrfach Volksgesetzgebungsverfahren dadurch

beendet, dass die Bürgerschaft die Vorlagen über-

nahm. War nach Art. 50 HV a. F. für die Beendi-

gung ein der Vorlage „entsprechendes“ Gesetz der

Bürgerschaft notwendig, tritt die Verfahrensbeen-

digung nach dem neuen Art. 50 HV nur bei „voll-

ständiger“ Übernahme der Vorlage ein. Stellt die

Bürgerschaft eine solche vollständige Übernahme

und damit die Beendigung des Volksgesetzge-

bungsverfahrens fest, können die Initiator/inn/en

– wie schon bisher – hiergegen beim HmbVerfG

klagen (§ 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 HmbVAbstG). Da-

neben haben auch die Initiator/inn/en das Recht,

auf die weitere Durchführung des Volksgesetzge-

bungsverfahrens zu verzichten (vgl. den neuen

Art. 50 Abs. 3 Satz 3 HV: „können (…) die Durch-

führung (…) beantragen“). 

Neu in die Verfassung aufgenommen wur -

de in Art. 50 Abs. 2 Satz 5 und Abs. 3 Satz 4 HV

ein Recht der Initiator/inn/en, die Vorlage im Lauf

des Verfahrens zu überarbeiten, um sie Ände -

rungen der Sach- und Rechtslage anzupassen. Die 

unübersteigbare Grenze bilden „[d]er Grundcha-

rakter und die nach allgemeinem Verständnis 

angestrebten Ziele oder Teilziele der Volksini -

tiative“.28 Die Einhaltung dieser Grenze können

der Senat, die Bürgerschaft oder ein Fünftel der

Bürgerschafts abgeordneten nach § 26 Abs. 1 Nr. 2

HmbVAbstG verfassungsgerichtlich überprüfen las -

sen. Das Überarbeitungsrecht sah das HmbVAbstG

zuvor bereits ohne Grundlage in Art. 50 HV vor,

was Zweifel an dessen Verfassungsmäßigkeit nähr -

te.29 Ein solches Überarbeitungsrecht ist aber auch

aus prinzipiellen Gründen nicht unproblematisch,

da es den Legitimationszusammenhang zwischen

den einzelnen Stufen des Volksgesetz gebungs ver -

fahrens durchbricht und die Initia tor/in n/en als

verfügungsbefugte Treuhänder privilegiert.30 Da

Grundcharakter und (Teil-)Ziele unverändert zu

bleiben haben und der überarbeitete Entwurf sich

der Abstimmung zu stellen hat, bestehen indes

keine durchgreifenden Einwän de.31

Ungeregelt geblieben war 2008 die wich-

tige Frage einer rechtlichen Überprüfbarkeit der

Vorlage. Da die Volksinitiative schon die erste Stufe

der Volksgesetzgebung bildet, kennt Hamburg im

Unterschied zu anderen Bundesländern kein geson-

dertes Zulassungsverfahren, in dem die Vereinbar-

keit einer Vorlage mit höherrangigem Recht (Lan-

desverfassung, Bundesrecht, EU-Recht) überprüft

werden könnte. Ließ sich eine Prüfung durch das

HmbVerfG schon nach früherer Rechtslage in HV

und HmbVAbstG hineinlesen,32 ist die Frage durch

eine Ergänzung von § 5 HmbVAbstG Ende 2012

endlich auch ausdrücklich geklärt worden. Nach

dem neuen Abs. 4 führt der Senat „[b]ei erhebli-

chen Zweifeln daran, ob eine zustan de gekommene

Volksinitiative die Grenzen des Artikels 50 Absatz 1

Satz 2 der Verfassung wahrt oder mit sonstigem hö-

herrangigen Recht vereinbar ist […] die Entschei-

dung des Hamburgischen Ver fas sungsgerichts nach

§ 26 Absatz 1 Nummer 1 herbei.“33
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Parlamentarische Konterlegislatur

– Das Problem konkurrierender Gesetzgeber

Eine letzte markante Innovation der Verfassungs-

änderung von 2008 bezieht sich auf das – 

schwie rige und konfliktträchtige – Problem der

parlamentarischen „Konterlegislatur“, d. h. der

Korrektur von Volksgesetzen durch die Bürger-

schaft:34 Daran, dass Volksgesetzgeber und parla-

mentarischer Gesetzgeber grundsätzlich gleichran-

gig sind, kann kein vernünftiger Zweifel bestehen.

Ebenso wie Volksgesetzgebung Parlamentsgesetze

korrigieren darf, kann auch das Parlament nicht

ewig an volksbeschlossene Gesetze gebunden

sein. Es darf aber auch nicht einfach der Grund-

satz der lex posterior Anwendung finden:35 Die

Änderung des volksbeschlossenen Hamburger

Wahlgesetzes noch vor seiner ersten Anwendung

führt vor Augen, dass Volksgesetzgebungsverfah-

ren zu schwerfällig sind, um „auf Augenhöhe“

einen Konflikt mit dem Parlament bestehen zu

können.36 Allenfalls durch politischen Druck au-

ßerhalb des Verfahrens und durch immer neuer

Initiativen (hier droht zugleich ein Abnutzungsef-

fekt) kann das Parlament u. U. zum Einlenken be-

wogen werden.

Konflikt 3: Änderung des Wahlrechts
Mit Volksentscheid vom 13. Juni 2004 war auf Be-
treiben der Initiative „Mehr Bürgerrechte – Ein
neues Wahlrecht für Hamburg“ eine Wahlrechts-
novelle beschlossen worden (Zustimmung: 66,7%,
entsprach 21,1% aller Stimmberechtigten), das
den Wählerinnen und Wählern größeren Ein-
fluss auf die personelle Zusammensetzung von
Bürgerschaft und Bezirksversammlungen geben
sollte. Noch vor seiner ersten Anwendung wurde
das neue Wahlrecht am 12. Oktober 2006 von 
der Bürgerschaft in wesentlichen Punkten ab-

geändert. In dieser parlamentarischen Konterle-
gislatur sah das HmbVerfG keinen Verfassungs-
verstoß. Wegen der Gleichrangigkeit von Volksge-
setzgeber und Bürgerschaft sei eine Aufhebung
volksbeschlossener Gesetze jederzeit möglich.
Der Grundsatz der Organtreue, der auch nach
Abschluss des Volksgesetzgebungsverfahrens
fortwirke, fordere aber, „dass das Parlament bei
einer späteren eigenen Beschlussfassung über
ein Gesetz nicht leichtfertig über den im Volks-
entscheid zum Ausdruck gekommenen Willen
des Volkes hinweggehen darf, sondern diesen
würdigen und danach seine Abwägung vorneh-
men muss“. Das Verfassungsgericht dürfe hierbei
nur prüfen, ob ein evidenter Verstoß oder Miss-
brauch vorliege. Das Urteil war auch im Gericht
umstritten: Zwei Richterinnen kritisierten in ei -
nem Sondervotum die Entwertung der Volks -
gesetzgebung durch den Mehrheitsentscheid.
HmbVerfG, Urteil v. 27.4.2007, HVerfG 4/06 (Wahlrecht II),
Zeitschrift für öffentliches Recht in Norddeutschland
(NordÖR) 2007, S. 301ff. (Zitat S. 304)

In seinem Wahlgesetz-Urteil von 2007 hatte

das HmbVerfG mit dem Grundsatz der Organ treue

einen durchaus überzeugenden Ansatz für die

Grenzziehung gewählt. Indem sie allerdings zu-

gleich die gerichtliche Kontrolle auf ein Minimum

beschränkte, würdigte die Mehrheit der Richter

den regelmäßig oppositionellen Charakter von

Volksgesetzgebung nicht hinreichend und legte

der Bürgerschaftsmehrheit kaum nennenswerte

Fesseln an.

– Das „Hamburger Modell“: 

fakultatives Referendum

Das neue Hamburger Modell geht einen anderen

Weg und versucht sich an einer prozeduralen 

Verschränkung beider Gesetzgebungsverfahren.37

Das Volksgesetzgebungsverfahren wird für den
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Fall, dass die Bürgerschaft von einem volks be -

schlossenen Gesetz abweichen will, um ein fakul-

tatives Referendum ergänzt. Nach dem neuen

Art. 50 Abs. 4 HV tritt ein parlamentarisches Än-

derungsgesetz frühestens drei Monate nach Ver-

kündung in Kraft. Verlangen innerhalb dieser Frist

mindestens 2,5% der Wahlberechtigten (das ist

die Hälfte des Quorums für eine Volksinitiative)

einen Volksentscheid über das Änderungsgesetz,

tritt dieses erst nach Durchführung eines Referen-

dums in Kraft. Das Referendum findet ebenfalls

regelmäßig am Tag einer Bürgerschafts- oder Bun-

destagswahl statt, es sei denn, die Bürgerschaft

be antragt einen abweichenden Termin (Art. 50

Abs. 3 Satz 9 HV). Für das Referendum gelten die-

selben Quoren wie für die ursprüngliche Volksge-

setzgebung (Art. 50 Abs. 4 Satz 5 HV).

Offen bleiben kleinere Fragen, die von der

Verfassungspraxis beantwortet werden müssen,

namentlich wann von einer relevanten Änderung

auszugehen ist. Technische Details wird man aus

pragmatischen Gründen von der prozeduralen Än-

derungssperre ausnehmen können. Problemati-

scher indes ist die Auffassung, nur Veränderungen

am eigentlichen Regelungsziel stellten einen rele-

vanten Akt der Konterlegislatur dar.38 Hier muss

den Abstimmenden überlassen bleiben, selbst

über die Relevanz der jeweils zur Änderung an -

stehenden Regelung zu entscheiden. Von Art. 50

Abs. 4 HmbV dürften ferner nur diejenigen Teile

eines Gesetzes erfasst sein, die Änderungen ge-

genüber dem volksbeschlossenen Gesetz enthal-

ten.39 Über all diese Fragen weist der im Oktober

2012 neugefasste § 26 Abs. 1 Nr. 2 HmbVAbstG

dem HmbVerfG die Entscheidungsgewalt zu.

Das Volk selbst ist nach dem neuen Art. 50

HV nicht länger daran gehindert, seine eigenen

Gesetze zu ändern. Der alte Absatz 4, der eine 

Änderungssperre von zwei Jahren bestimmte, ist

ersatzlos entfallen. Dies ist zu begrüßen, da in 

der Tat nicht nachvollziehbar ist, „wieso das Volk

über einen relativ langen Zeitraum an seine Ent-

scheidung gebunden und daran gehindert sein

soll, diese im Verfahren nach Art. 50 HambV zu

korrigieren – während die Bürgerschaft es jeder-

zeit in der Hand hat, das Ergebnis eines Volksent-

scheids durch eine entgegenstehende Entschei-

dung wieder aufzuheben“40.

– Die Bindungswirkung „sonstiger Vorlagen“

Eine vor dem Erfahrungshorizont des LBK-Kon-

flikts wichtige Regelung trifft auch Art. 50 Abs. 4a

HV (Verfassungsästheten werden sich über einen

Absatz „4a“ in einer von Grund auf neugestalteten

Norm wundern). Im Streit um die Privatsierung

des Landesbetriebs Krankenhäuser (LBK) hatte

nämlich das HmbVerfG 2004 die Bindungswir-

kung von Volksentscheiden über „andere Vorla-

gen“ noch kategorisch in Abrede gestellt.41

Konflikt 4: Privatisierung des LBK
Auf Betreiben der Volksinitiative „Gesundheit ist
keine Ware“ war der Senat am 29. Februar 2004
per Volksentscheid aufgefordert worden sicher-
zustellen, dass die Freie und Hansestadt Ham-
burg Mehrheitseigentümerin des LBK und seiner
Einrichtungen bleibe (Zustimmung: 76,8%, ent-
sprach 49,2% aller Stimmberechtigten). Als der
Senat der Bürgerschaft dennoch einen Gesetzes-
entwurf über eine Privatisierung des LBK vor-
legte, riefen die Initiator/inn/en das Hamburgi-
sche Verfassungsgericht (HmbVerfG) an. Dieses
wies den Antrag am 15. Dezember als unbegrün-
det zurück:
„Es würde dem gleichen Rang von Volk und Par-
lament zuwiderlaufen, wenn bei anderen Ange-
legenheiten der politischen Willensbildung, mit
und in denen die Bürgerschaft befasst und recht-
lich unverbindlich tätig werden kann, entspre-
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chende Äußerungen des Volkes rechtlich ver-
bindlich wären. (…) Hätte der Verfassungsgeber
(…) dem Antrag des Volkes auf Befassung mit an-
deren Angelegenheiten der politischen Willens-
bildung eine weitergehende Wirkung zuerken-
nen wollen als den entsprechenden Initiativen
der Bürgerschaft, so hätte er das in der Verfas-
sung ausdrücklich sagen müssen. Das HmbVerfG
hält deshalb an seiner (…) Auffassung fest, dass
die Aufforderung an den Senat in dem Antrag
der Volksinitiative einem Ersuchen der Bürger-
schaft an den Senat entspricht. Solche Ersuchen
sind für den Senat nicht verbindlich.“
HmbVerfG, Urteil v. 15.12.2004, HVerfG 6/04 (LBK II),
NVwZ 2005, S. 685 (687)

Art. 50 Abs. 4a HV bestimmt nunmehr

aus drücklich die Bindungskraft „anderer Vorla-

gen“ (im Sinne von Abs. 1 Satz 1): Unter dem

Aspekt der Geltung wird festgeschrieben, dass

auch Volksentscheide über andere Vorlagen Bür-

gerschaft (!) und Senat binden; unter dem Aspekt

der Fortgeltung werden die Regeln über die Ände-

rung volksbeschlossener Gesetze für sinngemäß

anwendbar erklärt.42 Da es dem actus contrarius

hier im Unterschied zur Gesetzgebung an Sicht-

barkeit fehlen kann (ein bloßes Zuwiderhandeln

genügt ja), ordnet Abs. 4a Satz 3 an, dass der Be-

schluss zur Aufhebung im Gesetz- und Verord-

nungsblatt zu verkünden ist.

Die neuen Regelungen zur Abänderung

vom Volk beschlossener Gesetze oder anderer Vor-

lagen in Art. 50 Abs. 4 und 4a HmbV erscheinen

vom Ansatz her gelungen. Das Modell fügt sich

stimmig in das Grundkonzept einer Volksgesetzge-

bung ein und eröffnet keinen Weg neben dieser.

Dass die Hürde niedrig angesetzt ist, ist angesichts

der Dringlichkeit nachvollziehbar. Da das zu än-

dernde Gesetz bereits die qualifizierte Zustimmung

des Volkes im Volksentscheid erhalten hat, beste-

hen auch keine verfassungsrechtlichen Bedenken,

dass einer Sperrminorität von nur 2,5% ein sus-

pensives Vetorecht an die Hand gegeben wird.43

Unglücklich erscheint nur, dass ausnahmslos alle

Änderungsgesetze im Sinne von Art. 50 Abs. 4 HV

frühestens drei Monate nach Verkündung in Kraft

treten können. Für dringliche Fälle wäre eine –

verfassungsgerichtlich überprüfbare – Eilbefugnis

der Bürgerschaft sinnvoll gewesen. Dass eine sol-

che Ausnahmevorschrift fehlt, ist bedauerlich, aber

kein Grund, verfassungsrechtliche Kritik an einer

Verfassungsänderung zu üben. Sollte das Problem

überhaupt einmal relevant werden, wird man nach

pragmatischen Lösungen suchen müssen.

– Die Absicherung des Wahlrechts

An die Regeln zur Konterlegislatur knüpft schließ-

lich auch die verfassungsrechtliche Neuregelung

des Wahlrechts in Art. 6 Abs. 4 HV an. Danach be-

dürfen Gesetzesbeschlüsse der Bürgerschaft (er-

gänze: zum Bürgerschaftswahlrecht; Art. 4 Abs. 2

Satz 3 erstreckt die Regelungen auch auf die 

Wahlen zu den Bezirksversammlungen) nicht nur

einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen

Stimmen; will die Bürgerschaft die Wahlgesetze

ändern, finden zudem im Grundsatz die Bestim-

mungen zu Parlamentsgesetzen Anwendung, die

volksbeschlossene Gesetze ändern sollen. Auf den

ersten Blick mag es verblüffen, dass ein parla-

mentsbeschlossenes Wahlrecht auf eine Stufe mit

volksbeschlossenen Gesetzen gestellt ist. Es er-

klärt sich aber daraus, dass die Wahlrechtsnovelle

von 2009 faktisch auf die Volksinitiative „Mehr

Bürgerrechte – ein neues Wahlrecht für Hamburg“

zurückgeht, die den verwickelten (Um-)Weg durch

die Institutionen genommen hat. Das Hamburger

Wahlrecht ist, seiner konfliktreichen Geschichte

entsprechend, auch gegenüber neuerlichen Zugrif-

fen des Volksgesetzgebers besonders gesichert. Im

Direkte Demokratie auf Landesebene 23

DD-001-067 Land:DD  19.05.14  09:28  Seite 23



Volksgesetzgebungsverfahren gelten für Änderun-

gen des Wahlrechts die Quoren für Verfassungs -

änderungen; ein Volksentscheid muss ohne Aus-

nahme am Tag einer Wahl zur Bürgerschaft oder

zum Deutschen Bundestag stattfinden.

Abschliessende Würdigung

Es ist ein Kennzeichen der Hamburger Entwick-

lung, dass Initiativen trotz ihres Scheiterns im

Volksgesetzgebungsverfahren immer wieder poli-

tisch Erfolg hatten. Wiederholte Male hat die Bür-

gerschaft Vorlagen im Nachhinein übernommen

und damit sogar die eigenen Korrekturen korri-

giert: Der 1998 gescheiterte Versuch einer Stär-

kung der Volksentscheide mündete in die erste

große Änderung von Art. 50 HV im Jahr 2001;44

die umstrittenen Verschärfungen der Abstim-

mungsmodalitäten wurden 2007 vor Durchfüh-

rung eines hierauf gerichteten Volksentscheides

rückgängig gemacht; der am 14. Oktober 2007 

gescheiterte Volksentscheid zur Änderung von

Art. 50 HV hatte die grundlegende Neuregelung

von 2008 zur Folge; das 2009 beschlossene Wahl-

recht geht auf das 2004 volksbeschlossene Gesetz

zurück, das die Bürgerschaft 2006 abgeändert

hatte. Für diese eigentümliche Mischung aus Ele-

menten von Reform und „Revolution“, die man –

in freier Anlehnung an Timothy Garton Ash45 –

als Hamburger „Refolution“ bezeichnen könnte,

dürfte es eine Reihe von Gründen geben: klare

Mehrheiten für die gescheiterten Entwürfe, den

Druck immer neuer Volksinitiativen, ganz sicher

auch taktische Gründe – und vielleicht auch einen

„großen gesellschaftlichen Lernprozess“, der von

der „Responsivität des repräsentativ-demokra ti -

schen Systems“ zeugt.46 Im Rückblick erscheint es

besonders ironisch, dass der beachtliche Innovati-

onsschub hinter den Reformen von 2008 und 2009

zu einem guten Teil dadurch begünstigt wurde,

dass der CDU-Senat ab 2004 den Bogen auch aus

Sicht jener überspannt hatte, die direkter Demo-

kratie eher leidenschaftslos gegenüberstehen.

Die zentralen Streitpunkte jener Jahre –

Abstimmungsquoren, freie Listeneintragung, Ab-

stimmungstage und die Verbindlichkeit von Volks-

entscheiden – sind gelöst. Ob in richtiger oder fal-

scher Weise, ist eine politische Frage; jedenfalls

sind sie in verfassungskonformer Weise gelöst.

Beim Haushaltsvorbehalt ist immerhin eine ge wis -

se Lockerung im Rahmen bundesverfassungs recht -

 licher Vorgaben erreicht. Zu begrüßen ist auch,

dass Senat und Bürgerschaft sich mit einiger Ver spä   -

tung der überfälligen Anpassung des HmbVAbstG

an die seit 2008 veränderte Verfassungslage ange-

nommen haben.47 Ansonsten haben die Neurege-

lungen den Praxistest noch immer vor sich; noch

ist es zu früh, fundierte Urteile zu fällen. Man

sollte hier gründlich beobachten, analysieren, be-

werten: Das „Hamburger Modell“ ist in vielem in-

novativ und hat neue Optionen in ein weithin ab-

gesteckt scheinendes Feld eingeführt. Die Freie

und Hansestadt Hamburg ist hierdurch zu einer

Art Labor für direktdemokratische Feldversuche

ge worden. Hierfür eignet sie sich als Stadtstaat in

be sonderem Maße:48 Die Bevölkerung wohnt dich -

ter beisammen, was den Grad der Betroffenheit er-

höht; die Themen sind räumlich näher an den

Men schen als in einem Flächenstaat; die Bürger

sind im Allgemeinen besser mobilisierbar. Vor

allem aber darf man gespannt sein, ob die neue

Rechtslage Volksgesetzgebung und parlamentari-

sche Gesetzgebung in Hamburg in einer Weise

aufeinander abgestimmt hat, dass die Konflikte

der jüngsten Ver gangenheit wirklich der Vergan-

genheit angehören.
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Begriffserklärungen

Hamburgisches
Verfassungsgericht 
am Sievekingplatz©

 A
nd

re
a 

O
rt

h

suspensives 
Vetorecht: 
auf schieben des
Vetorecht

fakultatives 
Referendum: 
Referendum 
(d. h. eine von 
der Regierung
oder dem Parla-
ment initiierte
Volksabstim-
mung), das auf
Antrag durch -
geführt wird.

Lex posterior 
(derogat legi
priori):
Das jüngere 
Gesetz hebt das
ältere Gesetz 
auf.

Organtreue:
Staatsorgane 
sind untereinan-
der zu rücksichts-
vollem Umgang
mitein ander 
und zu einem
Min destmaß 
an Kooperation 
verpflichtet.

Plebiszit: 
Volksabstimmung 

Actus 
contrarius: 
Akt, der einen 
früheren Akt 
aufhebt.
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Anmerkungen
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Hamburgs neue direkte Demokratie. Die Verfassungsänderun-
gen der Jahre 2008 und 2009 im Kontext“ zurück, der im Jahr-
buch für direkte Demokratie 1 (2009), S. 90–130, veröffent-
licht wurde. Für eine vertiefte Analyse und Würdigung der
Verfassungs- und Gesetzesänderungen der Jahre 2008 und
2009 sei auf diese Publikation verwiesen.
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Seit der Einführung des Volksabstimmungsrechts

im Jahr 1996 wurden 37 Unterschriftensamm-

lungen zur Unterstützung einer Initiative angezeigt.

In sieben Fällen wurden die drei Stufen von der

Volksinitiative über das Volksbegehren bis zum

Volksentscheid durchlaufen, die anderen Initiati-

ven wurden aus unterschiedlichen Gründen vor

der Durchführung eines Volksentscheids beendet. 

Das Volksabstimmungsverfahren mündet

in die Entscheidung über einen Gesetzentwurf oder

eine andere Vorlage, wobei die Bürgerschaft ihrer-

seits einen eigenen Gesetzentwurf oder eine eigene

Vorlage beifügen kann. Die unmittelbar Beteiligten

sind die Volksinitiative (Initiatorinnen und Initia -

toren, Vertrauenspersonen und unterstützende Per -

sonen) und die Bürgerschaft. Der Senat führt das

Volks abstimmungsrecht aus und bedient sich hier -

zu unterschiedlicher Stellen der Verwaltung, soweit

nicht durch das Volksabstimmungsgesetz bestimm -

te Aufgaben der Landesabstimmungsleitung oder

den Bezirksabstimmungsleitungen zugewiesen sind.

Unmittelbar dem Senat vorbehalten ist die

Feststellung über das Zustandekommen der ein-

zelnen Verfahrensabschnitte Volksinitiative, Volks-

begehren und Volksentscheid. Die Senatskanzlei

ist, mit Ausnahme von direkt an die Bürgerschaft

zu richtenden Anträgen auf Verlängerung der Über -

legungsfrist, zuständig für die Entgegennahme

verfahrensleitender Erklärungen der Initiatorinnen

und Initiatoren, wie z. B. die Anzeige einer Unter-

schriftensammlung und die Antragstellung auf

Durchführung des Volksbegehrens oder des Volks-

entscheids. Die Bezirksämter prüfen die Gültigkeit

der Unterstützungsunterschriften zu einem Volks-

entscheid bzw. der Eintragungen zu einem Volks-

begehren und führen das Amts- und Briefeintra-

gungsverfahren zu einem Volksbegehren sowie

einen Volksentscheid durch. Die Landesabstim-

mungsleitung koordiniert und organisiert mit dem

Landeswahlamt als zentraler Einheit und Ge-

schäftsstelle gemeinsam mit den Bezirksabstim-

mungsleitungen und deren Geschäftsstellen die

Durchführung von Volksentscheiden.

Erste Stufe: Volksinitiative

In den Jahren von 2002 bis 2013 wurden insge-

samt 30 Unterschriftensammlungen für Volksini -
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tia tiven angezeigt. In 22 Fällen wurde innerhalb

der sechsmonatigen Einreichfrist die erforderliche

Anzahl von 10 000 Unterstützungsunterschriften

eingereicht und der Senat stellte das Zustande-

kommen der Volksinitiative fest. In acht Fällen

wurden keine Unterschriften eingereicht, womit

das Verfahren bereits auf der ersten Verfahrens-

stufe durch Ablauf der Einreichfrist endete.

Das Verfahren beginnt mit der Anzeige

einer Unterschriftensammlung bei der Senatskanz-

lei, das die Initiatorinnen und Initiatoren in eige-

ner Verantwortung und auf eigene Kosten durch-

führen, indem sie Unterstützungsunterschriften

sammeln und bei der Senatskanzlei einreichen.

Durch das Siebente Gesetz zur Änderung

des Volksabstimmungsgesetzes vom 12. Juni 2007

wurde ein spezieller Beratungsanspruch der Initia-

torinnen und Initiatoren eingeführt. Bereits vor

der Anzeige und während des gesamten Verfah-

rens können sie sich hinsichtlich verfassungs-,

haushalts- und verfahrensrechtlicher Fragestellun-

gen kostenfrei beraten lassen. Bis zur Novellierung

des Volksabstimmungsgesetzes vom 9. Oktober

2012 wurde diese Beratung von der Senatskanzlei

unter Beteiligung der von dem jeweiligen Anliegen

fachlich berührten Fachbehörden durchgeführt.

Seitdem ist die Beratung der Landesabstimmungs-

leitung zugewiesen, die – ebenso wie zuvor die

Senatskanzlei – je nach Themenstellung auf die

jeweilige Fachkompetenz der Senatsämter und

Fachbehörden sowie des Hamburgischen Beauf-

tragten für Datenschutz und Informationsfreiheit

zurückgreift.

Neben der Klärung fachlicher Fragen be-

steht regelmäßig Interesse an einer Beratung hin-

sichtlich der Gestaltung der Unterschriftslisten

sowie hinsichtlich des Verfahrensablaufs. Für die

Gestaltung der Listen besteht größtmöglicher Spiel-

raum. Grenzen setzen z. B. die Forderung einer

ausreichenden Schriftgröße, um die Lesbarkeit zu

gewährleisten, oder das Verbot zusätzlicher Da-

tenerhebungen wie etwa E-Mail-Adressen der Un-

terstützenden. In Bezug auf den Verfahrensablauf

zeichnet sich ab, dass die Initiatorinnen und Ini -

tiatoren strategisch bestimmte Zeitpunkte ansteu-

ern. Deutlich wurde dies bei der Initiative „Trans-

Direkte Demokratie auf Landesebene 29
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parenz schafft Vertrauen“, die den Bürgerinnen

und Bürgern bei der Unterschriftensammlung zu-

sammen mit dem formulierten Gesetzentwurf eine

konkrete zeitliche Planung für das Einreichen der

Unterschriften, das Volksbegehren und den Volks-

entscheid vorlegte.

Der Verfahrensabschnitt endet mit der

Feststellung über das Zustandekommen der Volks-

initiative. Diese Feststellung hat der Senat inner-

halb eines Monats nach der Einreichung der Un-

terschriftslisten zu treffen. Dadurch verbleibt den

für die Prüfung zuständigen Bezirksämtern ledig-

lich ein Zeitraum von rund 14 Tagen, um die in

den Listen eingetragenen Personenangaben (Vor-

und Familienname, Geburtsjahr und Anschrift)

mit dem Melderegister abzugleichen. Maßgeblich

ist dabei, ob eine Unterschrift aufgrund der Ein -

tragung einer wahlberechtigten Person zugeord -

net werden kann. Eine Unterschrift wird daher 

auch dann als gültig gewertet, wenn zwar eine der

grundsätzlich vorgeschriebenen Angaben zur Per-

son – z. B. das Geburtsjahr – fehlt, anhand der übri -

gen Angaben aber eine Zuordnung zu einer wahl-

berechtigten Person erfolgen kann.

Zweite Stufe: Volksbegehren

Die zweite Stufe eines Volksabstimmungsverfah-

rens beginnt im Anschluss an die Befassungs- und

Überlegungsfrist der Bürgerschaft mit dem Antrag

auf Durchführung des Volksbegehrens, gegebe-

nenfalls zu einer überarbeiteten Fassung. Bis zur

Novellierung des Volksabstimmungsgesetzes 2012

war die Überarbeitung noch bis zum Zeitpunkt

der  Bekanntmachung zulässig, was insoweit nicht

unproblematisch war, als die überarbeitete Vorlage

selbst als Gegenstand des Volksbegehrens notwen-

diger Teil der Bekanntmachung ist. Der Gesetzge-

ber griff diese Problemstellung auf und trennte die

Frist für die Überarbeitung von der Bekanntma-

chungsfrist. Dadurch ist sicher gestellt, dass die

überarbeitete Vorlage auch bei Ausnutzung der

Überarbeitungsfrist rechtzeitig für die Bekanntma-

chung vorliegt.

Anders als die Unterschriftensammlung

zur Volksinitiative wird das Verfahren zum Volks-

begehren von dem Senat durchgeführt. Ein Volks-

begehren ist nach Artikel 48 Absatz 1 der Verfas-

sung der Freien und Hansestadt Hamburg neben

einer Gesetzesvorlage durch den Senat oder aus

der Mitte der Bürgerschaft die dritte verfassungs-

rechtliche Möglichkeit, einen Gesetzentwurf einzu-

bringen. Zur Gewährleistung eines gesetzmäßigen

Verfahrens kann diese Stufe nicht vollständig staats -

frei ausgestaltet werden. Hiermit steht das nach-

vollziehbare Interesse von Initiatorinnen und Initia-

toren, mit eigenen Eintragungslisten zu sammeln,

im Konflikt. Mehrfach wurde die Fragestellung, ob

die Unterschriften von der Initiative gesammelt wer -

den dürfen oder ob eine Eintragung ausschließlich

in den Eintragungsstellen der Bezirksämter bzw.

per Briefeintragung zulässig ist, neu geregelt.

Bei der Einführung des Volksabstimmungs -

rechts im Jahr 1996 konnte die Unterstützungsun-

terschrift nur in öffentlichen Eintragungsstellen

oder per Brief geleistet werden. Mit Änderungs -

gesetz vom 20. Juni 2001 wurde den Initiatorin -

nen und Initiatoren gestattet, mit eigenen Eintra-

gungslisten Unterschriften zu sammeln. Diese Ei-

gensammlung wurde mit Änderungsgesetz vom

17. Mai 2005 wieder aufgehoben. Mit der Ände-

rung des Volksabstimmungsgesetzes vom 12. Juni

2007 hat die Bürgerschaft das am 5. März 2007 zu-

stande gekommene Volksbegehren „Rettet den

Volksentscheid – Mehr Demokratie“ übernommen

und u. a. die Eigensammlung wieder zugelassen.

Dadurch wurde für Initiativen und Verwaltung

eine abschließende Verfahrensklarheit geschaffen.

Von den seit 2002 durchgeführten zwölf

Volksbegehren war die Eigensammlung in zwei
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Fällen ausgeschlossen. Bei den anderen zehn Ver-

fahren konnte die Eintragung in den öffentlichen

Eintragungsstellen, per Brief und in die Eintragungs-

listen der Initiativen erfolgen. In den beiden nicht

zustande gekommenen Volksbegehren war die

Sammlung durch die Initiatorinnen und Initiatoren

zugelassen. Wenn die Sammlung durch die Initiato-

rinnen und Initiatoren zugelassen war, wur den auf

diesem Weg auch die meisten Unterstützungsunter-

schriften erzielt: Regelmäßig jeweils deutlich über

90% (92–99%) der Eintragungen wurden von den

Initiatorinnen und Initiatoren gesammelt.

Die öffentlichen Eintragungsstellen wer-

den von den Bezirksämtern in den Kundenzentren

eingerichtet. Die Möglichkeit der Briefeintragung

ist an das Briefwahlverfahren angelehnt. Die Ein-

tragungsberechtigten können vor Ort, per Post,

Fernschreiben oder Fax und seit 2003 auch per E-

Mail einen Antrag auf Briefeintragung stellen und

erhalten ein Eintragungsformular zugesendet, das

bis zum Ablauf der Eintragungszeit bei der zentral

im Bezirksamt Hamburg-Mitte eingerichteten Brief -

eintragungsstelle eingegangen sein muss. Darüber

hinaus wurde 2008 ein elektronisches Verfahren

eingerichtet, das die Möglichkeit bietet, ein Brief-

eintragungsformular online auszufüllen. Allerdings

muss wegen des Erfordernisses einer Originalun-

terschrift auch dieses Formular in Papierform an

die Briefeintragungsstelle gesendet werden. 

Die Eintragungen werden zentral im Be-

zirksamt Hamburg-Mitte auf der Grundlage des

Melderegisters auf ihre Gültigkeit geprüft. Hierfür

wird die Abstimmungsdienststelle personell ver-

stärkt, damit innerhalb des für die Prüfung effek-

tiv zur Verfügung stehenden Zeitraums von rund

zwei Wochen ermittelt werden kann, ob die erfor-

derliche Anzahl gültiger Eintragungen – ein Zwan-

zigstel (5%) der zur letzten Bürgerschaftswahl

Wahlberechtigten (rund 63000 bezogen auf die

zur Bürgerschaftswahl vom 20. Februar 2011 ins-

gesamt rund 1,25 Millionen Wahlberechtigten) –

innerhalb von drei Wochen erreicht ist. Ebenso

wie bei der Prüfung der Unterstützungsunter-

schriften zu einer Volksinitiative wird eine Eintra-

gung auch dann als gültig gewertet, wenn trotz

fehlender Angabe eines vorgesehenen Personen-

datums eine eindeutige Zuordnung zu einer ein-

tragungsberechtigten Person erfolgen kann. Im

Zwei fel entscheidet die Bezirksabstimmungsleitung

über die Gültigkeit. Auf der Basis dieser Prüfung

stellt der Senat innerhalb von sechs Wochen fest,

ob ein Volksbegehren zustande gekommen ist.

Dritte Stufe: Volksentscheid

Mit der Abstimmung über den gegebenenfalls

zum Volksentscheid überarbeiteten Gesetzentwurf

oder die andere Vorlage wird im Erfolgsfall ein 

Gesetz beschlossen oder ein die Bürgerschaft und

den Senat bindender Beschluss gefasst. Dieses

staatliche Verfahren ist an Bürgerschafts- und Be-

zirksversammlungswahlen angelehnt und wird

vom Senat durchgeführt.

– Abstimmung an einem Wahltag 

oder ausserhalb einer Wahl

Organisatorisch von wesentlicher Bedeutung ist

es, ob ein Volksentscheid an einem Wahltag oder

Direkte Demokratie auf Landesebene 31

Amts- und Briefeintragung

Initiatorensammlung
200 000

100 000

An
za

hl
 d

er
 E

in
tr

ag
un

ge
n

Eintragungsverfahren zu Volksbegehren

DD-001-067 Land:DD  19.05.14  09:28  Seite 31



außerhalb einer Wahl durchgeführt wird. Eben -

so wie die Zulässigkeit der Eigensammlung zum

Volksbegehren wurden die gesetzlichen Rege-

lungen des Zeitpunktes der Durchführung eines

Volksentscheids mehrfach geändert. In den zu-

rückliegenden zehn Jahren wurden drei Volksent-

scheide mit einer Wahl (jeweils erfolgreich) und

zwei außerhalb von Wahlen (einer erfolgreich)

durchgeführt: Der Volksentscheid „Gesundheit ist

keine Ware“ am Tag der Hamburg-Wahl 2004, der

Volksentscheid „Mehr Bürgerrechte – Ein neues

Wahlrecht für Hamburg“ am Tag der Europawahl

2004 und der Volksentscheid „Unser Hamburg –

Unser Netz“ am Tag der Bundestagswahl am

22. Sep tember 2013. Außerhalb von Wahlen: Der

Volksentscheid „Hamburg stärkt den Volksent-

scheid – Mehr Demokratie“ am 14. Oktober 2007

und der erfolgreiche Volksentscheid „Wir wollen

lernen!“ am 18. Juli 2010.

Strukturell unterscheidet sich der an ei -

nem Wahltag durchgeführte Volksentscheid von

einem isoliert durchgeführten in dem Stimmabga-

beverfahren. An Wahltagen sind Wahl und Volks-

abstimmung miteinander verzahnt. Es wird ein

gemeinsames Verzeichnis für die Wahl- und die

Abstimmungsberechtigten erstellt, eine gemein-

same Wahl- und Abstimmungsbenachrichtigung

versendet und es besteht ein gemeinsames Antrags-

verfahren für Briefwahl und Briefabstimmung.

Zudem werden die zu Wahlen eingerichteten rund

1300 Wahllokale auch für die Abstimmung ge-

nutzt, so dass die Stimmabgabe im Wahllokal im

Vordergrund steht. 

Außerhalb von Wahlen ist die Volksab-

stimmung dagegen vorrangig als Briefabstimmung

organisiert, d. h. die Briefabstimmungsunterlagen

werden mit der Abstimmungsbenachrichtigung

versendet und müssen nicht extra beantragt wer-

den. Um neben der Briefabstimmung auch die

Stimmabgabe vor Ort in einer Abstimmungsstelle

zu ermöglichen, werden am Abstimmungstag in

den Kundenzentren und in Grundschulen insge-

samt rund 200 Abstimmungsstellen eingerichtet. 

Der Ausgestaltung als Briefabstimmung

ent sprechend wird die Urnenabstimmung nur we -

nig in Anspruch genommen. Einige Abstimmungs-

stellen wurden von weniger als einhundert Stimm-

berechtigten aufgesucht. Hier wird man versuchen,

durch Verschiebung der Standorte eine gleichmäßi-

gere Auslastung zu erzielen. Als Folge der geringe-

ren Anzahl von Abstimmungsstellen wird – anders

als bei Wahlen, wo nur mit einem Wahlschein die

Stimme in einem anderen Wahllokal abgegeben

werden kann – in den Abstimmungs  stellen der Zu-

griff auf ein elektronisches Abstimmungsverzeichnis

eingerichtet, so dass die Stimmabgabe in einer be-

liebigen Abstimmungsstelle möglich ist.

Mit der Neufassung der verfassungsrecht-

lichen Bestimmungen zur Volksgesetzgebung in
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Artikel 50 der Verfassung der Freien und Hanse-

stadt Hamburg vom 16. Dezember 2008 wurde

u. a. festgelegt, dass eine Volksabstimmung grund -

sätzlich am Tag der Wahl zur Bürgerschaft oder

zum Bundestag stattfinden soll, im Falle einer Ver-

fassungsänderung stattfinden muss, und für die-

sen Fall wurden zudem neue Quoren festgelegt,

die sich an dem Ergebnis der gleichzeitigen Wahl

orientieren. 

Danach ist ein Volksentscheid erfolgreich,

„wenn die Mehrheit der Abstimmenden zustimmt

und auf den Gesetzentwurf oder eine andere Vor-

lage mindestens die Zahl von Stimmen entfällt,

die der Mehrheit der in dem gleichzeitig ge -

wählten Parlament repräsentierten Hamburger

Stimmen entspricht“. Hat ein Volksentscheid eine

Verfassungsänderung oder ein Wahlgesetz zum

Gegenstand, ist jeweils eine Zweidrittel-Mehrheit

erforderlich. Diese komplexe Bestimmung wurde

mit der Novellierung des Volksabstimmungsgeset-

zes vom 9. Oktober 2012 konkretisiert. Zur Volks-

abstimmung am Tag der Bundestagswahl 2013 hat

das Landeswahlamt in seiner Öffentlichkeitsar-

beit die plakative Formel gebildet: 

„Die Anzahl der Ja-Stimmen muss größer

sein, als die Hälfte der Zweitstimmen, die bei der

Bundestagswahl in Hamburg auf die Parteien ab-

gegeben wurden, die jeweils mindestens ein Bun-

destagsmandat erhalten haben. Beispielrechnung:

Würden in Hamburg bei der Bundestagswahl

920 000 Zweitstimmen abgegeben und entfielen

davon 20 000 Stimmen auf Parteien, die an der

5%-Hürde scheitern, müssten für einen erfolgrei-

chen Volksentscheid mindestens 450 001 Ja-Stim-

men vorliegen (900 000 : 2 = 450 000; Mehrheit:

450 001).“ 

Bei einer gleichzeitigen Wahl zur Bürger-

schaft ist zu berücksichtigen, dass fünf Stimmen

auf den für die Zusammensetzung der Bürger-

schaft maßgeblichen Landeslisten-Stimmzettel ab-

gegeben werden können. Diese fünf Stimmen müs -

sen auf Wählerinnen und Wähler umgerechnet

werden. Das Quorum ist hiernach erfüllt, wenn

die Anzahl der Ja-Stimmen größer ist als die

Hälfte der Zahl, die sich aus der Anzahl der abge-

gebenen Landeslisten-Stimmzettel, multipliziert

mit dem Quotienten aus der Anzahl der Landeslis -

ten-Stimmen der in die Bürgerschaft gewählten

Parteien dividiert durch die Anzahl der insgesamt

abgegebenen gültigen Landeslisten-Stimmen er-

gibt. Beispielrechnung: Würden bei 700 000 Lan -

des listen-Stimmzetteln und 3500000 abgegebenen

Stimmen die in die Bürgerschaft gewählten Par-

teien 3 300 000 Stimmen erhalten haben, so müss-

ten für einen erfolgreichen Volksentscheid 330001

Ja-Stimmen vorliegen: (3 300 000 : 3 500 000) x

700 000 = 660 000 : 2; Mehrheit: 330 001.

Außerhalb einer Wahl zur Bürgerschaft

oder zum Bundestag findet ein Volksentscheid

über einfache Gesetze oder eine andere Vorlage

nur noch auf Antrag der jeweiligen Initiative statt.

In diesem Fall beträgt das erforderliche Zustim-

mungsquorum ein Fünftel (20 %) der zur letzten

Bürgerschaft Wahlberechtigten (bezogen auf die

Bürgerschaftswahl 2011 waren dies 250 928). 

Abstimmungsprozesse mit Bürgerschafts-

fraktion und Initiativen 

Im Gegensatz zu Wahlen, bei denen sich die offi-

ziellen Informationen zu den Kandidierenden auf

die Angaben auf den Stimmzetteln beschränken

und es den Wahlvorschlagsträgern und Kandidie-

renden obliegt, für ihre inhaltlichen Positionen zu

werben, erhalten die Stimmberechtigten zu ei-

nem Volksentscheid für ihre Entscheidungsfin-

dung ein Informationsheft zugesandt. Die Landes-

abstimmungsleitung ist Herausgeberin, während

die Initiativen und die Bürgerschaft, gegebenen-

falls getrennt nach Fraktionen, für die Inhalte ver-
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antwortlich sind. Sowohl die Funktion des Infor-

mationshefts, eine bewusste Entscheidung über

die politisch strittige Fragestellung zu ermögli-

chen, als auch der weite gesetzliche Spielraum für

seine Gestaltung haben regelmäßig einen intensi-

ven Austauschprozess der Abstimmungsleitung

mit den politisch Beteiligten zur Folge.

Gesetzlich war bis zu der Novellierung

2012 lediglich vorgegeben, dass Initiativen und

Bürgerschaft in gleichem Umfang Stellung nehmen

können und dass gegebenenfalls eine nach Frakti-

onsstärke aufgeschlüsselte Stellungnahme erfolgt.

Insbesondere Seitenzahl und Struktur hingegen

mussten bei jedem Volksentscheid mit Ini tiativen

und Bürgerschaftsfraktionen neu abgestimmt wer-

den. Dabei stand das mit Blick auf die Vermeidung

einer Reaktionsmöglichkeit der jeweils anderen

Seite nachvollziehbare Interesse an einer möglichst

späten Festlegung – vor allem auch der konkreten

Beiträge – im Konflikt mit der organisatorischen

Notwendigkeit, die Merkmale für die Vergabe des

Druckauftrags möglichst frühzeitig festzulegen.

Die aufgrund der Reform konkretisierenden Be-

stimmungen im Volksabstimmungsgesetz, u. a.

zum Umfang, zielen darauf ab, den Abstimmungs-

prozess zu vereinfachen. Wichtig ist auch, dass

nunmehr die Verantwortlichkeit der Initiativen und

der Fraktionen für ihre jeweiligen Beiträge klarstel-

lend festgelegt ist. Dazu gehört u. a. die ausdrück-

liche gesetzliche Bestimmung, dass das Hamburgi-

sche Pressegesetz mit seinen Bestimmungen über

die Herausgeberhaftung keine Anwendung auf das

Informationsheft findet.

Neben dem Informationsheft barg auch

die Stimmzettelgestaltung Konfliktpotenzial, insbe -

sondere wenn mehr als eine Vorlage zur Abstim -

mung stand. Gesetzlich war bei mehreren Vor -

 lagen lediglich ihre Reihenfolge festgelegt. Ebenso

wie bei der Gestaltung des Informationsheftes be-

durfte es hier einer einvernehmlichen Lösung mit

allen Beteiligten. Diese Problemstellung sollte durch

die mit der Novellierung 2012 erfolgte Konkretisie-

rung zu der Darstellung der Abstimmungsfrage(n)

auf dem Stimmzettel gelöst sein.

Kosten und Kostenerstattung

Die Kosten liegen bei einem Volksentscheid, der

an einem Wahltag stattfindet, bei rund 2 Millio-

nen Euro, bei einem Volksentscheid außerhalb

einer Wahl fallen Kosten in Höhe von rund 3,5 Mil -

lionen Euro an. Ein gemeinsam mit einer Wahl

durchgeführter Volksentscheid verursacht gerin -

gere Kosten, weil einige Aufgaben miteinander

verbunden werden, wie z. B. die Versendung der

Wahl- und Abstimmungsbenachrichtigungen sowie

der Briefwahl- und Briefabstimmungsunterlagen.

Den Abschluss eines Volksabstimmungs-

verfahrens bilden die Rechenschaftslegung der Ini -

tiativen über die von ihnen in den einzelnen Ver-

fahrensstufen erzielten Einnahmen und Ausgaben

sowie das Kostenerstattungsverfahren. Die Initia-

tiven haben im Anschluss an die Durchführung

eines Volksentscheids einen Anspruch auf die 

Erstattung der nachgewiesenen Kosten für eine

angemessene Information der Öffentlichkeit über

die Ziele von Volksbegehren und Volksentscheid.

Dabei ist die Kostenerstattung der Höhe nach auf

0,10 Euro je Ja-Stimme, maximal aber 40000 Euro

begrenzt. 

Zwingende Voraussetzung für eine Kosten -

erstattung ist neben dem Nachweis der oben ge-

nannten Kosten, dass ordnungs- und fristgemäß

Rechenschaft abgelegt wurde. In dem Rechen-

schaftsbericht sind u. a. Spenden ab 2500 Euro

mit dem konkreten Betrag sowie Vor- und Famili-

ennamen sowie Anschrift der spendenden Person

offen zu legen. Die Ordnungsgemäßheit war bis-

her in keinem Fall zu beanstanden. Allerdings hat

sich die Bürgerschaft 2012 dazu veranlasst gese-
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hen, eine gesetzliche Lücke bei der Offenlegung

der Finanzquellen der Initiativen zu schließen: Die

Pflicht zur Veröffentlichung der Namen von Groß -

spenderinnen und Großspendern (ab 2500 Euro)

konnte mittels Zwischenschaltung eines Förder-

vereins umgangen werden. Mit der Anwendung

des für Parteien im Parteiengesetz geregelten Ver-

bots der Annahme von anonymen Spenden ab

einem Betrag in Höhe von mehr als 500 Euro wird

einem solchen Vorgehen entgegengewirkt.

Fazit

Hamburg hat insgesamt ein Volksabstimmungs-

recht mit Verfahrenswegen, die auch aufgrund 

der Praxiserfahrungen zunehmend ausbalanciert

wurden und eingespielt sind. Maßgeblich sind

konsensorientierte Lösungsmechanismen sowie

Planbarkeit im Verfahren. Hierzu dient eine enge

Kommunikation zwischen Landesabstimmungslei-

tung, Bürgerschaftsfraktionen und Initiativen. Mit

der fraktionsübergreifenden Einigung der Bürger-

schaft mit der Volksinitiative Mehr Demokratie

e. V., die zu der Novellierung des Volksabstim-

mungsgesetzes im Oktober 2012 geführt hat, ist

zudem der Weg für ein einvernehmliches Volksab-

stimmungsrecht geebnet und eine stabile Grund-

lage für die Durchführung von Volksabstimmungs-

verfahren geschaffen worden.
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Wer weiß schon, dass die direkte Demokratie

in Hamburg fast 100 Jahre alt ist? Denn

schon in der Verfassung von 19211 war die Mög-

lichkeit von Volksbegehren und Volksentscheid

vorgesehen. Allerdings kam es bis zum Dritten

Reich 1933 zu keinem einzigen Volksentscheid in

Hamburg. In der ersten Hamburger Verfassung

nach dem Zweiten Weltkrieg war diese Möglich-

keit der Bürgerbeteiligung nicht vorgesehen. Erst

1996 beschloss die Hamburger Bürgerschaft2 eine

erneute Einführung der direkten Demokratie, aller -

dings mit hohen Hürden. Die Angst vor dem Volk

war wohl immer noch sehr präsent in den Köpfen.

Doch das Volk war in den Neunziger Jahren nicht

mehr zu bremsen. Es entwickelte sich eine Be -

wegung um den Verein Mehr Demokratie e. V., die

eine Senkung der Hürden von Volksentscheiden

vor sah und zusätzlich deren Einführung auch auf 

lokaler Ebene in den Bezirken (Bürgerentscheide)

forder te.

Diese beiden Volksentscheide standen zur

Bundestagswahl 1998 zur Abstimmung. Wegen

der hohen Zweidrittelhürde schaffte es der Volks-

entscheid zur Änderung der Verfassung nicht ganz,

dafür aber der Entscheid zur Einführung von Bür-

gerentscheiden auf bezirklicher Ebene.

Damals nahm die erste rot-grüne Bür -

gerschaftsmehrheit (seit September 1997) dieses

deut liche Mehrheitsvotum (wenngleich auch kei -

ne Zweidrittelmehrheit) der Hamburgerinnen und

Hamburger zum Anlass, mit der CDU über eine

Senkung der Hürden zu verhandeln. Dabei kam

u. a. heraus, dass Volksinitiativen ab 10 000 Stim-

men erfolgreich sind (vorher 20000) und Volks ent -

scheide, die ein Quorum von 20% (vorher 25%)

der Wahlberechtigten erfüllen, als angenommen

gelten. 

Dann geschah bei der Bürgerschaftswahl

2004 der große politische Sündenfall: Die CDU

ignorierte bzw. kippte gleich zwei nicht genehme

Volksentscheide. Der erste Volksentscheid zur Pri-

vatisierung der städtischen Krankenhäuser3 wurde

schlicht übergangen und die Krankenhäuser an

den Krankenhauskonzern Asklepios verkauft. Der

zweite Volksentscheid zur Europawahl beinhaltete

ein völlig neues, bürgerfreundliches Wahlrecht.4

Zwar waren beide großen Volksparteien vom Zu-

standekommen des neuen Wahlrechts geschockt,
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doch nur die CDU änderte 2006, mit ihrer damals

absoluten Mehrheit, dieses Wahlrecht in seinem

Kern. Erst 2009 kam es auf Basis eines erneuten

drohenden Volksentscheids zum Bürgerwahlrecht5

ein halbes Jahr vor der Abstimmung zu einem

Wahlrechtskompromiss6, der bis heute trägt.

Aber die CDU „versündigte“ sich nicht

nur an bereits erfolgreich stattgefundenen Volks-

entscheiden, sondern wollte auch in der Zukunft

deren Zustandekommen erschweren. Fortan soll-

ten Volksinitiativen und Volksbegehren nur noch

mit einer Amtseintragung von Unterschriften mög-

lich sein, und damit die bisher freie Unterschrif-

tensammlung beenden7.

Diese politische Entwicklung wurde von

der damals regierenden CDU vollkommen falsch

eingeschätzt. Die Hamburgerinnen und Hambur-

ger wollten sich ihre Mitbestimmungsrechte nicht

mehr nehmen lassen und schon gar nicht akzep-

tieren, dass der Wille des Volkes nach Abstim-

mungen ignoriert wird. Diese Ereignisse führten

zu einem bis dahin nicht gekannten breiten Bünd-

nis zwischen Gewerkschaften, SPD, Grünen, Lin-

ken, Mehr Demokratie e.V., vielen Bürgervereinen

und Initiativen mit dem Namen „Für faire und

verbindliche Volksentscheide – Mehr Demokra-

tie“8 in der Stadt. Nach der Wahl 2008 musste das

neue schwarz-grüne Bündnis sich mit den Forde-

rungen der Initiative auseinandersetzen, um einen

Volksentscheid zu vermeiden. Die CDU willigte

schließlich in einen Kompromiss zur Übernahme

der Forderungen dieses inzwischen erreichten

Volks begehrens ein. 

Ergebnis war und ist, dass Volksentschei -

de aufgrund einer politischen Verbindlichkeitsklau-

sel zukünftig nicht einfach übergangen oder ge -

ändert werden können. Die vom Volksbegehren

entwi ckelte Idee gewährleistet, dass die Bürger-

schaft weiterhin handlungsfähig bleibt, aber in Zu-

kunft mit dem Volkssouverän rechnen muss: Wenn

eine Bürgerschaftsmehrheit ein volksbeschlossenes

Gesetz oder eine andere Vorlage ändern will, liegt

dieser Bürgerschaftsbeschluss drei Monate auf Eis,

bevor er in Kraft treten kann. In dieser Zeit können

Bürgerinnen und Bürger, die nicht mit der Ände-

rung einverstanden sind, 30000 Unterschriften für

ein Referendumsbegehren sammeln. Sollten diese

zusammenkommen, muss die Bürgerschaft ein Re-

ferendum über ihre Änderung abhalten. So kann

einerseits das Volk Änderungen des Parlaments an

seinem Volksentscheid stoppen, andererseits aber

die gewählten Volksvertreter Änderungen vorneh-

men, sollte der aktuelle Zeitverlauf dies notwendig

erscheinen lassen. Am Ende hat bei strittigen Fra-

gen aber das Volk unmittelbar das letzte Wort.

Diese Klausel wirkt natürlich politisch, denn jede

Bürgerschaftsmehrheit wird sich sorgfältig überle-

gen, ob sie bei Änderungen von Volksentscheiden

eine Niederlage einstecken will oder lieber nicht.

Das macht Volksentscheide in Hamburg seitdem
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sicherer und ist gleichzeitig einmalig im bundesre-

publikanischen Verfassungsgefüge. 

Die CDU verlangte damals als Kompro-

miss, dass Volksentscheide in der Regel nur noch

an Tagen zur Bürgerschafs- oder Bundestagswahl

stattfinden sollen. Damit sollte erreicht werden,

dass die vergleichsweise hohe Wahlbeteiligung bei

diesen Wahlen auch auf die Beteiligung der paral-

lel stattfindenden Wahlen abstrahlt und die nun

politisch verbindlichen Volksentscheide auch eine

höhere politische Legitimation haben. Dafür muss -

ten alle Beteiligten ein Modell von so genannten

Parlamentsquoren entwickeln, die diese Koppe-

lung sinnvoll ausfüllen.

Zur Bundestagswahl 2013 ist der Fall eines

parallel stattfindenden Volksentscheides mit Parla -

mentsquorum das erste Mal seit Einführung zum

Tragen gekommen. Und dieser erste Test wur de

bestanden. Die Wahlbeteiligung strahlte tatsäch-

lich auf die Teilnahme am Volksentscheid aus, so

dass dieser nicht an mangelnder Beteiligung schei-

terte und mit ca. 15000 Stimmen Vorsprung knapp

erfolgreich war9.

Es war natürlich nicht einfach, auf der

einen Seite die schwarz-grünen Kompromisse zu

erreichen und andererseits SPD, Linke und Mehr

Demokratie e. V. plus Vertrauensleute aus den ver-

schiedenen Unterstützerorganisationen zu einer

gemeinsamen Verfassungsänderung zu bewegen.

Doch am Ende siegte, auch bei den Detailfragen,

auf allen Seiten die Vernunft, die später zu einer

einvernehmlichen Änderung der Verfassung und

dann auch zu einer Neufassung des Durchfüh-

rungsgesetzes führte. 

Aktueller Status

Inzwischen hat Hamburg sicher das beste Gesetz

aller Bundesländer zur Durchführung von Volks-

initiativen, Volksbegehren und Volksentscheiden

und neuerdings auch ein fakultatives Referendum.

Letzteres ist ebenfalls ein Instrument der direk -

ten Demokratie, das bundesweit ausschließlich 

in Hamburg existiert und sich auf Änderungen

von Volksentscheiden durch das Parlament be-

schränkt. Für ein erfolgreiches Referendum müs-

sen 2,5% der Wahlberechtigten eine Beschlussfas-

sung innerhalb von drei Monaten unterschreiben.

Reagiert die Bürgerschaft auf einen solchen Be-

schluss nicht mit der Zurücknahme des Gesetzes-

beschlusses, findet ein neuer Volksentscheid statt.

In der letzten Gesetzesänderung durch die Bürger-

schaft im Jahre 2013 wurde auch bestimmt, dass

der Senat verpflichtet ist, bei konkreten Hinwei -

sen über eine möglicherweise verfassungswidrige

Volksinitiative, das Hamburger Verfassungsgericht

zur Klärung anzurufen. Bis dahin war das ledig-

lich eine Option. Gerade beim letzten Volksent-

scheid zum Rückkauf der Energie-Netze stritten

Experten und auch Abgeordnete untereinander, 

ob aufgrund des hohen finanziellen Aufwandes,

der mit einem Netzerückkauf verbunden ist – man

sprach von bis zu 2 Milliarden Euro –, ein sol cher

überhaupt Gegenstand eines Volksentscheides sein

darf. Diese Frage konnte vor dem Volksentscheid

nicht mehr fristgemäß geklärt werden. Zukünftige

Volksentscheide mit erheblichen finanziellen Aus-

wirkungen für den Haushalt müssen aber damit

rechnen, vor dem Verfassungsgericht zu landen,

um zu klären, wie hoch der Spielraum des Volks-

gesetzgebers bei finanziellen Folgewirkungen ver-

fassungsrechtlich sein darf.

Ausblick

Nach den Auseinandersetzungen um Stuttgart 21

hat der Wahlsieger Winfried Kretschmann (Grüne)

die Konsequenzen aus der missglückten Bürger -

beteiligung bei diesem Mammutprojekt der Bahn

und der Vorgängerregierung unter Stefan Mappus
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(CDU) gezogen. Bürgerbeteiligung wurde in Ba  -

den-Württemberg zum Bestandteil der Staatsrä -

son erklärt. In der Staatskanzlei wurde extra eine

Staats sekretärin nur für dieses Aufgabengebiet

eingestellt, und es wurde ein Beteiligungsportal

eingerichtet10, auf dem über aktuelle Gesetze der

Landesregierung diskutiert wird und Kommentare

geschrieben werden. Zudem können sich die Bür-

gerinnen und Bürger dort über neue Vorhaben in-

formieren. Bei uns in Hamburg ist rein gesetzlich

jetzt vieles optimal geregelt. Doch Beteiligung und

Mitbestimmung verlangen mehr als gute Gesetze

mit fairen Regeln für die Bürgerinnen und Bürger.

Wir brauchen eine aktive Informationspolitik des

Hamburger Senats und der Bezirke, wir brauchen

generell eine Kultur des Gehörtwerdens und des

Mitnehmens in Hamburg. Das muss offizielle Se-

natspolitik sein und sollte am besten aus der Se-

natskanzlei gesteuert werden. Bisher reagieren die

politisch Verantwortlichen nur aufs Volk. Damit

geraten Regierungsvorhaben schnell in die De -

fensive. Es ist doch verrückt, wenn der Chef der

Hochbahn verkündet, er traue sich keinen Stadt-

bahnbau mehr zu, weil über der Erde buddeln

immer Ärger mit den Anwohnern brächte.11

Hamburg sollte zukünftig noch mehr De-

mokratie wagen und die Hamburgerinnen und

Hamburger bei Großvorhaben, wie z. B. bei der

Einführung einer Straßenbahn zur finanzierba -

ren Entlastung von Bus- und U-Bahnverkehr oder

bei einer Olympiabewerbung, mit einem Referen-

dum12 beteiligen. So wäre jedem in Hamburg klar:

Ohne die Bürger wird keine wegweisende Neue-

rung um gesetzt, sondern bevor es losgeht, werden

sie nach ihrer Meinung über Sinn oder Unsinn des

Großvorhabens gefragt.

Um nicht falsch verstanden zu werden:

Ich sehe meine Aufgabe als Abgeordneter nicht

darin, ständig Verantwortung ans Volk abzugeben,

weil ich mich nicht selbst traue zu entscheiden,

sondern anders herum: Politisches Handeln wird

auf diese Weise erst wieder möglich. Zurzeit erle-

ben wir in Hamburg eine Politik, die von Angst

vor dem Volk zumindest mitbestimmt ist. Ent-

scheidungen, die Widerstand auslösen könnten,

werden vertagt und gar nicht erst vorbereitet. Die

Stadt wird nur noch verwaltet, größere Weiterent-

wicklungen finden nicht statt oder werden Stück

für Stück heimlich umgesetzt, so dass sich kein

landesweiter Protest zusammenfinden kann. Poli-

tik muss mehr erklären und versuchen die Bürger

nicht bei Wahlen, sondern auch beim Regieren zu

überzeugen und mitzunehmen. Ein Referendum,

ausgelöst durch die Hamburger Bürgerschaft,

könnte den Regierenden helfen, auch größere Ent-

wicklungen anzugehen, ohne die Hamburgerin-

nen und Hamburger zu übergehen. 

Ein erster Schritt ist getan: Das fakultative

Referendum steht in der Verfassung. Der zweite

Schritt wäre nun ein Parlamentsreferendum, klug

eingefügt in den Artikel 50 der Hamburgischen

Verfassung neben den Volksentscheiden.

Anmerkungen

1 Vgl. Bernhard Studt, Hans Olsen: Hamburg – Die Geschichte
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4 Hamburgische Bürgerschaft, Drs. 17/3605.
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7 Hamburgische Bürgerschaft, Drs. 17/843.

8 http://hh.mehrdemokratie.de/hh, Presseerklärung vom
5.11.2007.
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10 http://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/start-
seite

11 http://www.ndr.de/regional/hamburg/hochbahn339.html
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Der Hamburger Landesverband von Mehr De-

mokratie e. V. hatte nie „nur“ die direkte De- 

mokratie im Auge. Ein bürgerfreundliches Wahl -

recht, leichter Informationszugang und eine bür -

gernahe Verwaltung standen immer mit auf der

Agenda. Sie gehören zusammen und bilden die

Grundelemente einer aufgeklärten selbstbestimm-

ten Gesellschaft selbstbewusster Bürgerinnen und

Bürger. Parteipolitik und Verwaltung müs sen und

werden sich darauf einstellen. Aus der eher die

Ge sellschaft beherrschende, werden sie in eine

mehr dienende Position gedrängt. Das ist ein zum

Teil schmerzlicher Prozess, der nicht reibungslos

abläuft und Zeit braucht. Solche gesellschaftlichen

Umbrüche verändern das Machtgefüge in einer

Gesellschaft. Machtfragen führen zu Machtkämp-

fen, die nicht einfach überwunden werden, son-

dern gesellschaftliche Prozesse prägen, mit allen

strategischen, taktischen und persönlichen Begleit -

erscheinungen.

Das Internet hat in den letzten 20 Jahren

diesen Prozess verändert, gefördert und beschleu-

nigt. Es hat neue Möglichkeiten geschaffen. Das

gilt nicht nur für die schnellere und leichtere 

Kommunikation. Es ist besonders wirksam beim

Informationszugang für die Bürgerinnen und Bür-

ger und dem Informationsaustausch zwischen 

Be hörden und Entscheidungsträgern. Der mög-

lichst freie und umfassende Informationszugang

und die schnel  le Verbreitung von Informationen

fördern also nicht nur wirtschaftliches Wachs -

tum. Noch stär ker und schneller werden sie 

gesellschaftliche Strukturen verändern. Sie er-

leichtern die Machtkontrolle durch Bürgerinnen 

und Bürger. Das ist leider keine Einbahnstraße. 

Die technischen Möglichkeiten bergen auch 

große Gefahren: Auch Regierungen können sich

ihrer bedienen. Mit Parteipolitik und Parlamenten 

allein wird diesen Gefahren nur schwer begegnet 

werden können. Die notwendige Machtausübung

durch Regierungen und Machtkontrolle durch 

Parlamente unterliegen zu vielen Anfechtungen 

und Verwerfun gen. Der Miss brauch des Internets 

auch durch demokratisch gewählte Regierungen,

z. B. der Geheimdienste der USA und des Ver -

 einigten Königreichs, und Markt beherrschende

Unternehmen belegt diese These. Das direkte

Macht wort des Volkes hat es da nicht nur leichter,

40

Manfred Brandt

Lotta continua – 
Der Kampf geht weiter

DD-001-067 Land:DD  19.05.14  09:29  Seite 40



es ist erforderlich, um solche Auswüchse zu be-

schneiden.

Wer nach vorne schauen will, sollte sich

zunächst einmal umschauen: Welches Demokra-

tieverständnis trägt uns, wo standen wir, wo ste-

hen wir und wie könnte es weitergehen? 

Die direkte Demokratie wurde in Hamburg

1996 für die Landesebene in die Verfassung aufge-

nommen. Hamburg war das letzte Bundesland, in

dem dieses Instrument der Gesetzgebung einge-

führt wurde. Es war also kein Akt demokratischer

Begeisterung, der das Landesparlament, die Bür-

gerschaft, dazu bewog. Die Ausgestaltung dieses

Rechts war entsprechend restriktiv. Das mo tivierte

Freunde der direkten Demokratie, dieses Instru-

ment zu nutzen, um die Regelungen für direkte

Demokratie bürgerfreundlicher zu gestalten.

Dieses Ringen um mehr Demokratie ver-

lief und verläuft auch in Hamburg mit den histo-

risch typischen Argumentationsmustern, wenn in

einer Gesellschaft die Bürgerinnen und Bürger

mehr Einfluss auf politische Entscheidungen be-

kommen wollen und sollen. Ungewöhnlich war,

dass in Hamburg fast zeitgleich beide Säulen 

der Demokratie verändert und gestärkt wurden, 

die direkte und die parlamentarische Demokra -

tie, letztere durch das Wahlrecht. Beides berührt

Macht fragen in sehr unterschiedlicher Weise. Die

direkte Demokratie konkurriert, meist Einzelfall

bezogen, mit der Parlamentsmehrheit und der von

ihr getragenen Regierung. Wahlrechtsänderungen

berühren dagegen die Machtverhältnisse in und

zwischen den Parteien. Hier sind die Parteien di-

rekt betroffen. Veränderungen innerhalb des Sys -

tems Verhältniswahlrecht – wie in Deutschland

üblich – wirken sich stark auf die innerparteili-

chen Macht verhältnisse aus: Entscheiden die Gre-

mien der Parteien allein oder weitgehend allein,

wer für sie ins Parlament einzieht, oder können

auch die Wählerinnen und Wähler das beeinflus-

sen? Je stärker dieser Wählereinfluss werden soll,

desto heftiger reagieren die Machteliten in den

Parteien. Mühsam und jahrelang erarbeitete inner-

parteiliche Netzwerke drohen wirkungslos zu wer-

den, politische Lebensplanungen werden unsi-

cher. Anders als bei der Ausweitung der direkten

Demokratie gibt es bei solchen Wahlrechtsände-

rungen unmittelbare persönliche Betroffenheiten.

Wer innerparteilich im Zug sitzt, kämpft meist

gegen die Öffnung der Türen; wer auf dem Bahn-

hof steht und einsteigen möchte, freut sich über

die Öffnung. Der politische Widerstand gegen 

solche Wahlrechtsänderungen hat dadurch auch 

eine ganz andere Qualität und schafft andere

Frontstellungen als bei Änderungen der Regeln für

die direkte Demokratie. Änderungen des Wahl-

rechts schaffen Bündnisse vor allem zwischen

ähnlich starken Parteien, Änderungen bei der di-

rekten Demokratie besonders zwischen den Re -

gierungsparteien, die sich vom Volk nicht dreinre-
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den lassen wollen. Es gibt allerdings rühmliche

Ausnahmen.

Die Frage, wie viel direkte und/oder parla -

mentarische Demokratie ein Gemeinwesen haben

soll, ist der Kern der Auseinandersetzungen der

letzten fünfzehn Jahre in Hamburg. Das berührt

zwei Aspekte, den der möglichst effizienten Um-

setzung des Volkswillens und den der Machtba-

lance. Die Frage nach der effizienteren Umsetzung

des Volkswillens ist nicht einfach zu beantworten.

In rein parlamentarischen Systemen wird sie stark

vom geltenden Wahlrecht beeinflusst. Je mehr

Einfluss die Wählerin und der Wähler direkt auf

die personelle Zusammensetzung des Parlaments

nehmen kann, desto stärker wird es sich am Volks -

willen orientieren. 

Effizienz und Stetigkeit politischer 

Entscheidungsstrukturen

Direktdemokratische Entscheidungen sind zwar

vom Verfahren her wesentlich umständlicher und

dadurch formal ineffizienter, aber sie können den-

noch zu schnelleren Entscheidungen führen. Ein

Blick über die Landesgrenzen mag das veran-

schaulichen. Der Vergleich des Großprojekts Stutt-

gart 21 mit Schweizer Großprojekten ist beeindru -

ckend. Das Projekt „Glattalbahn“ im Schweizer

Kanton Zürich, das planerisch als anspruchsvoller

gilt als Stuttgart 21, wurde ebenfalls Ende der

1988er Jahre angeschoben, durchlief zwei gesetz-

lich vorgeschriebene Volksentscheide und ging

2010 mit der letzten Etappe in Betrieb. In diesem

Jahr war Stuttgart 21 noch immer umstritten und

begleitet von Demonstrationen und unrühmlichen

Polizeieinsätzen. Der Bau des St. Gotthard-Tun-

nels, ein wirklich europäisches Großprojekt der

Schweiz, konnte mit Volksentscheiden etwa zeit-

lich parallel zum Projekt „Glattalbahn“ realisiert

werden. Großprojekte können mit frühzeitigen

Volksentscheiden offensichtlich nicht nur schnel-

ler durchgeführt werden, sondern bekommen

auch eine höhere Akzeptanz in der Bevölkerung.

Das gilt auch für stark umstrittene Grund-

satzfragen und Richtungsentscheidungen. Wahr-

scheinlich hätte es in Hamburg sehr viel mehr 

Stetigkeit in der Schulpolitik gegeben, wenn die

Reformen grundsätzlich von Volksentscheiden 

getragen gewesen wären. Das gilt auch für ein

Projekt wie die Stadtbahn. Oder die Verkehrsin -

frastruktur.

Diese Erfahrungen und Argumente rich-

ten sich nicht gegen die parlamentarische Demo-

kratie. Im Gegenteil. Die direkte Demokratie kann

die parlamentarische Demokratie stärken und ihre

Akzeptanz erhöhen. Dabei kommt den Regeln, mit

denen sie ausgestaltet sind, große Bedeutung zu.

Das faire Nebeneinander beider Verfahren

dürfte besonders erfolgversprechend sein. Wir-

kungsvolle Verfahren der direkten Demokratie be-

flügeln die Umsetzung des Volkswillens durch Par-

lamente und Regierungen. Die Einsicht „Wenn wir

nicht handeln, dann nimmt das Volk das selbst in

die Hand“ beschleunigt und beeinflusst die parla-

mentarischen Entscheidungen in Sinne des Vol-

kes. Damit ist auch der Aspekt der Machtbalance

beschrieben. Wenn das Volk direkt und wirkungs-

voll eingreifen kann, bleiben Parlament und Re -

gierung näher am Volk. So ein Eingriff mag dann

zwar immer noch als lästig betrachtet werden,

aber dem Volk wird mit mehr Respekt begegnet

als in rein parlamentarischen Systemen. Und das

kann einer Demokratie nur gut tun.

Wer hat das letzte Wort?

Was sollte das Volk direkt entscheiden und was

nicht? Dieser Streit ist vor allem ein deutsches

Phänomen und durchzieht auch den Streit um

„Mehr Demokratie“ in Hamburg. 
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Neben der natürlichen Neigung gesell-

schaftlicher Systeme, keine Macht abzugeben, gibt

es auch den Schatten von Weimar, und sei er auch

nur vorgeschoben: Dem Volk sei doch nicht so

recht zu trauen, heißt es da. Es sei zu leicht ver-

führbar. Über so wichtige Dinge wie eine Verfas-

sungsänderung, die Erweiterung der EU, die Ein-

führung des Euro, Verkehrsinfrastrukturen oder

alles, was viel Geld kostet, dürfe nicht das Volk,

darüber müssten die Parlamente entscheiden. 

Was für ein grandioses Missverständnis

von Demokratie. Dahinter steckt unausgesprochen

die merkwürdige Vorstellung, dass die Volksvertre-

ter und die sie tragenden Parteien nicht nur den

Volkswillen repräsentieren – nein, sie veredeln

und sichern ihn durch tiefere Einsichten und 

bewahren das Volk davor, sich durch wichtige 

direkte Entscheidungen selbst zu schaden. Dem

nur begrenzt entscheidungsfähigen Wahlvolk wird

also die idealisierte Volksvertretung als Vered-

lungsfilter vorgeschaltet, um es vor sich selbst zu

schützen.

Ein Volk, das sich selbst nicht über den

Weg traut, kann keine gefestigte Demokratie ent-

wickeln. Gesellschaftliche Eliten, innerhalb und

außerhalb von Parteien, die dem Volk misstrau -

en oder es für überfordert halten, wichtige ge -

sellschaftliche Fragen selbst zu entscheiden, sind

permanente Unsicherheitsfaktoren für eine Demo-

kratie. Oft sind diese Eliten ernsthaft der Überzeu-

gung, dass sie als gewählte Vertreter die Pflicht

haben, im Sinne des Gemeinwohls dem Volk die

Verantwortung für wichtige Fragen abzunehmen.

Das macht die damit verbundene Entmündigung

nicht weniger bedenklich. Und es ist auch egal, ob

dies aus eher paternalistischen oder sozialen Mo-

tiven erfolgt. 

Dem abstimmenden und wählenden Men-

schen wird nicht nur die Fähigkeit abgesprochen,

wichtige Strukturfragen der Gesellschaft zu ent-

scheiden, er soll besser auch keine finanzwirksa-

men Entscheidungen treffen. Die Auswirkungen

direkter Demokratie auf die öffentlichen Finanzen

sind gut untersucht – das Ergebnis ist positiv.

Dennoch gibt es in Hamburg, aber auch in ganz

Deutschland, hartnäckige Widerstände gegen fi-

nanzwirksame Volksentscheide. Und je höher die

Verschuldung des Gemeinwesens ist, desto stärker

scheint der parlamentarische Widerstand zu sein.

Das hat schon etwas Absurdes.

Über das Wichtigste das Volk selbst ent-

scheiden zu lassen, über die Verfassung, ist in tra-

ditionellen und gefestigten Demokratien selbstver-

ständlich. Es entspricht der natürlichen Geburt

einer Demokratie und schafft die notwendige

Identifikation des Volkes mit der Verfassung. Was

dem Volk gehört, was es sich selbst gegeben hat,

das soll auch nur das Volk selbst ändern. Diese

Maxime gilt in vielen Verfassungen, so auch in der

hessischen und bayerischen. Es sind die ersten

Verfassungen, die nach dem Zweiten Weltkrieg in

Deutschland verabschiedet wurden, auf Betreiben

der USA in ihrer Zone. Dieses Verfassungsver-

ständnis änderte sich schnell und grundlegend mit

zunehmender Etablierung parlamentarischer Struk -

turen. Entsprechend sahen die deutlich später nur

parlamentarisch getragenen Verfassungen in ande-

ren deutschen Ländern aus.

Verfassungsänderungen nicht dem Volk,

sondern nur seinen gewählten Vertretern zu erlau-

ben, passt nicht in eine Demokratie. Entsprechend

sind auch hohe Mindestzustimmungen für verfas-

sungsändernde Volksentscheide zu bewerten, die

den Erfolg solcher Entscheide kaum ermöglichen

und eigentlich verhindern sollen. Eine Mindestzu-

stimmung von 50% aller Wahlberechtigten, wie

sie anfangs in Hamburg galt und in den meisten

an deren Bundesländern noch gilt, nimmt dem Volk

faktisch das in der Verfassung verbürgte Recht, die

Verfassung zu ändern. Sie entmündigt das Volk.
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Mehr als nur eine Anekdote

Die erste Hamburgische Verfassung von 1410, der

„Erste Rezess“, zeigt, dass Hamburg schon früh,

wenn auch nur für kurze Zeit, auf direkte De -

mokratie setzte. „Erstmals wurden die Rechte des

,Volkes‘ 1410 in einem Vergleich zwischen dem

Rat (Regierung) und den volljährigen Bürgern der

Stadt, festgeschrieben. Mit Bürgern waren im Mit-

telalter ursprünglich alle männlichen Hamburger

Bewohner, die das Hamburger Bürgerrecht be -

saßen, gemeint. In schwerwiegenden Fällen wie

Krieg, Verträgen mit auswärtigen Mächten oder in

Fragen der Steuerhöhe hatte die Gesamtheit der

Bürger mitzuentscheiden. Sie wurde in diesem Falle

zusammengerufen und tagte als Vollversammlung

vor dem Rathaus. Bei einer gesamten Einwohner-

schaft von etwa 10 000 Menschen (im Jahr 1350)

war das kein Problem, zumal nicht alle Bewohner

das Bürgerrecht hatten.“1

Auch während der Weimarer Republik

konn te das Volk in Hamburg das letzte Wort

haben – wie in anderen deutschen Stadtstaaten.

Die Hamburgische Verfassung von 1921 sah in 

Artikel 53 vor, dass der Senat ein von der Bürger-

schaft beschlossenes Gesetz (wenn es nicht mit

Zweidrittelmehrheit beschlossen wurde) dem Volk

zur endgültigen Entscheidung vorlegen konnte. 

Vor diesem Hintergrund soll die Demokra-

tie-Baustelle Hamburg beschrieben und bewertet

werden:

Bürgerbegehren und Bürgerentscheide 

und das Problem der hamburgischen 

Verwaltungsstrukturen

1998 wurden Bürgerentscheide per Volksentscheid

eingeführt. Die Regeln orientierten sich am ent-

sprechenden bayerischen Gesetz, das 1996 dort

ebenfalls per Volksentscheid eingeführt wurde

und auf Schweizer Vorbildern basiert. Dement-

sprechend gibt es keine Zustimmungs- oder Be -

teiligungsquoren beim Entscheid: Die Mehrheit

der Abstimmenden entscheidet. Das ist nicht nur

in der Schweiz, sondern weltweit Standard, in

Deutsch land aber leider die Ausnahme. Nur Hes-

sen hat keine Abstimmungsquoren bei den obli -

gatorischen Referenden (also Volksentscheiden)

über Ver fas sungsänderungen. Bei Volksentschei-

den über einfache Gesetze gibt es in Bayern eben-

falls keine Quoren.

Uns von Mehr Demokratie e. V. war be-

wusst, dass Bürgerentscheide eigentlich nicht in

die Hamburger Verwaltungsstruktur der Einheits-

gemeinde passen. Die Bezirksversammlungen sind

keine echten Kommunalparlamente, sondern Ver-

waltungsausschüsse mit vergleichsweise geringen

Entscheidungsbefugnissen. Das Instrument sollte

dennoch zu mehr Bürgernähe führen und die Be-

zirke politisch stärken. Das langfristige Ziel war

und ist, durch eine Änderung der Hamburger Ver-

fassung den Bezirken abschließende kommunal-

politische Kompetenzen zu geben. Damit sollen

nicht nur die Verwaltungsstrukturen und politi-

schen Verantwortlichkeiten durchschaubarer wer-

den. Eine echte kommunalpolitische Ebene fördert

auch die politische Elitenbildung im besten Sinne

des Wortes und stärkt dadurch die parlamentari-

sche Demokratie und die sie tragenden Parteien.

Das ist ein schwieriger und langwieriger Prozess,

der nach wie vor in den Anfängen steckt. Ein Teil

der Wahlrechtsreform dient auch dieser Aufgabe.

Dazu später mehr.

Ohne diese Verwaltungsreform werden

Bürgerbegehren und Bürgerentscheide auf Dau -

er nicht zur Stärkung der Demokratie beitragen

kön nen. Im Gegenteil. Die Versuchung, den Ein -

fluss von Bürgerbegehren auf politische Entschei -

dungen zurückzudrängen, ist groß bei der ge -

genwärtigen Verfasstheit Hamburgs. Sie erlaubt
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Scheinübernahmen von Bürgerbegehren durch

Bezirks versammlungen mit anschließender Evo-

kation durch den Senat und die „weiche“ Evoka-

tion durch fachliche Weisungen von Senatsämtern

und -kommissionen, mit denen versucht wird,

Bürgerbegehren für unzulässig zu erklären. Damit

wird die gesetzliche Norm unterlaufen, die sinn-

gemäß heißt: Worüber in Bürgerversammlungen

abgestimmt werden darf (außer Personalangele-

genheiten und Gebühren), kann auch Gegenstand

von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden sein.

Nun kann man sich fragen, ob unverbindliche

Bürgerentscheide überhaupt Sinn machen? Sie

sind erforderlich und müssen zulässig sein, so-

lange die Bezirksversammlungen keine abschlie-

ßende Kompetenz haben. Sonst macht jede fach-

liche Weisung das durch Volksentscheid gesetzlich

verankerte demokratische Recht auf Bürgerbegeh-

ren und Bürgerentscheide zunichte. Der im Beitrag

von Angelika Gardiner beschriebene Frust vieler

Bürgerinitiativen ist das Ergebnis.

Volksentscheide – eine Hamburger 

Erfolgsgeschichte!?

Es ist kaum zu glauben. In Hamburg wurde struk-

turelle Macht neu verteilt, ohne dass es einen 

verfassungsändernden Volksentscheid gab. Das

spricht für demokratische Reife und ist beileibe

nicht selbstverständlich. Auf der Basis der anfäng-

lich hohen Hürden für Verfassungsänderungen

durch Volksentscheide war das nicht ohne weite-

res zu erwarten. 

Es begann mit einem Volksentscheid zur

Änderung von Artikel 50 der Hamburgischen Ver-

fassung, in dem die Regeln für das dreistufige

Volksabstimmungsverfahren mit seinen Hürden

festgelegt sind. Dieser Volksentscheid, der die Re-

geln anwendungsfreundlicher machen sollte, fand

am Tag der Bundestagswahl 1998 statt, gleichzei-

tig mit dem Volksentscheid zur Einführung von

Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden, für den

keine Verfassungsänderung nötig war. Nur der

verfassungsändernde Volksentscheid scheiterte,

obwohl er von 75% der Abstimmenden unter-

stützt wurde. Er verfehlte aber das Zustimmungs-

quorum von 50% aller Wahlberechtigten. Das

hätte auch anders ausgehen können, wenn der

Volksentscheid fair, genauer: abstimmungsfreund-

lich, durchgeführt worden wäre. Diese Geschichte

wirft ein generelles Licht auf die Schwierigkeiten

bei der Durchsetzung von „mehr Demokratie

durch direkte Demokratie“. Der damalige Landes-

abstimmungsleiter war als Staatsrat politischer Be-

amter und kein Freund der direkten Demokratie.

So nahm er an einer Podiumsdiskussion teil, in

der er mit seiner ablehnenden Meinung nicht hin-

ter dem Berg hielt. Wir hatten also nicht ohne

Grund den Eindruck, dass er auch „Senatsbeauf-

tragter zur Verhinderung des Erfolgs des Volksent-

scheids“ war. Für uns wurde das besonders deut-

lich, als es um die Briefabstimmung ging. Sie

wurde wesentlich später eingeleitet als die Brief-

wahl für die zeitgleiche Bundestagswahl. Dadurch

nahmen viel weniger Menschen an der Briefab-

stimmung (zum Volksentscheid) als an der Brief-

wahl (zum Bundestag) teil. Das schlug bei einem

Anteil der Briefwähler/innen von etwa 20% deut-

lich auf die Abstimmungsbeteiligung durch. Die

zeitliche Trennung von Briefabstimmung und

Briefwahl dürfte die Stadt mehr als 700000 DM

gekostet haben. Nach Erfahrungen aus anderen

Ländern nehmen fast alle Briefwähler/innen auch

an einer Briefabstimmung teil, wenn sie zeitgleich

stattfindet. Auf dieser Basis wäre der verfassungs-

ändernde Volksentscheid sehr, sehr wahrschein-

lich erfolgreich gewesen.

Demokratie lebt unter anderem davon, die

Teilhabe zu erleichtern, nicht zu erschweren. Was

für Wahlen gilt, sollte genau so für Abstimmungen
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gelten. Der konkrete Fall bleibt hoffentlich Ge-

schichte. Seit dem erfolgreichen Volksentscheid

zum Wahlrecht von 2004 kann auch in Hamburg

kein/e politische/r Beamter/in mehr Landesab-

stimmungs- oder Landeswahlleiter/in sein (§ 19

(2) 2 BüWA) – so wie das in anderen Bundeslän-

dern aus Gründen der politischen Neutralität üb-

lich ist. Es war also ohnehin eine Hamburgensie.

Die gemeinsame Durchführung von Briefwahl und

Briefabstimmung bei Volksentscheiden an Wahlta-

gen ist seit 2012 ebenfalls gesetzlich festgeschrie-

ben, § 24 (2) 1. VAbstG.

Unter dem Eindruck der großen Zustim-

mung bei den beiden Volksentscheiden von 1998

senkte die Bürgerschaft die in der Verfassung ver -

ankerten Hürden für Volksabstimmungen: Für 

die erste Stufe des Verfahrens, die Volksinitiati -

 ve, müssen seitdem innerhalb von sechs Mo na -

 ten nicht mehr 10%, sondern nur noch 5% der 

Wahlberechtigten unterschreiben. Bei der zweiten

Stufe, dem Volksbegehren, wurde die erforderliche

Zahl der Unterschriften von 20% auf 10% der

Wahlberechtigten herabgesetzt. Die Sammelfrist

betrug weiterhin 14 Tage. Neben der Amtseintra-

gung wurde die so genannte freie Unterschriften-

sammlung eingeführt, dafür entfiel die amtliche

Benachrichtigungskarte. Beim verfassungsändern-

den Volksentscheid blieb es unverändert bei einer

Mindestzustimmung von 50% der Wahlberechtig-

ten. Für einfache Gesetze und so genannte andere

Vorlagen wurde das Zustimmungsquorum von

25% auf 20% gesenkt. 

Auf der Basis dieser Regeln wurde 2004

per Volksentscheid das Wahlrecht reformiert. Der

Schock über diesen Erfolg der direkten Demokra-

tie provozierte parlamentarische Gegenwehr. Die

Bedingungen für Volksabstimmungen wurden er-

schwert. Beim Volksbegehren wurde die freie Un-

terschriftensammlung wieder abgeschafft – ohne

Wiedereinführung der offiziellen Benachrichti-

gungskarte für Amtseintragungen. Dafür wurde

die Eintragungszeit in den Ämtern von 14 Tagen

auf drei Wochen erhöht. Dieses neue Wahlrecht

änderte die CDU mit ihrer absoluten Bürger-

schaftsmehrheit, bevor es jemals angewendet wer-

den konnte. 

Die Provokation schrie nach Reaktion. Die

Missachtung eines weiteren Volksentscheids, näm-

lich gegen die Privatisierung der städtischen Kran-

kenhäuser, half. Obwohl am Tag der Bundes -

tagswahl 2005 bei hoher Beteiligung 80% der

Abstimmenden gegen die Privatisierung gewesen

waren, wurde sie durchgezogen.

Ein breites Bündnis entstand. Volksab-

stimmungsverfahren sollten anwendungsfreund -

licher und die Ergebnisse verbindlicher werden.

Dazu wurden zwei Volksinitiativen gestartet –

eine zur Änderung von Artikel 50 der Verfassung

und eine zur Änderung des Volksabstimmungs -

gesetzes.

Beide Initiativen waren erfolgreich und

übersprangen auch die Hürde Volksbegehren. Die

Bürgerschaft übernahm die vorgeschlagenen Ände -

rungen zum Volksabstimmungsgesetz, aber nicht

die Reform der Verfassung. 

Der folgende Volksentscheid zur Verfas-

sungsänderung scheiterte, auch weil es nicht ge-

lang, die Abstimmung mit der Bürgerschaftswahl

im Februar 2008 zu verbinden. Für den Fall des

Scheiterns war im Bündnis der Initiativen ver -

einbart worden, sofort mit einer neuen verfas-

sungsändernden Initiative zu starten, um einen

Volksentscheid am Tag der Bundestagswahl im

September 2009 herbeizuführen. Diese Volksini -

tiative war erfolgreich und führte zu Verhandlun-

gen mit der Bürgerschaft. Inzwischen gab es eine

schwarz-grüne Koalition.

Das Ergebnis der vielen Sitzungen mit

Vertretern des Bündnisses und aller Rathausfrak-

tionen war überwiegend erfreulich: In Anlehnung
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an Schweizer Regelungen wurde das Instrument

„Fakultatives Referendum“ eingeführt: Wenn die

Bürgerschaft das Ergebnis eines Volksentscheids

ändern will, tritt der Änderungsbeschluss erst

nach drei Monaten in Kraft. In dieser Zeit kann ein

Referendumsbegehren eingeleitet werden. Unter-

stützen 2,5% der Wahlberechtigten dieses Begeh-

ren, dann muss der Änderungsbeschluss dem Volk

zur abschließenden Abstimmung vorgelegt wer-

den. Damit erhalten Volksentscheide eine starke

Verbindlichkeit. Volksentscheide, die nicht als 

Gesetze beschlossen werden, so genannte andere

Vorlagen, erhielten Gesetzeskraft. Bisher waren sie

nur unverbindliche Empfehlungen an den Senat

gewesen – so wie der Volksentscheid zur Privati-

sierung der städtischen Krankenhäuser, der recht-

lich nur empfehlenden Charakter gehabt hatte.

Das fakultative Referendum wurde in einem ande-

ren Zusammenhang auf das Wahlgesetz ausgewei-

tet. Aber dazu später mehr. 

Gut für Initiativen ist auch die Regelung,

Volksentscheide und Referenden grundsätzlich

nur am Tag einer Bürgerschafts- oder Bundestags-

wahl stattfinden zu lassen, was bei Verfassungs-

änderungen ausnahmslos gilt. Das sichert hohe

Abstimmungsbeteiligungen und erübrigt den bis-

herigen Stress mit den Fristen, wenn zur Über -

windung der Quoren ein solcher Wahltag für die

Abstimmung angestrebt wurde. (Der Begriff Ab-

stimmung steht hier als Oberbegriff für Volksent-

scheide und Referenden. Volksentscheide gehen

immer auf eine Volksinitiative zurück, Referenden

auf den Beschluss der Bürgerschaft, dem hambur-

gischem Landesparlament.)

Weniger gut gelungen war der Kompro-

miss bei den Abstimmungsquoren. Es wurde schon

dargelegt, dass solche Beteiligungs- oder Zustim-

mungsquoren eine insbesondere deutsche Begleit-

erscheinung der direkten Demokratie sind. Sie

sind nicht nur demokratietheoretisch bedenklich,2

feste Quoren haben immer etwas Willkürliches.

Ihre Höhe wird bestimmt durch die politische Ziel-

vorstellung derjenigen, die sie vorschlagen oder

festlegen. Je kritischer direkte Demokratie ge -

sehen wird, desto höher fallen die Hürden aus.

Wenn schon Quoren, dann ist die Idee, sie von der

Höhe der Wahlbeteiligung abzuleiten, nicht so

schlecht. Aber sie missriet. 

Was wurde vereinbart? Basis ist die Zahl

der Wählerinnen und Wähler, die bei der zeit-

gleich durchgeführten Wahl im Parlament re -

präsentiert werden, also gültige Wählerstimmen

minus der Wählerstimmen, die durch die Fünf-

Prozent-Sperrklausel verloren gehen. Bei einfa-

chen Gesetzen oder Vorlagen muss die Hälfte, bei

Verfassungsänderungen müssen Zweidrittel der

gültig Abstimmenden zustimmen, damit das An-

liegen durchkommt. An dem so abgeleiteten Quo-

rum wird jedoch jedes Anliegen scheitern, über

das nicht an den genannten Wahltagen abge-

stimmt wird. Deshalb blieb es für solche Ab -

stimmungen bei einem Zustimmungsquorum von

20% der Wahlberechtigten. Derart unterschiedli-

che Anforderungen für die gleichen Gesetzesvor-

haben in die Verfassung zu schreiben, ist nicht

nur ein demokratietheoretisches Problem, es ist

schlicht nicht begründbar, weder logisch noch

rechtlich.

Das gilt auch für die Ableitung des erfor-

derlichen Zustimmungsquorums bei Abstimmun-

gen am Tag einer Bundestagswahl. Dann wird das

Quorum abgeleitet von der Beteiligung bei dieser

Wahl. Was hat diese Wahlbeteiligung mit der Le-

gitimation für die Gesetzgebung in Hamburg zu

tun? Nun gibt es drei verschiedene Anforderun  -

gen für gleiche Gesetzesvorhaben. Da bei Bundes-

tagswahlen die Beteiligung deutlich höher ist als

bei Bürgerschaftswahlen und in der Regel relativ

weniger Stimmen durch die Fünf-Prozent-Sperr -

klausel verloren gehen, ist auch das Zustimmungs-
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quorum wesentlich höher und schwieriger zu

überwinden als bei Volksabstimmungen am Tag

einer Bürgerschaftswahl mit geringerer Wahl- und

Abstimmungsbeteiligung. Beide weichen dabei

nach aller Erfahrung nur geringfügig voneinander

ab, wenn das Abstimmungsverfahren nicht diskri-

miniert wird. Die Forderung nach besserer demo-

kratischer Legitimation wird auf den Kopf gestellt,

wenn die Erfolgsaussicht einer Abstimmung mit

der Höhe der Beteiligung abnimmt.

Nun gelten diese drei Quoren nicht nur

für Volksentscheide, sondern auch für Referenden.

Wenn Quoren schon fragwürdig bei Volksentschei-

den sind, dann gilt das erst recht für Referenden.

Die Bürgerschaft hat dann keine Chance, die Er-

gebnisse von Volksentscheiden jemals zu ändern.

Der Gegenvorschlag, auf Quoren bei Referenden

völlig zu verzichten und moderate, nachvollzieh-

bare Quoren für Volksentscheide einzuführen,

fand bei den Verhandlungsführern der Bürger-

schaftsmehrheit keine Zustimmung. Sie beschloss

2009 ihre Selbstblockade bei Referenden. Mehr

Demokratie e. V. akzeptierte „kopfschüttelnd“ den

Kompromiss aus der Überzeugung heraus: Die

Quoren waren durch die Bindung der Volksent-

scheide an die Wahltage sicherer zu überwinden

als bei den alten Regeln; und spätestens wenn die

Bürgerschaft bei einem Referendum an diesen

Quoren scheitert, würde es zu neuen Einsichten

kommen. 

Die Wahlrechtsreformen – ein besonders

quälender Prozess 

Die meisten Hamburgerinnen und Hamburger

werden sich noch erinnern: Bei Bürgerschafts-

wahlen hatte man bis 2004 nur eine Stimme und

konnte nur eine Partei ankreuzen. Auf der Landes-

liste – Wahlkreise gab es nicht – standen nur die

Namen der vier Spitzenkandidaten jeder Partei.

Wer sonst noch einen sicheren Platz auf den Par-

teilisten ergattert hatte, erfuhr man nicht. Die

Folge war ein Parlament, dessen Mitglieder mehr

damit beschäftigt waren, sich innerparteilich als

beim Wahlvolk zu profilieren. Bürgernähe zahlte

sich für Politikerkarrieren nicht aus. 20 Jahre lang

mahnten unabhängige Kommissionen vergeblich

eine Reform an, durch die die Wählerinnen und

Wähler mehr Einfluss auf die personelle Zusam-

mensetzung der Bürgerschaft erhalten sollten. 

Die Geschichte der Wahlrechtsreform ist

eng verbunden mit der Entwicklung der direkten

Demokratie in Hamburg. Sie wird auch deshalb

hier erzählt. 

Wir hatten in Hamburg gerade Bürgerbe-

gehren und Bürgerentscheide per Volksentscheid

durchgesetzt und waren bei der Verfassungsände-

rung für bürgerfreundliche Volksabstimmungen

nur knapp an dem Zustimmungsquorum von 50 %

der Wahlberechtigten gescheitert. Der Auftrag des

Trägerkreises dieser beiden Volksentscheide hieß:

Das Hamburger Wahlrecht reformieren und erneut

die Verfassungsänderung über Volksabstimmun-

gen anpacken, wenn es parlamentarisch zu keinen

befriedigenden Lösungen kommt. Keiner erwar-

tete den genau so spannenden wie Kräfte zehren-

den, aber letztlich erfolgreichen Kampf der fol -

genden fünfzehn Jahre. Dabei war schon klar:

Wahl rechtsänderungen greifen ein in parteiinterne

Machtstrukturen, ein hoch sensibler Bereich. Da

war der vehemente Widerstand der Machtstrate-

gen in den Parteien gewiss. Sie hatten auch in

Hamburg überfällige Wahlrechtsänderungen über

Jahrzehnte verhindert und parteiinterne Macht-

strukturen gepflegt. Das aufzubrechen, um Par-

teien zu öffnen und attraktiver für Mitarbeit zu

machen, war neben der Personalisierung ein zen-

trales Ziel der Reform. 

Am Entwurf für das Wahlrecht arbeiteten

wir drei Jahre lang. Anfangs gab es zum Teil hef-
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tige Debatten: Sollte es ein System auf der Grund-

lage des Bundestagswahlrechts mit Kumulieren

(das Häufeln von Stimmen auf eine Person oder

eine Partei) und Panaschieren (das Verteilen von

Stimmen auf mehrere Personen oder Parteien) wer-

den oder das Präferenzwahlsystem nach irischem

Vorbild – also keine Kreuze, sondern die Kandidie-

renden werden in kleinen Mehrmandatswahlkrei-

sen – in die gewünschte Reihenfolge gesetzt? Das

Kreuze machen setzte sich durch, und 2001 hatten

wir dank der großartigen Hilfe von wahlrecht.de

einen respektablen Gesetzentwurf.

Damit starteten wir die Volksinitiative im

Sommer 2001. Dazu wurde Mehr Bürgerrechte e. V.

gegründet. Mehr Demokratie e. V. wollte sich da-

mals ausschließlich auf die direkte Demokratie

kon zentrieren. Nach dem 11. September, dem An-

schlag auf das World Trade Center in New York,

brachen wir die Kampagne ab. Angesichts dieses

Terrorakts interessierten sich die Leute nicht mehr

für das Hamburger Wahlrecht. Wir waren aber

auch organisatorisch zu schwach, und die vor -

gesehene Absenkung der Fünf-Prozent-Sperrklau -

sel auf drei Prozent bei Bürgerschaftswahlen er-

schwerte das Sammeln der Unterschriften. Das

Volksabstimmungsverfahren war inzwischen auf

parlamentarischem Wege erleichtert worden (10000

statt 20000 Unterschriften – ein Ergebnis der Kam-

pagne von 1998), und so starteten wir 2002 erneut

durch, diesmal besser aufgestellt. Die Absenkung

der Fünf-Prozent-Sperrklausel hatten wir aus dem

Gesetzentwurf gestrichen. Der Erfolg blieb nicht

aus. Beim Volksentscheid im Juni 2004 votierten

nicht ganz zwei Drittel der Abstimmenden für den

Gesetzentwurf der Volksinitiative. Das Zustim-

mungsquorum von 20% wurde knapp übersprun-

gen. Eine Zitterpartie, dann jubelten wir. Das erste

Mal hatte sich in Deutschland das Volk selbst ein

neues Wahlrecht gegeben, leider auch sonst in der

Welt die Ausnahme. CDU und SPD waren scho -

ckiert. Sie hatten als Gegenvorschlag das leicht

modifizierte Bundestagswahlrecht mit zur Abstim-

mung gestellt und waren damit gescheitert.

Nachdem das Ergebnis feststand, wollte

der Vorsitzende der SPD-Bürgerschaftsfraktion mit

der Axt in den Wald ziehen und einen Baum um-

hauen, der Fraktionsvorsitzende der CDU verkün-

dete: „Das Volk hat entschieden, wir werden das

respektieren.“ Ein demokratisch gesehen überflüs-

siger Satz, der keinen Bestand hatte. Schon we-

nige Monate später wurde im vertraulichem CDU-

Kreis an einer Wahlrechtsänderung gearbeitet. Die

CDU hatte damals die absolute Mehrheit im Parla-

ment. Sie machte damit die vom Volk beschlos-

sene Wahlrechtsreform weitgehend wirkungslos. 

Auch das hatte es in Deutschland noch

nicht gegeben: Eine Partei ändert im Alleingang

das Wahlrecht – und das für die anstehende Wahl.

Die Abgeordneten dieser Partei legten also die Re-

geln fest, nach denen sie wieder gewählt werden

wollten. Dies verbunden mit dem „Wahlrechts-

raub“ am Volk war in dieser Republik bisher ohne

Beispiel.

Die Antwort blieb nicht aus. Anfang 2008

starteten wir erneut. Das Volksbegehren „Mehr

Demokratie – ein faires Wahlrecht für Hamburg“

war im Januar/Februar 2009 erfolgreich. Die Füh-

rungskräfte der Hamburger CDU und SPD waren

wieder irritiert bis geschockt. Im Lichte einer dro-

henden Niederlage beim nun anstehenden Volks-

entscheid kam es zu Einigungsgesprächen. 

Es gibt gute und schlechte Kompromisse.

Der Hamburger Wahlrechtskompromiss von 2008

gehört nicht nur in die Kategorie gut, sondern

stellt auch ein gutes Stück Demokratiegeschichte

dar. Das Wahlgesetz erhielt erstmalig in Deutsch-

land quasi Verfassungsrang und wurde gegen ein-

seitige parlamentarische Veränderungen durch das

Instrument „fakultatives Referendum“ besser ge-

sichert. Es wurde zwar etwas komplizierter als das
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Wahlgesetz, das 2004 per Volksentscheid beschlos -

sen worden war. Der Einfluss der Wählenden auf

die personelle Zusammensetzung des Landespar-

laments und der Bezirksparlamente blieb jedoch

weitgehend erhalten.

Im Gegenzug akzeptierte die Initiative das

Bremer Modell3 bei der Landesliste und die damit

verbundene Schwächung der Personenwahl. In

den Wahlkreisen wird wie beim Entwurf der Ini -

tiative nur nach Personenlisten ohne Listenkreuz

gewählt. Der Grundsatz – die Person, die für ihre

Partei die meisten Stimmen erhält, zieht als erste

für diese Liste ins Parlament ein – bleibt also er-

halten.

50

bis 2004

2004 durch Volksentscheid

2006/2007 durch CDU-Mehr-
heit der Bürgerschaft und 
Urteil des Hamburgischen
Verfassungsgerichts

Listenwahlrecht ohne Personenwahl, ein Kreuz für eine Partei, keine Wahlkreise

Bürgerschaft
17 Mehrmandatswahlkreise mit 3 bis 5 zu wählenden Abgeordneten, 71 der insgesamt 121 
Abgeordneten werden über diese Wahlkreise, die übrigen über Landeslisten gewählt.
Sowohl auf den Landeslisten als auch auf den Wahlkreislisten kann mit jeweils 5 Stimmen
kumuliert und panaschiert werden, wobei nur Personen und/oder nur Parteien (Listen) 
angekreuzt werden können. Wer die meisten Stimmen erhält, zieht als erste/r für ihre/seine
Partei ein.
Bezirksversammlungen
Für die 7 Bezirksversammlungen gilt die gleiche Struktur des Wahlrechts wie bei der Bürger-
schaft. Die Fünf-Prozent-Sperrklausel entfällt. Der Wahltag wird von der Bürgerschaftswahl
getrennt und mit dem Wahltag zum Europäischem Parlament verbunden.

Bürgerschaft
Listenwahlrecht bei den Landeslisten, also keine Personenwahl. In den 17 Wahlkreisen wird
die weiterhin mögliche Personenwahl weitgehend wirkungslos. Von den 121 Abgeordneten
schaffen bei der Bürgerschaftswahl von 2008 nur 3 Personen den Sprung von hinteren Lis-
tenplätzen ins Parlament.
Bezirksversammlungen
Es gilt die Struktur des Bürgerschaftswahlrechts, allerdings mit identischen Wahlkreisen für
Bürgerschaft und Bezirksversammlungen, wodurch pro Wahlkreis bis zu 25 Abgeordnete 
gewählt werden. Die Fünf-Prozent-Sperrklausel wird wieder eingeführt und die Wahl wieder
mit der Bürgerschaftswahl verbunden.

Das Hamburger Wahlrechtsdrama ist in der folgenden Übersicht zusammengefasst: 
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Der Prozess der letzten fünfzehn Jahre war span-

nend, aber auch sehr anstrengend. Aus Unter -

stützern wurden mitunter Gegner, aus Gegnern

Unterstützer. Die Geschichte ist sicher nicht zu

Ende. Der Kampf um mehr Demokratie geht wei-

ter – Lotta continua. Glücklicherweise gibt es kei -

ne Nachwuchssorgen.

Anmerkungen

1 juraforum.de

2 Vgl. Otmar Jung: Das Quorenproblem beim Volksentscheid.
Legitimität und Effizienz beim Abschluß des Verfahrens der
Volksgesetzgebung, in: Zeitschrift für Politikwissenschaft 9,
1999, S. 863–898.

3 Vgl. wahlrecht.de

4 Vgl. wahlrecht.de
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2009 Kompromiss mit der
Bürgerschaft nach erfolgrei-
chem Volksbegehren

Januar 2013 durch das Ham-
burgische Verfassungsgericht

Dezember 2013 Verfassungs-
änderung durch SPD, CDU
und Grüne

Februar 2014

„Verfassungsrang“
Wahlrechtsänderungen erfordern nicht die einfache, sondern die Zweidrittel-Mehrheit. Von
der Bürgerschaft beschlossene Wahlrechtsänderungen müssen dem Volk zur Abstimmung
vorgelegt werden, wenn 2,5% der Wahlberechtigten das verlangen (fakultatives Referendum).
Bürgerschaft
Es gilt das 2004 vom Volk beschlossene Wahlrecht mit zwei Änderungen: 
In den Wahlkreisen entfällt das Listenkreuz, die Parteien werden nur über Personen gewählt.
Auf der Landesebene ist neben der Personenwahl die reine Listen-(Parteien-)wahl möglich.
Der Grundsatz „Wer die meisten Stimmen hat, zieht als erste/r für ihre/seine Partei ins Par-
lament“ wird aufgegeben und durch die Gewichtung der Listenkreuze nach dem Bremer
Modell4 eingeschränkt.
Bezirksversammlungen
Es gilt die Struktur des Bürgerschaftswahlrechts. Die Fünf-Prozent-Sperrklausel wird auf drei
Prozent vermindert. Die Wahl findet am Tag der Wahl zum Europäischen Parlament statt. 

Die 3%-Sperrklausel für Bezirksversammlungswahlen wird wegen Verfasssungswidrigkeit
wieder abgeschafft.

Die 3%-Sperrklausel für Bezirksversammlungswahlen wird in die Verfassung aufgenommen,
um die Entscheidung des Verfassungsgerichts aufzuheben. Dagegen wird ein fakultatives
Referendum eingeleitet. Der Senat beantragt beim Verfassungsgericht die Überprüfung der
Zulässigkeit. Kleine Parteien kündigen Verfassungsklagen an („Verfassungswidriges Verfas-
sungsrecht“).

Das Hamburgische Verfassungsgericht erklärt das Referendum für unzulässig. 

DD-001-067 Land:DD  19.05.14  09:29  Seite 51



Die Volksinitiative „Wir wollen lernen!“ er-

möglichte es den Hamburgerinnen und Ham-

burgern, mit einem bundesweit beachteten Volks-

entscheid am 18. Juli 2010 die Pläne der damali -

gen schwarz-grünen Koalition zur Umstellung der 

4-jährigen Hamburger Grundschulen in 6-jährige

Primarschulen zu stoppen. Sie kann aus heutiger

Sicht als Idealform der direkten Demokratie und

der Volksgesetzgebung gelten. Sowohl die Initia-

torinnen und Initiatoren und Vertrauenspersonen

als auch die vielen Tausend Hamburgerinnen und

Hamburger, die sich in den zweieinhalb Jahren

von der Gründung der Initiative im Mai 2008 bis

zum Volksentscheid für die Initiative engagierten,

waren vor allem eines: frei von parteipolitischen

Bindungen und frei von einer Einflussnahme durch

andere interessenpolitische Organisationen wie

Umweltverbände oder Gewerkschaften. Als über-

parteiliche und unabhängige Initiative fand sie

Rückhalt und Unterstützung in allen Stadtteilen

und in allen Bevölkerungsgruppen. Eine so breite

Unterstützung ist wichtig, wenn eine Volksinitia-

tive bis zu einem Volksentscheid erfolgreich be-

trieben werden soll, denn angesichts der hohen

Beteiligungs- und Zustimmungshürden für Volks-

entscheide haben reine Partikularinteressen kaum

eine realistische Erfolgsaussicht.

Die Volksinitiative gegen die Primarschul-

Pläne traf den Nerv der ganzen Stadt: Die Beteili-

gung beim Volksentscheid vom 18. Juli 2010 war

höher als die Beteiligung an der Europawahl 2009.

Die Vorlage von „Wir wollen lernen!“ erhielt mehr

Stimmen als die SPD in der vorangegangenen Bür-

gerschaftswahl 2008. Hamburgs damaliger Bürger-

meister Ole von Beust (CDU), der als Verhand-

lungsführer der ersten schwarz-grünen Koalition

auf Bundesebene im Frühjahr 2008 das Primar-

schul-Projekt zu verantworten hatte, kündigte

nicht ohne Grund wenige Minuten vor Beginn der

Auszählung des Volksentscheids am Abend des

18. Juli 2010 seinen Rücktritt an.

Für Hamburgerinnen und Hamburger, die

darüber nachdenken, sich selbst im Rahmen einer

Volksinitiative zu engagieren, soll dieser Beitrag

deshalb nicht nur Rückschau sein, sondern vor

allem auch als Hilfestellung dienen.
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Motivation und Auslöser – 

wie viel Sprengstoff ist nötig?

Um das Mobilisierungspotential der Volksinitiative

„Wir wollen lernen!“ nachzuvollziehen, muss man

sich in die Zeit der Bürgerschaftswahl vom Fe-

bruar 2008 zurückversetzen: Der Wahlkampf war

u. a. durch schulpolitische Themen mitbestimmt.

So hatten einige Anhänger/innen vornehmlich lin-

ker Parteien (darunter auch die spätere GAL-Schul -

senatorin Christa Goetsch) im Herbst 2007 eine

Volksinitiative „Eine Schule für alle“ zur Einfüh-

rung verpflichtender Gesamtschulen bis Klasse 9

gegründet, die allerdings bereits im November

2008 mangels ausreichender Unterstützung auf

der Stufe des Volksbegehrens scheiterte. Die da-

mals in Hamburg noch regierende CDU antwortete

darauf im Wahlkampf mit einer Kampagne: „Ich

kämpfe für meine Schule“. Die Einbeziehung der

Namen von renommierten Hamburger Schulen in

die Plakatmotive dieser Kampagne wurde von de ren

Schulleitungen sogleich beanstandet, die Kam -

pagne daraufhin kurzfristig wieder eingestellt. Den -

noch stand für die Hamburgerinnen und Ham -

burger damit vor der Wahl fest, dass sich die CDU

und der von der CDU gestellte Bürgermeister Ole

von Beust für das bis dahin bestehende Schulsys -

tem mit weiterführenden Schulen ab Klasse 5 ein -

setzen würden. Möglicherweise aber hat Ole von

Beust die Reaktion der Schulleitungen, die ihre

Schulen nicht als Thema politischen Wahlkampfes

sehen wollten, politisch falsch als allgemeines

Desinteresse an Schulpolitik gedeutet: Einige Wo-

chen nach der Wahl sickerte im März 2008 in die

Öffentlichkeit durch, dass Ole von Beust bereit sei,

die ursprünglichen Wahlkampfpositionen der CDU

in den Koalitionsverhandlungen mit der GAL über

Bord zu werfen und als parteipolitisch motivierten

Kompromiss die bis dahin 4-jährigen Grundschu-

len in 6-jährige Primarschulen umzuwandeln. Es

drängte sich der Eindruck auf, dass der Bürger-

meister, motiviert durch das parteipolitische Inter-

esse an einer Koalition mit dem im Vergleich zu

einer großen Koalition mit der SPD, die an der

Schulstruktur nicht gerüttelt hätte, kleinen Koali-

tionspartner GAL, den heutigen GRÜNEN, einen

Kuhhandel geschlossen und dabei die Hamburger

Schülerinnen und Schüler deren parteipolitischem

Ziel einer „Schule für alle“ geopfert hatte. Sehr

schnell begann sich – zunächst noch unkoordi-

niert, jedoch zunehmend strukturierter – der erste

Widerstand zu formen. Elternratsvorsitzende und

Lehrkräfte schickten Briefe an den Bürgermeister

und die politischen Verhandlungsführer, in denen

sie die sachlichen Gründe darlegten, die gegen

einen derartigen Eingriff in das Schulsystem spra-

chen. Sachlich beantwortet wurden diese Briefe

allerdings, soweit bekannt ist, im Regelfall nicht.

Den politischen Sprengstoff, den von Beust mit

diesem Primarschul-Handel für die nächsten zwei-
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einhalb Jahre im Rathaus platzierte, hatte er aller-

dings ersichtlich unterschätzt. Das Thema Schule

schien für ihn als Folge der Reaktion der Schul -

leitungen auf die kurzfristig wieder eingestellte

CDU-Plakat kampagne im Wahlkampf kein Thema

von politischer Dimension zu sein. Das Gegenteil

war indes, wie sehr schnell deutlich werden sollte,

der Fall.

Die Rückschau zeigt: Das Anliegen einer

Volksinitiative kann vor allem dann besonders er-

folgreich durchgesetzt werden, wenn es mit einem

erheblichen emotionalen und sachlichen Motivati-

onsfaktor verbunden ist. Das Thema muss so ange-

legt sein bzw. kommunikativ durch die Initiatoren

angelegt werden, dass es auf die eine oder andere

Weise jeden oder zumindest die große Mehrheit

aller Abstimmungsberechtigen betrifft. Genau das

war bei dem 2008 zwischen CDU und GAL/GRÜ-

NEN politisch verabredeten Umbau der Hamburger

Grundschulen zu 6-jährigen Primarschulen der Fall.

Wie gründet man eine Volksinitiative?

Die Gründungs- und die Anfangsphase der Volks-

initiative „Wir wollen lernen!“ im April/Mai 2008

waren vor allem durch die Sorge vieler Beteilig -

ter vor Repressalien seitens der Schulbehörde ge-

prägt. Denn auch wenn Christa Goetsch (GAL/

GRÜNE) noch nicht als Schulsenatorin ernannt

und vereidigt war, stand doch fest, dass sie die -

ses Amt übernehmen würde. Schulleitungen und

Lehrkräfte konnten deshalb davon ausgehen, dass

eine offene Unterstützung der Volksinitiative „Wir

wollen lernen!“ bei einer Schulsenatorin Christa

Goetsch als Befürworterin der Primarschulpläne

und ursprünglicher Aktiven der Volksinitiative

„Eine Schule für alle“ auf wenig Sympathie stoßen

würde. Wenn man aus den damaligen Erfahrun-

gen für künftige Volksinitiativen etwas mitnehmen

möchte, kann das die Empfehlung sein, sich als

Vertrauenspersonen nach Möglichkeit auf Perso-

nen zu einigen, die persönlich und wirtschaftlich

unabhängig vom Senat und seinen Behörden sind. 

Die eigentliche Gründung ist vergleichs-

weise einfach. Bei „Wir wollen lernen!“ fand das

Gründungstreffen am 7. Mai 2008 abends in der

Aula einer Schule statt und diente neben der Fin-

dung der drei Vertrauenspersonen sowie ihrer Ver-

treterinnen und Vertreter vor allem der Vernetzung

der ersten Aktiven in Form eines E-Mail-Verteilers:

Die Anwesenden konnten sich schon an diesem

Abend zu diesem Zweck in eine Liste eintragen. 

Besonderes Augenmerk und viel Sorgfalt

verdient die Formulierung der Vorlage, mit der die

Initiative schließlich ins Rennen geht, wenn dem

Senat mit einem Schreiben, das im Idealfall in der

Anwesenheit von Presse- und Medienvertretern

im Rathaus abgegeben wird, der Beginn der Samm -

lung von Unterschriften angezeigt wird. Die Vorla -

gefrage – oder ein eigener Gesetzentwurf – können

im späteren Verlauf des Verfahrens nur bedingt

überarbeitet werden. Die Vorlage muss ausrei-

chend bestimmt sein und sollte nicht irreführend

sein. Wie leicht man hier die Grenzen überschrei-

ten kann, zeigt die Vorlage, mit der eine andere

Volksinitiative, die Initiative „Unser Hamburg –

unser Netz“, am 5. Juli 2010 den Beginn einer Un-

terschriftensammlung anzeigte: 

„Senat und Bürgerschaft unternehmen unverzüg-
lich alle notwendigen Schritte, um die Ham bur -
ger Strom-, Fernwärme- und Gasleitungsnetze
wieder vollständig in die Öffentliche Hand zu
übernehmen. Verbindliches Ziel ist eine sozial ge-
rechte, klimaverträgliche und demokratisch kon-
trollierte Energieversorgung aus erneuerbaren
Ener gien.“1

Während der erste Satz dieser Vorlage völ-

lig unbestimmt war (was sind „alle notwendigen
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Schritte“, um Kabel, Rohre, Leitungen und Netz-

anlagen von Dritten zu übernehmen?), legte der

zweite Teil Fehlvorstellungen über die sachliche

Reichweite des Volksentscheides nahe: Einem Er -

werb der Energienetze kann auf Grund der ge -

setzlichen Regelungen über Einspeisungs- und

Durchleitungszwang auf die Art und Weise der Er-

zeugung von Energie oder auf deren Preise oder

soziale Gerechtigkeit oder Klimaverträglichkeit kein

Einfluss genommen werden. 

Bei der Formulierung der Vorlage ist aber

auch zu beachten, dass die Vorlage das politische

Geschehen in der langen Phase von der Anzeige der

Volksinitiative über die weitere Stufe des Volksbe-

gehrens bis schließlich zum Volksentscheid berück-

sichtigen muss. Die Vorlage der Volksinitiative „Wir

wollen lernen!“, die zu einem Zeitpunkt starte te,

als es nur den parteipolitischen Koalitionsvertrag,

aber noch keinen Gesetzentwurf zur Änderung des

Schul gesetzes gab, lautete dement spre chend:

„Ich fordere die Bürgerschaft und den Senat der
Freien und Hansestadt Hamburg auf, von einer
Ausgliederung der Klassen 5 und 6 aus den Gym-
nasien und anderen weiterführenden Schulen
sowie von deren Anbindung an die Grundschu-
len als ,Primarschulen‘ abzusehen. Denn ich bin
dafür, dass die Hamburger Gymnasien und wei-
terführenden Schulen in der bisherigen Form,
d. h. beginnend mit der Unterstufe ab Klasse 5,
erhalten bleiben und die Eltern auch in Zukunft
das Recht behalten, die Schulform für ihre Kinder
nach der Klasse 4 zu wählen.
Für den Fall, dass gegenteilige Maßnahmen wäh-
rend dieses Volksgesetzgebungsverfahrens ein-
geleitet oder vollzogen werden, sind sie unver-
züglich rückgängig zu machen.“2

Die weiteren Formalien, die bei der Ge-

staltung der Unterschriftenlisten zu beachten sind,

ergeben sich aus Artikel 50 der Hamburgischen

Verfassung, aus dem Volksabstimmungsgesetz

und aus der dazu erlassenen Volksabstimmungs-

verordnung. Spätestens beim Lesen des Gesetzes

und der Verordnung sollte jedem klar werden,

dass es ein langer und zuweilen formal steiniger

Weg bis zu einem Volksentscheid ist.

Volksgesetzgebung stellt immer auch 

die Machtfrage

Am Ende – dessen muss man sich bei der Grün-

dung einer Volksinitiative bewusst sein – legt man

sich als Volksinitiative immer auch mit dem poli-

tischen Machtzentrum an, d. h. der Bürgerschaft,

soweit es um den Erlass eines Gesetzes geht, oft

aber vor allem auch mit dem Senat. Ein Volksent-

scheid über eine andere Vorlage als ein Gesetzent-

wurf bindet nach Artikel 50 der Hamburgischen

Verfassung die Bürgerschaft und den Senat. In der

Konsequenz muss man als Initiator einer Volksini -

tiative damit rechnen, dass alle Schritte und Maß-

nahmen der Initiative rechtlich überprüft werden

– je weiter die Initiative kommt und je erfolgrei-

cher sie ist, desto gründlicher. In jedem Fall sollte

man auf Gegenmaßnahmen und -strategien ge-

fasst sein. Dabei geht es nicht immer nur mit

Samthandschuhen und hanseatisch fein zu. Zur

Veranschaulichung der Nervosität, mit der bei-

spielsweise der Senat und die Behörden in Ham-

burg spätestens im Frühjahr 2010 mit der Volksini -

tiative „Wir wollen lernen!“ umgingen, mögen

zwei aus rückblickender Sicht beinahe unterhalt-

same Beispiele dienen:

Beim Hamburger Hafengeburtstag im Mai

2010 hatten mehrere Familien und Unterstützer

eine Barkasse für eine private Ausflugs- und Ha-

fenrundfahrt gemietet. Dabei wurde ein selbstge-

maltes Transparent mit der Aufschrift „PRIMAR-

SCHULE NEIN DANKE!“ seitlich an der Barkasse
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befestigt. Es dauerte nur etwa eine Stunde, bis die

Barkasse von der Wasserschutzpolizei aufgebracht

und mit dem feinsinnigen, aber rechtlich abwegi-

gen Argument zum Anlegen aufgefordert wurde,

es bestehe der Verdacht auf einen möglichen Ver-

stoß gegen das Versammlungsgesetz. Das anschlie -

ßend gegen die Mieterin der Barkasse eingeleitete

Ordnungswidrigkeitsverfahren musste freilich spä-

ter eingestellt werden, da der Vorwurf rechtlich

nicht haltbar war.

Aber auch andere Behörden wurden für

den Senat gegen die Initiative aktiv: Wenige Wo-

chen vor dem Volksentscheid vom 18. Juli 2010 un-

tersagte z. B. die Landesmedienanstalt mit einer

rechtlich nicht haltbaren und fadenscheinigen Be-

gründung dem privaten Radiosender Radio Ham-

burg das Senden von kurzen Werbespots der Initia-

tive zum Volksentscheid. Abgesegnet worden war

dieses Einschreiten der Landesmedienanstalt von

der für die Landesmedienanstalt zuständigen Kul-

turbehörde. Wenige Monate zuvor, als der Senat

noch nicht mit dem Erfolg der Volksinitiative rech-

nete, hatte die Initiative zum Volksbegehren im Ok-

tober/November 2009 solche Rundfunkspots zu

Recht noch völlig unbeanstandet schalten können.

Das war freilich noch vor dem vom Senat nicht vor-

hergesehenen Erfolg des Volksbegehrens mit seinen

185000 Unterschriften, d. h. dem Dreifachen der

gesetzlich erforderlichen Zahl von Unter schrif ten.

Nicht ohne Grund bezeichnete Bür germeister von

Beust dieses Ergebnis des Volks begehrens am Fol-

getag gegenüber den Medien als „Paukenschlag“. 

Vor diesem Hintergrund erinnern der Weg

der Volksinitiative „Wir wollen lernen!“ einerseits

und die Reaktionen des (partei-)politischen den-

kenden und handelnden Apparats aus Senat und

Bürgerschaftsparteien rückblickend ein wenig an

das bekannte Zitat von Mahatma Gandhi: „First

they ignore you, then they laugh at you, then they

fight you, then you win.“

Die Macht der Medien

Um eine Volksinitiative bis zu einem erfolgreichen

Volksentscheid zu tragen, ist eine aktive und kon-

tinuierliche Medienarbeit unerlässlich. Dabei gilt:

je erfolgreicher die Arbeit der Initiative ist, desto

eher wird sie von der politischen Gegenseite wahr -

genommen und desto aktiver wird die Medien -

arbeit der Gegenseite ausfallen. Spätestens in der

heißen zweiten Stufe des Volksbegehrens gilt: ohne

Medien geht es nicht!

Die Volksinitiative „Wir wollen lernen!“

führte vor diesem Hintergrund in der ersten Phase

der Volksinitiative von der Gründung bis zur Ab-

gabe der doppelten Zahl der für das Zustande-

kommen der Volksinitiative erforderlichen Unter-

schriften im November 2008 ein noch geradezu

beschauliches Leben: Infostände auf Wochen-

märkten und Gespräche mit Passanten durch die

vielen Aktiven reichten in diesen Monaten aus,

um die Unterschriften schnell zusammenzube-

kommen. Erfolgreiche Aktive konnten an einem

Vormittag durchaus bis zu 100 Unterschriften sam-

meln. Die Medienberichte über das Anliegen der

Initiative und über die Primarschul-Pläne waren

allerdings im Sommer 2008 noch dünn gesät, zu

neu war das Thema und zu wenig „Nachricht“,

denn schließlich ging es ja aus der Sicht der Re-

daktionen nach der ersten Berichterstattung über

die Gründung der Initiative am Tag der Ernennung

der Senatorinnen und Senatoren bei der anschlie-

ßenden eigentlichen Unterschriftensammlung und

den Primarschul-Plänen des damaligen Senates

noch nicht um ein Ereignis, sondern eher um

langwierige Vorgänge, die wenig Nachrichtencha-

rakter hatten.

„Wir wollen lernen!“ setzte deshalb nicht

nur auf eigene Pressemitteilungen, sondern von

Anfang an auch auf den Aufbau eines eigenen

Newsletters in Form von „Info-Mails“. Der klare
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Vorteil eines solchen direkten, eigenen Mediums

liegt auf der Hand: Informationen können unmit-

telbar verbreitet werden, ohne dass Redaktions-

konferenzen und weitere Dritte als Filter wirken.

Die Info-Mails gingen zunächst an alle Elternräte

und Schulleitungen der Hamburger Schulen, da-

neben aber auch an Journalistinnen und Journalis -

ten, die über schulische und bildungspolitische

Themen berichteten sowie an alle Abgeordneten

der Hamburgischen Bürgerschaft. Daneben setzte

die Initiative von Anfang an auf den Ausbau der

bereits Ende April 2008 online gestellten (und bis

heute aktualisierten) Website www.wir-wollen-

lernen.de. Über diese Website konnten sich interes -

sierte Hamburgerinnen und Hamburger jederzeit

über alle wesentlichen Fragen und Entwicklungen

informieren, Informationsmaterial und die Unter-

schriftenliste im PDF-Format herunterladen und

ausdrucken, sich aber vor allem auch in den E-

Mail-Verteiler für die Info-Mails eintragen. Ergänzt

wurden diese Funktionen bis zum Start des Volks-

begehrens im Oktober 2009 um die Möglichkeit

der Anmeldung als Sammlerin und Sammler für

das 3-wöchige Volksbegehren, eine Funktion die

erhebliche Bedeutung für den Erfolg des Volksbe-

gehrens hatte: Bis zum Start des Volksbegehrens

hatten sich mehr als 2000 Hamburgerinnen und

Hamburger als Sammler angemeldet. Sie erhielten

am ersten Tag der Unterschriftensammlung kurz

nach 0:00 Uhr per E-Mail die offizielle Unterschrif-

tenliste als PDF-Datei, konnten diese noch in der

Nacht ausdrucken und schon am frühen Vormit-

tag des ersten Tags des Volksbegehrens mit dem

Sammeln beginnen.

Für die eigentliche Medienarbeit einer

Volks  initiative gelten keine Gesetzmäßigkeiten

oder Erfolgsrezepte, die nicht auch sonst in der

pro fessionellen Medienarbeit beachtet werden soll-

ten. Neben eigener Recherchetätigkeit zum Auf-

decken von Schwachstellen des Zustandes bzw.

der Entwicklungen, die mit der Vorlage oder dem

Gesetzentwurf der Volksinitiative geändert wer-

den sollen, empfehlen sich Hintergrundgespräche 

mit interessierten Journalistinnen und Jour nalisten

und natürlich aktuelle Stellungnahmen in Form von

Pressemitteilungen zu tagesaktuel len Ereignissen.

„Wir wollen lernen!“ konnte auf diese Weise im -

mer wieder zur Aufdeckung einer ganzen Reihe von

bedenkenswerten Schwachstellen der be hörd li -

chen Umsetzung der Primarschul-Pläne beitragen,

wie beispielsweise an Schlagzeilen wie „Initi a tive

kritisiert ‚Maulkorberlass‘ bei Schul konferenzen“3

oder „Behörde ‚zensiert‘ Berichte über Bildungs-

konferenzen“4 anschaulich wird. 

Daneben sind natürlich auch die Instru-

mente der so genannten Social Media, also Face-

book, Twitter und ähnliche Dienste zu pflegen und

aktuell zu halten. Letztere können aber allein eine

erfolgreiche Kampagne und vor allem die klassi-

schen Print- und Rundfunkmedien nicht ersetzen.

Gemessen an der in einem Volksbegehren und erst

recht bei einem Volksentscheid zu motivierenden

Gesamtbevölkerung ist die Leserschaft in den So-

cial-Media-Diensten mit einigen Hundert bis eini-

gen Tausend pro Meldung auf eigenen Seiten einer

Initiative zu gering. Es zeigt sich jedoch zuneh-

mend, dass Journalisten ihrerseits diese Dienste

durchaus aufmerksam und als Seismograph für die

Entwicklung des Leserinteresses an bestimmten

Themen verfolgen. Es lohnt sich deshalb auf jeden

Fall für eine Volksinitiative, die Social Media aktiv

und möglichst aktuell zu bedienen.

Positionen in die Breite der Bevölkerung

und damit an die Wahl- bzw. Abstimmungsbe-

rechtigten heranzutragen, gelingt bisher jedoch

nur mit den klassischen Medien, das heißt insbe-

sondere mit den großen Tageszeitungen und dem

Rundfunk (Radio und TV). Denn deren Auflage-

bzw. Zuhörer- und Zuschauerzahlen liegen mit

mehreren Hunderttausend weit oberhalb der Reich -
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weite, die man als Volksinitiative mit den Bordmit-

teln eigener Verteilerkreise von Newslettern oder

Flugblättern kurzfristig erzielen kann.

In der Medienlandschaft werden sich im

Verlauf der Arbeit einer Volksinitiative sehr schnell

bestimmte Positionierungen der am Thema inter-

essierten Journalisten, aber auch ganzer Redaktio-

nen bzw. Verlage oder Sendeanstalten abzeich-

nen. Dabei wird es die im Kern neutralen, an

sachlicher Verbreitung aller Nachrichten (d. h.

von Seiten der Initiative ebenso wie von Seiten

der politischen Gegenseite, insbesondere also des

Senats) interessierten Redaktionen ebenso geben

wie Redaktionen, die sich mehr oder weniger di-

rekt für oder gegen das Anliegen einer Volksinitia-

tive positionieren. In Hamburg war hier zu Zeiten

der Volksinitiative „Wir wollen lernen!“ eine über-

raschend deutliche Polarisierung zu erkennen:

Während die Leitmedien im Printbereich, wie das

Hamburger Abendblatt und die WELT um neutrale

Nachrichtenverbreitung bemüht waren, fand „Wir

wollen lernen!“ z. B. bei dem unabhängigen pri-

vaten Radiosender Radio Hamburg und der BILD-

Zeitung immer wieder auch Unterstützung bei der

Kritik an den Senats-Plänen. Deutlich erkennbar

gegen das Anliegen der Volksinitiative positionier-

ten sich demgegenüber Tageszeitungen wie die

taz und die Hamburger Morgenpost sowie die Re-

daktionen des Norddeutschen Rundfunks im Hör-

funk (insbesondere NDR 90,3) und schließlich

auch die Redaktion des NDR-Politmagazins Pano -

rama. Letztere widmete der Volksinitiative „Wir

wollen lernen!“ im Februar 2010 gar einen eige -

nen Beitrag, in dem durchaus tendenziös versucht

wurde, die Volksinitiative zu einer „der letzten

Schlacht der Ständegesellschaft“5 zu stilisieren und

in eine vermeintlich klassenkämpferische Ecke zu

stellen – ein Vorwurf der ebenso durchsichtig wie

sachlich falsch war. Schließlich beteiligten sich

Menschen aus allen Stadtteilen und Bevölkerungs-

gruppen an den Unterschriftensammlungen gegen

die Verlängerung der Grundschulzeit auf 6 Jahre.

Die Auszählung der Stimmen beim Volksentscheid

am 18. Juli 2010 ergab auf die Gesamtfläche der

Stadt bezogen ein klares Bild: In allen Stadtteilen

Hamburgs, insbesondere auch in den Stadtteilen

mit einem hohem Anteil vermeintlich eher bil-

dungsferner Bevölkerungsgruppen lagen die Un-

terstützer der Volksinitiative „Wir wollen lernen!“

zahlenmäßig deutlich vor den Anhängern einer 

6-jährigen Primarschule – mit einer Ausnahme:

ausgerechnet im Bezirk Altona mit den von Pano -

rama, aber auch vom damaligen Bürgermeister

Ole von Beust als angeblich klassenfeindlich kriti-

sierten Elbvororten lagen die Anhänger der Pri-

marschul-Pläne des Senats knapp vorne. Vermut-

lich war das die Folge der dortigen Konzentration

von Wählerinnen und Wählern der GRÜNEN. 

Wie organisiert man eine Volksinitiative?

Für die Organisation einer Volksinitiative gibt es

kein Patentrezept. Denn viel wird immer von den

handelnden Personen und deren Bereitschaft zu

offener und effektiver Zusammenarbeit abhängen.

Eine echte und unabhängige Volksinitiative wie

„Wir wollen lernen!“ wird dabei immer den Vor-

teil haben, dass sich viele Menschen mit ganz un-

terschiedlichen Fähigkeiten in einer solchen Ini -

tiative einbringen, so dass die Initiative auf eine

Fülle von Know-How und Expertenwissen zurück-

greifen kann. Das kann – muss selbstverständlich

nicht – eine solche Initiative gegenüber den auf

der politischen Ebene handelnden Personen zum

fachlich überlegenen Gegner machen. Werden

Volksgesetzgebungsverfahren demgegenüber von

Parteien oder interessengeleiteten Organisationen,

wie z. B. Umweltvereinen, Gewerkschaften oder

ähnlichen Gruppen, initiiert, werden diese dazu

tendieren, in erster Linie auf internes Personal zu-
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rückzugreifen, was der Vielfalt der Kompetenzen

erfahrungsgemäß Grenzen setzt.

Als anschauliches Beispiel hierzu braucht

man nur die Plakatkampagnen zu vergleichen, die

zum Volksentscheid seitens der Volksinitiative

„Wir wollen lernen!“ einerseits und seitens der

damaligen Bürgerschaftsparteien andererseits ein-

gesetzt wurden: Während die Volksinitiative –

ihrer seits beraten durch Eltern, die im Berufsleben

professionelle Kommunikatoren und Werbefach-

leute waren – mit einer positiven Bildsprache und

auf den unbefangenen Betrachter sympathisch

wirkenden Kindern als Plakatmotiv aufwartete,

setzten die Bürgerschaftsparteien auf ein aggressiv

schreiendes Mädchen als Plakatmotiv. Darüber

hinaus verständigten sich die Bürgerschaftspar-

teien zur Bewerbung ihrer Gegenvorlage für den

Volksentscheid darauf, dass alle Bürgerschaftspar-

teien (CDU, GAL/GRÜNE, SPD, LINKE) das glei-

che Motiv verwenden sollten. Das Bild, das sich

daraufhin den Hamburgerinnen und Hamburgern

an den meisten Straßenzügen bot, war fast schon

grotesk, zumal die Bürgerschaftsparteien zusam-

mengerechnet in der Stadt etwa das Vier- bis

Fünffache der Zahl von Plakaten aufstellten, die

sich die Volksinitiative leisten konnte:

Den Hamburgerinnen und Hamburgern

wurde auf diese Weise „plakativ“ gleichsam die

Botschaft vermittelt: Hamburg ist entweder voller

schreiender Mädchen, wenn es nach dem Senat

und den damaligen Bürgerschaftsparteien geht

und die Primarschule eingeführt wird, oder das

Schulsystem steht für Ruhe und geordnete Quali-

tät mit sympathischen Kindern, wenn die Volksini -

tiative „Wir wollen lernen!“ den Volksentscheid

gewinnt:

Bei der eigentlichen Organisation der Kam -

pagne hat die Volksinitiative „Wir wollen lernen!“

ganz bewusst – und das ist auch künftigen Volks-

initiativen zu empfehlen – zwischen den drei Stu-

fen eines Volksgesetzgebungsverfahrens auf Lan-

desebene unterschieden: 

Die Anforderungen an die erste Stufe der

Volksinitiative sind noch vergleichsweise einfach zu

erfüllen, da das Sammeln von nur 10 000 Unter-

schriften während einer vergleichsweise langen

Frist von bis zu 6 Monaten bereits mit einem klei-

nen Kreis von Aktiven umgesetzt werden kann. 
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Die zweite Stufe, das Volksbegehren, ist

vor allem logistisch eine Herausforderung: In der

gesetzlichen Frist von nur drei Wochen die Unter-

schriften von einem Zwanzigstel der Hamburger

Wahlberechtigten zu sammeln, bedeutet für die

Initiatoren, dass es gilt, binnen 21 Tagen weit mehr

als 60 000 Unterschriften zu sammeln. Anders

ausgedrückt bedeutet es, dass an jedem Tag der

drei Wochen durchschnittlich rund 3500 Unter-

schiften gesammelt werden müssen! Für das Sam-

meln von Unterschriften für ein Volksbegehren be-

deutet das, dass die knappe Zeit nicht mehr mit

langwierigen inhaltlichen Diskussionen an Info-

Ständen zugebracht werden sollte, sondern dass

es gilt, in erster Linie bereits unterschriftsbereite

Menschen mit den Unterschriftenlisten zusam-

menzubringen, und diese Listen anschließend

fristgerecht zusammenzutragen. Die kommunika-

tive Kampagnenarbeit sollte also nach Möglichkeit

bereits vor dem Beginn der eigentlichen 3-Wo-

chenfrist getan sein, damit sich alle Aktiven wäh-

rend des Volksbegehrens auf das eigentliche Sam-

meln konzentrieren können. Als außerordentlich

hilfreich hat sich dabei für das Volksbegehren von

„Wir wollen lernen!“ das befristete Anmieten

eines leerstehenden Ladengeschäfts in zentraler

Lage der Hamburger Innenstadt als Kampagnen -

zen trale erwiesen, das für alle Sammler und Samm -

lerinnen gut erreichbar war und als Treffpunkt,

zum Abgeben der Listen und vor allem zum Er-

fahrungsaustausch diente. 

Die finale und dritte Stufe des eigent li -

chen Volksentscheids ist in zeitlicher Hinsicht vor

allem durch die Zusendung der Briefabstimmungs -

unterlagen einige Wochen vor dem Tag des Volks-

entscheids sowie durch den Tag des eigentlichen

Volksentscheids getaktet. Die Phase der Versen-

dung der Briefabstimmungsunterlagen ist wichtig,

weil die Abstimmungsberechtigten bei entsprechen -

der Motivation diese sogleich nach Erhalt aus fül -

len und an die Abstimmungsstellen schi cken kön-

nen. Ist dieser Zeitpunkt verstrichen und sind die

Abstimmungsunterlagen erst einmal in den Haus-

halten irgendwo beiseitegelegt, muss sich die kom -

munikative Kampagnenarbeit auf den Tag des

Volksentscheids konzentrieren. Wie auch in poli-

tischen Wahlkämpfen sind die Initiatoren dabei

gut beraten, sich nicht auf das Bestätigen von oh-

nehin bereits entschlossenen Wählergruppen zu

konzentrieren, sondern sich vor allem auf die In-

formation und Motivation der unentschlossenen

Bevölkerungsteile zu konzentrieren.

Ausblick

Das erfolgreiche Engagement der Hamburgerinnen

und Hamburger in der Volksinitiative „Wir wollen

lernen!“ gegen die damaligen Pläne einer Primar-

schul-Reform hat bei den meisten Beteiligten eine

Politisierung im positiven Sinne bewirkt: Men-

schen, die bis dahin ihre Teilnahme am demo -

kratischen und politischen Geschehen auf die

Stimmabgabe bei Wahlen und das Verfolgen von

Nachrichten beschränkt hatten, erlebten in den

zweieinhalb Jahren von der Gründung der Volks-

initiative bis zum Volksentscheid am 18. Juli 2010,

dass es auf jede Einzelne und jeden Einzelnen an-

kommt, und dass mit der Volksgesetzgebung ein

machtvolles und effektives außerparlamentari-

sches Kontrollinstrument für die Bürgerinnen und

Bürger gegenüber dem Senat und der Bürgerschaft

bereit steht. Der persönliche Aufwand, der mit

einer solchen Volksinitiative für den engeren Kreis

der Vertrauenspersonen und Aktiven verbunden

ist, ist hoch. Aber er lohnt sich!
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Anmerkungen

1 Hamburgische Bürgerschaft, Drucksache (Drs.) 19/7068 v.
25.8.2010.

2 Hamburgische Bürgerschaft, Drs. 19/1817 v. 16.12.2008 und
Drs. 19/4860 v. 15.12.2009.

3 Hamburger Abendblatt v. 25.9.2008. 

4 WELT v. 4.11.2008. 

5 NDR Panorama v. 18.2.2010.
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So eine energiepolitische Chance bietet sich nur

alle 20 Jahre!“ Diese Einschätzung war der

Ausgangspunkt für eines der bislang erfolgreichs -

ten Vorhaben der direkten Demokratie in Ham-

burg. Worum geht es?

Entsprechend den Vorgaben des Energie-

wirtschaftsgesetzes haben die Konzessionsver-

träge für Strom- und Gasnetze eine Laufzeit von

bis zu 20 Jahren. Anfang der 1990er wurden in

ganz Deutschland unzählige Konzessionsverträge

zwischen Kommunen und Energieunternehmen

geschlossen, so auch in Hamburg zwischen der

Stadt und den Hamburgischen Electricitäts-Werken

(HEW). Die HEW „gehörten“ damals noch kom -

plett der Hansestadt, waren als Aktiengesellschaft

organisiert und agierten als traditionsreiches Stadt -

werk. Jeder kannte die HEW, fast jeder Hamburger

war Kunde. 

2010 hatte sich die Lage gewaltig verän-

dert. Die HEW gab es nicht mehr, das Unterneh-

men war in mehreren Tranchen veräußert wor-

den. Den ersten Schritt machten die Hamburger

Sozialdemokraten unter der Verantwortung des

damaligen Ersten Bürgermeisters Henning Vosche-

rau bereits Mitte der 1990er Jahre. Man brauchte

Geld für die klammen Kassen der Stadt, das Tafel-

silber stand folglich zur Disposition. Diese Ent-

scheidung war der Anfang vom Ende der HEW;

2002 wurden die letzten Anteile an den schwedi-

schen Konzern Vattenfall veräußert.

Als Rechtsnachfolger hatte Vattenfall auch

die Konzessionsverträge übernommen und war da -

mit zuständig für den Betrieb des rund 27000 Kilo -

meter langen Stromnetzes und des Fernwärme -

netzes. Letzteres ist nach Berlin das zweitgrößte

Fernwärmenetz in Deutschland und versorgt über

450 000 Wohneinheiten.

Die Unzufriedenheit vor allem mit Vatten-

fall, aber auch mit E.ON Hanse, der in Hamburg

das Gasnetz betreibt, war seit Jahren hoch. Das

schwedische Unternehmen geriet wegen seines di-

lettantischen Krisenmanagements bei Störfällen

im AKW Krümmel in die Kritik, und das Festhal-

ten am Bau des klimaschädlichen Kohlekraftwer-

kes in Hamburg-Moorburg tat ein Übriges. E.ON

Hanse hatte sich seinerseits immer wieder mit in-

transparenten Abrechnungen bei seinen Gaskun-

den „einen Namen gemacht“. 
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Es wuchs in der Bevölkerung und auch in

verschiedenen Organisationen die Einschätzung,

dass diese Unternehmen die Hamburger Energie-

netze nicht mehr betreiben sollten. Vattenfall und

E.ON hatten in der Vergangenheit demonstriert,

dass es ihnen gerade nicht um Klimaschutz, eine

atomfreie Energieversorgung und mehr Verbrau-

chertransparenz ging. 

Verbände wie der BUND erkannten, dass

die Verteilnetze einen wichtigen Baustein für die

Energiewende und mehr Klimaschutz darstellen.

Es handelt sich nicht nur um schlichte Leitungen,

die in der Erde liegen. Allein durch den Aufbau so

genannter intelligenter Stromnetze (smart grids),

ohne die die Energiewende nicht funktionieren

wird, ließe sich bundesweit die Leistung mehrerer

Kohlekraftwerke einsparen. Das Fernwärmenetz,

in Hamburg noch zum größten Teil Kohle befeu-

ert, ließe sich in Subnetze unterteilen und mit de-

zentraler Einspeisung deutlich klimaverträglicher

organisieren. Und wahrscheinlich werden die Gas-

netze zukünftig wichtige Speicherfunktionen über -

nehmen, wenn überschüssige Windenergie in Was -

serstoff und Methan (Windgas) umgewandelt wird.

Es gab also viele Gründe, die Initiative

UNSER HAMBURG – UNSER NETZ ins Leben zu

rufen. Dies tat ein recht ungewöhnliches Bündnis:

attac Hamburg, BUND Hamburg, Diakonie und

Bildung im evangelischen Kirchenkreis Hamburg-

Ost, die Bürgerinitiative Moorburgtrasse stoppen,

Robin Wood und die Verbraucherzentrale Ham-

burg bildeten im Sommer 2010 den Trägerkreis

von UNSER HAMBURG – UNSER NETZ. Bis zum

Auslaufen der alten Konzessionsverträge Ende

2014 sollten die Bürgerinnen und Bürger der Frei -

en und Hansestadt Hamburg darüber abstimmen,

wer zukünftig die Daseinsvorsorge im Energiebe-

reich maßgeblich steuern sollte. 

Der Trägerkreis hatte anfangs wenig Er-

fahrung mit dem Instrument der direkten Demo-

kratie. Die Beratung durch den Verein Mehr De-

mokratie e. V. brachte Klarheit, sorgte aber auch

für einen unerwarteten Zeitdruck. 2010 gingen wir

noch davon aus, dass es im Frühjahr 2012 zu

einer regulären Bürgerschaftswahl kommen wür -

de. Von dort zurückgerechnet, mussten wir die

erste Stufe der Volksgesetzgebung, die Volksinitia-

tive, in spätestens drei statt sechs Monaten aus

dem Stand organisieren und die gesetzlich festge-

legte Zahl von Unterschriften sammeln. Nur so

war zu gewährleisten, dass ein Volksentscheid

parallel zur Bürgerschaftswahl 2012 stattfinden

konnte.

Der Kraftakt gelang, erstaunlich viele

Menschen waren auf dieses relativ komplizierte

Thema ansprechbar. Die hohe Unzufriedenheit

mit den Energieunternehmen war in der Stadt

greifbar und mit über 17000 Unterschriften kamen

wir schließlich locker über die gesetzliche Hürde

von 10 000 Unterschriften. Jetzt wurde UNSER
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HAMBURG – UNSER NETZ auch politisch ernst

genommen, die Medien stiegen mit breiter Be-

richterstattung in das Thema ein. Es folgten An -

hörungen vor der Bürgerschaft, die Betriebsrats-

vertreter von Vattenfall und E.ON suchten das

Gespräch, und auch eine Annahme der erfolgrei-

chen Volksinitiative durch die Hamburger Bürger-

schaft schien im Spätsommer 2010 nicht ganz aus-

geschlossen. 

Wichtig war in diesem Kontext, dass der

schwarz-grüne Senat erst vor kurzem das städti-

sche Unternehmen HamburgEnergie gegründet

hatte. Die Botschaft war klar: Die Hamburger Re-

gierung wollte energiepolitischen Gestaltungs-

spielraum zurück gewinnen. Über alle Fraktionen

hinweg gab es zudem die Auffassung, der Verkauf

der HEW sei ein Fehler gewesen.

Doch kurz nach der erfolgreichen Volksini -

tiative scheiterte das schwarz-grüne Experiment

und in dieser Umbruchphase fand sich für unser

Anliegen keine Mehrheit in der Bürgerschaft. 

Politisch interessant und bezeichnend für

den nach unserer Meinung ambivalenten Umgang

der meisten in der Bürgerschaft vertretenen politi-

schen Parteien mit den Elementen der direkten

Demokratie war die Frage, ob so ein Volksent-

scheid wie ihn UNSER HAMBURG – UNSER NETZ

organisierte, überhaupt verfassungskonform sei.

Es ging schließlich auch um sehr viel Geld und

das Haushaltsrecht liegt beim Parlament. Falls 

die Stadt nach dem Willen des Volkes die Verant -

wortung für die Energienetze übernehmen sollte,

müsste sie die bisherigen Betreiber auszahlen.

Schnell wurden Summen von bis zu drei Milliar-

den Euro in der Öffentlichkeit kolportiert – insbe-

sondere von Vattenfall, um die Rücknahme der

Netze schon finanziell als unmöglich darzustellen. 

Der Verfassungsausschuss der Bürger-

schaft griff das Thema auf und organisierte eine

Anhörung. Vier Experten wurden geladen, deren

Meinungen allerdings sehr unterschiedlich ausfie-

len. Am Ende stand es, vereinfacht gesagt, 2 : 2

unentschieden. Aber jenseits der juristischen Ge-

setzesauslegungen ist diese wichtige Frage poli-

tisch zu Ende zu denken. Wenn die Bürger/innen

bei Bürger- oder Volksentscheiden ernsthaft etwas

entscheiden sollen, ist dies in der Regel haushalts-

relevant. Wenn beispielsweise über eine bessere

Bildung für alle entschieden werden soll, müssen

in letzter Konsequenz mehr Lehrer eingestellt und

wahrscheinlich so manches Schulgebäude saniert

werden. Damit wäre auch ein solcher Volksent-

scheid haushaltsrelevant, sehr viel stärker sogar

als der Rückkauf der Energienetze. Hier würde

eine städtische Holding die Energienetze finanzie-

ren, der Kernhaushalt der Stadt wäre somit nicht

betroffen. Die Formulierungen in Artikel 50 der

Hamburgischen Verfassung und im Volksabstim-

mungsgesetz sind nicht eindeutig und bieten ein

Einfallstor für die Kräfte, die der direkten De -

mokratie skeptisch gegenüber stehen. Frei nach

dem Motto: Das Volk kann gerne mitreden, aber

sobald seine Entscheidungen Geld kosten, hört

der Spaß auf. Es ist daher sehr bedauerlich, dass

diese Unklarheit vom Gesetzgeber bei der letzten

No vel lierung im Jahre 2012 des Volksabstim-

mungsgesetzes nicht vollständig beseitigt wurde.

Aber zumindest muss jetzt am Anfang einer

Volksinitiative die Prüfung der Verfassungskonfor-

mität erfolgen.

Aber zurück zur Volksinitiative UNSER

HAMBURG – UNSER NETZ. Die schwarz-grüne

Koalition zerbrach, bezeichnenderweise ausgelöst

durch den Abgang des Ersten Bürgermeisters Ole

von Beust nach einem verlorenen Volksentscheid

zur Schulpolitik. Die Folge waren Neuwahlen zur

Hamburgischen Bürgerschaft Anfang 2011, die der

SPD Hamburg mit Olaf Scholz an der Spitze nach

10 Jahren Opposition eine absolute Mehrheit be-

scherten. 
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Kurz vor den Neuwahlen haben wir inner-

halb der gesetzlichen Fristen die Durchführung

eines Volksbegehrens beantragt. Dies ist in Ham-

burg eine enorme organisatorische Hürde, die nie-

mand unterschätzen sollte. Innerhalb von nur drei

Wochen müssen ca. 63000 Wahlberechtigte (5%

der Wahlberechtigten) in Hamburg ein Volksbegeh -

ren mit ihrer Unterschrift unterstützen. Gesammelt

wird vor allem auf der Straße, hier müssen die

Menschen angesprochen und informiert werden.

Mit viel Respekt vor der Aufgabe und ge-

ringen Finanzmitteln legten wir los. Besonders be-

eindruckend war das Engagement vieler Men-

schen in der heißen Phase des Volksbegehrens.

Die BUND-Geschäftsstelle in St. Georg war für die

Netzinitiative der zentrale Anlaufpunkt, von hier

wurden die Unterschriftensammler/innen auf die

Reise geschickt, hier trafen die vollen Listen ein

und wurden gezählt. 

Am Ende kamen mehr als 116 000 Unter-

schriften zusammen, das zweitbeste Ergebnis ei -

nes Volksbegehrens seit Einführung der direkten

Demokratie in Hamburg. Getragen wurde dieser

Erfolg von den Aktiven, die für uns gesammelt

haben. Dazu gehörte die elegante ältere Dame aus

Eppendorf genauso wie der rastagelockte Sponti

aus der Schanze. Und auch prominente Unterstüt-

zung stellte sich ein: Ex-Bürgermeister Henning

Voscherau unterzeichnete das Volksbegehren und

der Musiker Jan Delay „lieh“ uns seine Stimme. 

Während des Volksbegehrens bekamen

wir aber auch kräftigen Gegenwind. Die Betriebs-

räte von Vattenfall und E.ON plakatierten offensiv

gegen uns, lehnten eine Rekommunalisierung der

Energienetze energisch ab. Auch dies gehört zum

demokratischen Diskurs, hat uns aber in der Ve-

hemenz überrascht. Die Kollegen und Kolleginnen

waren in Sorge um ihre Arbeitsplätze und trauten

offenbar einer Konzernleitung in Stockholm mehr

über den Weg als einer nur in den Eckpunkten be-

kannten öffentlichen Unternehmung. Positiv war

indes, dass beide Seiten die Auseinandersetzung

nicht unter der Gürtellinie geführt haben. 

Völlig unerwartet war allerdings ein An-

griff aus Kreisen der CDU-Bürgerschaftsfraktion.

Es wurde der Vorwurf laut, der BUND betreibe

eine Mittelfehlverwendung. Das Engagement des

gemeinnützigen Umweltverbandes für den Volks-

entscheid sei nicht zulässig, auch Spendenquit-

tungen dürften nicht ausgestellt werden. In letzter

Konsequenz bedeutete dies, dass sich kein ge-

meinnütziger Verein mehr an den Instrumenten

der direkten Demokratie beteiligen könnte. Gesell-

schaftspolitisch absurd, schließlich sind gerade die

gemeinnützigen Vereine eine Säule der Zivilgesell-

schaft. Und genau diese Zivilgesellschaft soll sich

stärker in unsere Demokratie einbringen. Eine

ähnliche Diskussion gab es auch zum Engagement

der Kirche und der Verbraucherzentrale. 

Während wir also trotz aller Angriffe

einen durchaus beachtlichen Erfolg nach Hause

trugen, verhandelte die nun regierende SPD hinter

verschlossenen Türen mit Vattenfall und E.ON.

Die SPD hatte sich noch im Wahlkampf festgelegt:

Die Stadt werde sich unter SPD-Verantwortung mit

mindestens 25,1 % an den Netzgesellschaften der

Energiekonzerne beteiligen. Die SPD Hamburg

rückte damit von einer vollständigen oder auch

nur mehrheitlichen Rekommunalisierung und da -

mit von anderen Positionen auf Bundesebene ab. 

Während die Netzinitiative also Ende 2011

offiziell im Umwelt- und Haushaltsausschuss der

Bürgerschaft im Kaisersaal vor mehr als 300 Men-

schen angehört wurde, handelte der Senat die letz-

ten Details für den Netzekauf aus. Zwei Wochen

nach der Anhörung wurde das Verhandlungspaket

als großer Erfolg und wesentlicher Beitrag für die

Hamburger Energiewende medial vermarktet. 

Anfangs sah es so aus, als wenn der Senat

mit Vattenfall und E.ON ein relativ gutes Verhand-
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lungsergebnis erzielt hätte und damit dem Anlie-

gen von UNSER HAMBURG – UNSER NETZ den

Wind aus den Segeln nahm. Kurzzeitig kippte die

öffentliche Stimmung, und auch innerhalb der Ini -

tiative wurde diskutiert, ob unter diesen Voraus-

setzungen ein Volksentscheid noch sinnvoll und

vor allem noch zu gewinnen sei. 

In den nächsten Wochen nach Verkün-

dung der Verträge offenbarten sich dann aber

viele ungeklärte Details, die Skepsis an den Verträ-

gen wuchs. Insbesondere die Wertermittlung für

den Ankauf der Unternehmensanteile wurde kriti-

siert, die Stadt habe zu viel Geld für zu wenig Ein-

fluss ausgegeben. Die oppositionelle CDU drohte

zwischenzeitlich sogar mit einem Untersuchungs-

ausschuss. Für den Trägerkreis von UNSER HAM-

BURG – UNSER NETZ war nach eingehender Prü-

fung klar, dass diese Verträge keine gute Lösung

für Hamburg waren und mit 25,1% kein maßgeb-

licher Einfluss auf Unternehmen wie Vattenfall

und E.ON ausgeübt werden kann. 

Wir entschieden uns für die Durchfüh-

rung des Volksentscheides. Die Fronten waren

nun klar. Auf der einen Seite die aktuelle Hambur-

ger Regierung, vereint mit Vattenfall, E.ON, Han-

delskammer und Industrieverband, auf der ande-

ren die Volksinitiative mit ihren Vorstellungen

einer 100%igen Rekommunalisierung. 

Kaum stand die Entscheidung für einen

Volksentscheid fest, wurde von der SPD öffentlich

gefordert, diesen so schnell wie möglich durchzu-

führen. Die Energiewende müsse vorankommen,

man brauche jetzt Klarheit in der Sache. Diesem

Druck haben wir nicht nachgegeben, wir wollten

einen Volksentscheid parallel zur nächsten Bun-

destagswahl im September 2013. In der Tat unge-

wöhnlich, die Bürger/innen erst zwei Jahre nach

dem Volksbegehren an die Urnen zu bitten. Der

wichtigste Punkt in unseren Überlegungen war

aber die Legitimation der Entscheidung. Alle Er-

fahrungen zeigen, dass die Wahlbeteiligung bei

einem Volksentscheid dann am höchsten ist, wenn

dieser parallel zu einer regulären Landtags- oder

Bundestagswahl stattfindet. Und bei dieser grund-

legenden Frage und auch dem notwendigen finan-

ziellen Engagement der öffentlichen Hand ist eine

hohe Abstimmungsbeteiligung die beste Grund-

lage für eine Akzeptanz der Entscheidung – wie

immer sie dann auch ausfällt.

Die Verträge1, die die Stadt mit Vattenfall

und E.ON verhandelt hatte, sahen eine Rückab-

wicklung vor, sollte der Volksentscheid erfolgreich

sein. Damit wollte die SPD erklärtermaßen den

Volksentscheid nicht ins Leere laufen lassen.

Bis Anfang 2013 wurde es relativ ruhig um

das Thema Energienetze und Volksentscheid. End-

lich stand aber der Termin für die Bundestagswahl

fest: Hamburg würde am selben Tag, dem 22. Sep-

tember 2013, den Volksentscheid durchführen. 

Mit neuem Schwung ging der Trägerkreis

an die Arbeit. Personal für das Kampagnenbüro

wurde eingestellt, Spenden gesammelt und für die

Durchführung des Volksentscheids ein eigener

Verein gegründet. Und das 2011 aufgebaute Netz-

werk funktionierte – erneut haben sich viele 

Ehrenamtliche engagiert und wertvolle Informati-

onsarbeit geleistet. Mehr als 50 Hamburger Orga-

nisationen waren an unserer Seite und wir konn-

ten eine hervorragende Werbeagentur für eine

Pro-Bono-Unterstützung gewinnen.

Je näher der Termin für den Volksent-

scheid rückte, desto stärker wurde allerdings auch

der Gegenwind in der Stadt. Ein Nein-Bündnis aus

Kammern, Industrieverbänden, einer Gewerkschaft

und weiteren Organisationen tat sich zusammen

und ging massiv an die Öffentlichkeit – begleitet

von einer umfangreichen Werbekam pagne von

Vattenfall. 

Auch die Medien griffen das Thema wie-

der intensiver auf. Das Hamburger Abendblatt
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veröffentlichte eine sechsteilige Artikelserie und

die taz veranstaltete einen großen Themensalon

mit Bürgermeister und Initiative. Es folgten Veran-

staltungen u. a. der Körberstiftung, des CDU-Wirt-

schaftsrates und der Adenauerstiftung. Die Dis-

kussion um die Zukunft der Energienetze war

eindeutig in der Stadt angekommen, die Säle

meist überfüllt. 

Die Entscheidung fiel letztlich knapp aus

– aber die Initiative behielt die Nase vorn. Dies

war in Anbetracht des erheblichen Gegenwinds

und des Versuchs, die Initiative und ihre Vertrau-

enspersonen als unseriös darzustellen, ein riesiger

Erfolg. Insgesamt gaben 873 332 Wahlberechtigte

ihre Stimme ab, die Wahlbeteiligung lag damit nur

knapp unterhalb der Beteiligung an der Bundes-

tagswahl. 444352 Hamburger/innen stimmten für

den Volksentscheid und haben damit bewiesen,

dass auch mit einer millionenschweren Kampagne

die öffentliche Meinung nicht ohne weiteres ge-

dreht werden kann. Für zukünftige Volksentschei -

de wird aber die Frage, über welche finanziellen

Ressourcen die jeweiligen Seiten verfügen, sehr

spannend. Sollten reiche Lobbystrukturen aus der

Wirtschaft sich des Instrumentes der direkten De-

mokratie deutlich stärker als bisher bedienen, be-

steht politischer Regelungsbedarf. 

Der Erfolg von UNSER HAMBURG –

UNSER NETZ wurde bundesweit wahrgenommen.

Erfreulich auch, dass sich die SPD noch am Wahl-

abend als fairer Verlierer präsentierte und Eck-

punkte für die Umsetzung des Volkswillen vor-

stellte. 

Bei der Umsetzung dieses Volksentscheids

existieren noch einige Fallstricke. So muss die

Stadt trotz klaren Auftrags einer Rekommunalisie-

rung das gesetzlich vorgeschriebene Konzessions-

verfahren durchlaufen und kann nicht eine ein -

fache Inhouse-Vergabe des Strom- und Gasnetzes 

an ein städtisches Unternehmen vornehmen. Der

Volksentscheid hat aber die politischen Weichen so

gestellt, dass die Hamburger Regierung sich ernst-

haft um die Konzessionen bewerben muss. Bei der

Fernwärme kann ein jahrelanger Rechtsstreit mit

Vattenfall notwendig werden, damit die Fernwär-

meversorgung endgültig an die Stadt übergeht.

Sind diese Hürden genommen, kann die

Hamburger Energiewende ernsthaft in Angriff ge-

nommen werden. Es geht um mehr Klimaschutz,

mehr Verbrauchertransparenz, mehr Dezentralität

und die beste Lösung für die Stadt. Die Gewinne

aus dem Betrieb der Netze verbleiben zukünftig in

Hamburg. Und unsere Stadt ist nicht mehr Part  -

ner eines Unternehmens, das die Bundesrepublik

wegen des Atomausstiegs gleich zweimal verklagt

hat und weiterhin auf Stein- und Braunkohle

setzt. 

Anmerkungen

1 http://unser-netz-hamburg.de/infothek, hier unter „Beteili-
gungsverträge der Stadt an den Netzgesellschaften“.
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Direkte Demokratie     

auf Bezirksebene
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Der Weg zur Überarbeitung der 1998 per Volks-

entscheid eingeführten Instrumente Bürger-

begehren und Bürgerentscheid war weit: Erst 2012

wurde das derzeit einzige vom Volk direkt be -

schlossene Gesetz in Hamburg grundlegend novel-

liert. Doch die Diskussion, wie es mit der direkten

Demokratie auf Bezirksebene weitergehen soll, ist

damit nicht zu Ende.

Der Vorläufer, der aufgrund eines Volks-

entscheids erlassene § 8a Bezirksverwaltungsge-

setz (BezVG) war zunächst im Rahmen der Be-

zirksverwaltungsreform inhaltsgleich als § 32 in

das neue BezVG eingefügt worden. Mit zuneh-

mender Anwendungspraxis zeigten sich jedoch

immer mehr Probleme, Regelungslücken und Än-

derungsbedarfe – geäußert aus dem politischen

Raum, der Rechtsprechung, aber auch von Initia-

tivenseite. Nachdem Überlegungen zur Novellie-

rung des Gesetzes immer wieder im Sande verlau-

fen waren, lud die damalige GAL-Fraktion in der

19. Wahlperiode (2008–2010) erstmals zu inter-

fraktionellen Gesprächen ein, bei denen Mehr De-

mokratie e. V. als ursprünglicher Gesetzesinitiator

mit am Tisch saß. Das Ende der schwarz-grünen

Koalition und die vorzeitige Auflösung der Bürger-

schaft beendeten diese Reformbemühungen 2010

vorübergehend. Auf Einladung der SPD-Fraktion,

die in der 20. Wahlperiode (ab 2011) in der Regie-

rungsverantwortung ist, wurden die Gespräche

unter Beteiligung aller Fraktionen, nunmehr also

auch der FDP, wieder aufgenommen. Dazu gebe-

ten wurden wiederum Mehr Demokratie e. V. und

das Amt für Bezirke der Finanzbehörde.  Zum Jah -

resbeginn 2012 konnte ein interfraktioneller Kon-

sens mit Mehr Demokratie e. V. verkündet werden,

der schließlich Eingang ins Gesetz- und Ver ord -

nungs blatt fand. Dass es keinen vollständigen Frie -

den in Sachen Bürgerbegehren gab, macht schon

die Vorbemerkung des Gesetzentwurfs (Druck -

sache 20/2903) deutlich, in der es heißt:

„Konsens wurde insbesondere in nahezu allen
Fragen erzielt, die mehr Rechtssicherheit, mehr
Verfahrenstransparenz und mehr inhaltliche
und formale Konsensmöglichkeiten bei Bürger-
begehren und Bürgerentscheiden eröffnen. Viele
Kritikpunkte an der bezirklichen direkten Demo-
kratie – geäußert von der Rechtsprechung, der
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Kommunalpolitik, der Bezirksverwaltung, aber
auch von den Initiativen selbst – werden sich
durch diese durchgreifenden Verfahrensverbes-
serungen lösen lassen – allerdings nicht alle.
Trotz der Einigung in wesentlichen Verfahrens-
fragen ist in den Gesprächen deutlich geworden,
dass in anderen grundlegenden Punkten gravie-
rende Auffassungsunterschiede geblieben sind,
die sich auch in den mehrjährigen Gesprächen
nicht überbrücken ließen. So haben die damali-
gen Gesetzesinitiatoren eine Beschränkung der
Eingriffsrechte der Landesebene, insbesondere
des Evokationsrechts, gegenüber Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheid verlangt. Dieser Vorstoß
hat auf der parlamentarischen Seite ganz über-
wiegend Ablehnung erfahren. Demgegenüber
konnte bei der Forderung insbesondere der Ver-
treter von SPD-, CDU- und FDP-Fraktion, die 
Anforderungen an den Erfolg von Bürgerent-
scheiden zum Beispiel durch Einführung eines
Quorums zu erhöhen, in den Gesprächen kein
Einvernehmen – insbesondere mit ,Mehr Demo-
kratie e. V.‘ – erzielt werden. Um den in den Ver-
fahrensfragen erzielten, weitreichenden Konsens
gleichwohl Gesetz werden zu lassen, wird nach-
folgend eine Novellierung der Regelung über
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid beantragt,
die in wesentlichen Punkten dem Volksabstim-
mungsgesetz nachgebildet ist. Die zukünftige
Bürgerbegehrenspraxis wird zeigen, ob diese Ver-

fahrensverbesserungen ausreichend sind, um
das Instrument wieder in ruhigeres Fahrwasser
zu bringen sowie die Kritik an Verfahren und
Umsetzung zu entkräften. Das geänderte Gesetz
soll einen Beitrag dazu leisten, Konflikte, die im
Kontext der direkten Demokratie auf Bezirks-
ebene naturgemäß unvermeidlich sind, zu ent-
schärfen, sachlich zu lösen und dabei gegenseiti-
ges Misstrauen abzubauen.“

Um den gefundenen Konsens nicht zu ge-

fährden, hat sich die SPD-Mehrheitsfraktion den

Vorschlägen von CDU- und FDP-Fraktion hinsicht-

lich der Einführung eines Quorums für den Bür-

gerentscheid formal nicht angeschlossen (obwohl

die SPD grundsätzlich für Quoren ist), so dass

beide Vorlagen ohne Beschluss in den Verfassungs -

ausschuss überwiesen wurden – dort liegen sie,

ohne beraten worden zu sein. Basis jeder Bera-

tung im Verfassungsausschuss wäre ohnehin eine

Auswertung der Erfahrungen der Reform in der

Praxis – ob es dazu noch in dieser Wahlperiode

kommt, ist unwahrscheinlich. 

Gleichwohl ist das Reformwerk weit mehr

als ein Minimalkonsens. Es wurde erstmals ein sys -

tematisch in sich stimmiger Gesamtrahmen ge-

schaffen, der für Initiativen, Bürger/innen, Politik

und Verwaltung besser handhabbar ist. In der Vor-

bemerkung des Gesetzentwurfs heißt es:
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„Der allgemeine Rahmen bleibt – in Respekt vor
dem durch Volksentscheid eingeführten Gesetz –
in § 32 BezVG, gewissermaßen der einfachgesetz-
lichen Hamburger ,Bezirksverfassung‘, mit weni-
gen Änderungen erhalten. Dazu tritt ein anwen-
derfreundliches Durchführungsgesetz, das sich
in Reihenfolge und Systematik unmittelbar an
§ 32 BezVG orientiert. Unterhalb dessen können
weitere Durchführungsbestimmungen auf dem
Verordnungswege normiert werden. Dieser Drei-
klang folgt damit dem Modell der Volksabstim-
mungen auf Landesebene.“

Entlang der gesetzlichen Bestimmungen

im BezVG und im neuen Bezirksabstimmungs-

durchführungsgesetz (BezAbstDurchfG) sollen ei-

nige kon krete Novellierungspunkte angesprochen

werden.

Wichtigste Novellierungspunkte

Neben einer Fülle von kleineren Einzelpunkten

zur Berechnung von Fristen, Terminen, Stichtagen,

zur Frage der Gültigkeit von Unterschriften, des

Zustandekommens und der Sperrwirkung u.v.m.

war aus Sicht der Bürgerschaft der wich tigs  te

Punkt die vorgezogene und umfassende Prü fung

der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens durch die

Bezirksabstimmungsleitung innerhalb einer Woche

nach Zugang der Anzeige (§ 4 Absatz 1 BezAbst-

DurchfG). Diese bewahrt alle Beteiligten vor un-

angenehmen Überraschungen, beugt Irrtümern

vor und sorgt für Rechtssicherheit auf allen Seiten.

Das Bürgerbegehren ist demnach zulässig, wenn

die Fra gestellung eine Angelegenheit betrifft, in

der die Be zirksversammlung Beschlüsse fassen

„darf“ (statt „kann“, wie die Formulierung vorher

lautete). Ein Bürgerbegehren ist demnach – unter

Anwendung des Ausschlusskataloges nach § 21

BezVG – unzulässig, wenn sich die Fragestellung

gegen geltende Gesetze und Verordnungen, Haus-

haltsbeschlüsse, Globalrichtlinien, Zuständigkeits-

anordnungen oder sonstige Entscheidungen des

Senats sowie Fachanweisungen und Einzelwei -

sungen richtet. Ausgenommen vom Bürgerbegeh-

ren sind Personalentscheidungen und Beschlüsse 

über den Haushalt (§§ 1 und 4 Absatz 2 BezAbst-

DurchfG).

Ein weiterer wichtiger Punkt war die Klar-

stellung der häufig engen Grenzen für Bezirksver-

sammlungsbeschlüsse und damit auch der Bürger-

entscheide – vor allem bei denen mit lediglich

empfehlendem Charakter. Soweit die Fragestel-

lung nämlich eine Angelegenheit betrifft, die für

den Bezirk zwar von Bedeutung ist, deren Erledi-

gung aber nicht in seine Zuständigkeit fällt, ist das

Bürgerbegehren nur als für das Bezirksamt un -

verbindliche Fragestellung zulässig (§ 2 Absatz 5

Satz 3 BezAbstDurchfG). Im Falle eines erfolgrei-

chen Bürgerentscheids ist die entsprechende Vor-

lage vom Bezirksamt lediglich in Form einer Emp-

fehlung entsprechend § 27 BezVG an die jeweils

zuständige Fachbehörde zu leiten. Diesen Paragra-

fen-Dschungel durchblickt aber kein Bürger und

auch keine Bürgerin. Deshalb ist zukünftig sicher-

gestellt, dass dies für die Unterzeich nenden aus

der Unterschriftsliste durch einen ausdrücklichen

Hinweis in deutlich hervorgehobener, abgesetzter

Form unterhalb der Fragestellung des Bürgerbe-

gehrens ersichtlich sein muss (§ 2 Absatz 5 Satz 3

BezAbstDurchfG): „Wichtiger Hinweis: Das Ergeb-

nis dieses Bürgerbegehrens und eines gegebenen-

falls nachfolgenden Bürgerentscheids hat für das

Bezirksamt keine bindende Wirkung, sondern

ausschließlich den Charakter einer Empfehlung an

die zuständige Fachbehörde.“ Man kann nur hof-

fen, dass dieses von den Bürgern/innen wesent-

lich stärker zur Kenntnis genommen wird: Noch

ehrlicher wäre es, in diesen Fällen von einer Bür-

gerempfehlung und nicht von einem Bürgerent-
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scheid zu sprechen. Das ließ sich aber in den Ver-

handlungen nicht durchsetzen.

Auch die Rechtssicherheit der Unterschrif-

tensammlung wurde durch zahlreiche Maßgaben

flankiert. Ein bedeutender Gewinn ist die stärkere

Verfahrenstransparenz, da zukünftig auch auf den

Unterschriftenlisten stehen muss, wozu man die

Vertrauensleute mit seiner Unterschrift bevoll-

mächtigt. Ferner wurde der Datenschutz beim

Bürgerbegehren gestärkt: Damit niemand Schind-

luder mit den personenbezogenen Angaben in den

Unterschriftenlisten treibt, müssen diese – auf An-

regung des Datenschutzbeauftragten – zukünftig

folgenden Hinweis enthalten: „Initiatoren, Ver-

trauenspersonen sowie deren Hilfspersonen ist es

untersagt, personenbezogene Angaben aus den

Unterschriftslisten oder den Eintragungslisten zu

einem anderen Zweck als der Einreichung der Lis -

ten bei der zuständigen Behörde zu verarbeiten,

insbesondere Dritten bekannt zu geben oder zu-

gänglich zu machen (Datengeheimnis).“

Wichtiges neues Instrument zur Streitver-

meidung ist das Schlichtungsverfahren: In Streit-

fällen zwischen Initiative und Bezirksamt über die

Zulässigkeit oder die Verbindlichkeit von Frage-

stellung oder Vorlage, über das Verfahren oder die

Form kann jede Seite schriftlich die Schlichtungs-

stelle bei der Bezirksaufsichtsbehörde anrufen (§ 12

Absatz 1 Satz 1 BezAbstDurchfG). Die Schlich-

tungsstelle soll schnell und einvernehmlich ent-

scheiden – konkret innerhalb von zehn Werktagen

nach Eingang der Anrufung der Bezirksaufsichts-

behörde. Die Schlichtung soll grundsätzlich in

mündlicher Verhandlung erfolgen (§ 12 Absatz 1

Sätze 1 und 2 BezAbstDurchfG). 

Ein zentraler Punkt war die Stärkung der

Einigungsmöglichkeiten mit der Bezirksversamm-

lung nach dem Bürgerbegehren. Dazu dient auch

die Möglichkeit für die Initiative, ihr Anliegen in

einer öffentlichen Sitzung des für das Anliegen zu-

ständigen Fachausschusses der Bezirksversamm-

lung vorzutragen. Um mehr Raum für Verhand-

lungen zwischen Initiative und Bezirkspolitik zu

haben, können sich beide Seiten auf die Verlän -

gerung der – im Regelfall zweimonatigen – Ent-

scheidungs- und Einigungsfrist um zunächst drei

Monate, und bei Bedarf um weitere drei Monate

verständigen; eine darüber hinausgehende Verlän-

gerung ist nicht zulässig (§ 7 Absatz 3 Satz 1 Bez-

AbstDurchfG). Diese Verlängerungsmöglichkeit war

bislang nicht ausdrücklich normiert. Aber auch

ein echtes Moderationsverfahren ist möglich. An-

stelle der bloßen Verlängerung der Einigungsfrist

können sich Initiative und Bezirksversammlung

auf ein Moderationsverfahren einigen, das zu-

nächst für drei Monate, und bei Bedarf weitere

drei Monate läuft (auch hier ist Verlängerung nicht

zulässig). Die Moderatorin oder der Moderator 

ist einvernehmlich zu benennen; sie oder er soll

grundsätzlich ehrenamtlich tätig werden, kann

aber in angemessener Weise auf Sachmittel des

Bezirksamtes zugreifen (§ 7 Absatz 3 Satz 3 Bez-

AbstDurchfG). Es bleibt zu hoffen, dass von die-

sen Verständigungsmöglichkeiten vermehrt ernst-

haft Gebrauch gemacht wird.

Im Hinblick auf den Bürgerentscheid sind

notwendige Flexibilisierungen ins Gesetz einge-

flossen: So z. B. die Möglichkeit, einen Bürgerent-

scheid vorzuziehen, wenn man das Verfahren 

beschleunigen und eine Entscheidung schneller

herbeiführen will. Liegen bei mehreren Bürger -

begehren die Zeitpunkte des Zustandekommens

deutlich weniger als sechs Monate auseinander,

kann die Bezirksabstimmungsleitung einen ge-

meinsamen Abstimmungstag für die entsprechen-

den Bürgerentscheide festsetzen. Geschuldet war

diese Normierung dem Wettlauf zweier Bürgerbe-

gehren zur Planung eines großen Möbelhauses im

Bezirk Altona. Auch eine Befugnis für die Über -

arbeitung einer Vorlage findet sich nunmehr im
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Gesetz. Allerdings darf die Überarbeitung den

Grundcharakter und die Zielsetzung der ursprüng-

lichen Fragestellung nicht verändern (§ 7 Absät -

ze 1 und 4 Sätze 2 und 5 BezAbstDurchfG). Neu

ist auch, dass im Einvernehmen mit allen beteilig-

ten Initiativen und der Bezirksversammlung die

Bezirksabstimmungsleitung abweichende Abstim-

mungsverfahren – konkret die alternative Abstim-

mung zwischen zwei entgegenstehenden Vorlagen

ohne gesonderte Ja-/Nein-Option – festlegen kann.

Naturgemäßer Streitpunkt bleiben die In-

terventionsmöglichkeiten des Senats. Jede Be -

schrän kung der Interventionsmöglichkeiten (Evo-

kationsrecht des Senats) hätte am Prinzip der

Einheitsgemeinde gerüttelt und wäre nur mit einer

Verfassungsänderung möglich gewesen – dieses

war und ist für die große Mehrheit der Fraktionen

nicht gangbar, insbesondere, wenn man sich nicht

im Gegenzug auf maßvolle Quoren beim Bürger-

entscheid einigt. Einig ist man sich immerhin ge-

wesen, dass ein intervenierender Senat sich stär-

ker öffentlich, auch gegenüber der Bürgerschaft,

rechtfertigen muss. So ist in der Novellierung fest-

gelegt, dass der Senat – sofern er die Zulässigkeits-

entscheidung an sich zieht (§ 42 Satz 2 BezVG) –

unverzüglich die Bürgerschaft, die Bezirksver-

sammlung und die Bezirksaufsichtsbehörde unter

Angabe der maßgeblichen Gründe von seiner Ent-

scheidung zu unterrichten hat. Das Bezirksamt

setzt die Initiative hierüber in Kenntnis (§ 4 Ab-

sätze 3 und 4 BezAbstDurchfG). Ferner ist für den

Fall der Evokation des Gegenstandes im Rahmen

des Bürgerbegehrens statuiert, dass die Initiative

wählen kann, ob sie das Bürgerbegehren zurück-

nimmt oder in der Form der unverbindlichen

Empfehlung an die zuständige Fachbehörde weiter

betreibt. Ändert der Senat eine durch einen Bür-

gerentscheid zustande gekommene Entscheidung

– der schwerste Eingriff –, so hat er die Bürger-

schaft und die Bezirksversammlung unter Angabe

der maßgeblichen Gründe zu unterrichten (§ 11

Absatz 2 BezAbstDurchfG). Die Möglichkeit zu

derlei Interventionen im gesamtstädtischen Inter-

esse, die der Einschätzungsprärogative des Senats

unterliegen, ändert nichts daran, dass sie immer

wieder Gegenstand heftiger Debatten sind. Einen

solchen Fall stellte das Bebauungsplanverfahren

Langenhorn 73 dar, wo der Senat trotz Bürgerent-

scheid evoziert hatte. Hier gab es eine entspre-

chende Mitteilung gegenüber der Bürgerschaft.

Etwas anders stellte sich die Sachlage bei der Än-

derung des Flächennutzungsplans zur Windkraft

dar, zu der es einen entgegenstehenden Bürgerent-

scheid in Bergedorf gegeben hatte, der allerdings

formal nur die Wirkung einer Stellungnahme 

des Bezirks im gesamtstädtischen F-Planverfahren

(mit alleinigem Beschlussrecht von Senat und Bür -

gerschaft) hatte. Bei einigen Wohnungsbauvorha-

ben wurde das Agieren auf Bezirksebene durch

eine Entscheidung der zuständigen Senatskom-

mission (mit einem dem Senat entsprechenden

Beschlussrecht) so präjudiziert, dass der Einfluss

für Bürgerbegehren begrenzt wurde – auch das

war und ist Gegenstand von Protesten, Debatten

und rechtlichen Überprüfungen. Dass ein Disput

auch positiv ausgehen kann, zeigt ein bereits län-

ger zurückliegender Bürgerentscheid zu Nachver-

dichtungen in der Matthias-Strenge-Siedlung in

Poppenbüttel: Hier wurde zwar mit einem Senats-

kommissionsbeschluss und einer Staatsräte-Wei-

sung an den Bezirk das Bebauungsplanverfahren

wieder angestoßen, danach gab es aber eine Ver-

ständigung zwischen Bezirk, Initiative und Inves -

tor – das zeigt: Es geht doch! 

Insgesamt gilt es festzuhalten: Unabhän-

gig von rechtlichen Wirkungen sind die verant-

wortlichen Landes- und Bezirkspolitiker/innen

immer gut beraten, ordentlich mit den Anliegen

des jewei ligen Bürgerbegehrens umzugehen und –

möglichst im Dialog mit der Initiative – zu prüfen,
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welche Punkte auch im Falle eines ganz oder teil-

weise formal lediglich empfehlenden Bürgerbe-

gehrens oder Bürgerentscheids Berücksichtigung

finden können. So hat es die SPD-Bürgerschafts-

fraktion in der 20. Wahlperiode auch gehalten: So-

wohl im Nachgang auf den Bürgerentscheid zum

evozierten Bebauungsplan Langenhorn 73 als auch

im Hinblick auf den Bürgerentscheid zum Flä-

chennutzungsplan zur Windenergie hat die SPD-

Fraktion das Gespräch mit den Initiativen gesucht

und Einzelpunkte aufgegriffen – auch wenn ein

vollständiger Konsens leider nicht erreichbar war. 

Gleichwohl bleibt die Frage des Verhältnis-

ses von Bürgerbegehren – Bürgerentscheid – Fach-

behörden – Senat die streitanfälligste. Es verwun-

dert deshalb nicht, dass in Altona kürzlich ein

wenig zielführendes Bürgerbegehren angezeigt wur -

 de, das Bürgerentscheide verbindlich machen soll.

Positiv für Initiativen ist schließlich die

nach dem Vorbild des Volksabstimmungsrechts

erstmals eingeführte Kostenerstattung: Findet ein

Bürgerentscheid statt, kann die Initiative die Er-

stattung der nachgewiesenen Kosten einer an -

gemessenen Information der Öffentlichkeit über

die Ziele des Bürgerbegehrens und des Bürger -

entscheids beantragen, heißt es nun erstmals im 

Gesetz. Die Höhe der Erstattung ist dabei auf 

0,10 Euro für jede gültige Ja-Stimme begrenzt; es

werden höchstens 100000 Stimmen berücksichtigt

(§ 11 Absatz 4 BezAbstDurchfG). Der Anspruch

auf Kostenerstattung ist allerdings ausgeschlos -

sen, wenn die Initiative der – ebenfalls neu einge-

führten – Pflicht zur Rechenschaftslegung nicht

nachkommt. Dabei gibt es eine verschärfte Spen-

denregelung – ebenfalls nach dem Vorbild des

Volksabstimmunsgesetzes: Die Initiative darf kei -

ne Spenden annehmen „von öffentlich-rechtlichen

Körperschaften, Fraktionen oder Gruppen der Bür-

gerschaft sowie der Bezirksversammlungen; so-

weit sie im Einzelfall mehr als 500 Euro betragen

und deren Spender nicht feststellbar sind, oder bei

denen es sich erkennbar um die Weiterleitung

einer Spende eines nicht genannten Dritten han-

delt“ (§ 11 Absatz 3 Satz 2 BezAbstDurchfG). 

Fazit und Ausblick

Im Wesentlichen haben sich die Neuregelungen

bewährt; sie sorgen für mehr Rechts- und Verfah-

renssicherheit und stärken damit die Instrumente

von Bürgerbegehren und Bürgerentscheid. Doch

der Streit um Verbindlichkeit und Wirksamkeit

droht die erreichten Fortschritte zu überlagern. 

Illustriert wird das durch das Volksentscheid-Ran-

king von Mehr Demokratie e. V. 2013:

„Hamburg ist insgesamt – wie bereits 2010 – die
Nummer 1 in Deutschland, was sich auch in einer
regen Anwendung der Volksrechte auf Landes-
ebene widerspiegelt. Auf Landesebene sieht es in
Hamburg seit 2008 gut aus: Nach einigen Jahren
der Auseinandersetzung um eine bürgerfreund-
liche Ausgestaltung der Regelungen – einschließ-
lich mehrerer Volksbegehren, bei denen die Bür-
ger/innen für ihre Beteiligungsrechte erfolgreich
kämpften – wurden mit einer Reform gute Rege-
lungen gefunden: Viele Themen sind zulässig, die
Hürden sind überwindbar und wenn ein Volks-
entscheid zugleich mit einer Bundestags- oder
Bürgerschaftswahl stattfindet, gilt nur ein gerin-
ges Quorum, das sich lediglich auf die Wahlbetei-
ligung bezieht. Zudem genießen Volksentscheide
einen erhöhten Bestandsschutz durch das fakul-
tative Referendum. Auf Kommunalebene würden
wir die Note ,sehr gut‘ vergeben, wäre eine klare
Kompetenztrennung zwischen der Stadt Ham-
burg und den Bezirken gegeben oder sähe die
Praxis anders aus. Doch dem ist leider nicht so:
Bürgerbegehren und Bürgerentscheide wurden
in den letzten Jahren vermehrt ausgebremst
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oder ausgehebelt, zum Beispiel dadurch, dass 
der Senat Bezirksentscheidungen an sich zieht
(,Evokation‘). Auch haben einige Bezirksversamm -
lungen Bürgerbegehren in Pseudo-Beschlüssen
ohne Rechtswirkung übernommen, um unlieb-
same Bürgerentscheide zu verhindern. Dies führte
insgesamt – in den letzten Jahren verstärkt – zu
einigen Problemen und zu einer deutlichen Ver-
schlechterung des politischen Klimas. Die Note
für die Kommunalebene mussten wir daher von
,sehr gut‘ auf ,noch gut‘ (2–) stark abwerten. Eine
grundsätzliche Lösung wird es nur geben, wenn
es zukünftig zu einer klaren Kompetenztren-
nung zwischen der Landesebene und der Bezirks-
ebene kommt. Hierfür wäre eine grundlegende
Verwaltungsreform mit Verfassungsänderung
nötig.“

Eine hundertprozentige Trennung ohne

Interventionsmöglichkeiten des Senats würde die

Einheitsgemeinde ad absurdum und die Stadt im

Ergebnis in die Unregierbarkeit führen. Der Stadt-

staat Hamburg ist eben doch etwas anderes als ein

Flächenland. Nutzungs- und Flächenkonflikte, um

die es ja häufig geht, müssen sehr häufig gesamt-

städtisch und auch gesamtverantwortlich entschie -

den werden. Und doch ist nachvollziehbar, dass

dieser Dauerstreitpunkt einer Klärung bedarf,

denn natürlich schürt jede noch so gut begründete

Intervention die Politikverdrossenheit (wobei auch

Nichtstun seitens des Senats auf Kritik stieße, z. B.

bei der Nichtdurchsetzung strittiger Wohnungs-

bauvorhaben). Insofern stellt der Verfasser (als

persönliche, politisch nicht abgestimmte Auffas-

sung) einige Gedanken zur systemkonformen Wei-

terentwicklung des Instruments zur Diskussion. 

Zum einen könnte ein Bürgerentscheid

eine gesteigerte rechtliche Verbindlichkeit für Be-

zirksamt und Bezirksversammlung erhalten, wenn

diese mit einem maßvollen Quorum gekoppelt

wäre. So könnte man beispielsweise erwägen,

eine durch Bürgerentscheid zustande gekommene

Entscheidung für die laufende Wahlperiode der

Bezirksversammlung (oder für einen anderen

nicht zu kurzen Zeitraum, soweit sich die Sach-

und Rechtslage nicht grundsätzlich ändert) für das

Bezirksamt und die Bezirksversammlung auch ge-

setzlich verbindlich zu machen, wenn – um ver-

gleichbar mit der Landesebene zu bleiben – 20%

der Wahlberechtigten dieser Vorlage zugestimmt

haben. Diese Idee ist bereits in der 19. Wahlpe -

riode in den interfraktionellen Verhandlungen 

von der SPD-Fraktion angesprochen worden. Sie

könnte ein Weg sein, mit der Verbindlichkeitsfrage

jedenfalls auf der Bezirksebene sachgerecht um-

zugehen.

Zum anderen, und dieses ist das noch gra-

vierendere Problem, müsste die Frage des Verhält-

nisses von Bürgerbegehren/Bürgerentscheiden zu

Gegenständen, die nicht in der Zuständigkeit des

Bezirks liegen, anders und damit ehrlicher gere-

gelt werden. Vielleicht kann man vor dem Hinter-

grund, dass Mehr Demokratie e. V. das Landes-

volksabstimmungsrecht berechtigterweise lobt,

hier eine sachgerechte Brücke bauen. So könnte

man vorsehen, dass im Falle eines von der Be-

zirksversammlung übernommenen, lediglich emp-

fehlenden Bürgerbegehrens (oder einem entspre-

chenden Bürgerentscheid) ein Übergang zu einem

Volksbegehren, ein Ebenenwechsel also, leichter

ermöglicht wird, wenn Senat und Fachbehörde

dem empfehlenden Votum aus dem Bezirk nicht

folgen. Konkret: Könnte das Bürgerbegehren be-

reits mehr als 10 000 Unterschriften vorweisen,

könnten die Vertrauensleute direkt ein Volksbe-

gehren beantragen, wenn die Landesebene der

Empfehlung auf Bezirksebene (via Bezirksver-

sammlung oder Bürgerentscheid) nicht folgt. Ist

das Bürgerbegehren mit weniger als 10 000 Unter-

schriften durch die Ziellinie gegangen, müsste die
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Differenz zu den 10 000 Unterschriften (die ja die

Hürde für eine erfolgreiche Volksinitiative bilden)

zunächst gesammelt werden, um einen Antrag auf

Durchführung eines Volksbegehrens zu stellen.

Durch die Ermöglichung des Ebenenwechsels,

quasi eines Bürgerbegehrens-Fahrstuhls, wird die

jeweilige Systematik gewahrt und örtlichen The-

men, die sich nur landespolitisch bewegen lassen,

eine Brücke zur direktdemokratischen Durchset-

zung gebaut. Beim o. g. Windkraft-Entscheid in

Bergedorf wäre das sogar eine gut vorstellbare Lö-

sung gewesen, denn der Flächennutzungsplan be-

traf sogar drei Bezirke. Über diese Variante lohnt

ein weiteres Nachdenken. Daneben muss es na-

türlich auch darum gehen, dieses habe ich oben

bereits ausgeführt, jenseits rechtlicher Verbind-

lichkeiten politisch den Dialog zu suchen, um

auch bei formal ganz oder teilweise lediglich emp-

fehlenden Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden

zu prüfen, was politisch auf den jeweiligen Ebenen

berücksichtigt werden kann – oder auch nicht. 

Was aber bei allem Verständnis für das di-

rektdemokratische Anliegen nicht geht, ist, einem

Bürgerentscheid mit seinen eher geringen Hürden

rechtlich und politisch praktisch die gleiche Ver-

bindlichkeit – insbesondere gegenüber der Landes -

ebene – zuzumessen wie einem Volksentscheid.

Das müsste allen Mitdiskutanten bei diesem The -

ma, unabhängig davon, ob sie mehr der direkten

oder der repräsentativen Demokratie zuneigen,

eingängig sein. Entlang dieser Gedanken sollte

und wird weiter diskutiert werden – die Reform-

debatte wird damit sicher weiter gehen.
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Kommunalpolitik ist das meist vergebliche Be-

mühen einer kleinen Minderheit, es einer gro-

ßen Mehrheit recht zu machen.“1 Diese humo -

ris tische Betrachtungsweise kann auch bei der An -

näherung an das Thema hilfreich sein, denn Bür-

gerbegehren sorgen zunächst einmal auf allen 

Seiten für Emotionen. Diese Tatsache liegt in der

Sache selbst begründet und zeigt bereits einen

entscheidenden Unterschied zwischen dem politi-

schen Instrument des Bürgerbegehrens und dem

politischen Alltag der Bezirksversammlung auf.

Die tägliche Arbeit der Bezirksversammlung und

ihrer Ausschüsse unterliegt strengen Regularien,

ist kompliziert und schwerfällig. Direkte Berüh-

rungspunkte zwischen Wählern und Wählerinnen

und Gewählten gibt es nur punktuell zu wenigen

Themen und auch die Medien transportieren sel-

ten das Abarbeiten kommunalpolitischer Alltags-

probleme und deren Lösungen. Die tägliche Kom-

promisssuche ist medial ja auch kaum abzubilden.2

Mit dem Instrument des Bürgerbegehrens

gelingt es sehr viel leichter, emotionale Betroffen-

heit zu organisieren. Bürgerbegehren sind in ihrem

Inhalt in der Regel gegen ein Vorhaben gerichtet –

auch wenn der Titel der angemeldeten Bürgerbe-

gehren dieses nicht immer gleich vermuten lässt.

Hinzu kommt, dass Bürgerbegehren sich zumeist

auf Entscheidungen im direkten Lebensumfeld der

Menschen beziehen, was die emotionale Betrof-

fenheit der Unterstützenden verstärkt. Natürlich

ist es leichter, Stimmung gegen ein Projekt oder

Vorhaben zu schüren, als komplizierte Kompro-

misse, die auf langwierigen Abwägungsprozessen

beruhen, in die Öffentlichkeit zu transportieren.

Dieses Ungleichgewicht zwischen der Wahrneh-

mung politischer Entscheidungen auf Bezirks-

ebene und den Positionen, die die Vertreter und

Vertreterinnen von Bürgerbegehren einnehmen,

führt auf Seiten der Kommunalpolitiker und -poli-

tikerinnen häufig zu Frustrationen und Emotio-

nen, die nicht selten in einer Abwehrhaltung ge-

genüber den Initiatoren und Initiatorinnen von

Bürgerbegehren Ausdruck finden. 

Was bedeutet dieses emotional aufgela-

dene Verhältnis zwischen Bezirkspolitik und Bür-

gerbegehren nun für die Praxis? Zunächst einmal

sind Emotionen auch in der Politik nicht schäd-

lich, sondern können die Politik beleben, solange
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sie sich nicht in einer Blockadehaltung ausdrü -

cken. Wichtig ist, dass die verantwortlichen Be-

zirkspolitiker und -politikerinnen die Argumente,

die vor Ort für oder gegen ein Vorhaben vorgetra-

gen werden, von Anfang an ernst nehmen. 

Dabei ist es notwendig, sich zunächst ein-

mal der eigenen Haltung bewusst zu sein. Für eine

erfolgreiche Kommunalpolitik ist es sicherlich nicht

förderlich, wenn bei jeder Äußerung von Bür ger -

protesten sogleich die politische Linie geändert

wird. Folgt man den Parkplatzbefürwortern in

ihren Forderungen, so werden sich auf der anderen

Seite ganz schnell die Parkplatzgegner formieren.

Und spätestens dann müssen sich die politisch Ver-

antwortlichen entscheiden, wofür sie stehen. 

Es bedarf also einer klaren eigenen Posi-

tion, die sich jedoch eine Offenheit gegenüber den

Argumenten der Bürgerinnen und Bürger vor Ort

bewahrt. Wenn die Forderungen und Argumente

der Bürgerinnen und Bürger durch die Kommunal-

politik von Anfang an als ausschließlich egoisti-

sche Privatinteressen abgetan werden, kann keine

Basis für eine Einigung entstehen. Zunächst einmal

ist davon auszugehen, dass auch Partikular inte r -

essen legitim sind. Aufgabe der politisch Verant-

wortlichen muss es sein, im Zweifelsfall abzuwä-

gen, ob das Einzelinteresse oder das Gemeinwohl

wichtiger ist. Dafür sind Politikerinnen und Politi-

ker – und auch Kommunalpolitikerinnen und -po-

litiker – gewählt und durch diese Wahl legitimiert. 

Ein Beispiel für eine derartige klare Posi-

tionierung durch die gesamte Kommunalpolitik

war im Bezirk Hamburg-Wandsbek die Entschei-

dung für die Einrichtung einer Wohngruppe für

Jugendliche, die vom Jugendamt betreut werden,

in einem nach altem Baustufenplanrecht mit dem

Hinweis „schützenswert“ ausgewiesenen Wohn-

gebiet. Hier wurden die Proteste einiger Anwoh-

nenden als fiskalisch motivierte Einzelinteressen

von Anwohnenden enttarnt, die um den Wert

ihrer Immobilien besorgt waren. Die Einzelinter-

essen der Anwohnenden wurden als solche be-

nannt und als weniger wichtig als das allgemeine

Interesse der Unterbringung von Jugendlichen be-

wertet. Aufgrund der sehr klaren Positionierung

der politischen Vertreter und Vertreterinnen, meh-

rerer Institutionen vor Ort sowie einer breiten Be-

völkerungsmehrheit im Stadtteil, haben sich die

Gegner und Gegnerinnen des Vorhabens gar nicht

erst so formiert, dass sie ein Bürgerbegehren initi-

ieren konnten – oder aber sie hielten ein Bürger-

begehren aufgrund der klaren Stimmung gegen

die Partikularinteressen für aussichtslos. Dieses

Beispiel zeigt, dass die gewählten Kommunalpoli-

tiker und -politikerinnen durchaus klare Positio-

nen beziehen und gegen Proteste vor Ort durch-

halten können.

Anders gelagert sind solche Bürgerprotes te,

die sich gegen Bauvorhaben richten. Hier ist es

keineswegs immer so klar, dass die Proteste allein
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durch Partikularinteressen motiviert werden. Es

vermischen sich hier vielmehr häufig ökologische

Themen mit städtebaulichen Fragen, bei denen

viele Bürgerinnen und Bürger zu anderen Ein-

schätzungen der Situation gelangen als die Kom-

munalpolitik. 

Dabei ist festzustellen, dass die Kommu-

nalpolitiker und -politikerinnen gerade bei The-

men wie Geschosshöhe oder Fassadengestaltung

den Anliegen der Bürgerinnen und Bürger immer

noch zu wenig Verständnis entgegenbringen. Ins-

besondere Fragen der Ausgestaltung von Gebäu-

den spielen für die Akzeptanz vor Ort eine sehr

große Rolle. Hierbei dürfen sich die gewählten 

Politiker und Politikerinnen nicht auf die Position

zurückziehen, sie hätten keinen Einfluss auf die

Gestaltung von Fassaden oder Dächern. Das Plan-

recht bietet sehr wohl Möglichkeiten für Gestal-

tungsregeln und -festsetzungen, zumindest dann,

wenn es sich um die Aufstellung neuer Pläne oder

aber um Bebauungen im Rahmen städtebaulicher

Verträge handelt. In diesen Fällen ist es sicherlich

lohnenswert, die Bedürfnisse und Wünsche der

zukünftigen Nachbarn und Nachbarinnen frühzei-

tig einzubeziehen, um Proteste von vornherein zu

vermeiden. Schwieriger sind diese Themen zu be-

handeln, wenn es sich um Proteste gegen kleinere

Vorhaben in bestehenden Bebauungsplänen han-

delt. In solchen Fällen – wenn z. B. das Baurecht

auf Seiten der Investoren steht – kann die Politik

lediglich moderierend eingreifen, um mögliche –

freiwillige – Kompromisse zwischen Anwohnen-

den und Bauherren zu vermitteln. 

Ist der Bürgerprotest nicht gegen die Aus-

gestaltung einer geplanten Bebauung, sondern

gegen den Plan der Bebauung einer bestimmten

Fläche überhaupt gerichtet, so ist es auf jeden Fall

sinnvoll, auch hierüber das Gespräch mit den Bür-

gerinnen und Bürgern zu führen. Dabei sollten die

Kommunalpolitiker und -politikerinnen sich selbst

vorher im Klaren darüber sein, warum sie eine be-

stimmte Fläche für Wohnbebauung vorgesehen

haben. Sprechen eindeutige gute Gründe, wie die

vorhandene Infrastruktur oder die Lage innerhalb

eines Ortes, für die Fläche, so kann man relativ

schnell deutlich machen, dass die Ablehnung

einer Bebauung höchstwahrscheinlich persönlich

emotional motiviert ist. Spricht jedoch ausschließ-

lich die Tatsache für die Bebauung einer bestimm-

ten Fläche, dass es dort einen bauwilligen Inves -

tor gibt oder aber diese Fläche immer schon für

Wohnbebauung vorgesehen war, so lässt sich hier-

von sicherlich niemand überzeugen. Sollte dieses

der Fall sein, so kann die Frage, welche Flächen

besser für eine Wohnbebauung geeignet wären,

auch an die Bürgerinnen und Bürger zurückgege-

ben werden. 

Dieses wurde nach dem erfolgreichen Bür -

gerbegehren gegen eine Bebauung des Hinsenfel-

des in Hamburger Stadtteil Lemsahl-Melling stedt

so praktiziert und erfolgreich umgesetzt. Ge mein -

sam mit den Vertrauensleuten der Bürgerinitiative

wurde eine Fläche gefunden, die nach objekti ven

Kriterien wie Lage in Bezug auf den Ortskern, in-

frastrukturelle Anbindungsmöglichkeiten und Wert

für den Naturerhalt besser für eine sinnvolle Wohn -

bebauung geeignet ist, als das über fünfzehn Jahre

immer wieder überplante Hinsenfeld. Notwendig

war an dieser Stelle die Erkenntnis der Kommunal -

politiker und -politikerinnen, sich hier im wahr-

sten Sinne des Wortes verplant zu haben, sowie

die Bereitschaft, die eigene Position zu revidieren.

Ungeklärt bleibt bei dieser Vorgehens-

weise allerdings die Frage, ob die Legitimation der

Vertrauensleute des Bürgerbegehrens gegen die

Bebauung des Hinsenfeldes auch dafür ausrei-

chend war, eine Vereinbarung über die Bebauung

einer anderen Fläche zu schließen. Das Bürgerbe-

gehren war ausschließlich auf die Verhinderung

einer Bebauung des Hinsenfeldes gerichtet. Es liegt
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auf der Hand, dass in einem solchen Fall eine Rück -

koppelung mit sämtlichen Unterzeichnenden des

erfolgreichen Bürgerbegehrens für die Vertrau -

ensleute nicht möglich ist. Auch bleibt an dieser

Stelle ein Restrisiko, dass trotz Abschluss der Ver-

einbarung über die Bebauung der neu gefundenen

Fläche sich auch hier Widerspruch regen wird, der

schlimmstenfalls in einem erneuten Bürgerbegeh-

ren mündet. 

Um dieses zu verhindern, wird in Lem-

sahl-Mellingstedt derzeit gemeinsam mit den Bür-

gerinnen und Bürgern vor Ort eine Bebauung der

neu gefundenen Fläche geplant, und zwar die

gleiche Anzahl an Wohneinheiten, die ursprüng-

lich auf dem Hinsenfeld entstehen sollten. Dabei

zeigt sich, dass auch den Investoren die Organisa-

tion einer breit angelegten Bürgerbeteiligung zu-

gemutet werden kann und sollte – allein schon im

eigenen Interesse, das Bauvorhaben möglichst

ohne ungewollte Verzögerungen zu realisieren. 

Die Organisation frühzeitiger Bürgerbetei-

ligung, die mit Einführung der Bürgerbegehren für

eine erfolgreiche Kommunalpolitik notwendig ge-

worden ist, führt Kommunalpolitik und vor allem

ehrenamtliche Kommunalpolitiker und -politikerin-

nen häufig an ihre zeitlichen und kräftemäßigen

Grenzen. Kommunalpolitik ist in Hamburg seit

Einführung der Bezirksverwaltungsreform 2006 

sowohl inhaltlich als auch was den Zeitaufwand

betrifft, deutlich aufwendiger geworden. Mit der

Abschaffung der Ebene der Regionalausschüsse

obliegt es heute den Mitgliedern der Bezirksver-

sammlung, sich auch um sämtliche Belange vor

Ort zu kümmern. Dieses hat sich nicht nur auf die

Vor- und Nachbereitung der Sitzungen, sondern

auch auf die Sitzungsdauer selbst verlängernd aus-

gewirkt. Hinzu kommt, dass mit der Einführung

von Wahlkreisen, die in ihrer Größe eigentlich für

die Bürgerschaft zugeschnitten wurden, auch die

Ansprüche an die Präsenz der Abgeordneten vor

Ort gestiegen sind. Nicht zuletzt durch die inhalt-

lich begrüßenswerte weitere Entflechtung von Auf-

gaben ist die Arbeit in den Bezirksämtern und

dazu gehörenden Versammlungen auch inhaltlich

umfangreicher geworden. 

Vor diesem Hintergrund stellt der notwen-

dige Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern eine

zeitliche Herausforderung dar, die nicht immer für

alle Seiten zufriedenstellend geleistet werden kann.

Vermutlich wird es im Laufe der Zeit zu einer grö-

ßeren Routine in den Verfahrensabläufen der Bür-

gerbeteiligung kommen, die allerdings dort an ihre

Grenzen stößt, wo es individueller Formen der Be-

teiligung und des Dialoges bedarf, um ein be-

stimmtes Problem zufriedenstellend zu lösen. Was

in Marienthal sinnvoll ist, muss in Bramfeld noch

lange nicht zum Ziel führen. Deshalb ist auch eine

stärkere Institutionalisierung der Bürgerbeteili-

gung schwierig und bietet keine Gewähr dafür,

dass Bürgerproteste hierdurch grundsätzlich ver-

mieden würden. 

Neben den ehrenamtlichen Kommunalpo-

litikern und -politikerinnen stellt die verstärkte Be-

teiligung auch die Verwaltung vor Herausforde-

rungen, die sie sehr schnell an ihre personellen

Grenzen führt. Die äußerst wünschenswerten Be-

teiligungsveranstaltungen, die noch vor Eintritt ins

offizielle Bebauungsplanverfahren stattfinden soll-

ten, um rechtzeitig vor Planungsbeginn die Wün-

sche und Anregungen von vor Ort aufzunehmen,

müssen zusätzlich zur täglichen Arbeit organisiert

und durchgeführt werden. Dieses bindet viele per-

sonelle Ressourcen, die vor dem Hintergrund der

notwendigen Haushaltskonsolidierung an anderer

Stelle fehlen.

Und selbst wenn es gelingt, Beteiligung so

frühzeitig und umfassend zu organisieren, wie es

notwendig ist, um Konflikte gar nicht erst derart

eskalieren zu lassen, dass ein Bürgerbegehren ent-

steht, birgt auch eine breit angelegte Beteiligung
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Risiken, welche die Kommunalpolitik nicht außer

Acht lassen darf. Direkte Beteiligung hat immer

auch eine ausschließende Wirkung, denn es enga-

gieren sich vor allem Menschen mit höherer Bil-

dung und höherem Einkommen.3 Diese inzwi-

schen durch Studien und Befragungen z. B. im

Rahmen der Proteste zu Stuttgart 21 belegte An-

nahme4 wird durch die im Hamburger Bezirk

Wandsbek angemeldeten Bürgerbegehren bestä-

tigt. So wurde die ganz überwiegende Anzahl der

Wandsbeker Bürgerbegehren im gut situierten Als -

tertal bzw. den Walddörfern initiiert. Und auch

andere Formen der Bürgerbeteiligung werden über -

wiegend von Menschen mit überdurchschnittli-

chem Bildungsabschluss und Einkommen genutzt,

so dass sich für dieses Phänomen bereits der Be-

griff „Partizipationseliten“ gebildet hat.5

Die Kommunalpolitik stellt diese Entwick-

lung vor eine doppelte Herausforderung. Sie muss

zum einen gewährleisten, dass dem immer weiter

steigenden Beteiligungsbedürfnis bestimmter Teile

der Bevölkerung zufriedenstellend Rechnung ge-

tragen wird, denn nur so können Entscheidungs-

und Umsetzungsprozesse kommunalpolitischer

Vorhaben weiterhin in verträglichen Zeiträumen

und ohne die Zuspitzung auf ein Bürgerbegehren

realisiert werden. Auf der anderen Seite muss die

Kommunalpolitik dafür Sorge tragen, dass die In-

teressen der Bürgerinnen und Bürger, die nicht

über die Bildungs- und Finanzressourcen verfü-

gen, die für eine erfolgreiche Beteiligung notwen-

dig sind, in jedem Entscheidungsfindungsprozess

gleichermaßen Berücksichtigung finden, wie die

der so genannten Beteiligungseliten. Mit zuneh-

mender Bürgerbeteiligung steigt für die Politik die

Verantwortung, jene Gruppen bzw. Interessen zu

vertreten, die dazu selbst nicht in der Lage sind. 

Hieraus ergibt sich ein Dilemma, das in

der Praxis nicht immer auflösbar ist, denn je mehr

Beteiligung und Berücksichtigung ihrer Interessen

von bestimmten Gruppen eingefordert wird, desto

stärker ist für die Kommunalpolitik der Druck,

sich mit diesen Anliegen zu befassen. Umso wich-

tiger wird es für sie jedoch auch, jene Interessen

zu vertreten, die keine so starke Lobby haben. Al-

lein die Möglichkeit der Initiierung eines Bürger-

begehrens zu einem bestimmten Thema schafft

für die Kommunalpolitik die Notwendigkeit, sich

diesem Anliegen umgehend und umfassend zu

widmen. Vor dem Hintergrund zeitlich und finan-

ziell angespannter Arbeitsprogramme müssen da -

für andere Themen vernachlässigt werden und es

kann leicht ein Themenungleichgewicht zuguns -

ten der beteiligungsbegeisterten bzw. -fähigen

Stadtteile entstehen. Die Erkenntnis dieses Dilem-

mas führt auf Seiten der Kommunalpolitiker und 

-politikerinnen nicht selten zu jener oben be-

schriebenen skeptischen Haltung gegenüber Bür-

gerbegehren, die bereits in der Diskussion um die

Einführung von Quoren mündete. Dabei steht die

Frage der Legitimation der durch Bürgerbegehren

vertretenen Interessen in Bezug auf die Anzahl 

der diese Interessen vertretenden Personen im Vor -

dergrund der Kritik. Es wird sich zeigen, ob die

Entscheidung gegen Abstimmungsquoren auch

mittel- und langfristig Bestand haben wird.

Festzuhalten bleibt, dass die Kommunalpo-

litik sich in Zeiten von Bürgerbegehren ver ändert

hat und weiter verändern muss. Will sie erfolgreich

sein, so muss sie den veränderten Beteiligungsbe-

dürfnissen aufgeklärter Menschen in unserer Ge-

sellschaft Rechnung tragen. Sie muss den ständigen

Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern aktiv su-

chen und ihnen über die gesetzlich verankerten Be-

teiligungsformen hinaus die Möglichkeit bieten,

ihre Bedürfnisse, Wünsche, Ängste und regionalen

Kompetenzen bei Entscheidungen einzubringen,

die ihr Lebensumfeld nachhaltig prägen. Die verän-

derten Beteiligungsbedürfnisse haben dazu geführt,

dass Bürgeranliegen ernster genommen werden,
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dass sie von vornherein mitgedacht und berück-

sichtigt werden und dass die Kommunalpolitiker

und -politikerinnen eher bereit sind, Kompromisse

zu suchen. Entscheidungen werden heute also bes-

ser durchdacht und geplant, und es besteht eher

die Bereitschaft, lange gehegte Positionen auch mal

zu revidieren. Diese Entwicklungen sind eindeutig

positiv zu bewerten. 

Da die Praxis der Bürgerbeteiligung die

Bezirkspolitik an ihre Grenzen führt, gilt es, für

die Zukunft Instrumente zu entwickeln, die eine

rechtzeitige und gleichmäßige Beteiligung aller

Gruppen und Interessen eines Bezirkes an Ent-

scheidungen über Vorhaben und Projekte gewähr-

leisten. Dieses ist die Zukunftsaufgabe, der sich

die Kommunalpolitik stellen und auch die not-

wendige Unterstützung hierfür von Seiten der

Landesebene einwerben muss. Bürgerbeteiligung

bedeutet ein Mehr an Demokratie – und diese kos -

tet Zeit, Kraft und jenseits der ehrenamtlichen

Ressourcen von Kommunalpolitikern und -politi-

kerinnen auf der einen und von Bürgerinnen und

Bürgern auf der anderen Seite, auch mehr Auf-

wand für die Bezirksverwaltung. Will man die Or-

ganisation der Beteiligung nicht den beschriebe-

nen Eliten überlassen und das Ungleichgewicht 

in diesem gesellschaftlichen Prozess damit ver-

stärken, so wird man nicht umhin kommen, die

Bezirke bei der Organisation der Beteiligung zu

unterstützen. Und zwar nicht nur durch eine aus-

reichende personelle Ausstattung, sondern auch

mit der notwendigen Anerkennung und Geduld

für die Organisation und Durchführung der Betei-

ligungsprozesse. 

Deutlich geworden ist aber auch, dass so-

fern die Politik bereit ist, sich auf die Anliegen der

Bürgerinnen und Bürger einzulassen, es in den al-

lermeisten Fällen gelingt, eine Einigung zwischen

den unterschiedlichen Interessen herzustellen.

Und zwar unabhängig davon, in welchem Stadi -

um der Konflikt sich befindet. So ist es in den ers -

ten beiden Jahren dieser Legislaturperiode im 

Bezirk Wandsbek gelungen, alle anhängigen Bür-

gerbegehren bzw. Bürgerproteste, die sich gegen

Bebauungspläne richteten, mit guten Kompro-

misslösungen einvernehmlich beizulegen. Auch

bei den allermeisten neuen Projekten konnten

durch rechtzeitige Einbindung der Anwohnerin-

nen und Anwohner deren Anliegen ausreichend

berücksichtigt werden, so dass sich zur Zeit trotz

der vielen Bauvorhaben nur eine neue Bürgerini -

tiative gebildet hat, mit der man in engen Gesprä-

chen ist. 

Darüber hinaus konnten auch in anderen

thematischen Fragen, wie z. B. solchen der Schul-

standortplanung, durch unterschiedliche klein -

teilige Beteiligungsformen bestehende Konflikte

aufgelöst und einvernehmliche Lösungen herbei-

geführt werden. Dabei spielt es keine Rolle, wer

die Konfliktbeteiligten sind. Nicht immer handelt

es sich um Konflikte zwischen Bürgerinnen und

Bürgern auf der einen und Kommunalpolitikern

und -politikerinnen auf der anderen Seite. Zum

Teil geht es auch um Interessenkollisionen zwi-

schen staatlichen Institutionen und Anwohnerin-

nen und Anwohnern oder aber zwischen verschie-

denen Institutionen eines Stadtteils, wobei der

Kommunalpolitik dann eine moderierende Funk-

tion zuwächst. Entscheidend für das Gelingen aller

notwendigen Beteiligungs- und Entscheidungspro-

zesse ist die gelebte politische Kultur. Wenn diese

von einer grundsätzlichen Haltung der Kommuni-

kation auf Augenhöhe geprägt ist, so können viele

Konflikte beigelegt und gute Kompromisse gefun-

den werden. Diese politische Kultur fängt inner-

halb der Parteien an, muss in den Ausschüssen

zwischen den Fraktionen gelebt werden und wirkt

sich dann auch auf das Verhältnis zwischen den

politischen Vertretern und Vertreterinnen und Bür-

gerinnen und Bürgern aus. Die grundsätzliche
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Einstellung von Kommunalpolitikern und -politi-

kerinnen zum Dialog auf Augenhöhe ist eine Frage

der Haltung. Ist diese nur aufgesetzt, so stößt sie

leicht auf Ablehnung. Ist sie jedoch authentisch,

so wird sie sicherlich positiv aufgenommen. 

Die Erfahrungen lassen hoffen, dass wir

uns auf dem Weg hin zu einer positiven Beteili-

gungskultur befinden, auf dem es aber trotzdem

noch immer eine Menge zu tun gibt. Aufgabe der

Kommunalpolitik auf diesem Weg wird es sein,

das eigene Handeln immer wieder dahingehend

zu überprüfen, ob allen Anliegen und Interessen

ausreichend Rechnung getragen wurde, ob ausrei-

chend kommuniziert wurde und ob wirklich alle

Möglichkeiten der Beteiligung ausgeschöpft wur-

den. Sollte dieses der Fall sein, ohne dass ein be-

stimmter Konflikt beigelegt werden kann, so wird

es auch weiterhin Bürgerbegehren und Bürgerent-

scheid geben, zu denen die Kommunalpolitik sich

positionieren muss. Und natürlich gibt es auch

strittige Themen, bei denen es keine Kompromiss-

lösung gibt, wie zum Beispiel die Frage des Er-

halts eines Schwimmbades oder der Einrichtung

einer Rehabilitationsklinik für Suchtkranke. Ziel

der Kommunalpolitik sollte es jedoch immer sein,

im Vorfeld einer Entscheidung alle Interessen an-

gemessen zu berücksichtigen, so dass es gar nicht

erst zum Konfliktfall kommt. Um auf den Humo-

risten Ralf Müller zurückzukommen: die kleine

Minderheit der Kommunalpolitiker und -politike-

rinnen sollte sich stets bemühen, es einer großen

Mehrheit recht zu machen – dann kommen wir

auch ohne Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

aus.

Anmerkungen

1 Ralf Müller, Jacek Wilk: Kommunalpolitik, Ein fröhliches Wör-
terbuch, München 1997.

2 Vgl. Knut Bergmann: Zum Verhältnis von Parlamentarismus
und Protest, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 2012, Protest
und Beteiligung, hrsg. von der Bundeszentrale für politische
Bildung, Bonn 2012.

3 Vgl. Bergmann, a.a.O.

4 Vgl. Dieter Rucht et al.: Befragung zu Stuttgart 21, Kurzbe-
richt, Berlin 2010.

5 Vgl. Christoph Möllers: Auf das Regieren kommt es an, in: Die
ZEIT vom 16.5.2012.
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Das Plakat der „Bürgerinitiative Windanlagen 
Ochsenwerder“ steht auf der Internetseite 
www.ochsenwerder.de/biwo/biwo.html für den
Download bereit.

Bürgerbegehren in Hamburger Bezirken
Abgeschlossene und laufende Verfahren –
Selbstdarstellungen und Pressebilder von Initiativen für oder gegen
Bebauungsplanverfahren und einen Flächennutzungsplan

Die Internetseite der Bürgerinitiative Hinsenfeld in-
formiert auch im April 2014 noch über Hintergründe
und Erfolg der Initiative. Delegation der Gegnerinnen und Gegner im 

Bebauungsplanverfahren „Langenhorn 73“, 2012

Gruppe der Befürworterinnen und Befürworter 
im Bebauungsplanverfahren „Langenhorn 73“, 2012
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Seit den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts hat

unsere Gesellschaft einen weiten und bedeut-

samen Weg in Sachen Bürgerbeteiligung zurück-

gelegt. Von der Verankerung institutionalisierter

Formen der Bürgermitwirkung in vielen Fachge-

setzen, die in der gesamten Bundesrepublik gel-

ten, bis hin zu plebiszitären Elementen auf Lan-

des- und Kommunalebene wurde den Bürgerinnen

und Bürgern die Möglichkeit eingeräumt, an der

Gestaltung der Politik vor Ort mitzuwirken. Dieses

Recht auf Mitbestimmung wurde der Bevölkerung

allerdings nicht immer ganz freiwillig vom Par -

lamentsgesetzgeber gewährt. Es wurde vielmehr

immer nachdrücklicher eingefordert oder wie 

in Hamburg im Jahre 1998 (bezeichnenderweise

durch ein Volksgesetzgebungsverfahren) selbst 

geschaffen, von Menschen, die sich nicht länger

damit begnügen wollten, alle vier Jahre mit dem

Wahlakt ihre Rechte an ihren Repräsentanten 

abzugeben. Das Bedürfnis nach Beteiligung und

Machtverteilung hatte diverse Quellen. Als wich-

tigste muss das fehlende Vertrauen in Parteien und

Politik genannt werden. Dementsprechend musste

die Verwaltung als Bindeglied zwischen Politik

und Bürger/innen ihre Rolle und ihr Selbstver-

ständnis in den vergangenen 50 Jahren grundle-

gend überdenken und verändern. Waren vor we-

nigen Jahrzehnten Politik und Verwaltung aus

Sicht der Bürger/innen noch personen- und in-

haltsgleich, so versteht sich die Verwaltung heute

als Dienstleisterin des Bürgers und der Bürgerin.

Aus diesem besonderen Blickwinkel soll daher die

Rolle der Hamburger Bezirksverwaltung bei der

Durchführung von Bürgerbegehren und Bürger-

entscheiden betrachtet werden. Auch in diesem

Aufgabenbereich sind die Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter der Bezirksämter „the first face to the

customer“ und prägen mit ihrem Verhalten ganz

maßgeblich das Bild einer modernen sowie trans-

parent und lösungsorientiert handelnden Verwal-

tung in der Öffentlichkeit.

Alle Macht dem Volke – aber wie?

Der durch den Volksentscheid vom 27. September

1998 neu eingeführte § 8a Bezirksversammlungs-

gesetz (BezVG) kam für Hamburg vielleicht nicht

überraschend, für die Bezirksverwaltung jedoch
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sehr plötzlich. Die Bezirksämter und das zustän-

dige Senatsamt für Bezirksangelegenheiten muss-

ten ein „durch Volksentscheid eingeführtes und ad-

ministrativ nicht vorbereitetes Gesetz handhabbar

machen“1, was insbesondere aufgrund der fehlen-

den Verordnungsermächtigung einige Schwierigkei-

ten bereitete. Auch wenn die Anfangsjahre geprägt

waren von Unsicherheiten, Missverständnissen und

manchen Schuldzuweisungen, kann rückbli ckend

festgehalten werden, dass die Verwaltung mit der

„Dienstvorschrift für die Durchführung von Bürger-

begehren und Bürgerentscheiden in den Bezirken“

adäquat und praxisnah reagiert und das Instru-

ment Bürgerbegehren nach nur wenigen Monaten

relativ gut handhabbar gemacht hatte. 

Allerdings wurde den Bezirksämtern da -

mit auch eine Aufgabe übertragen, die erhebliche

personelle und finanzielle Ressourcen bindet. Ein

Lastenausgleich findet nur in finanzieller Hinsicht

statt. Für die Prüfung der Unterschriftenlisten wen -

den die Beschäftigten der Abteilung Meldewesen

im Kundenzentrum und zusätzlich eingestellte

Hilfskräfte eine erhebliche Anzahl an Arbeitsstun-

den auf. Vor einem Bürgerentscheid müssen zu dem

Informationshefte und Abstimmungsunterlagen ge-

druckt und an alle Haushalte versendet werden.

Die Verwaltung bedient sich dafür zwar externer

Dienstleister, ist aber durch Koordinierungsaufga-

ben dennoch stark gefordert. Im Anschluss an die

Abstimmung müssen die Stimmzettel ausgezählt

werden, im Einzelfall unter großem Zeitdruck. Da

dies mit dem vorhandenen Personal nicht zu leis -

ten ist, müssen für die Vorbereitung eines Bürger-

entscheides für die Dauer eines Monats zwischen

sieben und neun Verwaltungshelfer und für die

Auszählung der Stimmen je nach Abstimmungs-

beteiligung und Zeitfenster für die Bekanntgabe

des Abstimmungsergebnisses für zwei bis vier Tage

22 bis 40 zusätzliche Hilfskräfte eingesetzt werden.

Besonders prekär wird die Situation, wenn zeit-

gleich Wahlen für das Europaparlament, den Deut -

schen Bundestag, die Hamburgische Bürgerschaft

oder für die Bezirksversammlungen stattfinden. 

Die durchschnittlichen Personal- und Sach   -

kosten der Verwaltung für ein Bürgerbegehren 

belaufen sich auf ca. 162000 Euro. Die Fi nanz -

mit tel dafür werden durch die Finanzbehörde als

zuständiger Bezirksaufsichtsbehörde bereit ge stellt,

selbstverständlich unabhängig von der Anzahl 

der Bürgerbegehren oder dem Zeitpunkt eines

Bür gerentscheids. Somit ist gewährleistet, dass die

Entscheidungen aller Akteure völlig unbeeinflusst

von der jeweiligen Haushaltslage bleiben. Bür -

gerbegehren und Bürgerentscheide in den Bezir-

ken stehen daher auch in Zeiten schmerzhaf-

ter Einschränkungen der Bezirksverwaltung im

Rahmen der Haushaltskonsolidierung nicht zur

Disposition.

Entscheidende Bedeutung für die Durch-

führung von Bürgerbegehren und Bürgerentschei-
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den kommt der jeweiligen Bezirksabstimmungslei-

tung zu. Laut Bezirksabstimmungsdurchführungs-

gesetz (§ 2 Abs. 6 BezAbstDurchfG) berät sie die

Initiativen in jeder Phase des Verfahrens unabhän-

gig und umfassend. Daneben trifft sie die wichti-

gen verfahrensrechtlichen Entscheidungen über

das Zustandekommen und die Zulässigkeit sowie

über den Eintritt der Sperrwirkung eines Bürger-

begehrens (§§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 1, 5 Abs. 2 BezAbst-

DurchfG). Schließlich vermittelt sie gegebenenfalls

die Gespräche zwischen Initiativen und Bezirks-

versammlung in der Verhandlungsphase nach

dem Zustandekommen eines Bürgerbegehrens

(§ 7 BezAbstDurchfG) und entscheidet über einen

gemeinsamen Abstimmungstermin bei zeitlich zu-

sammenhängenden Bürgerbegehren (§ 8 Abs. 2

BezAbstDurchfG).

Üblicherweise findet bereits vor der An-

zeige eines Bürgerbegehrens bei der Bezirksab-

stimmungsleitung ein Beratungsgespräch mit den

Vertrauensleuten der Initiative statt, in dem die

notwendigen Formalitäten für die Unterschriften -

listen, die zu beachtenden Fristen und Verfahrens-

schritte sowie der mögliche Zeitablauf des Bürger-

begehrens und die Ansprechpartner auf Seiten der

Verwaltung besprochen werden. Wichtig ist auch

die Empfehlung, vorsorglich deutlich mehr Unter-

schriften zu sammeln, als für die Erreichung des

vor geschriebenen Quorums erforderlich ist. Bislang

mussten stets etwa 15% der abgegebenen Unter -

stüt zungsunterschriften für ungültig erklärt werden,

weil die angegebenen Personendaten unleserlich,

unzutreffend oder die Unterstützer/in nen nicht im

Bezirk wahlberechtigt waren. Im Mittelpunkt der

Beratung durch die Bezirksämter steht aber die

konkrete Formulierung der Fragestellung eines

Bürgerbegehrens und die rechtliche Verbindlichkeit

eines etwaigen Bürgerentscheids über diese Frage. 

Dabei hat es sich bewährt, die Initiativen

von Anfang an umfassend und unvoreingenom-

men über mögliche Probleme einer Fragestellung

aufzuklären, um spätere Enttäuschungen, entwe-

der durch die Feststellung der Unzulässigkeit oder

der Unverbindlichkeit eines Begehrens für die Be-

zirksverwaltung, zu vermeiden. Dazu trägt auch

die vom Gesetzgeber nunmehr vorgesehene Rege-

lung bei, dass künftig auf den Unterschriftenlisten

für jeden und jede erkennbar ausdrücklich und

hervorgehoben vermerkt werden muss, ob die Be-

zirksversammlung zu dem Gegenstand des Bür-

gerbegehrens einen für das Bezirksamt bindenden

Beschluss fassen kann oder nicht. 

Klar ist auch, dass die Einflussmöglichkei-

ten der Verwaltung auf die bloße Beratung der Ini -

tiatoren und Initiatorinnen eines Bürgerbegehrens

beschränkt sind. Nur in sehr engen Grenzen darf

die Bezirksabstimmungsleitung Veränderungen an

einer von den Initiativen vorgelegten Formulie-

rung der Fragestellung vornehmen, etwa dann,

wenn eine Formulierung Strafvorschriften verletzt

oder bewusst falsche oder irreführende Tatsachen-

behauptungen enthält. Die bloße Annahme, eine

Änderung der Formulierung im Zuge einer Inter-

pretation nach Sinn und Zweck sei erforderlich,

um die Verständlichkeit der Fragestellung zu erhö-

hen oder die Abstimmungsfähigkeit dieser Frage-

stellung überhaupt erst herzustellen, rechtfertigt

die Umformulierung einer Fragestellung nicht. 

Dies musste ein Bezirksamt in der Nach-

barschaft Altonas erfahren, nachdem es ein Bürger-

begehren zunächst mit der von der Initiative ange-

zeigten Fragestellung amtlich bekannt gemacht,

danach aber den vorgelegten Text ohne Abstim-

mung mit der Initiative erheblich verändert und

nur in dieser veränderten Fassung für zulässig er-

klärt hatte. Diese Praxis werteten die Verwaltungs-

gerichte, wie vorauszusehen war, als unzulässigen

Eingriff in die Verfahrensrechte der Initiative. Das

Zusammenwirken zwischen Initiative und Bezirks-

amt im weiteren Verlauf des Verfahrens war aber
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bereits so stark belastet, dass Meinungsverschie-

denheiten über Verfahrensfragen nur noch über die

Verwaltungsgerichte geklärt werden konnten.

Ungeachtet dieses Einzelfalles richtete sich

die Kritik von Bürgerinnen und Bürgern oder von

Beobachtern wie dem Verein Mehr Demokratie

e. V. kaum einmal gegen die konkrete Bearbeitung

eines Bürgerbegehrens durch die Bezirks ver wal -

tung oder gegen eine verfahrensleitende Entschei-

dung der Bezirksabstimmungsleitung, sondern

vielmehr gegen die spätere Behandlung eines Be-

gehrens durch den Senat, der nach einem erfolgrei -

chen Bürgerentscheid zuweilen von seinem Evo -

kationsrecht Gebrauch machte. An dieser durch

die Hamburgische Verfassung legitimierten Vorge-

hensweise hat sich allerdings auch durch die neue

Rechtslage nichts geändert.

Bürgerbegehren in Altona – 

alles ist möglich!

Im Mittelpunkt dieser Betrachtung steht zwar die

Praxis der Bürgerbegehren und Bürgerentscheide

im Bezirk Altona. Diese kann allerdings pars pro

toto für sich in Anspruch nehmen, einen repräsen-

tativen und zugleich exemplarischen Überblick

über Bürgerbegehren in den Bezirken insgesamt

zu bieten. Nicht nur, dass bisher nahezu ein Vier-

tel aller hamburgischen Bürgerbegehren, nämlich

22 von insgesamt 90, im Bezirk Altona angezeigt

wurden. Auch der Verlauf dieser Bürgerbegehren

weist eine besonders große Bandbreite auf. So

wurden beispielsweise Bürgerbegehren nach Ver-

handlungen von den Initiatoren und Initiatorinnen

zurückgenommen, andere kamen nicht zustande,

weil sich nicht genug Unterstützer/innen fanden,

oder die Bezirksversammlung übernahm Bürger-

begehren, so dass es auch in diesen Fällen eines

Bürgerentscheides nicht mehr bedurfte; einige Bür -

gerentscheide wurden vom Senat evoziert.

Ebenfalls beträchtlich ist die Themenviel-

falt der Altonaer Bürgerbegehren, sie reicht von

der Erhaltung öffentlicher Bücherhallen oder

Schwimmbäder über die Umsetzung von Ver-

kehrsberuhigungsmaßnahmen und Geschwindig-

keitsbeschränkungen in den Stadtteilen bis hin

zur Entscheidung über die umstrittene Ansiedlung

einer Suchttherapie-Einrichtung in einem Wohn-

viertel oder die eines großen Möbelkaufhauses in

Zentrumslage. Im letztgenannten Fall bildeten sich

sogar zwei verschiedene Initiativen, die erstmals

seit Einführung der Bürgerbegehren und Bürger-

entscheide in den Bezirken ein gegenläufiges Bür-

gerbegehren (Pro Möbelhaus und Contra Möbel-

haus) zur Abstimmung stellten. Die angezeigten

Bürgerbegehren verteilten sich nahezu über alle

Stadtteile im Bezirk, sie betrafen örtliche Angele-

genheiten in Altona-Nord, Altona-Altstadt, Bah-

renfeld, Blankenese, Iserbrook, Lurup, Osdorf und

Groß Flottbek, Othmarschen, Ottensen, Rissen und

Sternschanze. Bei den Vertrauensleuten der ange-

zeigten Bürgerbegehren waren alle Bevölkerungs-

gruppen vertreten, Geschäftsleute und Handwer-

ker/innen ebenso wie Rentner/innen, Hausfrauen,

Angestellte und Freiberufler/innen, Mitglieder von

Sportvereinen ebenso wie Kleingärtner/innen und

Naturschützer/innen. 

Bereits dieser kurze Überblick macht deut -

lich, warum der Bezirk Altona zuweilen als „bür-

gerbewegtester Bezirk Hamburgs“ bezeichnet wird.

Die im öffentlichen Diskurs zuweilen geäußerte

Befürchtung, Bürgerbegehren nutzten nur die kraft

Bildung, Einkommen oder politischer Einflussmög-

lichkeit ohnehin privilegierten Bewohnenenden

der so genannten besseren Wohnviertel zur Durch-

setzung ihrer Partikularinteressen, hat sich in Al-

tona nicht bestätigt.
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– „Rettet den Buchenhof-Wald“ – 

auch wenn es rechtswidrig ist?

Eine gravierende, allen Beteiligten schwer zu ver-

mittelnde Schwäche der gesetzlichen Regelung be-

stand darin, dass die Bezirksämter keine Hand-

habe besaßen, um rechtswidrige Bürgerbegehren

zu verhindern. Vielmehr mussten auch in diesen

Fällen teure Bürgerentscheide durchgeführt wer-

den. Erst nach dem Bürgerentscheid konnte das

Bezirksamt einen rechtswidrigen Bürgerentscheid

beanstanden und damit dessen Unbeachtlichkeit

für die Bezirksverwaltung feststellen. Dieses Ver-

fahren war zwar gesetzeskonform, löste in der 

Öffentlichkeit aber stets großen Unmut und har-

sche Kritik aus, von der leider auch das Bezirksamt

nicht ausgenommen wurde. Einen solchen Fall

stellt beispielsweise das Bürgerbegehren „Rettet

den Buchenhof-Wald“ dar. Worum ging es? 

Das Bezirksamt Altona hatte nach Zustim-

mung der Bezirksversammlung einer Hamburger

Wohnungsbaugenossenschaft einen Bauvorbe-

scheid für die Errichtung von fünf Mehrfami -

lienhäusern in umweltgerechter, energiesparender

Bau  weise mit insgesamt 66 Wohneinheiten erteilt.

Eine Vielzahl verschiedener Wohnungstypen, die

für unterschiedliche Nutzergruppen geeignet sind,

sollte jungen und älteren Menschen sowie Fami-

lien in naturnaher Umgebung bezahlbaren Wohn-

raum im Westen von Hamburg bieten. Auf dem

Grundstück standen allerdings rund 550 Bäume

verschiedener Art und Größe, unterschiedlich in

Alter und Vitalität, der so genannte Buchenhof-

Wald. Davon mussten für das Bauvorhaben etwa

150 Bäume gefällt werden.

Auf der Grundlage des erteilten Bauvorbe-

scheids und den darin vorab verbindlich entschie-

denen Fragen erließ das Bezirksamt später eine

Baugenehmigung für das Bauvorhaben. Nach Be-

kanntwerden des Bauvorhabens zeigte eine An-

wohnerinitiative das Bürgerbegehren „Rettet den

Buchenhof-Wald“ an, durch das der Wald dauer-

haft erhalten und dem Bezirksamt Altona unter-

sagt werden sollte, eine Genehmigung zur Fällung

von Bäumen und zur Bebauung des Geländes zu

erteilen. Bei dem nachfolgenden Bürgerentscheid

wurde die Fragestellung des Bürgerbegehrens von

den Abstimmungsberechtigten mehrheitlich mit

„Ja“ beantwortet. Der erfolgreiche Bürgerentscheid

hatte gem. § 32 Abs. 11 BezVG die Wirkung eines

Beschlusses der Bezirksversammlung. Allerdings

führte dieser Beschluss aufgrund des zuvor bereits

erlassenen Bauvorbescheids zu einem Verstoß

gegen die Hamburgische Bauordnung und musste

beanstandet werden, weil die Bezirksversamm-

lung an Recht und Gesetz gebunden ist (§ 21

BezVG). Nun enthält das BezVG einen modus vi-

vendi für die Verständigung zwischen Bezirks-

amtsleitung und Bezirksversammlung. Danach

kann die Bezirksversammlung die beanstandete

Entscheidung in einer der beiden nächsten Sitzun-

gen, spätestens binnen zwei Monaten, nach der

Beanstandung ändern oder aufheben. Dieser Mo -

dus kam hier aber nicht zum Tragen. Weil nicht

die Bezirksversammlung durch Beschluss, son-

dern an ihrer Stelle die Bürgerinnen und Bürger

durch Bürgerentscheid entschieden hatten und die

verfahrensrechtliche Stellung der Vertrauensleute

des Bürgerbegehrens mit Durchführung des Bür-

gerentscheids ihr Ende gefunden hatte, gab es nie-

manden, der die für diesen Fall gemäß § 22 Abs. 2

Satz 2 BezVG vorgesehene Senatsbefassung hätte

abwenden können. Der Senat hat die Rechtswid-

rigkeit des Bürgerentscheids bestätigt, das Ergeb-

nis des Bürgerentscheides „Rettet den Buchenhof-

Wald“ aufgehoben und das Bezirksamt angewiesen,

die zur Realisierung der Baugenehmigung notwen -

dige Baumfällgenehmigung zu erteilen. 

Es darf angenommen werden, dass dieses

denkwürdige Bürgerbegehren einen entscheiden-
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den Impuls gegeben hat für die Überlegung des

Gesetzgebers, die Rechtmäßigkeit eines etwaigen

Bürgerentscheids unter ausdrücklicher Berück-

sichtigung der für Beschlüsse der Bezirksver-

sammlung gemäß § 21 BezVG geltenden Grenzen

des Entscheidungsrechts künftig bereits am An-

fang eines Bürgerbegehrens, nämlich im Rahmen

der Zulässigkeitsprüfung, prüfen zu lassen, um

den Initiativen bereits in diesem frühen Verfah-

rensstadium eine Klagemöglichkeit gegen die et-

waige Zurückweisung ihres Bürgerbegehrens zu

eröffnen (§ 4 Abs. 2 und 4 BezAbstDurchfG). 

– Bürgerbegehren Pro und Contra 

Verkehrsberuhigung im Lüttkamp

Erstmalig in Altona und neu für die gesamte Be-

zirksverwaltung war die Form gegenläufiger Bür-

gerbegehren, also zweier Bürgerbegehren, bei

denen sich die Initiatoren und Initiatorinnen des

einen Begehrens für ein bestimmtes Vorhaben

aussprechen, während sich die Initiatoren und Ini -

tiatorinnen des anderen Begehrens gegen dieses

Vorhaben engagieren. In diesen Fällen stehen sich

weniger die Bezirksversammlung und die Initiati-

ven gegenüber, als vielmehr die Bürgerinnen und

Bürger der hinter den beiden Initiativen stehenden

verschiedenen Lager selbst. Die verfahrensrechtli-

che Konstellation ist einigermaßen komplex und

zudem vom Gesetzgeber nicht näher geregelt.

Daher stellt sie im Hinblick auf eine neutrale und

transparente Verfahrensgestaltung sowie die ge-

genüber allen Beteiligten gleichmäßig zu wah-

rende Kommunikation besonders hohe Anforde-

rungen an die Bezirksabstimmungsleitung. Dass

selbst bei einer derart schwierigen Ausgangslage

konsensuelle und konstruktive Lösungen möglich

sind, zeigen die Bürgerbegehren „Für eine dauer-

hafte Verkehrsberuhigung im gesamten Lüttkamp“

und das gegenläufige Bürgerbegehren „Der Lütt-

kamp muss offen bleiben“. Anlass für beide Bür-

gerbegehren war die Umsetzung einer von der

Verwaltung vorbereiteten Verkehrsberuhigungs-

maßnahme auf einem ca. 600 Meter langen Ab-

schnitt der Wohnstraße Lüttkamp im Stadtteil

Lurup. Die zunächst probeweise erfolgte proviso-

rische Sperrung dieses Straßenabschnitts sollte in

eine dauerhafte Sperrung für den Individualver-

kehr umgewandelt werden. Während die Initiato-

rinnen und Initiatoren des Bürgerbegehrens „Der

Lüttkamp muss offen bleiben“ im Falle einer Stra-

ßensperrung erhebliche Umwege für alle Anwoh-

nenden im Wohnquartier, eine Verkehrszunahme

in den Nachbarstraßen sowie wirtschaftliche Ein-

bußen für die in der Straße ansässigen Geschäfte

und Betriebe befürchteten, begrüßten die Initiato-

rinnen und Initiatoren des Bürgerbegehrens „Für

eine dauerhafte Verkehrsberuhigung im gesamten

Lüttkamp“ die geplante Verkehrsberuhigung unter

Hinweis auf die damit verbundene Schulwegsiche-

rung sowie die Reduzierung der Umweltbelastung

durch Lärm und Abgase. Bereits zwei Monate

nach der Anzeige ihres Bürgerbegehrens hatten

die Gegner/innen einer Verkehrsberuhigung mit

den von ihnen vorgelegten Unterstützungsunter-

schriften das vorgeschriebene Drittelquorum er-

reicht und damit die Sperrwirkung ihres Bürgerbe-

gehrens für die Verwaltung ausgelöst. Zwei Tage

später formierten sich die Befürworter/innen der

Verkehrsberuhigung und zeigten ihr eigenes ge-

genläufiges Bürgerbegehren an. Die Fronten zwi-

schen den Initiativen und der Anwohnerschaft in

dem betroffenen Wohngebiet schienen verhärtet,

eine Abstimmung über die beiden Bürgerbegeh -

ren bahnte sich an, bei der es am Ende nur einen 

Sieger und einen Verlierer, kaum aber die Aus -

sicht auf ein gutnachbarschaftliches Verhältnis im

Wohn viertel geben würde. In dieser Situation ar-

beitete das Bezirksamt in enger Abstimmung mit

den Vertrauensleuten beider Bürgerbegehren, den

Direkte Demokratie auf Bezirksebene 91

DD-068-115 Bezirke:DD  17.05.14  06:18  Seite 91



Fraktionen der Bezirksversammlung und der zu-

ständigen Straßenverkehrsbehörde ein Konzept

für die künftige Verkehrsregelung in der Wohn-

straße aus, das die Anwohnenden durch Einrich-

tung einer Tempo-30-Zone sowie weitere verkehrs-

lenkende Maßnahmen einerseits sehr weitgehend

vor vermeidbarem Durchgangsverkehr schützt,

andererseits aber auch eine gewisse Durchlässig-

keit des Anwohnerverkehrs erhält. Die Initiatoren

der beiden Bürgerbegehren, die durch den vom

Bezirksamt angestoßenen fachlichen Diskurs über

einen angemessenen Kompromiss zu einer guten

Verständigung miteinander gefunden hatten, er-

klärten ihre Bürgerbegehren für erledigt, nachdem

die Bezirksversammlung das neue Verkehrskon-

zept mit verbindlicher Wirkung für das Bezirks-

amt beschlossen hatte. Die Luruper Nachrichten

titelten: „Erleichterung und Lob von allen Seiten

– Einigung über die Verkehrsberuhigung im Lütt-

kamp.“2 Ein Lob, das sicher auch das Bezirksamt

für sich in Anspruch nehmen durfte.

– Bürgerbegehren Pro und Contra IKEA – 

getrennt sammeln, gemeinsam abstimmen?

Ganz anders verliefen dagegen die beiden Bür -

gerbegehren um die Ansiedlung des ersten IKEA-

Möbelhauses im Altonaer Zentrum. Während die

ansässigen Geschäftsleute und Stadtplaner die Re-

aktivierung der seit zehn Jahren brach liegenden

Fläche begrüßten, befürchteten Anwohnende und

Stadtteilinitiativen neben einer unzumutbaren Zu-

nahme der Verkehrsbelastung nicht zuletzt eine

Aufwertung ihres Wohnviertels mit steigenden

Mieten und den daraus folgenden Verdrängungs-

prozessen für Mieter/innen und kleine Läden. 

Die gegenläufigen Bürgerbegehren „Kein

IKEA in Altona“ und „PRO IKEA“ formierten sich

schnell und wurden nur wenige Tage nacheinan-

der beim Bezirksamt angezeigt. Danach entfalte-

ten die beiden Begehren allerdings unterschiedli-

che Dynamiken: Das Bürgerbegehren „Kein IKEA

in Altona“ erreichte erst am 13. Oktober 2009 das

erforderliche Drittelquorum, während das Drittel-

quorum beim Bürgerbegehren „PRO IKEA“ bereits

einen Monat zuvor zustande gekommen und vom

Bezirksamt für zulässig erklärt worden war. Es

hatte sich die Frage gestellt, ob zunächst nur über

das Bürgerbegehren „PRO IKEA“ abgestimmt oder

aber ein gemeinsamer Bürgerentscheid über beide

Bürgerbegehren durchgeführt werden sollte. Nach

der bestehenden Rechtslage wäre dies nur mög-

lich gewesen, wenn die Initiative „Kein IKEA in

Altona“ ihr Bürgerbegehren zurückgezogen hätte,

weil dieses noch nicht zustande gekommen und

somit auch noch nicht für zulässig erklärt worden

war. Da die Vertrauensleute beider Bürgerbegehren

diesem Vorschlag der Bezirksabstimmungsleitung

aber nicht zustimmten, wurde der Bürgerentscheid

über das Bürgerbegehren „PRO IKEA“ durch ge -

führt. Es beteiligten sich 43,47% der Abstimmungs -

berechtigten an dem Bürgerentscheid. Davon

stimmten 77,1 % für die Vorlage der Initiative.

Am 28. Januar 2010 wurde das Bürgerbe-

gehren „Kein IKEA in Altona“ für zustande gekom-

men und zulässig erklärt. Die Bezirksversammlung

trat diesem Bürgerbegehren am 28. Januar 2010

bei, so dass kein zweiter Bürgerentscheid durch-

geführt werden musste.

Dieses Verfahren hat nachträglich Kritik

und die Forderung ausgelöst, die Abstimmung

über zeitlich zusammenhängende Begehren an

einem gemeinsamen Termin durchzuführen. Die-

ser Forderung trägt die neue Rechtslage Rech-

nung: Danach könnte die Bezirksversammlung

nach Feststellung der Zulässigkeit und nach Anhö-

rung der Initiativen bis zum Ende der Sperrfrist

einen vorgezogenen Bürgerentscheid herbeifüh-

ren. Daneben wurde für gegenläufige Bürgerbe-

gehren, deren Zustandekommen deutlich weniger

92

DD-068-115 Bezirke:DD  17.05.14  06:18  Seite 92



als sechs Monate auseinanderliegt, die Möglich-

keit geschaffen, einen gemeinsamen Termin für

die Durchführung des Bürgerentscheides festzu-

setzen. 

Ein neues Gesetz für die Praxis – 

ohne die Praxis?

Das aus der Mitte der Bürgerschaft interfraktionell

in dieser Legislaturperiode seit 2011 vorbereitete

„Gesetz zur Reform der bezirklichen Bürgerbe -

gehren und Bürgerentscheide“ nimmt nach seiner 

Begründung für sich in Anspruch, „durchgreifen -

de Verfahrensverbesserungen“ und damit „mehr

Rechtssicherheit, mehr Verfahrenstransparenz und

mehr inhaltliche und formale Konsensmöglichkei-

ten bei Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden“

zu schaffen. Ob dieser Anspruch eingelöst werden

kann, bleibt abzuwarten. Gute Ansätze dafür sind

zweifellos vorhanden. Ob der Gesetzgeber aber

gut beraten war, sein Vorhaben ohne jegliche An-

hörung der erfahrenen Praktiker/innen aus der

Bezirksverwaltung auf den Weg zu bringen und

sich dabei allein an den von der Rechtsprechung,

der Kommunalpolitik und von den Initiativen, ins-

besondere von Mehr Demokratie e. V., benannten

Kritikpunkten am bisherigen Verfahren zu orien-

tieren, erscheint zweifelhaft. Wertvolles Experten-

wissen blieb so ungehört und ungenutzt, ein Vor-

gang, der angesichts der allerorts propagierten

vermehrten Einbindung von Gutachter/innen und

anerkannten Experten/innen aus Wissenschaft

und Praxis in Gesetzgebungs- oder Streitschlich-

tungsverfahren zumindest überrascht. So gehörten

der Arbeitsgruppe zur Vorbereitung des Gesetzes

lediglich Vertreter und Vertreterinnen aus den

Fraktionen der Hamburgischen Bürgerschaft und

des Vereins Mehr Demokratie e. V. an. Vertre ter/in -

 nen aus der Praxis, d. h. aus der Bezirksverwal-

tung, wurden dagegen zu den Beratungen nicht

hinzugezogen und selbst die Bezirksaufsichtsbe-

hörde musste sich bei den Verhandlungen mit

einer Nebenrolle am Katzentisch begnügen. 

Aus Sicht der Verwaltung muss dem ge-

glückten parlamentarischen „Schulterschluss“ aller

Fraktionen in der Bürgerschaft nun so bald wie

möglich auch der regelungstechnische „Lücken -

schluss“ im Verordnungswege durch den Senat

folgen, um der ausführenden Bezirksverwaltung

ebenso wie allen anderen Beteiligten klare Spiel-

regeln an die Hand zu geben. Leider ist damit ein

weiteres Mal nicht zu rechnen. War der Zeitraum

von 13 Monaten vom Inkrafttreten des § 8a BezVG

am 6. Oktober 1998 bis zum Erlass einer Dienst-

vorschrift am 2. November 1999 schon ausgespro-

chen lang, so lässt sich heute noch nicht sagen,

wann die notwendigen Durchführungsbestimmun -

gen in Kraft gesetzt werden können. Absehbar ist

aber bereits zu diesem Zeitpunkt, dass die Ver -

waltung im Vergleich zur bisherigen Rechtslage 

mit einer wahren Regelungsflut konfrontiert sein

wird. Begnügte sich der Volksgesetzgeber 1998

noch mit einem einzigen, aus elf Absätzen beste-

henden Paragraphen (damals § 8a BezVG), so ist

nach dem Willen des Parlamentsgesetzgebers

heute neben der kaum veränderten Vorschrift des

§ 32 BezVG noch das Bezirksabstimmungsdurch-

führungsgesetz (BezAbstDurchfG) mit zwölf, 

jeweils aus mehreren Absätzen bestehenden Para-

graphen und die Bezirksabstimmungsdurchfüh-

rungsverordnung (BezAbstDurchfVO) mit weiteren

69 (!), ebenfalls in viele Absätze untergliederten,

Paragraphen zu beachten. 

Der Bezirksverwaltung kommt die un-

dankbare Aufgabe zu, mit diesem überbordenden

Regelwerk zu arbeiten. Ob es bei dieser Ausgangs-

lage, insbesondere bei den vom Gesetzgeber für

die Bezirksverwaltung vielfach statuierten „unver-

züglichen“ Handlungspflichten gelingt, den von

allen Beteiligten gewohnten und geschätzten Be-
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ratungs- und Bearbeitungsstandards zu halten,

bleibt abzuwarten. Leichter hat es der Gesetzge-

ber der Bezirksverwaltung sicher nicht gemacht.

Gleichwohl haben sich Bürgerbegehren

und Bürgerentscheide in den Bezirken mittler-

weile – fernab aller demokratietheoretischen Dis-

kussionen über die Vor- und Nachteile direkter

Demokratie, über Volksbegehren und -entscheide

als Schwächung oder Ergänzung der repräsentati-

ven Demokratie – als beinahe normale Verwal-

tungsverfahren neuen Typs etabliert, die von den

Bürgerinnen und Bürgern aktiv und vielgestaltig

zur Sensibilisierung der Bezirkspolitik genutzt

wer den. Darüber hinaus genießt das Verfahren

aber auch als sinnvolles Beteiligungs- und Schlich-

tungsverfahren immer breitere Akzeptanz. Die

Kommunikation zwischen Bezirksämtern und Ini -

tiativen verläuft heute reibungslos, schnell und

professionell.

Aufgabe der Bezirksverwaltung wird es

sein, diese begrüßenswerte Aktivierung und Teil-

habe der betroffenen Öffentlichkeit an kommunal-

politischen Entscheidungsprozessen weiterhin

durch eine faire und transparente Beratung und

Verfahrensgestaltung zu begleiten und zu stärken. 

Sind Bürgerbegehren und -entscheide 

als Beteiligungsformen bereits überholt?

Die Statistik der letzten Jahre belegt: Die Zahl von

Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden in den Be-

zirken hat sich auf einem stabilen Niveau ein -

gependelt und nimmt nicht weiter zu. Wie wer -

den sich plebiszitäre Elemente also zukünftig

entwi ckeln? Eine Möglichkeit wäre es, dass die

Bürger/innen im Wege der Volksgesetzgebung

nicht nur auf geplante Vorhaben von Politik und

Verwaltung reagierten, sondern die gegebenen In-

strumente der direkten Demokratie nutzten, um

eigene Ideen und Gestaltungsvorschläge durchzu-

setzen. Soweit es die Zahlen belegen, ist dies bis-

her nicht geschehen. 

Weiter denkbar wäre die Fortentwicklung

plebiszitärer Elemente. So setzt beispielsweise der

Landkreis Friesland diesen Herbst als bundesweit

erste Kommune das Programm „LiquidFeedback“

zur Online-Bürgerbeteiligung ein. Interessierte

haben die Möglichkeit, sich beim Portal „Liquid-

Feedback“ anzumelden und zum Beispiel über

Vorlagen der Kreisverwaltung abzustimmen. Zu -

dem kann Liquid Feedback als Forum genutzt

werden, um eine eigene Initiative zu starten und

entsprechende Abstimmungen abzuwickeln. Von

den Erfolgsaussichten abgesehen, ist jedoch frag-

lich, wie repräsentativ solche Abstimmungen sein

können, da nicht jeder Haushalt über einen Breit-

bandinternetanschluss verfügt und das Bedienen

der Software nicht ganz einfach ist.

Auch wenn die Erkenntnis für Politik und

Verwaltung schmerzlich sein dürfte, so scheint es,

dass das Interesse an politischer Mitgestaltung in

der Bevölkerung immer weiter abnimmt, wie die

Wahlbeteiligungen regelmäßig zeigen. 

Dies bedeutet allerdings nicht, dass es

gänz lich an Gestaltung fehlt. Hieß es in den

1990er Jahren noch „Das Volk sind wir“, also eine

politisch orientierte Identifikation, so kann man

die Entwicklungen der vergangenen Jahre, gera -

de in größeren Städten wie Hamburg, unter dem

Slo gan zusammenfassen: „Wir sind die Stadt.“

Darin zeigt sich, dass die Menschen Veränderung

nicht mehr über politische Wege erreichen wollen

– eine weitere logische Folge der seit Jahrzehnten

zunehmenden Politikverdrossenheit, sondern an

ihr vorbei.

Franz-Ludwig Knemeyer3 ging 2008 zwar

richtigerweise davon aus, dass nach dem Ende der

Spaßgesellschaft und der Anspruchshaltung des

Bürgers und der Bürgerin eine neue Ernsthaftig-

keit einkehren werde, getragen von einer Sehn-
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sucht nach Werten und nach Gesellschaft. Deren

Wirkung hat er jedoch, wie wohl fast jeder und

jede, falsch eingeschätzt. Der Bürgerverantwor-

tung wird zunehmend nicht im politischen Rah-

men nachgekommen, sondern in kreativeren For-

men der Stadtbeteiligung.

Diese nicht vorausgesehene, in der Rück-

blende jedoch konsequente Entwicklung hat für

die Beteiligten den entscheidenden Vorteil, dass

bei Uno-acto-Tätigkeiten lediglich ein Ziel ver -

folgt und in der Öffentlichkeit prioritär dargestellt 

werden muss. Eine komplizierte Abwägung mit

(ande ren) Zielen des Gemeinwohls erfolgt in der

Regel kaum. 

Ein weiterer Unterschied zwischen der

klassischen Bürgerbeteiligung und der kreativen

Stadtbeteiligung ist, dass sich letztere nicht dem

Vorwurf der Not-in-my-backyard-Haltung ausset-

zen muss. In der Vergangenheit wurden Bürgerbe-

gehren immer erst als Reaktion auf politisch ge-

plante Vorhaben ins Leben gerufen. Sie reagierten

damit lediglich auf öffentliche Vorhaben und wirk-

ten daher oft, wenn vielleicht manchmal auch zu

Unrecht, als reines Abwehrhandeln zum Schutze

der individuellen Interessen. 

Anmerkungen

1 Andreas Dressel: „Hier hat das Volk etwas ungenau votiert“ –
die Rechtsgrundlage für Bürgerbegehren und -entscheid, in
Hans Peter Bull (Hrsg.): Fünf Jahre direkte Bürgerbeteiligung
in Hamburg unter Berücksichtigung von Berlin und Bremen,
Hamburg 2001, S. 102–127, 113.

2 Luruper Nachrichten vom 13. April 2011.

3 vgl. Franz-Ludwig Knemeyer: Good Governance und Bürger-
Verantwortung, in: Hermann Butzer u. a. (Hrsg): Organisation
und Verfahren im sozialen Rechtsstaat, Festschrift für Fried-
rich E. Schnapp zum 70. Geburtstag, Berlin 2008, S. 629.
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Was unterscheidet Ahrensburg von Altona?

Erst mal würden wohl alle sagen: haupt-

sächlich die Größe. Ahrensburg hat rund 30 000

Einwohnende, Altona fast zehnmal so viele. Und

sonst? Der wichtigste Unterschied ist, dass Ah-

rensburg selbst entscheiden kann, wie es sich ent-

wickeln will. Die kommunale Selbstverwaltung

der Gemeinden ist in Artikel 28 des Grundgesetzes

(GG) verankert. In Auslegung dieses Gesetzes hat

das Bundesverfassungsgericht einen Kernbereich

kommunaler Kompetenzen festgelegt. Dazu gehö-

ren Planungshoheit, Organisationshoheit, Finanz-

hoheit, Steuerhoheit, Rechtsetzungshoheit und

Personalhoheit. Nichts von alledem gilt für Altona

mit seinen annähernd 300 000 Einwohnerinnen

und Einwohnern. Der Grund steht in Artikel 4 der

Hamburgischen Verfassung: „In der Freien und

Hansestadt Hamburg werden staatliche und ge-

meindliche Tätigkeiten nicht getrennt (…). Durch

Gesetz sind für Teilgebiete Bezirksämter zu bil-

den, denen die selbstständige Erledigung übertra-

gener Aufgaben obliegt. An der Aufgabenerledi-

gung wirken die Bezirksämter nach Maßgabe des

Gesetzes mit.“ 

Den sieben Hamburger Bezirken steht

nicht einmal ein Bruchteil der Kompetenzen zu,

die für Ahrensburg garantiert sind. Zwar wählen

wir in Hamburg Bezirksversammlungen, die gern

auch als Kommunalparlamente bezeichnet wer-

den, aber anders als echte Parlamente haben sie

wenig Entscheidungsbefugnis. Sie sind Verwal-

tungsausschüsse, deren Beschlüsse der Senat je-

derzeit kassieren kann. „Evokation“ nennt sich

diese Hamburger Spezialität. In Ahrensburg – und

allen anderen Kommunen in den Flächenländern

– wäre ein solcher Eingriff von oben undenkbar.

In § 21 des Hamburger Bezirksverwaltungsgesetzes

(BezVG) aber steht eindeutig: „Bei ihren Entschei-

dungen ist die Bezirksversammlung an Recht und

Gesetz, den Haushaltsbeschluss, Globalrichtlinien,

Zuständigkeitsanordnungen und sonstige Ent-

scheidungen des Senats sowie Fachanweisungen

und Einzelweisungen gebunden.“ Viel Spielraum

bleibt da nicht. Selbst wenn der Senat den Bezirken

neue verantwortungsvollere Aufgaben zuschreibt,

kann er sie quasi über Nacht wieder streichen.

Einheitsgemeinde nennt sich das Gebilde

Hamburg, das sich je nach Bedarf mal als Bundes-
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land, mal als Kommune versteht. Entsprechend

schwer ist es, sich im Verwaltungsgestrüpp zu-

recht zu finden. Manche Akte wandert monate-

lang zwischen Fachbehörden und Bezirksamtsab-

teilungen hin und her, weil die Zuständigkeiten

nicht klar sind. Zu verdanken haben wir die selt-

same Organisationsform Hamburgs dem National-

sozialismus. Davor hatte es Jahrhunderte lang

selbstständige Gemeinden in Hamburg gegeben.

1937 aber trat das Groß-Hamburg-Gesetz in Kraft,

durch das die Verwaltung zentralistisch eingeeb-

net wurde. 

Und heute, da sich Hamburgs Einwoh-

ner/innenzahl der Zwei-Millionen-Grenze nähert?

In allen Bezirken brodelt es. Vor allem wenn es

um große Bauvorhaben geht, wehren sich Men-

schen gegen die Allmacht von Investoren, denen

die gewachsene Identität eines Quartiers gleich-

gültig ist. Vom Gesetz her ist das korrekt – es ge-

hört nicht zum Auftrag von Planern, behutsam

mit Nachbarschaften umzugehen. Und so werden

am grünen Tisch Projekte abgesegnet, die als

Computerentwurf durchaus attraktiv aussehen

und dann doch als Fremdkörper in die Stadtteile

ragen. Bürgerinnen und Bürger wollen sich nicht

mehr einer fernen Obrigkeit beugen, die von den

Gegebenheiten vor Ort oft wenig Ahnung hat.

Immer mehr Bürgerinitiativen gründen sich, aus

Frust, mit ihren Anliegen von Politik und Verwal-

tung nicht ernst genommen zu werden. 

Das jüngste Beispiel heißt „Nordnetz

Hamburg“, ein Bündnis von Bürgerinitiativen im

Norden Hamburgs, das sich am 20. Februar 2014

mit einer Webseite2 und folgender Pressemittei-

lung erstmals der Öffentlichkeit vorstellte: 

„Mehr als ein Dutzend Bürgerinitiativen aus dem
Hamburger Norden haben sich jetzt unter dem
Namen ,Nordnetz Hamburg‘ zusammengeschlos -
sen. Sie möchten ihre Interessen gegenüber Poli-
tik, Verwaltung und Wirtschaft gemeinsam ver-
treten, um ihnen so mehr Gewicht zu verleihen.
Dass hier dringender Bedarf vorliegt, wird be -
stätigt durch die Tatsache, dass dieser Zusam-
menschluss seit seiner Gründung regen Zulauf
erfährt. 
Trotz unterschiedlicher Ausgangssituationen der
einzelnen Initiativen haben alle ein gemeinsa-
mes Ziel: Mehr Bürgerbeteiligung, Demokratie
und Transparenz von Entscheidungen zu errei-
chen sowie Wohnraumvernichtung und Umwelt-
zerstörung auch durch Verkehrs- und Fluglärm
zu verhindern. Drängende alltägliche Sorgen und
Nöte von Bürgern werden vertreten, wie z. B. die
Problematik des Mietwuchers und auch Fragen
des Denkmalschutzes. 
Die  beteiligten Initiativen (…) wenden sich gegen
eine Politik auf Bezirks- und Landesebene, die
unter Missachtung von Bürgerinteressen vorran-
gig wirtschaftlichen Zielen von Großbetrieben
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und Investoren entgegenkommt. Sie möchten
nicht weiter zusehen, wie Bürgerentscheide auf
Grundlage veralteter Gesetze aus der NS-Zeit
vom Senat ausgehebelt (z. B. Bebauungsplan Lan -
genhorn 73) oder von vornherein durch Senats-
weisungen (z. B. Bebauungsplan Eilbek 15) unter-
laufen werden. Die geplante Einführung einer
Drei-Prozent-Hürde bei den Wahlen zur Bezirks-
versammlung stößt bei den Initiativen ebenfalls
auf Widerspruch, da sie ihnen eine demokrati-
sche Beteiligung in den Bezirksparlamenten er-
heblich erschweren. Das Nordnetz möchte hier
für die Hamburger die gleichen Rechte erwirken,
wie sie in anderen Bundesländern bereits vor-
handen sind.“3

Als wir von Mehr Demokratie e. V. 1998

per Volksentscheid – dem ersten in Hamburg! –

Bürgerbegehren und Bürgerentscheide einführten,

war uns wohl bewusst, dass wir damit kein sehr

scharfes Schwert schmieden konnten. Verfas-

sungsrechtlich dürfen Bürgerentscheide kein grö-

ßeres Gewicht haben als Beschlüsse der Bezirks-

versammlungen, und die – siehe oben – sind eng

begrenzt. Aber wir hofften damals, einen wichti-

gen Schritt auf dem steinigen Weg zu mehr Eigen-

ständigkeit der Bezirke geschaffen zu haben. 

Aufgeschreckt durch sinkende Wahlbetei-

ligung und wachsenden außerparlamentarischen

Protest beteuern mittlerweile auch Politikerinnen

und Politiker quer durch die Parteien, wie wich -

tig ihnen „Bürgerbeteiligung“ und „Stärkung der

Bezirke“ sei. Doch den Wahlprogrammen folgten

bisher kaum Taten, im Gegenteil. Historische Sied-

lungen werden überplant, Kundendienstzentren

und Stadtteiltreffs geschlossen. Behördlich organi-

sierte Info-Abende, bei denen die Teilnehmenden

nur zur Kenntnis nehmen können, was schon ent-

schieden ist, sind keine echte Bürgerbeteiligung.

Wer sich wehrt, hört den Vorwurf der „Partikular-

interessen“. Aber wenn renditeorientierte Inves -

toren örtliche Befindlichkeiten ignorieren – wer soll

z. B. die berechtigten Interessen der Anwohnenden

eines Großprojekts vertreten? Was bleibt den Bür-

gerinnen und Bürgern anderes übrig, als selbst auf -

zustehen? Die Bezirksämter müssen an der kur-

zen Leine des Senats ihre Planzahlen abarbeiten,

nachdem das ehrgeizige Wohnungsbaupro gramm

der Stadt auf ihren Schultern gelandet ist. Da bleibt

die Bürgernähe schon mal auf der Strecke.

Eine der merkwürdigsten Stellungnahmen

zum Thema Bürgerbeteiligung und Volksgesetzge-

bung war im September 2013 im Fachblatt „Ham-

burger Grundeigentum“ zu lesen. Torsten Flomm,

Geschäftsführer des Grundeigentümer-Verbands

Ham burg, schrieb in einem Editorial: „Bisher galt:

Die Initiativen demonstrieren auf der Straße, die

Ver bände verhandelten hinter verschlossenen Tü -

ren. Am Ende entschied die Politik mit den vorher-

sehbaren Mehrheiten. Das war einmal. Wenn Volks -

entscheide sich über parlamentarische Mehrheiten

hinwegsetzen können, dürfen sich die Verbände

nicht mehr damit begnügen, bei Kaffee und Schnitt -

chen mit den wenigen entscheidenden Politikern

die Entscheidungen vorzubereiten (…).“4 War das,

was hier geschildert wird, wirklich gängi ge Praxis

in Hamburg? Man mag es sich gar nicht ausmalen.

In den meisten Rathäusern Deutschlands

sind Bürgerbegehren nicht sehr beliebt. Egal ob

rot, grün, schwarz oder bunt – wer die Mehrheit

hat, lässt sich nicht gern dreinreden. Wenn aber

eine große Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern

nicht mit dem einverstanden ist, was sich ihre Kom -

munalpolitiker auf den Plan geschrieben haben,

steht ein zähes Ringen ins Haus. Erst wenn sich

der Sturm wieder gelegt hat, stellt sich in aller

Regel heraus: So schlecht war es gar nicht, dass es

ein Bürgerbegehren, vielleicht sogar einen Bürger-

entscheid gab. Alte Grabenkämpfe zwischen poli-

tischen Gegnern finden auf einmal ein Ende, weil
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sich eine Mehrheit der Abstimmenden schwarz

auf weiß für oder gegen ein Thema ausgesprochen

hat. Vielfach ergibt sich daraus sogar eine bessere

Lösung eines Problems, als wenn sich die gewähl-

ten Kommunalparlamentarier durchgesetzt hätten.

Im ersten Bürgerbegehrensbericht des Bundesver-

bands Mehr Demokratie e. V. kommen die Auto -

ren Frank Rehmet und Volker Mittendorf zu dem

Schluss: „Es lässt sich beobachten, dass sich die

Politik in Richtung einer offeneren und transpa-

renteren Beteiligungskultur öffnet.“5 Für Bayern,

das von allen Bundesländern die längste Erfah-

rung mit direktdemokratischen Verfahren hat,

sagte der damalige Innenminister Günther Beck-

stein im Oktober 2005: „Wenn man es negativ for-

muliert, liegt in der Institution des Bürgerent-

scheids ein gewisses Drohpotenzial: ‚Wenn ihr das

und das macht, bringen wir einen Bürgerentscheid

auf den Weg.‘ Positiv kann man es so ausdrücken:

Die kommunalen Verantwortungsträger bemühen

sich im Voraus um mehr Konsens bei allen Maß-

nahmen. Und deswegen haben diese Institutionen

Bürgerbegehren und Bürgerentscheid eine wich-

tige Funktion in der Demokratie von unten nach

oben.“6 Mehr oder weniger gilt dies für alle Bun-

desländer – je nachdem, wie anwenderfreundlich

dort die entsprechenden Bestimmungen sind.

Seit 1956 gab es in Deutschland fast 6000

direktdemokratische Verfahren auf Gemeindeebe -

ne, meldet der aktuelle Bürgerbegehrensbericht,

den Mehr Demokratie e.V. zusammen mit der For-

schungsstelle Bürgerbeteiligung an der Universität

Wuppertal erstellt hat. Dabei zeigt sich: unterschied -

liche Abstimmungshürden und Fristen, verschie-

dene Themen, über die abgestimmt werden darf –,

jedes Bundesland hat eigene Regeln.7

In Hamburg können Bürgerbegehren nur

„von unten“ organisiert werden: Eine Initiative

sammelt ein halbes Jahr lang Unterschriften zu

einem bestimmten Thema; mitmachen darf nur,

wer in dem entsprechenden Bezirk wahlberech -

tigt ist. Sobald ein Drittel der geforderten Unter-

schriften beisammen ist (Drittel-Quorum), darf die

Bezirksversammlung drei Monate lang keinen 

gegenteiligen Beschluss fassen, damit nicht vor-

zeitig Fakten geschaffen werden. Ist das Bür ger -

begeh ren erfolgreich, kann es entweder von der

Bezirksversammlung übernommen werden, oder

es kommt zum Bürgerentscheid, bei dem kein

Quorum, sondern das urdemokratische Prinzip

„Mehrheit entscheidet“ gilt. Damit hat Hamburg

eine der anwenderfreundlichsten Regelungen in

Deutschland.

Trotzdem sind Bürgerbegehren und Bür-

gerentscheide in Hamburg oft politisch vermintes

Gebiet. Engagierte Bürgerinnen und Bürger klagen

häufig darüber, dass mit ihnen nicht fair umge-

gangen wird. Sie berichten über Tricksereien von

Verwaltung oder Politiker/innen, die gerne verhin-

dern würden, dass etwa ein Lieblingsbauprojekt

von Investoren und Abgeordneten durch die Be-

völkerung gekippt wird. Das ist dann der Augen-

blick, in dem wieder einmal in den Medien der

Ruf nach Abstimmungsquoren laut wird. 20% der

Wahlberechtigten in einem Bezirk sollen mit „Ja“

stimmen, damit ein Bürgerentscheid gilt. Diese

Forderung erheben vor allem Leute, die sowieso

gegen Bürgerbeteiligung sind – oder die sich noch

nie ernsthaft mit diesem Thema befasst haben.

Mit Mehrheiten ist das nämlich grund-

sätzlich so eine Sache. Als Ole von Beust zum er-

sten Mal Erster Bürgermeister wurde, hatten ihm

weniger als 19% der Wahlberechtigten ihre Stim -

me gegeben. Er brauchte die Schill-Partei und die

FDP, um überhaupt regieren zu können. Es ist

nicht bekannt, dass damals irgend jemand argu-

mentiert hätte: Nur eine kleine Minderheit der Ham -

burgerinnen und Hamburger hat Ole von Beust

gewählt; wenn er trotzdem Bürgermeister werden

konnte, müssen wir die Gesetze ändern. 
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Im Hamburger Bezirk Eimsbüttel hat zu-

gegebenermaßen eine Minderheit von Bürgerinnen

und Bürgern gegen ein Bauprojekt gesiegt, weil die

große Mehrheit an dem Bürgerentscheid gar nicht

teilnahm. Wer am anderen Ende des Bezirks wohnt,

weiß vielleicht nicht genau, wie es an der umstrit-

tenen Hoheluft-Brücke aussieht und interessiert

sich daher nur wenig dafür, wie diese Ecke attrak-

tiver werden könnte. Aber ist das schon ein Grund,

die Gesetze zu ändern? In absoluten Stimmzettel-

zahlen waren die Gegner/innen des geplanten Bü-

rohauses eben doch deutlich in der Mehrheit. 

Man stelle sich nur einmal den Bezirk

Hamburg-Mitte vor: Selbst wenn im Stadtteil Fin-

kenwerder 100% der dort Wahlberechtigten für

oder gegen ein Projekt abstimmen – selbst in die-

sem unwahrscheinlichen Fall würden die nötigen

20% aus dem gesamten Bezirk nicht zusammen

kommen, weil für die rund 20 Kilometer entfern-

ten Stadtteile wie Billstedt oder Rothenburgsort

gar nicht genügend klar wird, worum es eigentlich

geht. Nicht auszurotten scheint die Behauptung,

ohne Quoren zwängen Minderheiten der Mehrheit

ihren Willen auf. Wenn Menschen nicht an einer

Abstimmung teilnehmen, heißt das doch nicht

zwingend, dass sie gegen die Abstimmungsfrage

sind. Sie wissen vielleicht nur nicht genug dar-

über, denn das ist in Hamburg ein weiteres Prob -

lem: Nicht in allen Bezirken gibt es lokale Medien,

die zuverlässig über all das informieren, was sich

vor Ort abspielt. Die meisten der kostenlosen An-

zeigenblätter halten sich gern aus umstrittenen

Themen heraus. Bürgerinitiativen haben es auch

deshalb schwer, bezirksweit für ihr Anliegen zu

werben. Und wenn dann zum Beispiel in Wands-

bek 40 000 Wahlberechtigte für den Erhalt einer

Siedlung stimmen, so sind das zwar keine 20%

der Wahlberechtigten im Bezirk, aber doch auch

keine so kleine Minderheit, dass sie zu ignorieren

wäre. 

Quoren, das zeigen Erfahrungen aus an-

deren Bundesländern, verführen diejenigen, die

am Schalthebel sitzen, dazu sich unfair zu ver -

halten. Es ist für sie relativ einfach, die gebotene

Sach dis kus sion dadurch zu umgehen, dass sie ein

Thema totschweigen oder zum Boykott eines Bür-

gerentscheids aufrufen. Wenn dann eine Mehrheit

für oder gegen ein bestimmtes Anliegen votiert,

das Quo   rum aber verfehlt wurde – dann, ja dann

hat tat  sächlich eine Minderheit über die Mehr -

heit gesiegt. 

Von Partikularinteressen ist die Rede und

davon, dass Politik nicht mehr gestalten könne.

Aber sind die gewählten Volksvertreter/innen wirk -

lich so viel effizienter? Hamburg ist wahrlich eine

schöne Stadt – aber sie ist auch voll von städte-

baulichen Zumutungen, die alle auf Parlamentsbe-

schlüsse zurückgehen. Manche Entscheidungen

zogen sich Jahrzehnte hin. Man denke nur an die

Debatten um eine neue Mehrzweck-Arena, die Ge-

staltung des Spielbudenplatzes in St. Pauli oder

die S-Bahn-Anbindung des Flughafens. Die Gut-

achten und Entwürfe, die dafür im Laufe der Zeit

angefertigt wurden, haben viel Geld verschlungen.

In Hamburg steht jedes zehnte Büro leer, nachdem

Bauherren und politisch Verantwortliche jah re  lang

mit dem Argument „Arbeitsplätze“ für immer noch

mehr Büroflächen geworben hatten. Und da soll

das Gemeinwohl gefährdet sein, weil an der Ho-

heluft-Brücke ein Investor mit seinem Partikular -

interesse für ein Kontorhaus nicht durchgekom-

men ist?

Eine Große Anfrage8 der Fraktion Die

Linke ergab: Zwischen 1998 und 2010 haben in

Hamburgs Bezirken rund 80 Bürgerbegehren und

Bürgerentscheide stattgefunden. 45 Bürgerbegeh-

ren endeten im Sinne der Initiatoren durch Kom-

promisse, Übernahme durch die Bezirksversamm-

lung oder (in acht Fällen) durch Bürgerentscheid.

Nur zwei der acht Bürgerentscheide betrafen Be-
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bauungspläne, also weniger als 1% der in diesem

Zeitraum rund 300 festgestellten Bebauungspläne.

Gemessen an der Zahl der Baugenehmigungen 

für Wohngebäude (ca. 26 000 zwischen 1998 und

2010) und Gewerbegebäude (ca. 3500 im gleichen

Zeitraum) ist die Zahl der dazu eingeleiteten Bür-

gerbegehren bedeutungslos. Aber es gibt ja auch

andere Themen. In Harburg empörten sich einige

Nachbarn, weil in ihrer unmittelbaren Nähe ein

Hospiz eingerichtet werden sollte. Die Medien rea-

gierten so aufgeregt, als müsse Bürgerbeteiligung

sofort abgeschafft werden. Kurze Zeit später war

von der betreffenden Bürgerinitiative keine Rede

mehr. Sie hatte sich aufgelöst, nachdem der ent-

schiedendste Gegner des Hospizprojekts sein An-

wesen verkauft hatte und weggezogen war. Auch

ein Bürgerbegehren gegen den geplanten Umzug

von zwei Suchtberatungsstellen in Altona führte

zunächst zu beinahe hysterischen Reaktionen. In-

zwischen hat sich die Lage beruhigt, vielleicht

auch auf Grund früherer Erfahrungen, denn vor

Jahren gab es so etwas schon einmal. Damals ging

es um einen Fixerraum in Eimsbüttel. Die Geg-

ner/innen brachten nicht genug Unterschriften zu-

sammen, weil die meisten Menschen eben doch

das Gemeinwohl im Auge haben.

Viel wäre schon geholfen, wenn Offenheit

und gegenseitiger Respekt hierzulande ein wenig

selbstverständlicher wären. Susanne Socher, bei

Mehr Demokratie e. V. zuständig für den bundes-

weiten Arbeitskreis Bürgerbegehren, schreibt über

ihre Erfahrungen bei der Beratung von Initiativen,

aber auch Kommunalverwaltungen: „Nach mehr

als einem Jahrzehnt Beratungspraxis zeigt sich,

dass es nicht nur auf die reine Durchführung des

Instruments ankommt, sondern auch auf das

,Wie‘. Es geht nicht nur um die Anwendung der

Regelungen und die Organisation des Verfahrens,

sondern insbesondere auch um den Umgang mit-

einander, um die Gesprächsvermittlung zwischen

Bürger/innen, Bürgermeister/innen und Verwal-

tung und die faire Anwendung der Regelungen.

Läuft der Dialog von allen Seiten gut, findet in der

Stadt oder Gemeinde ein beispielhafter Meinungs-

bildungsprozess statt, der zukunftweisend und be-

friedigend ist. Es findet eine Auseinandersetzung

auf gleicher Augenhöhe statt und die Bürgerinnen

und Bürger können so aktiv ihr Gemeinwesen mit

gestalten; es bildet sich eine Kultur der Demokra-

tie heraus. Diese Kultur ist geprägt von einem fai-

ren und toleranten Dialog und der gegenseitigen

Anerkennung, wobei man gemeinsam Entschei-

dungen für die Zukunft trifft.“9

Leider sieht die Wirklichkeit häufig eher

ernüchternd aus – auch in den sieben Hamburger

Bezirken. Susanne Socher: „Beobachtet man das

politische Tagesgeschäft, so stehen Machtdemon-

strationen, Polemik und unsachliche Argumen -

tation oben an. Ein Ringen um die bessere Idee,

verbunden mit Sachargumenten, bleibt auf der

Strecke. So verwundert es nicht, wenn es auch 

im Rahmen von Bürgerbegehren oft zu unfairen

und wenig zielführenden Auseinandersetzungen

kommt. Der Vorschlag, dass sich im Vorfeld eines

Bürgerbegehrens Vertreter/innen der Gemeinde

und Initiator/innen an einen Tisch setzen, befrem-

det oft die Beteiligten. Dabei ist gerade die Direk -

te Demokratie dazu geeignet, sich inhaltlich mit

einem Thema zu beschäftigten und eine Lösung

zu finden, die für alle akzeptabel ist.“10

Eine weitere Frage ist, wie Verwaltung und

Investoren hinterher, nach einem erfolgreichen

Bürgerentscheid, mit dem Ergebnis umgehen. Und

da schneidet Hamburg nicht besonders glücklich

ab. Das Stichwort heißt Evokation. Der Senat zieht

die Angelegenheit an sich, womit er die Zustän-

digkeit des Bezirks und damit auch das jeweilige 

Bür gerbegehren beendet. Einspruchsmöglichkeiten

gibt es nicht. Es ist auch schon vorgekommen,

dass eine Bezirksversammlung pro forma einem
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Bürgerbegehren zustimmt, damit der Senat an-

schließend das Instrument der Evokation einset-

zen kann, so dass der Bürgerentscheid nicht mehr

stattfindet. Ein derart rabiater Umgang mit dem

Bürgerwillen ist aus anderen Bundesländern nicht

bekannt. Es gibt aber auch subtilere, wenn auch

langwierigere Möglichkeiten, Bürgerinitiativen aus -

zuhebeln. Einige Beispiele aus Sicht der Initiativen

seien deshalb besonders hervorgehoben. 

Philip Cramer, Vertrauensperson der Alto -

na er Bürgerinitiative „Rettet den Buchenhof-Wald“,

kommentiert die Erfahrungen rund um den Bür-

gerentscheid von 2009 folgendermaßen:

„Hamburg in seiner jetzigen Größe gibt es noch
nicht einmal seit 100 Jahren. In den dreißiger Jah-
ren des letzten Jahrhunderts beschlossen die da-
mals regierenden Nationalsozialisten die Region
Hamburg zu stärken. Ausgangspunkt war, dass
es im jetzigen Staatsgebiet der Freien und Han-
sestadt Hamburg eine Vielzahl von selbstständi-
gen Gemeinden und Ländern gab. Diese wurden
im Rahmen des Großhamburg-Gesetzes zusam-
men geführt. Um den Senat trotz der vielfältigen
Interessenlagen der einzelnen Hamburger Ge -
bie te zu stärken, wurde ihm ein besonderes
Recht eingeräumt, das Evokationsrecht. Danach
darf der Senat Dinge von übergeordneter Bedeu-
tung an sich ziehen und abschließend entschei-
den. 
Die nach dem Zweiten Weltkrieg verabschiedete
Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg
behielt die Elemente bei, die den Senat stärken
sollten. So hat Hamburg – als einziges deutsches
Bundesland – ein Evokationsrecht. Die nach Arti-
kel 28 Grundgesetz (GG) vorgesehenen Rechte
von Teilgebietschaften gegenüber ihrem Bundes-
land wurden dadurch ausgehebelt, dass Ham-
burg verfassungsmäßig als Einheitsgemeinde
aufgestellt ist. 

Eine große Gemeinde. Immerhin fast 1,8 Millio-
nen Einwohnerinnen und Einwohner Ende 2011
in dieser Gemeinde. Zum Vergleich: Das Saarland
hat mit 1,013 Millionen Einwohnern 52 eigen -
ständige Städte und Gemeinden, mit gewählten
Bürgermeistern, die ihre Angelegenheiten mit ei-
gener finanzieller Verantwortung selber regeln.
Wenn die Gemeinden dabei in ihren Rechten ver-
letzt werden, können sie nach Artikel 28 GG ihre
Rechte einfordern. 
In Hamburg dürfen nicht einmal die Bezirke
Wandsbek mit ca. 411 000 Einwohnenden oder
Altona mit annähernd 300 000 Einwohnenden
ihre lokalen Angelegenheiten selbst regeln. Der
Senat bemüht sich zwar, Verantwortung auf die
Bezirke zu delegieren. Er macht es aber nicht kon-
sequent und schafft dadurch rechtsfreie Räume
wie der Bürgerentscheid Buchenhof-Wald zeigt.

Der Buchenhof-Wald in 
Hamburg-Iserbrook

Ein ca. 35 000 Quadratmeter großer, nicht bewirt-
schafteter Wald, eingezäunt, mit einer unter
Denkmalschutz stehenden Villa, für die Öffent-
lichkeit nicht zugänglich, 1789 erstmals urkund-
lich erwähnt. Im Rahmen eines während der NS-
Zeit erlassenen Baustufenplans wurde er für
eine zweigeschossige Bebauung ausgewiesen,
wie sie rings um den Buchenhof-Wald entstan-
den ist. Der Buchenhof-Wald konnte einer groß-
flächigen Bebauung trotzen. Er war im Privatbe-
sitz und seine Bebauung ist sehr kompliziert, da
der Wald in einer Senke liegt und der Untergrund
sehr feucht ist. Der Hamburger Senat übernahm
1955 viele während des Dritten Reichs verabschie-
dete Baustufenpläne, ohne die nach dem Bauge-
setzbuch erforderlichen Ergänzungen bezüglich
der Berücksichtigung von verkehrlichen und na-
turschutzrechtlichen Belangen. Somit war das
Gebiet des Buchenhof-Waldes baurechtlich be-
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plant, der Bezirk Altona konnte auf dieser Pla-
nungsgrundlage 70 Jahre später einen Bauvor-
bescheid erlassen. 

Der politische Schutz des Buchenhof-Walds

Die Altonaer und die Iserbrooker waren sehr froh,
als der Hamburger Senat 1997 den Buchenhof-
Wald endlich im Landschaftsschutzprogramm
ein schließlich Arten- und Biotopschutzprogramm
(LAPRO) als schützenswert auswies. Er hat eine
immens wichtige Bedeutung im Verbund mit
den Landschaftsschutzgebieten Osdorfer Feld-
mark und Klövensteen.
Dann starb die Eigentümerin des Waldes. Der 
Bezirk Altona reagierte im Mai 2006 auf ent -
sprechende Anträge von Investoren, indem über
alle Fraktionen hinweg einstimmige Beschlüsse
gefasst wurden, wie zum Beispiel im Grün -
ausschuss am 16. Mai, der einer Fällung von 145
Groß bäumen nicht zustimmte.11 Der Planungs-
ausschuss beschloss am nächsten Tag einstim-
mig die ,Einleitung eines Bebauungsplanverfah-
rens mit dem Ziel des Erhaltes des wertvollen
Baumbestandes‘12.
Diese Beschlüsse waren ohne jegliche Konse-
quenz, denn am 1. August 2006 übergab der
Senat dem Bezirk Altona die Verantwortung zum
Erlass von Baugenehmigungen, jedenfalls soweit
der Senat diese im Rahmen seines Evokations-
rechtes nicht selbst erlassen wollte. 
Nun geschah etwas Unerwartetes. Die Erbenge-
meinschaft verkaufte den Wald an den Bauver-
ein der Elbgemeinden eG (BVE). Die Iserbrooker
waren verwirrt. Brauchte der BVE den Wald als
Ausgleichsfläche? 
Nachdem der BVE als Eigentümer im Grundbuch
eingetragen war, gab es die nächste Überra-
schung. Ohne öffentliche Diskussion wurde am
27. September 2007 von den Mehrheitsfraktionen
im Bezirk Altona beschlossen, nicht den von den 

Ausschüssen einstimmig beschlossenen Bebau-
ungsplan zum Schutz des Waldes aufzustellen,
sondern den Bezirksamtsleiter nach § 19, Ab-
satz 2 BezVG zu verpflichten, einen Vorbescheid-
antrag des BVE zu genehmigen, der dem BVE spä-
teres Baurecht garantieren sollte. § 19, Absatz 2
BezVG bindet Bezirksamt und Bezirksamtsleiter.
Aus diesem Grunde sollen sich Beschlüsse nach
§ 19 BezVG nur auf Angelegenheiten von grund-
sätzlicher Bedeutung beschränken. § 19 Absatz 2,
S. 3 BezVG heißt: ,Bevor die Bezirksversammlung
einen Beschluss fasst, der Vorgaben für die Aus-
übung des Ermessens des Bezirksamtes im Rah-
men eines Verwaltungsverfahrens macht, infor-
miert das Bezirksamt die Bezirksversammlung
über den Sachverhalt und die rechtlichen Gren-
zen der Ausübung des Ermessens.‘ Dies ist öf-
fentlich nicht geschehen. Der Senat hat trotz sei-
ner Aufsichtsfunktion dieses Fehlverhalten nicht
gerügt.
Der Beschluss der Bezirksversammlung wird den
Bezirksamtsleiter in eine schwierige Situation
gebracht haben, denn die gesetzlichen Vorgaben
für die Erteilung eines Bauvorbescheides waren
zum Zeitpunkt dieses Beschlusses nicht gegeben.
Unter anderem waren die Belange des Natur-
schutzes nicht ausreichend berücksichtigt.
Der für die Öffentlichkeit nicht zugängliche Bu-
chenhof-Wald beherbergte besonders geschützte
und vom Aussterben bedrohte Arten, allein sechs
Fledermausarten, 19 Brutvogelarten, davon 2 Vo-
gelarten (Grünspecht und Mäusebussard), die als
streng geschützte Arten von besonderer arten-
schutzrechtlicher Bedeutung sind.13 Nach streng
geschützten Käferarten wie den Eremit, der von
Biologen in diesem Wald kartiert wurde, wurde
nicht gesucht. Auch andere seltene Tierarten wie
Waldohreule, Kammmolch, Moorfrosch, Knob-
lauchkröte hatten sich in dem Wald niedergelas-
sen. Diese Vorkommen wurden bei der Wertung
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über die Bebaubarkeit des Grundstückes aber
nicht bewertet. Bei der Bebauung des Waldes be-
stand also die Gefahr, Brut- und Wohnstätten vie-
ler streng geschützter Tierarten zu zerstören, da
diese auf einen naturnah gehaltenen Buchenwald
mit nicht entsorgtem Todholz angewiesen sind. 
Die Widersprüche aus der Nachbarschaft wurden
durch das Bezirksamt unter Hinweis auf den (aus
dem Nichts entstandenen) Bauvorbescheid abge-
lehnt. Misstrauisch geworden, begannen die Bür-
ger, sich zu informieren und Fragen zu stellen.
Am 29. November 2007 übernahm die Bezirksver-
sammlung mehrheitlich eine am 20. November
2007 im Grünausschuss einstimmig gefassten 
Beschlussempfehlung mit folgendem Wortlaut:
,Aufgrund von Hinweisen von Anwohnern und
Naturschutzverbänden wird das Bezirksamt ge-
beten, umgehend, auf alle Fälle aber vor Erteilung
einer Baumfäll- bzw. Baugenehmigung, prüfen zu
lassen, ob durch die geplante Baumaßnahme auf
dem Gelände an der Osdorfer Landstraße 372–374
– Buchenhof gesetzlich geschützte Tier- oder
Pflanzenarten ge mäß § 42 (1) 1. bzw. 2. BNatschG
betroffen sind.‘14 Das Bezirksamt Altona nahm
mit Schreiben vom 22. Februar 2008 wie folgt Stel-
lung: ,Das Bezirksamt wird im Einvernehmen mit
der BSU (und dem BVE, der sich vorbehalten hat,
ebenfalls Gut achter vorzuschlagen) einen Gut-
achter mit der Klärung der Frage beauftragen, ob
durch die geplante Baumaßnahme auf dem Ge-
lände gesetz lich geschützte Tier- und Pflanzenar-
ten betroffen sind. Der BVE verpflichtet sich zur
Kostenübernahme. Der BVE hat bisher keinen
Bauantrag gestellt. Es wird von einem Untersu-
chungszeitraum, je nach Witterungsverlauf, von
etwa Mitte April bis Ende Juni ausgegangen. Die
Beauftragung der Fachgutachter wird zeitlich vor
Erteilung der Baugenehmigung erfolgen.‘15

Die Kartierung wurde am 8. Juli 2008 beendet
und bei der zuständigen Behörde für Stadtent-

wicklung und Umwelt (BSU) vorgestellt.16 Am
17. Dezember 2008 stellte der BVE den notwendi-
gen Fällantrag, am 18. Dezember 2008 wurde das
Gutachten dem Bezirk Altona vorgelegt.17 Ab Ja-
nuar 2009 begannen die zuständigen Gremien
des Bezirks Altona sich mit dem Gutachten zu be-
fassen. Der allgemeinen Öffentlichkeit wurde das
Gutachten mit der Begründung vorenthalten,
dass der BVE die Kosten für das Gutachten über-
nommen habe. Aus den teilweise öffentlichen
Ausschusssitzungen ist bekannt, dass das Gut-
achten bestätigte, das Areal gewähre Raum für
viele gesetzlich geschützte Tier- oder Pflanzenar-
ten gemäß § 42 (1) 1. bzw. 2. BNatschG. Kritisiert
wurde von Oppositionsparteien und Bürgern,
der Auftraggeber habe nicht nach allen geschüt z -
ten Arten suchen lassen, weil trotz des schwer-
wiegenden Eingriffs wohl unterstellt wurde, dass
die Habitate der geschützten Tierarten durch
den Bau nicht betroffen seien, bzw. durch künst-
liche Nistkästen genügend Ausgleich geschaffen
werden könne. In einer Mitteilungsdrucksache18

informierte der Bezirk Altona nach den öffent -
lichen Diskussionen über die Inhalte des Gut -
achtens. Danach wurden durch das Gutachten
streng geschützte Arten von besonderer arten-
schutzrechtlicher Bedeutung festgestellt. Weiter
heißt es in der Druck sache: ,Im Arten schutz -
fachbeitrag werden Zugriffsverbote nach § 42
BNatSchG sowie Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen formuliert, deren Inhalte in der
Bauplanung bereits berücksichtigt wurden bzw.
im Genehmigungsverfahren noch zu berück -
sichtigen sind. (…) Darüber hinaus wurden von 
der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
(BSU) hinsichtlich der Zugriffsverbote nach § 42
BNatSchG weiter gehende Anforderungen ge-
stellt.‘ Sie sollten – so die Drucksache – verhin-
dern, dass die beantragte Bebauung einen Straf-
tatbestand nach § 42 BNatSchG darstellen würde. 
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Im Januar 2009 gründete sich die Bürgerinitia-
tive ,Rettet den Buchenhof-Wald‘ und sammelte
Unterschriften für ein Bürgerbegehren. Ziel der
Initiative war es, mehr Informationen zu bekom-
men, diesen ökologisch wertvollen Wald im Rah-
men eines Bürgerbegehrens/Bürgerentscheids
zu sichern und die im Mai 2006 einstimmig ge-
fassten Beschlüsse der Bezirksausschüsse umset-
zen zu lassen.
Nach Rücksprache mit dem Rechtsamt des Be-
zirks wollte die Initiative aus formalen Gründen
nicht gegen den im Raum stehenden Bauantrag
vorgehen, sondern gegen die noch nicht erteilte
Fällgenehmigung. Also wurde Inhalt des Bürger-
begehrens, dass der Bezirk die Fällgenehmigung
nicht beschließen solle, um das vom Senat aus-
gewiesene Naturbiotop zu schützen. 
Gleichzeitig wurden Bezirk und BVE zu Diskussi-
onsveranstaltungen eingeladen, um die geplante
Maßnahme mit den Bürgern vor Ort zu diskutie-
ren. BVE und Bezirk lehnten die Teilnahme an
einer Diskussion ab. 
Im Februar 2009 bestätigte das Bezirksamt Al-
tona, dass der Bauvorbescheid ,keinerlei Aufla-
gen oder Vorbehalte bezüglich der artenschutz-
rechtlichen Verträglichkeit des Bauvorhabens
[enthalte, da] der Prüfungsumfang eines Vorbe-
scheides … sich [nur] am zu erwartenden Bauan-
trag‘ orientiere19. Durch die fehlenden Vorbehalte
und artenschutzrechtlichen Auflagen sei der Bau -
vorbescheid daher in seiner Wirksamkeit nicht
beschränkt. Ein Verstoß gegen § 42 BNatSchG
liege nicht vor. ,Eine fehlerhafte Erteilung des
Bauvorbescheides liegt nicht vor; auf den BV-
Beschluss vom 27. September 2007 wird ver -
wiesen.‘20 In diesem Beschluss heißt es nur: ,Der
Bezirksamtsleiter wird aufgefordert, den Vor -
bescheidsantrag Osdorfer Landstraße 372/374 
ge mäß § 19 (2) BezVG zu genehmigen.‘21 Der
Natur- und Artenschutz war nicht Inhalt des 

Beschlusses. Am 31. Januar 2009 teilte das Be-
zirksamt Altona mit, dass es die Unterschutzstel-
lung des Buchenhof-Waldes durch das Land-
schafts- und Artenschutzprogramm aus dem
Jahre 1997 nicht berücksichtigen konnte: ,Da das
Landschaftsprogramm seit 1990 nicht weiter ver-
folgt wurde, wurde der Baustufenplan Iserbrook
[aufgestellt am 6. Juni 1938 und erneut festge-
stellt am 14. Januar 1955] allein zur planungs-
rechtlichen Beurteilung herangezogen.‘22

Obwohl das notwendige Quorum für ein Bürger-
begehren schnell erreicht und nicht bekannt war,
ob die Bedenken der Naturschutzbehörde abge-
arbeitet waren und der Bezirk eine Stellung-
nahme zu dem Artenschutzfachbeitrag erst am
25. Februar 2009 vorlegen konnte23, setzte der 
Bezirksamtsleiter im Januar 2009 eine Frist in
Gang, nach welcher der BVE innerhalb von drei
Monaten ein Baurecht erhalten sollte, wenn die
zuständige Verwaltung innerhalb dieses Zeit-
raums nicht zu einem anderen Ergebnis kom-
men sollte. Das Instrument der Genehmigungs-
fiktion wurde vom Gesetzgeber eingeführt, um
Verwaltungsentscheidungen zu beschleunigen.
Im vorliegenden Falle bedeutete dies, dass der
Bauträger nach dem 30. März 2009 das Recht
zum Bauen hatte, unabhängig davon, ob alle Er-
fordernisse abgeprüft waren. Diese Frist hätte
durch das Bezirksamt verlängert werden können,
die Mehrheitsfraktionen entschieden gegen eine
Verlängerung der Frist, da der BVE kurz vor der
Sitzung eine Selbstverpflichtungserklärung ab-
gegeben hatte, wonach er die Belange des Na -
turschutzes nun berücksichtigen wolle.24 Somit
hatte der Bauträger nach dem 30. März 2009
Baurecht durch Zeitablauf (Genehmigungsfik-
tion), obwohl unter anderem noch gar nicht 
geklärt war, ob die für das Bauvorhaben not-
wen digen Fällgenehmigungen überhaupt erteilt
werden durften. 
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Das Bezirksamt versuchte nun, den Stadtteil zu
befrieden. Im Rahmen der Schließung einer Bü-
cherhalle gab es einen Zuschuss von 10 000 Euro,
um die Bücherausleihe in der Stadtteilschule 
zu ermöglichen. Es wurde – finanziell gefördert
durch den Bezirk und die großen Wohnungsbau-
gesellschaften – ein Stadtteilbeirat gegründet,
der sich um Iserbrooker Belange kümmern sollte.
Nachdem der Buchenhof-Wald bebaut ist, sind
diese Fördergelder ausgelaufen.
Beim Bürgerbegehren und dem folgenden Bür-
gerentscheid sprach sich eine große Mehrheit der
Bürgerinnen und Bürger dafür aus, eine Fällge-
nehmigung nicht zu erteilen und zudem wenigs-
tens (dieses wurde auch einstimmig von allen
Fraktionen des Bezirks getragen) den südlichen
Teil, einschließlich der unter Denkmalschutz ste-
henden Villa, besonders zu schützen. Von den
186 074 im Bezirk Altona stimmberechtigten Ein-
wohnern beteiligten sich 50 443 an der Abstim-
mung, also nicht nur Stimmberechtigte aus Iser-
brook (ca. 10 000 Einwohner), sondern auch viele
andere Bürgerinnen und Bürger des gesamten
Bezirks, seien sie aus Rissen, Bahrenfeld oder
Sternschanze. 
Von den gültigen Stimmen erhielt der Verfahrens -
vorschlag der Initiative 88,63% Zustimmung, nur
5661 Bürger/innen waren für die Erteilung der
Fällgenehmigung. Auch bei der Stichfrage, ob 
die Vorlage der Bürgerinitiative oder die Vorlage
des Bezirks umgesetzt werden solle, stimmten
84,53% der Altonaer/innen der Vorlage der Initia-
tive zu.25 Das Ergebnis des Bürgerentscheides
war also eindeutig. Der Buchenhof-Wald sollte
nicht zerstört werden.
Nun hatten die Verantwortlichen ein Problem.
Ohne die Fällung des Baumbestandes konnten
die geplanten Häuser nicht gebaut werden. An-
dere Bauanträge, die den Wald weniger belas -
tet hätten, hatte man bereits abgelehnt. Ersatz-

grundstücke konnten nicht gefunden werden,
weil die Grundstückskosten für Bauland um ein
Vielfaches über den Kosten eines Waldes liegen.
Fraglich war, wie der BVE sein durch Zeitablauf
erhaltenes Baurecht hätte umsetzen können,
ohne die Bäume des Waldes zu fällen. Nur zwei
Tage nach dem Ergebnis des Bürgerentscheids
änderte der Bezirksamtsleiter seine in den Druck -
sachen veröffentlichte Rechtsmeinung und be-
gründete auf fünf Seiten, dass dem BVE ein 
Anspruch auf die beantragte Fällgenehmigung
zustehe. Dazu setzte er normale Baugenehmi-
gungen mit fiktivem Baurecht gleich und leitete
daraus ab, dass eine Verpflichtung des Bezirks-
amts zur Erteilung der beantragten Fällgenehmi-
gung bestehe.26

Da die Bürgerinitiative nun damit rechnen 
muss  te, dass der Buchenhof-Wald trotz ent ge -
gen stehender Formerfordernisse bebaut würde,
verfasste sie eine Petition an die Europäische Ge-
meinschaft und darüber hinaus eine Petition an
den Senat mit der Bitte, die Angelegenheit nicht
vor der Erklärung der Europäischen Gemein-
schaft zu evozieren. Hätte der Senat der Petition
stattgegeben und mit der Evokation gewartet,
wären die Fällarbeiten in die Schutzzeit der
Bäume gefallen. Es wäre Zeit gewesen, die unter-
schiedlichen Informationslagen und Rechtsmei-
nungen zu diskutieren, um einen Kompromiss zu
finden. Aber durch einen Zufall ging die Petition
für ein paar Wochen in der Bürgerschaftskanzlei
verloren, so dass der Senat evozieren konnte.
Nach der Fällung der Bäume tauchte die Petition
wieder auf.27

Die Evokation durch den Senat

Lange war nicht klar, ob der Senat überhaupt
evoziert hatte, denn er wies den Bezirk nur an,
gegen dessen ursprüngliche Rechtsauffassung
(s. o.) das Recht folgendermaßen auszulegen:

106

DD-068-115 Bezirke:DD  17.05.14  06:18  Seite 106



Wenn eine Baugenehmigung im Rahmen einer
Fiktion (also ohne notwendig abschließende Prü-
fung) erteilt wird, reduziert sich der Ermessens-
spielraum bei der Erteilung der Genehmigung
auf Null. Dies ist eine rechtlich sehr interessante
Auslegung, insbesondere weil es genug Gerichts-
entscheidungen gibt, die einer Behörde sogar bei
normalen Bauverfahren das Recht einräumen,
bei entsprechender Begründung eine Fällgeneh-
migung nicht zu erteilen. Die Bürgerinitiative
legte gegen diese Rechtsauslegung Rechtsmittel
vor dem Verwaltungs- und dem Oberverwal-
tungsgericht ein und verlor: ,Zutreffend hat das
Verwaltungsgericht darauf hingewiesen, dass
der Senat gemäß § 42 Satz 2 BezVG i.V. m. § 1
Abs. 4 des Gesetzes über Verwaltungsbehör -
den ein Weisungs- und Evokationsrecht hat, auf-
grund dessen er u. a. beanstandete Beschlüsse
der Bezirksversammlung aufheben kann. Nach
der Gesetzeslage trägt ein Bürgerentscheid die
Möglichkeit einer Aufhebung durch Evokation
des Senats in sich. Besteht aber der Bürgerent-
scheid nach der Aufhebung durch den Senat
nicht mehr, fehlt es an einem subjektiven Recht
der Antragsteller, aufgrund dessen sie die Aufhe-
bung der der Beigeladenen erteilten Baumfällge-
nehmigung durchsetzen können.‘28 Kurz – der
Senat darf bei Verwaltungshandeln eine Rechts-
meinung vorgeben, die vor Gericht nicht überprüft
werden kann. Dass die Altonaer Bürgerinnen
und Bürger sich im Rahmen des Bürgerentschei-
des mit großer Mehrheit gegen die Erteilung
einer Fällgenehmigung ausgesprochen hatten,
spielte bei der Urteilsbegründung keine Rolle.
Am Tag der Senatsentscheidung wurden die Bäu -
me unter Polizeischutz gefällt. Bevor der Senat
seine Entscheidung verkündet hatte, hatte der
Bezirk schon eine achtseitige Fällgenehmigung
erstellt, die einen Sofortvollzug mit der Begrün-
dung vorsah, dass die Gefahr bestand, die Bür-

ger/innen könnten Rechtsmittel gegen die Fäll-
genehmigung einlegen. Anstatt der zuletzt in
der öffentlichen Diskussion genannten 110 Fäll-
genehmigungen erteilte der Bezirk Altona eine
Fällgenehmigung für 162 Bäume.29

Die Auswirkung der Evokation

Nach der Bebauung der Hälfte des strittigen Wald -
areals müssen die Bürger und Bürgerinnen jetzt
feststellen, dass die Versprechungen, die Grund-
lage für die Genehmigungsfiktion waren, nur sehr
zögerlich eingelöst werden. Trotz der Beschlüsse
und Verträge, trotz des eindeutigen Votums der
Bürger/innen, den Belangen des Naturschutzes
Rechnung zu tragen, gab es noch lange Verstö- 
ße gegen naturschutzrechtliche Bestimmungen.
Auch war der restliche Wald entgegen der ge-
machten Zusagen nach fünf Jahren immer noch
nicht baurechtlich geschützt, da das Bezirksamt
nach eigenen Aussagen keine Kapazitäten für die
Aufstellung eines waldschützenden Bebauungs-
plans hatte. Festzustellen ist, dass die Bebauung
von der ursprünglich beantragten Bebauung in
nicht unerheblichem Umfang abweicht und dass
Hamburg gegen den Bürgerwillen ein weiteres
Areal unberührter Natur aufgegeben hat. 

Die Auswirkungen für die Zukunft

Materiell: Die Bürger/innen Iserbrooks gehen da -
von aus, dass auch der verbleibende Teil des Wal-
des bebaut werden wird. Die Quersubventionie-
rung von Wohnungsbau durch die Bebauung
von (preiswerten) naturschutzrechtlich gesicher-
ten Grundstücken scheint eine gute Möglichkeit
zu sein, Kosten einzusparen.
Im Rahmen der Bebauung des Buchenhof-Wal-
des soll in den nächsten Jahren für viele Millio-
nen Euro eine neue Kanalisation gebaut werden,
weil die alte Kanalisation an die Belastungs-
grenze kommt. Jedenfalls wurden mit diesem 
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Argument andere Bauvorhaben in diesem Be-
reich eingeschränkt. Durch die zusätzlichen 66
Wohneinheiten wird es also zu hohen Sprung-
kosten für die Allgemeinheit kommen. 
Verwaltungstechnisch: Durch die Evokation gibt
es aus Bürgersicht keine eindeutigen Zuständig-
keiten. Der Senat hat zwar die Zuständigkeit zur
Erteilung von Bebauungsplänen an die Bezirke
delegiert, kann die für zuständig erklärten Bezirke
aber bis ins letzte Detail anweisen, Dinge nur im
Sinne des Senats umzusetzen, ohne dass diese An-
weisungen einer gerichtlichen Kontrolle, aber oft
auch ohne dass diese Anweisungen der Kontrolle
der Bürgerschaft unterliegen, denn auch diese
wurde hier erst nach dem Vollzug informiert.30

Politisch: Durch die Evokation kann ein demokra-
tisches Vakuum entstehen, nämlich dann, wenn
der Senat formal Verantwortung an den Bezirk
delegiert, gleichzeitig aber Bezirke anweist, in
seinem Sinne umzusetzen. Wenn die Bürger-
schaft nicht über alle Anweisungen des Senats
gegenüber den Bezirken informiert wird, gibt es
keine Kontrolle durch die Legislative, denn die Be-
zirksgremien wissen, dass sie bei Senatsentschei-
dungen keine Mitwirkungsrechte haben. 
Juristisch: Ein interessanter Aspekt ist, dass der
Senat das Mittel der Evokation dazu nutzte, eine
bestimmte Rechtsauslegung vorzugeben, ohne
dass diese gerichtlich überprüft werden kann. Es
liegt die Vermutung nahe, dass der Senat evo-
zierte, weil bei einem Verfahren eines Bauträgers
gegen den Bezirk Harburg das Verwaltungsge-
richt entschieden hatte, dass ein Bauvorbescheid
nicht zwingend zu einem Baubescheid führen
muss, wenn eine Fällgenehmigung nicht erteilt
werden kann. Dass eine gegensätzliche Anwei-
sung des Senats gegenüber dem Bezirk gericht-
lich nicht überprüft werden kann, könnte gegen
die im Grundgesetz vorgeschriebene Gewalten-
teilung verstoßen.

Da das Verfahren Buchenhof-Wald in keiner
Weise transparent war, gibt es keine Möglichkeit,
eventuelle Verstöße gegen Rechtsvorschriften zu
ahnden. Eine gefährliche Entwicklung für unse-
ren Rechtsstaat, welche die Bürger und Bürgerin-
nen mit Besorgnis erfüllt.
Die Verwaltungen und die gewählten Vertreter
der Selbstverwaltungsorgane haben sich einge-
richtet. Sie haben Wege gefunden, Dinge um -
zusetzen, selbst wenn sie von den Bürgern und
Bürgerinnen nicht gewollt sind. Das in anderen
Bundesländern vorhandene Korrektiv des Bür-
gerbegehrens ist in Hamburg auf dem Papier
zwar eingeführt, wird in der Umsetzung aber
noch zu oft ausgehöhlt und ad absurdum ge-
führt.“ 

So weit Philip Cramer von der Initiative

„Rettet den Buchenhof-Wald“.

In Hamburg mäkelte über zehn Jahre lang kaum

jemand an dem durch Volksentscheid eingeführten

Gesetz über Bürgerbegehren und Bürger ent schei -

de herum. Dazu waren die Erfolge zu sichtbar. Oft

führten gerade Kompromisse zu Lösungen, mit

denen heute alle zufrieden sind. Vor allem der Be-

zirk Wandsbek zeichnete sich oft dadurch aus,

dass dort fair zwischen allen Betroffenen vermit-

telt wurde. Zu Irritationen kam es zuletzt vor

allem durch Rechtsauslegungen, die wenig praxis-

tauglich waren. So entschied zum Beispiel das

Oberlandesgericht Hamburg erst nach einem Er-

folg der Initiative gegen die geplante Bebauung

der so genannten Elfenwiese in Harburg, der Bür-

gerentscheid sei unzulässig gewesen. Da musste

nachgebessert werden, keine Frage, und das ist

mittlerweile im Einvernehmen zwischen Vertrete-

rinnen und Vertretern von Mehr Demokratie e. V.

und allen  Bürgerschaftsfraktionen geschehen. Das

ganze Verfahren ist praktikabler geworden, ange-
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fangen von der größeren Rechtssicherheit bis zum

Anspruch auf Beratung durch die Verwaltung und

zur teilweisen Kostenerstattung an Initiativen, die

einen Bürgerentscheid gewonnen haben.

Ein Problem ließ sich dabei allerdings

nicht lösen: Bürgerentscheide haben in Hamburg

nur die Wirkung, die auch ein Beschluss einer Be-

zirksversammlung hat. Zwar beteuern alle Ham-

burger Parteien, sie seien für eine Stärkung der

Bezirke, aber außer einigen kleineren Verbesse-

rungen hat sich nicht viel getan. Der Senat kann

noch immer Entscheidungen von Bezirksversamm -

lungen kippen, wenngleich er dieses neuerdings

begründen und ein „gesamtstädtisches Interesse“

anführen muss.

Der SPD-Senat unter Olaf Scholz hat sich

von Anfang an die Beteiligung der Bürgerinnen

und Bürger an der Stadtentwicklung auf die Fah-

nen geschrieben, doch gleich nach dem Regie-

rungsstart 2011 wurden die Bezirke durch einen

„Vertrag für Hamburg“ auf Linie gebracht. Die

Landesregierung hält an ihrem Versprechen fest,

jährlich 6000 neue Wohnungen zu bauen. Um

dies wahr zu machen, wurden die Bezirke auf Leis -

tungserfüllung verpflichtet. Wenn es Ärger mit

Bürgerinitiativen gibt, soll eine Senatskommission

vermitteln. Wie das im Ernstfall aussehen kann,

erlebte die Initiative für den Erhalt der Matthias-

Strenge-Siedlung in Poppenbüttel im Sommer

2012. Vorausgegangen war im Jahr 2004 ein Bür-

gerentscheid, den die Initiative gewonnen hatte.

Acht Jahre lang gab es zwar gelegentlich Gesprä-

che, aber der Investor zeigte sich wenig kompro-

missbereit und erwies sich als schlechter Verlierer.

Immer wieder präsentierte er die alten oder nur

geringfügig geänderten Pläne, gegen die sich rund

40000 Bürgerinnen und Bürger des Bezirks Wands -

bek ausgesprochen hatten. Und dann passierte

das, was die Sprecher der Initiative folgenderma-

ßen in einer Pressemitteilung schildern: 

„Eigentlich war endlich wieder Bewegung in die
Gespräche zum Erhalt der Matthias-Strenge-
Siedlung und für den Erlass einer verlässlichen
Bebauungsplanung gekommen. Bewohner der
Matthias-Strenge-Siedlung, die Initiatoren des
erfolgreichen Bürgerentscheids und Politiker der
Bezirksfraktionen von SPD und GAL hatten sich
darauf verständigt, eine einvernehmliche Lösung
zu finden, die sowohl den Interessen der Be -
wohner am Erhalt ihrer Siedlung als auch dem
Bedürfnis des Bezirks an der Schaffung neuen
Wohnraums gerecht wird. Doch nun hat die Se-
natskommission mit einem Handstreich sowohl
Bewohner/innen und Initiatoren als auch Be-
zirkspolitiker in einer Weise vor den Kopf gesto-
ßen, die eine einvernehmliche und sachgerechte
Lösung in weite Ferne rücken lässt. 
Am Montag, den 6. August 2012, eröffnete Staats-
rat Sachs den Initiatoren des Bürgerentscheids,
dass die Senatskommission die Entscheidung ge-
troffen habe, den Bezirk Wandsbek anzuweisen,
das Bebauungsplanverfahren, das mit Bürger-
entscheid aus dem Jahre 2004 gestoppt worden
war, auf Grundlage des Kompromisses eines
Media tionsverfahrens fortzusetzen. Eigentlich
kein Grund zur Aufregung – sollte man meinen –,
doch diesen Kompromiss gibt es nicht. Es gab
zwar ein Mediationsverfahren zwischen den Be-
wohnern der Siedlung, den Initiatoren des Bür-
gerentscheids und der Schiffszimmerer-Genos-
senschaft, die die ganze Siedlung abreißen und
verdichtet wieder aufbauen möchte, das Verfah-
ren endete aber mit einem Diskussionsvorschlag
der Mediatoren, der im Wesentlichen den Vor-
stellungen der Genossenschaft entsprach und
der vor allem nicht mehr die Entscheidung der
Wandsbeker Bürgerinnen und Bürger berück-
sichtigte, die sich für den Erhalt der Siedlung in
ihrem damaligen Zustand ausgesprochen hat-
ten. Dieser Vorschlag wurde auch auf drei ,Bür-
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gerversammlungen‘ besprochen und nahezu
gänzlich abgelehnt. Dieser Vorschlag hatte im
Übrigen auch deshalb keinen Konsens gefunden,
weil die Initiatoren des Bürgerbegehrens die
Wandsbeker Politiker und die Verwaltung in der
Pflicht sahen, die Entscheidung der Wandsbeker
umzusetzen: ,Wir waren es irgendwann leid, uns
immer nur den Vertretern der Schiffszimmerer-
Genossenschaft gegenüber zu sehen, die uns
ständig ihre alten Pläne vorlegten und keinerlei
Bewegung auf uns zu zeigten. Wir wollten daher
mit den eigentlich verantwortlichen Politikern
eine Einigung erzielen und nicht mit einem In-
vestor Zeit verschwenden, dem die städtebauli-
che Kritik an seinen Plänen herzlich egal war‘,
sagt Stephan Papke, einer der Initiatoren. ,Und
kaum kommt nach dem Machtwechsel in Ham-
burg und Wandsbek endlich Bewegung in die
Sache, werden wir und auch die Vertreter der Be-
zirksfraktionen derart vor den Kopf gestoßen.‘
Schon der Stil der Senatskommission zeugt von
einer gewissen Kaltschnäuzigkeit, denn eingela-
den worden waren die drei Initiatoren zu einem
Gespräch; stattdessen wurde ihnen in nur 15 Mi-
nuten ,Gesprächszeit‘ ein Ergebnis präsentiert.
,Unsere Meinung bspw. zu den Erfolgsaussichten
einer Einigung waren nicht gefragt. Wir hatten
nur entgegen zu nehmen. Wir verstehen uns als
diejenigen, die gegenüber Politik und Verwal-
tung die Entscheidung der Wandsbeker Bürge-
rinnen und Bürger aus dem Jahr 2004 vertreten.
Was ist das für ein Demokratieverständnis, uns
so abzubügeln?‘, so Dr. Jürgen Grymlas, Mitini -
tiator der Bürgerentscheids. 
Instinktlos ist dieses Vorgehen allemal, denn
damit dürfte der Widerstand gegen jegliche wei-
tere Planung vorprogrammiert sein und es wird
nahezu unmöglich sein, zu einer vertrauensvol-
len und sachlichen Arbeit zurück zu kehren, so
lange weiter der vermeintliche Kompromiss aus

dem Mediationsverfahren als Planungsgrund-
lage dienen soll.“31

Die Stellungnahme der schockierten Ini -

tiativen-Sprecher sorgte für erhebliche Unruhe im

Bezirk. Der Senat versuchte zu beschwichtigen:

Das sei keine Evokation gewesen, heißt es in der

Antwort auf eine Schriftliche Kleine Anfrage des

Bürgerschaftsabgeordneten Olaf Duge (Grüne):

„Das Bebauungsplanverfahren wird vom zustän-

digen Bezirksamt Wandsbek unter Beteiligung sei-

ner Gremien und der Bürger vor Ort weiterge-

führt.“32 Am Ende gab es dann doch noch eine

Kompromisslösung – auch wenn nicht alle damit

so zufrieden sind wie die SPD-Bezirksfraktion, die

auf ihrer Homepage jubelte: „Wir sind sehr froh

darüber, dass wir so zügig mit der Bürgerinitative

und der Baugenossenschaft eine Einigung erzielen

konnten.“ Auch die Wandsbeker Grünen sahen

das Ergebnis als Erfolg an: „Unsere Fraktion hat in

allen Verhandlungen sehr großen Wert darauf ge-

legt, den erfolgreichen Bürgerentscheid aus dem

Jahr 2004 im Auge zu behalten und den Willen

der Bürger nicht mit Füßen zu treten. Wir sind

sehr froh, dass es nun gelungen ist, die verhärte-

ten Fronten aufzuweichen und eine Lösung zu fin-

den, mit der alle Beteiligten gut leben können.

Das Beispiel Matthias-Strenge-Siedlung zeigt, dass

es wichtig und richtig ist, sich nicht aufs hohe

Ross zu schwingen und Bürgerentscheide mit dem

Verweis auf geltendes Recht vom Tisch zu fegen.

Auch wenn das manchmal der bequemere Weg zu

sein scheint.“33

Noch ein Beispiel aus jüngster Zeit: Für

den Erhalt der Wulffschen Siedlung mit ihren 550

Wohnungen und damit gegen den Bebauungsplan

Langenhorn 73 hatte sich eine Bürgerinitiative

stark gemacht. Im März 2012 kassierte der Senat

den erfolgreichen Bürgerentscheid und begründete

die Evokation damit, dass dort noch weit mehr
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Wohnungen gebaut würden. Es  gab zwar eine öf-

fentliche Plandiskussion, doch nach Auffassung

der Initiative trug sie „nichts Erhellendes über die

Zukunft der Siedlung“ bei. Viele Fragen der Bür-

ger/innen blieben offen. Sie erfuhren weder, wel -

che Struktur der neuen Siedlung geplant ist, noch

was mit den Menschen geschieht, die ihre alten

Wohnungen aufgeben müssen. In einer Pres se -

erklärung vom 12. Juli 2012 zieht die Bürgerinitia-

tive „Stoppt Langenhorn 73“ das Fazit: „Der Senat

ist in der Verantwortung, sich dem Bürgerwillen

zu stellen. Das ist sicher schwerer, als ihn per Evo-

kation zu brechen. Aber mit leichter Hand über

den dokumentierten Bürgerwillen hinweggehen,

ist keine Lösung für die Mieter und Anwohner der

Wulffschen Siedlung.“34

Tatsächlich sah es danach eine Weile so

aus, als könne es doch zu einem Kompromiss

kom men. Es gab sogar das Versprechen, die Initia-

tive könne den nötigen städtebaulichen Vertrag

vor Abschluss einsehen. Die Gruppe erarbeitete

eine Liste mit Punkten, die ihr für die Zukunft der

Siedlung wichtig erschienen. Doch dann erfuhr sie

im Frühjahr 2013 plötzlich, dass die Stadtentwick-

lungsbehörde den Vertrag mit dem Investor bereits

unterzeichnet hatte. Ziemlich schwammig stand

darin, die Baumaßnahmen sollten sozialverträg-

lich gestaltet sowie einer unangemessenen Miet-

preissteigerung und Verdrängung der Bestands-

mieter entgegen gewirkt werden. Aber was heißt

das schon? Der Investor verpflichtete sich zu

nichts, es ist nicht einmal sicher, dass er tatsäch-

lich mehr (und nicht nur die gleiche Zahl sehr viel

größerer) Wohnungen baut. Die Initiative protes -

tierte und forderte die Stadt auf, vom Vertrag zu-

rückzutreten. Ein Behördensprecher teilte mit:

„Der städtebauliche Vertrag ist nach einem länge-

ren Gesprächsprozess mit den Beteiligten unter-

zeichnet worden. Auch mit den Gegnern des Be-

bauungsplans wurden dabei mehrfach Gespräche

geführt.“ Und weiter: „Vor diesem Hintergrund

sieht die Behörde für Stadtentwicklung und Um-

welt keine Veranlassung, die Diskussion erneut zu

führen.“35 Noch gibt die Initiative nicht auf, stellt

sich vielmehr auf langwierige Auseinandersetzun-

gen ein – immerhin hat sie ein klares Bürgervo-

tum im Rücken.

Hamburg braucht Wohnungen, keine

Frage. Dass es Ärger mit der Nachbarschaft gibt,

kann zwar nicht ausbleiben, aber man könnte In-

teressengegensätze besser handhaben, als dies in

aller Regel geschieht. Doch dazu bräuchte es Fair-

ness und eine redliche, frühzeitige Informationspo -

litik von Investoren und Verwaltung. Leider fehlt

es daran allzu häufig.

Ein besonders spektakulärer Bürgerent-

scheid darf nicht unerwähnt bleiben: Er betrifft

die Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes in Ber-

gedorf. Er war der erste in Hamburg überhaupt.

Mehr als zehn Jahre danach fasst Hartmut Falken-

berg, einer der damaligen Initiatoren, die Ergeb-

nisse aus seiner Sicht zusammen:

„Der Bürgerentscheid im Jahre 2000 wurde von
der Bürgerinitiative ,Bahnhofsvorplatz Berge-
dorf‘ (BBB) mit 60 % der Stimmen gewonnen. Der
Senat in Person des damaligen Senators für
Stadtentwicklung Willfried Maier (GAL) erkannte
die Entscheidung der Bergedorfer Bürger/innen
an und evozierte den Bürgerentscheid nicht. Die
Planungen des Bezirks Bergedorf und des Inves-
tors Hochtief waren damit hinfällig.36

Es folgte eine vom Senator beauftragte mode-
rierte ,Teilräumliche Entwicklungsplanung‘ am
Runden Tisch. Vertreten waren die politischen
Parteien, Vereine und Verbände, einige nach 
dem Zufallsprinzip ausgewählte Bürger und die 
BBB. Der Runde Tisch kam vom 12. Oktober 2000–
18. Juni 2001 zu neun Sitzungen zusammen und
entwickelte ein so genanntes Strukturkonzept,
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dessen gemeinsam beschlossene Inhalte im we-
sentlichen folgende Eckpunkte umfasste: 
Maximal entstehen 15 000 Quadratmeter neue
Einzelhandelsverkaufsflächen, angesiedelt im
Be stand der Bergedorfer Innenstadt, nicht aber
an einem Ort. Auch am Bahnhof kann ein Teil der
Verkaufsfläche entstehen, aber kein geschlosse-
nes Einkaufszentrum. Nördlich der Stuhlrohr-
bzw. südlich der Bergedorfer Straße ist Wohnbe-
bauung vorgesehen; sollten sich zusätzliche Flä-
chen im Bestand nicht entwickeln lassen, sind
hier Verkaufsflächen in begrenztem Umfang
möglich.
Zwei Varianten für den Zentralen Omnibusbahn-
hof (ZOB) sind möglich, eine ebenerdig, eine in
der +1-Ebene. Entscheidung durch die Baube-
hörde: Der ZOB soll öffentlich finanziert werden,
um den Druck der Refinanzierung des ZOB durch
Einzelhandelsanbieter zu umgehen. (Ursprüng-
lich sollte Hochtief den ZOB aus seinen Einzel-
handelsflächen mitfinanzieren.)
Eine östliche Umgehungsstraße ist im Verkehrs-
konzept zu würdigen.
Dem Strukturkonzept sollte am Runden Tisch ein
Handlungskonzept folgen, das die Umsetzungs -
chancen der Planungen des Runden Tisches
überprüfen sollte. Doch nach den Bürgerschafts-
wahlen im September 2001, aus der CDU, FDP
und Schillpartei als Regierungskoalition hervor-
gingen, fand der Runde Tisch zunächst nicht
mehr statt. Erst ein Jahr später kam es zur letzten
Sitzung, um die Bürgerbeteiligung auf einen
Schlag zu beenden. Die externen Moderatoren
waren schon nicht mehr eingeladen worden.
Wenig später begann die erneute Planung am
Bahnhofsvorplatz mit der Beauftragung eines
neuen Einzelhandelsgutachtens. Dieses ergab
nun 22 000 Quadratmeter zusätzliche Einzelhan-
delsverkaufsflächen im Bergedorfer Zentrum.
Davon sollten 16 300 Quadratmeter am Bahnhof

entstehen, 6000 an anderer Stelle. Die Ergeb-
nisse des Rundes Tisches wurden nicht zu Rate
gezogen, obwohl auch die Parteien der Bezirks-
versammlung Bergedorf diesen Ergebnissen zu-
gestimmt hatten. Auch der Bürgerentscheid
wurde als abgearbeitet betrachtet, die Bürgerini-
tiative in keiner Weise mehr beteiligt. Die BBB
hatte allerdings auch nicht mehr die Kraft, er-
neut ihre Beteiligung einzufordern oder gegen
die neuen Planungen anzugehen.
Heute ist die Bebauung des Bahnhofsvorplatzes
in Bergedorf abgeschlossen. Mit der Erweiterung
der Einzelhandelsflächen wurde der Investor
Fundus beauftragt, dem schon das alte City-Cen-
ter-Bergedorf (CCB) aus den siebziger Jahren 
gehörte. Als Erweiterung des CCB wurden am
Bahnhofsvorplatz etwa 8000 Quadratmeter 
zusätzliche Verkaufsflächen ausgewiesen, zu-
sammen mit dem alten CCB entstand so ein ge-
schlossenes Einkaufszentrum von etwa 15 000
Quadratmetern. Erweitert wird es durch ein
Fachmarktzentrum gegenüber, südlich der Ber-
gedorfer Straße, mit weiteren 10 000 Quadrat-
metern. Durch einen neuen Fußgängertunnel
unter der Bergedorfer Straße sind die beiden Ein-
kaufszentren miteinander verbunden. Etwa 1000
Auto-Stellplätze sind direkt angebunden. 
Der neue öffentlich finanzierte ZOB befindet sich
in der +1-Ebene. Der alte Bergedorfer Bahnhof,
der architektonisch den eigenständigen Charak-
ter der Stadt Bergedorf betonte, wurde dafür 
abgerissen und durch eine gesichtslose Funkti-
onshalle mit Geschäftsbereich abgelöst. Über
Rampen gelangen nun die Busse auf den ZOB,
eine Rampe führt aus dem Innenstadtbereich von
der Alten Holstenstraße hinauf. Die ursprüng lich
für den ZOB geplanten Kosten von ca. 20 Millio-
nen Euro verdoppelten sich auf 40 Millionen.
Diese Bebauung widerspricht den Beschlüssen
des Runden Tisches und der Intention des Bür-
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gerentscheids. Die neuen Einzelhandelsflächen
sind ausschließlich am Bahnhof, etwas abseits
des alten Stadtzentrums, angesiedelt worden,
und es ist ein geschlossenes Einkaufszentrum
entstanden. Das Fachmarktzentrum südlich der
Bergedorfer Straße verstärkt den Subzentrums-
charakter der neuen Einzelhandelsflächen noch.
Der überall verfolgte Plan der Shopping-Center,
für die eigenen Geschäfte ein Alleinstellungs-
merkmal etwas abseits der gewachsenen Ein-
kaufszonen zu erreichen, scheint dem neuen CCB
gelungen zu sein. Die ,Glaubensfrage‘ besteht
darin, ob das neue Einkaufszentrum mit seinen
attraktiven Filialen und Marken den Einkaufs-
standort insgesamt stärkt, wie es die Bergedor -
fer Politik und Verwaltung in der Auseinander -
setzung sehen wollten, oder ob das Einkaufs-
zentrum große Teile der Kundenströme für sich
gewinnen kann, die dort parken und alles be-
kommen können, ohne sich in die Fußgänger-
zone bewegen zu müssen. 
Die Frage ist noch offen. Aber die Fußgängerzo-
nen in Bergedorf und Lohbrügge mit zwei BIBs
(Business Improvement Districts) haben begon-
nen, sich gegen die Konkurrenz zu behaupten.
Mit den Beiträgen der Grundeigentümer finan-
zieren die BIBs Maßnahmen wie Leerstandsma-
nagement, gemeinsame Öffnungszeiten und
Sauberkeit. Von Vorteil für die gewachsene Ein-
kaufszone Sachsentor ist auch die Neueröffnung
des ehemaligen Penndorf-Hauses, einige wich-
tige Filialen wie H & M sind dort eingezogen. In
Lohbrügge hat Marktkauf in Reaktion auf das
Fachmarktzentrum sein Geschäft  komplett reno-
viert und den Technik-Fachmarkt vergrößert. Die
öffentliche Hand hat mit neuer Pflasterung und
Möblierung in das Sachsentor investiert, die Loh-
brügger Fußgängerzone soll folgen. 
Was also hat die Bürgerinitiative erreicht und wie
steht es um die Bürgerbeteiligung? Die Bürgerini-

tiative konnte das noch größere Center des Inves-
tors Hochtief verhindern und sie gab den Anstoß
dafür, dass der ZOB öffentlich finanziert wurde.
Was wäre wohl passiert, wenn Hochtief die letzt-
lich 40 Millionen für den ZOB nicht hätte refinan-
zieren können? Außerdem hätte sich vermutlich
das kleine CCB aus den siebziger Jahren nicht ge -
gen das Hochtief-Center behaupten können, was
vermutlich zu Leerstand am Serrahn, Bergedorfs
Wasserseite, geführt hätte. Kulturell bedeutend
ist auch, dass es zum ersten Mal in der Geschichte
der Hansestadt zu einem Bürgerentscheid und
einer moderierten und von professioneller Pla-
nung begleiteten Bürgerbeteiligung kam.
Von großen Teilen der Politik und Verwaltung
wurde der Bürgerentscheid allerdings als Be-
triebsunfall angesehen, die Bürgerinitiative wurde
als Verhinderer der Zukunft Bergedorfs darge-
stellt und angefeindet. Die neuen Planungen
wurden im alten Stil ohne Bürgerbeteiligung
durchgeführt – abgesehen von einer Info-Veran-
staltung zu einem Zeitpunkt, als die wesentli-
chen Entscheidungen bereits getroffen waren.
Bürgerbegehren und -entscheide können ein Mit-
tel sein, Fehlentscheidungen von Politik und Ver-
waltung aufzuschieben, manchmal auch zu ver-
hindern. Sie weisen genauso wie Volksentscheide
auf die Reformbedürftigkeit der repräsentativen
Demokratie hin.“

Nach den Erfahrungen von Hartmut Fal -

kenberg und anderen Vertreter/innen von Bür -

gerinitiativen, die zwar erfolgreich waren, aber 

ihr Ziel letztlich doch nicht erreichten, stellt sich 

die Frage: Lohnt es sich in Hamburg überhaupt,

Bürger begehren und Bürgerentscheide durch  zu -

führen, wenn am Ende doch der Bürgerwille 

nicht wirklich zählt? Wenn undurchsichtige Ver -

wal tungs  akte und unklare Zuständigkeiten nach

zähem Hin und Her doch höchstens zu Ergebnis-
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sen führen, mit denen niemand wirklich zufrieden

sein kann? 

Man könnte nun sagen: Dann schaffen

wir eben Bürgerbegehren und Bürgerentscheide in

Ham burg wieder ab. Doch so schlicht geht das

heute nicht mehr. Die Menschen schlucken nicht

mehr einfach, was ihnen vorgesetzt wird. Sie wol-

len mitreden, mitentscheiden – zu Recht, denn

schließlich geht es gerade auf kommunaler Ebene

um ihr unmittelbares Umfeld. Manches Mal genügt

ja tatsächlich die Drohung, einen Bürgerentscheid

herbeizuführen, um Lokalpolitiker zum Einlenken

zu bewegen. Allerdings ist dies bisher eher bei 

klei neren Vorhaben gelungen, etwa der geplanten

Schließung eines Kundendienstzentrums oder einer

Polizeiwache. Bei Großprojekten, bei denen finanz-

starke Investoren eine maßgebliche Rolle spielen,

ist das anders. Sie würden mit ihren Bauvorhaben

und Wohnungsbauprogrammen auf sehr viel grö-

ßere Akzeptanz stoßen, wenn sie es sich angewöh-

nen könnten, frühzeitig auf die Anwohner und 

Anwohnerinnen zuzugehen. Es gibt in Ham burg 

einige hervorragende Beispiele dafür, wie das gelin-

gen kann. Die massive Erweiterung des Messege-

ländes mitten in der Stadt ging geradezu geräusch-

los über die Bühne – trotz der Nähe des nicht eben

konfliktscheuen Karolinenviertels. Die Ge staltung

des Bahnhofsvorplatzes in Blankenese wurde im

Einvernehmen mit Bürgervertretungen möglich,

und auch bei der Bebauung rund um die Haupt -

kirche St. Katharinen kam es am Ende zu einem 

Kompromiss – und sogar mehr Wohnraum als ur-

sprünglich geplant. In diesen drei Fällen gelang die

Einigung, weil alle Beteiligten sich mit Respekt und

auf gleicher Augenhöhe ernsthaft um bestmögliche

Lösungen bemühten. Und sich an die Ergebnisse

hielten! Wer aber Projekte mit Machtgehabe und

Hauruck-Gestus durchdrücken will, darf sich hin-

terher nicht wundern, wenn es zu langwierigen, oft

auch juristischen Auseinandersetzungen kommt.

Auf lange Sicht wird wohl nur eine Ände-

rung von Artikel 4 der Hamburgischen Verfassung

zu vernünftigen Verhältnissen und klaren Zustän-

digkeiten führen können. Wären die Bezirke tat-

sächlich Kommunen mit Planungshoheit und ei-

genem Haushaltsrecht, könnten sie sich gezielter

um regionale Herausforderungen, Möglichkeiten

und Besonderheiten kümmern. Sie könnten dafür

eige ne lokale Steuereinnahmen verwenden. Sie

könnten – wie Ahrensburg! – eigenständige Kom-

munalpolitik machen und den Bürgerinnen und

Bürgern das Gefühl geben, tatsächlich für sie da

zu sein. Manches Bürgerbegehren würde sich da-

durch von selbst erübrigen. Ein echter Wettbe-

werb der Bezir ke um die besten Konzepte, die zu-

kunftsfähigsten Projekte würde die Attraktivität

der Stadt nicht schwächen, sondern stärken. Für

ein Ende der „Ein heits ge mein de“, für eine deutli-

che Trennung von staatlichen und kommunalen

Aufgaben wären vermutlich sogar Investoren dank -

 bar, denn alles zentral regeln zu wollen, überfor-

dert schon heute die Verwaltung der Millionen-

stadt. Eine Strukturreform (und das heißt: eine

Verfassungsänderung) wird immer dringender –

vielleicht nicht gleich heute, aber ganz sicher lie-

ber morgen als übermorgen.
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Die repräsentative Ausgestaltung unseres Ge-

meinwesens enthält nicht nur direktdemokra-

tische Instrumente. Als parallele, ergänzende, ei-

genständige und informelle Beteiligungsformen

haben sich Mitwirkungsverfahren entwickelt bzw.

sind rechtlich vorgeschrieben, die bei der breiten

Erwartung an die Transparenz von Entwicklungen

und Entscheidungen eine praktische und psycho-

logische Bedeutung gewonnen haben.

Formelle Beteiligung

Diese verfasste Bürgerbeteiligung legt das Bauge-

setzbuch für Bauleitverfahren fest. Die Beteiligung

beschränkte sich in der Vergangenheit häufig auf

eine öffentliche Bekanntmachung, eine reglemen-

tierte Bürgerversammlung und die Möglichkeit zur

Stellungnahme im Rahmen der Öffentlichen Aus-

legung. Mittlerweile werden hierzu – insbeson-

dere vor und nach dem Aufstellungsbeschluss –

ergänzend informelle Formate eingesetzt, die mit

neuen Instrumenten und Methoden in einem frü-

hen Stadium Bürgerbeteiligung einbinden.

§ 3 Beteiligung der Öffentlichkeit

(1) Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig über
die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung,
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die
für die Neugestaltung oder Entwicklung eines
Gebiets in Betracht kommen, und die voraus-
sichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich
zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit zur Äuße-
rung und Erörterung zu geben. Auch Kinder und
Jugendliche sind Teil der Öffentlichkeit im Sinne
des Satzes 1. Von der Unterrichtung und Erörte-
rung kann abgesehen werden, wenn 

1. ein Bebauungsplan aufgestellt oder aufge-
hoben wird und sich dies auf das Plangebiet
und die Nachbargebiete nicht oder nur un-
wesentlich auswirkt oder

2. die Unterrichtung und Erörterung bereits zu -
vor auf anderer Grundlage erfolgt sind.

An die Unterrichtung und Erörterung schließt
sich das Verfahren nach Absatz 2 auch an, wenn
die Erörterung zu einer Änderung der Planung
führt.
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(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit der
Begründung und den nach Einschätzung der Ge-
meinde wesentlichen, bereits vorliegenden um-
weltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer
eines Monats öffentlich auszulegen. Ort und
Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, wel-
che Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar sind, sind mindestens eine Woche vorher
ortsüblich bekannt zu machen; dabei ist darauf
hinzuweisen, dass Stellungnahmen während der
Auslegungsfrist abgegeben werden können, dass
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen
bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan
unberücksichtigt bleiben können und, bei Auf-
stellung eines Bebauungsplans, dass ein Antrag
nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung un-
zulässig ist, wenn mit ihm nur Einwendungen
geltend gemacht werden, die vom Antragsteller
im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet
geltend gemacht wurden, aber hätten geltend
gemacht werden können. Die nach § 4 Abs. 2 Be-
teiligten sollen von der Auslegung benachrich-
tigt werden. Die fristgemäß abgegebenen Stel-
lungnahmen sind zu prüfen; das Ergebnis ist
mitzuteilen. Haben mehr als 50 Personen Stel-
lungnahmen mit im Wesentlichen gleichem In -
halt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch 
ersetzt werden, dass diesen Personen die Ein -
sicht in das Ergebnis ermöglicht wird; die Stelle,
bei der das Ergebnis der Prüfung während der

Dienststunden eingesehen werden kann, ist orts-
üblich bekannt zu machen. Bei der Vorlage der
Bauleitpläne nach § 6 oder § 10 Abs. 2 sind die
nicht berücksichtigten Stellungnahmen mit einer
Stellungnahme der Gemeinde beizufügen.

Informelle Beteiligung

Informelle Beteiligungen sind Ausdruck einer ge-

lebten Beteiligungskultur, die mit ihren entwi -

ckelten, sich wandelnden und neu entstehenden

Methoden ein Instrumentarium von Teilnahme,

Information, Mitwirkung und bis hin zur Mitbe-

stimmung haben entstehen lassen.

Die am häufigsten eingesetzten Instrumen -

te sind

Die Zukunftskonferenz ist ein zwei- bis drei-
tägiges schematisch ablaufendes Verfahren für
eine Gruppe von im Idealfall 64 Personen aus
möglichst unterschiedlichen Bereichen. Sie ist
primär geeignet für die erste Ideenfindung und
für die Konzeptionsphase.

Die Planungszelle ist ein Beteiligungsverfah-
ren zur Lösung lokaler oder regionaler planeri-
scher Probleme durch Erstellung eines Bürger-
gutachtens. Die maximal 25 bis 30 ausgewählten
Bürger sollten nicht in problemrelevanten Inte-
ressengruppen organisiert sein.
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Bei einem World Cafe tauschen die Teilnehmer
ihre Meinungen und Ideen in einer entspannten
Kaffeehausatmosphäre zu einem vorgegebenen
Thema miteinander aus. Ein solcher Dialog zwi-
schen unterschiedlichen Interessengruppen un-
terstützt die Senkung des Konfliktpotenzials.

Die Szenariotechnik dient der Untersuchung
möglicher zukünftiger Entwicklungen gesell-
schaftliche Fragestellungen, bei denen alterna-
tive Zukunftsbilder entwickelt und durchgespielt
werden.

Die Open-Space-Konferenz ist eine Großgrup-
penmethode, bei der möglichst viele Personen
motiviert werden, gemeinsame Lösungen für ein
komplexes Problem zu entwickeln. Sie beginnt
mit einem Plenum, in dem das Leitthema der
Konferenz und die Regeln bekannt gegeben wer-
den.

Planning for Real ist ein Planungsverfahren
zur Verbesserung der Lebensverhältnisse vor Ort,
z. B. in Stadtteilen, an Plätzen oder in Parks. Es
eignet sich besonders für inhaltlich und lokal be-
grenzte Teilplanungen und -realisierungen.

Ein Online-Dialog ist eine Bürgerbefragung
und -diskussion, die auf einer Diskussionsplatt-
form im Internet organisiert und moderiert wird.
Sie ermöglicht den zeitlich und örtlich unabhän-
gigen Austausch von Meinungen und Ideen.

Der Runde Tisch ist eine besondere Organisati-
onsform einer Konferenz, bei der Vertreter unter-
schiedlicher Interessengruppen einen von allen
Seiten anerkannten Kompromiss über einen kon-
troversen Sachverhalt erzielen wollen.

In einer Zukunftswerkstatt entwickeln kleine
oder mittelgroße Gruppen innerhalb von zwei
bis drei Tagen kreative Lösungen gesellschaftli-
cher Problem. Sie wird häufig als Beteiligungsin-
strument in der Stadtplanung eingesetzt – auch
in der abgewandelten Form einer Planungswerk-
statt.

Die Mediation ist ein strukturiertes Verfahren
zur konstruktiven Lösung eines Konfliktes mit
Unterstützung durch eine allparteiliche dritte
Person. Die freiwillige Teilnahme der am Konflikt
Beteiligten und ihre Selbstverpflichtung auf die
im gegenseitigen Einvernehmen erzielten Lösun-
gen sind Merkmale dieses Verfahrens.

Bei einer aktivierenden Befragung werden
die Bürger nicht nur nach ihren Meinungen und
Einstellungen zu einem sie betreffenden Vorha-
ben befragt, sondern auch dazu ermutigt, aktiv
für ihre Interessen einzutreten und beim Projekt
mitzuwirken.

Bei einer Anwaltsplanung werden den betrof-
fenen Bürgern Fachleute zur Seite gestellt, um sie
zu beraten und in den kommunalen Gremien zu
vertreten.

Die Agendakonferenz dient betroffenen Bür-
gern, Interessengruppen und Entscheidungsträ-
gern aus Politik und Verwaltung zur Lösung
eines planerischen Problems durch Bestands -
aufnahme, Bewertung, Entwicklung zukünftiger
Ziele und Ausarbeitung von Aktionsplänen.

Der Bürgerbeirat wird zur Regelung und zur
demokratischen Ausgestaltung gemeinschaftlich
zu regelnder Sachverhalte von der Kommune ini-
tiiert und im Projektverlauf konsultiert.
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Der wettbewerbliche Dialog ist ein modernes
Vergabeverfahren für öffentliche Aufträge mit
starken partizipatorischen Elementen noch vor
Eintritt in die Detailplanung. In der Dialogphase
des Ausschreibungsverfahrens werden von den
Bietern Lösungsvorschläge präsentiert, die noch
veränderbar sind.

Ein Bürgerpanel ist eine über drei bis vier Jahre
regelmäßig mehrmals im Jahr stattfindende re-
präsentative Befragung einer Gruppe von 500
bis 1000 Bürgern zu kommunalen Fragen. In
Deutschland wurde dieses Verfahren bisher nicht
eingesetzt. Wenig verbreitet sind u. a. Brain -

storming/Brainwalking (schnelle Generierung
neuer Ideen), Community Organizing (Kul -
tur der Selbstbestimmung bei Menschen unter-
schiedlicher Herkunft), Charetteverfahren

(dreistufiges Festlegen von Handlungsschritten
vor Ort) und Fish Bowl (dynamische Podiums-
diskussion fokussierter Fragestellungen).

Diese Auflistung ist auszugweise der Pub -

likation „Bürgerbeteiligung in der Projektentwick-

lung“, herausgegeben vom ZIA Zentraler Immobi-

lien Ausschuss e. V., Köln 2013, entnommen und

erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sie

mag aber einen Überblick geben über den Stellen-

wert, die vielfältigen Möglichkeiten und die damit

verbundenen großen Chancen einer Bürgerbeteili-

gung. Dabei ist für alle Beteiligten entscheidend

die frühzeitige, umfassende und jeweils passende

Wahl eines oder mehrerer Instrumente.
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Internationale Bauausstellungen (IBA) sind ein

strahlendes Ereignis der deutschen Baukultur.

Seit 1901 werden sie in unregelmäßigen Abstän-

den durchgeführt; 2013 fand die erste in Hamburg

statt. Anders als Architekturbiennalen oder Bau-

messen ist ihr Ziel nicht primär ein temporärer

Event, sondern die nachhaltige Umgestaltung eines

Ortes oder gar einer ganzen Region. Die Besonder-

heit des Formates IBA spiegelt sich in drei Aspek-

ten: dem Ort, den Themen und den Verfahren. 

Der Ort gebiert die Themen; bei der Ham-

burger IBA standen die Elbinseln mit ihren beson-

deren sozialen, ökologischen und städtebaulichen

Problemen im Fokus. 

Die Themen selbst müssen von internatio-

naler Bedeutung sein, um die Ausstellung über

ihre Grenzen hinaus wirken zu lassen. Jede IBA

widmet sich neuen und aktuellen Fragestellungen

der Stadtentwicklung und der Baukultur. Keine

IBA ist wie die andere. Mit den Hamburger Elbin-

seln als so genanntem Demonstrationsgebiet stel-

len sich gleich drei große Themen der heutigen

Stadtentwicklung. Da ist zunächst die Tatsache,

dass die Stadtteile Wilhelmsburg und die Veddel

durch die große Flut von 1962, aber auch durch

den Strukturwandel des Hafens, in den letzten

Jahr zehnten sozial vom übrigen Hamburg abge-

hängt wurden. Soziale Segregation ist heute ein

großes Problem der Metropolentwicklung welt-

weit und damit ein wesentliches Thema für eine

IBA. Im IBA-Leitbild „Kosmopolis“1 zeigt die IBA

Hamburg, wie soziale und kulturelle Inklusion auf

Quartiersebene aussehen kann. Mit einem Dut-

zend von Bildungs- und Kulturprojekten, mehre-

ren kultursensiblen sozialen und gewerblichen

Einrichtungen, innovativen Wohnungsneubauten

und -modernisierungen werden sozial und kultu-

rell integrative Ansätze der Quartiersentwicklung

vorgestellt, die ein besonderes Augenmerk auf so-

ziale Vielfalt und die Vermeidung von Verdrän-

gungsprozessen (Gentrifizierung) legen. „Wohnen

heißt bleiben“ und „Aufwerten ohne zu verdrän-

gen“ sind die zentralen Motti des Leitthemas „Kos -

mopolis“. Es versteht sich von selbst, dass diese

beiden Ziele, nämlich Erhaltung der Sozialstruktur

und Aufwertung, sich nicht automatisch erklären

und bei manchen Bewohnerinnen und Bewohnern

Ängste hervorrufen können2. Dies stellt besondere
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Anforderungen an die Bürgerbeteiligung, auf die

noch einzugehen sein wird. 

Auch das zweite große Leitthema der

Hamburger IBA ist von hoher Aktualität: „Stadt im

Klimawandel“3. Keine Internationale Bauausstel-

lung kommt heute an dem Problem vorbei, dass

die Städte nicht nur die hauptsächlichen Verursa-

cher des Klimawandels sind, sondern auch deren

Hauptopfer. Kaum ein Ort würde sich für innova-

tive Demonstrationsprojekte des Klimaschutzes,

der Klimaanpassung und speziell der CO²-Vermei-

dung besser eignen als die Hamburger Elbinseln,

die seit Jahrhunderten mit der Bedrohung durch

Strom und See leben müssen. Mit dem „Energie-

atlas Erneuerbares Wilhelmsburg“4 hat die IBA

Hamburg ein international beachtetes Konzept für

den energetischen Stadtumbau vorgestellt und in

Teilen bereits realisiert. Die Neuerungen beruhen

im wesentlichen auf der Nutzung dezentraler lo-

kaler Energieressourcen und der Verbesserung der

Energieeffizienz der Gebäude.

Das dritte und letzte Leitthema der IBA

Hamburg, das wir „Metrozonen“5 nennen, setzt

sich mit der besonderen städtebaulichen Situa -

tion der Hamburger Elbinseln und des Harburger 

Binnenhafens auseinander. Große Verkehrstrassen

durchschneiden Wilhelmsburg, die Veddel und

den Harburger Binnenhafen. Überall ist die räum-

liche Nähe von Wohnen und Arbeiten, Industrie

und Landschaft, Hafen und Quartier unmittelbar

erfahrbar. Im IBA-Leitbild „Metrozonen“ geht es

darum, die Ideologie des traditionellen Gegenein-

anders der Nutzungen zu durchbrechen und das

Entweder-Oder des klassischen modernen Städte-

baus in ein Sowohl-Als-Auch der urbanen Nut-

zungen zu verwandeln. Auf der Schlossinsel in

Harburg und in Wilhelmsburg wurden Projekte

realisiert, die ungewohnte Nutzungen wie Hafen

und Wohnen, Industrie und Wohnen miteinander

vereinbaren. Dabei geht es nicht nur um Wohnen

in gewerblicher Umgebung, sondern um eine neue

Kultur der Mischung, in der auch Handwerk und

Produktion ihren Platz haben, denn nur aus funk-

tionaler Mischung entsteht auch soziale. 

Der dritte Aspekt schließlich, der eine IBA

ausmacht, sind, wie gesagt, die innovativen Ver-

fahren. Sie sind schon deswegen erforderlich, da

eine IBA immer eine zeitlich befristete Veranstal-

tung ist, die man mit einem Business as usual

nicht zum Erfolg führen kann. Das feste Endda-

tum – in Hamburg das Jahr 2013 – bedingt beson-

dere Abstimmungs- und Beteiligungsverfahren,

die Verwaltung und politisch Verantwortliche zu

schnellen Entscheidungsprozessen zwingen. Im

Rahmen der IBA Hamburg wurden z. B. Behörden

übergreifende Abstimmungs- und Lenkungsgrup-

pen geschaffen, die den Marsch durch die Institu-

tionen deutlich erleichtert und verkürzt haben.

Mit der „IBA-Konvention“ aus dem Jahr 2007 wurde

ein „Stadtvertrag“, eine Art freiwillige Selbstver-
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pflichtung, mit mehr als 130 maßgeblichen Insti-

tutionen, Organisationen und Gesellschaften in

Hamburg geschlossen, der die Grundlage für eine

dauerhafte Kooperation zwischen der IBA und lo-

kalen Akteuren der Zivilgesellschaft schuf. Die

vielleicht wichtigste Verfahrensinnovation betraf

die Formate zur Beteiligung der Bürger/innen vor

Ort, denn der Stadtumbau findet nicht auf der 

Grünen Wiese oder im Brown Field statt, sondern

in einem lebendigen Stadtteil mit heterogenen In-

teressensstrukturen und vielfältigen Stakeholdern.

Ge rade der Anspruch, „Metrozonen“ zu entwi ckeln,

d. h. funktional, sozial und kulturell gemischte 

Gebiete aufzubauen, erfordert neue Formen der 

Partizipation und des Interessensausgleiches. Mit

mehr als einem Dutzend unterschiedlicher Beteili-

gungsformate ist es gelungen, sehr unterschiedli-

che Akteursgruppen und Beteiligte anzusprechen

und – zumindest teilweise – in die Planung und

z. T. auch die Realisierung einzubinden. So unter-

schiedlich die Prozesse auch waren, so sehr ba-

sierten sie dennoch auf einigen zentralen und

grundlegenden Prinzipien des zivilgesellschaftli-

chen Umgangs miteinander6, die nicht nur für

eine IBA, sondern die Zukunft des Stadtumbaus

und der Innenentwicklung unserer Städte über-

haupt wichtig sein können. 

Prinzipien der Partizipation im Rahmen

der IBA Hamburg

Stadtentwicklung und insbesondere der Stadtum-

bau hat mit ganz unterschiedlichen Menschen,

Kulturen und Geschichten zu tun. Standardisierte

und förmliche Beteiligungsformate stoßen sehr

schnell an ihre Grenzen. Im Rahmen der IBA

Hamburg wurden daher neue Beteiligungsmög-

lichkeiten erprobt, die gezielt auf die Bedürfnisse

und Lebensgewohnheiten einer diversifizierten

Stadtgesellschaft eingehen. Dabei lassen sich ei-

nige grundlegende Prinzipien für die verschiede-

nen Formen von Bürgerbeteiligung im Stadtum-

bau benennen: 

– Deliberative statt informative Beteiligung

Planungs- und Beteiligungsverfahren in der Bun-

desrepublik Deutschland sind gewöhnlich eher in-

formativ als diskursiv, d. h. an bestimmten Stellen

des Verfahrens werden die Bürgerinnen und Bür-

ger „informiert“ und „gehört“. Die eingereichten

„Bedenken und Anregungen“ werden „abgewo-

gen“ und das Publikum über die Ergebnisse infor-

miert. Dieses Modell ist nicht erst seit Stuttgart 21

in der Krise. Im Gegensatz zu dieser linearen Form

der Bürgerbeteiligung setzen deliberative Verfah-

ren auf Diskurs und Reflexivität. Beteiligung ist

hier keine Einweg-Veranstaltung, sondern ein be-

gleitender diskursiver Prozess. Offene Workshops

oder Planungswerkstätten sind in der Initialphase

geeignete Foren einer dialogischen Projektent-

wicklung. Im Lauf der Planung und Umsetzung

müssen neue Kommunikationsformate dazukom-

men, die Raum lassen für Planungsanpassungen

und -fortschreibungen, wenn sich die Voraussetzun -

gen und Rahmenbedingungen geändert haben. 

Im Rahmen der IBA Hamburg wurden die

Projekte bereits in der Konzeptphase entweder in

Bürgerworkshops gemeinsam entwickelt, oder,

wenn die Projekte von Dritter Seite (Investoren,

Bau gemeinschaften, Bürgerinitiativen) bereits mehr

oder weniger ausgearbeitet an die IBA herangetra-

gen wurden, in Bürger- und Betroffenenversamm-

lungen ausführlich erörtert. Erst dann begann die

formelle Planung. Alle Projekte wurden zudem

einem vierundzwanzigköpfigen Beteiligungsg re mi -

um zur Beratung und Stellungnahme vorgelegt. In

dieses Gremium wurden interessierte Bürger/in  nen

für zwei Jahre von den örtlichen parlamentari-

schen Gremien berufen, ohne dass die Politiker/in -
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nen selbst Sitz und Stimme im Bürgerbeteiligungs-

gremium besaßen. Die Beschlüsse des Gremiums

hatten konsultativen Charakter, nicht nur für IBA

und Internationale Gartenschau (igs Hamburg

2013), sondern auch für die parlamentarischen

Gre mien auf allen Ebenen. In der Praxis des sie-

benjährigen IBA-Prozesses wurden den Empfeh-

lungen des Gremiums regelmäßig gefolgt.

– Ertüchtigung statt Bevormundung 

Zwei grundlegende Kritiken an der bisherigen for-

mellen Bürgerbeteiligung beziehen sich zum einen

auf den Zeitpunkt, der meistens als zu spät emp-

funden wird, und zum anderen auf die Rolle der

Planer/innen und Fachleute, deren verbale Über-

macht (Stichwort Fachchinesisch!) nicht selten

Bürgerinnen und Bürger frustriert. Im Rahmen der

IBA Hamburg wurde der Versuch unternommen,

die Bürgerinnen und Bürger für den Fachdialog 

zu ertüchtigen. Eine zentrale Rolle spielten dabei

die so genannten IBA Labore. Ursprünglich ge-

dacht als offene Fachveranstaltungen für profes-

sionelle IBA-Akteure, zeigte sich sehr schnell, dass

die örtlichen Bürgerorganisationen und Aktivis -

ten/innen sich engagiert und sachkundig ein-

brachten und so wesentlich zur Erarbeitung der

inhaltlichen Grundlagen und Strategien der IBA

beitrugen. Ob Verkehrs- und Logistikprobleme im

IBA Leitbild „Metrozonen“ diskutiert wurden oder

Hochwasser- oder Umweltfragen im Leitthema

„Stadt im Klimawandel“ oder innovative Bildungs-

strategien im Themenfeld „Kosmopolis“, immer

erwiesen sich die Bewohner/innen und Initiativen

vor Ort als kompetente, sachlich engagierte und

sachverständige Experten des Alltags. Das Empo -

wer ment durch die IBA Labore war ein wechsel-

seitiges, in dem Fachleute und Anwohnende von

einander lernten. So wuchs von Anfang an ein 

gemeinsames Verständnis der Konzepte und Pro-

jekte, und es gab während des Prozesses der Rea-

lisierung nur selten eine böse Überraschung. 

– Offene und transparente Verfahren

Der konzeptionelle Grundkonsens zum Warum

eines Projektes ist die Grundlage jeder erfolgrei-

chen Projektentwicklung. Genau hieran mangelt

es in vielen förmlichen Verfahren der Bürgerbetei-

ligung, die nicht bei den Voraussetzungen, son-

dern bei der Umsetzung des Projektes einsetzen.

Nicht das Ob, Warum und Wofür wird themati-

siert, sondern lediglich das Wie. Insbesondere

räumliche Fachplanungen wie die Verkehrspla-

nung oder auch energiepolitische Projekte erklä-

ren selten ihre Voraussetzungen und Annahmen,

sondern werden aus einer immanenten, nicht wei-

ter hinterfragten Sachrationalität heraus als bedin-

gungslos notwendig erachtet. Strategische Fragen

stehen fast nie zur Diskussion, wie man z. B. in

der Energiedebatte seit Jahren anschaulich erfährt.

Offenheit und Transparenz sind so kaum zu ge-

winnen, da sich die Bürger/innen vor vollendete

Tatsachen gestellt fühlen. Um das Dilemma der

grundsätzlichen Legitimität von Projekten zu 

klären, sind Volksabstimmungen, wie sie in der

Schweiz traditionell durchgeführt werden, ein

möglicher Lösungsweg. Auch bei uns nehmen

Formen der direkten Demokratie eine immer grö-

ßere Bedeutung in der kommunalen Politik ein.

Allerdings stellen sich auch dabei die in der ab-

schließenden Bemerkung zu diesem Artikel aufge-

worfenen Fragen der Beteiligung und der Reprä-

sentativität. 

Im Rahmen der IBA Hamburg kam es

trotz umfangreicher Baumaßnahmen mit einem

Investitionsvolumen von mehr als einer Milliarde

Euro und trotz verfassungsmäßig relativ einfacher

Voraussetzungen zu keinem Bürgerbegehren oder

Bürgerentscheid. Obwohl es im Stadtteil Wilhelms -
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burg eine lange Tradition kritischer Öffentlichkeit

und des Protestes, gelegentlich auch gegen IBA-

Projekte, gibt, konnten durch die frühzeitigen, 

offenen und transparenten Formen der Bürgerbe-

teiligung Kompromisse erzielt werden, die die

Umsetzung fast7 aller geplanten Projekte ermög-

lichten. 

– Win-Win-Situationen herstellen 

Beteiligungsverfahren gewinnen auch deswegen

oft an politischer Schärfe, weil sich die Betroffe-

nen als potentielle Verlierer übermächtiger Inter-

essen sehen. Im Rahmen der IBA Hamburg war es

daher immer ein zentrales Anliegen, Situationen

herzustellen, in denen beide Seiten gewinnen

konnten. So wurde z. B. beim Projekt „Energie-

berg“ darauf geachtet, dass nicht nur die größte

innerstädtische Windkraftanlage Hamburgs ge-

baut werden konnte, sondern dass auch ein lang

gehegter Wunsch der Bevölkerung nach einer

Grün- und Freifläche auf der ehemaligen Deponie

erfüllt wurde. Gerade der häufig so umstrittene

energetische Umbau der Stadt bietet viele Poten ti -

ale für Win-Win-Situationen, die jedoch nur selten

ausgeschöpft werden. Genannt seien hier beispiels -

weise die einkommens- und arbeitsmarktpoliti-

schen Effekte des energetischen Stadtumbaus vor

Ort, die die lokale Akzeptanz auch von größeren

Energieanlagen erhöhen können. 

Auch genossenschaftliche Modelle, sei es

in der Energie- oder der Wohnungswirtschaft, eig-

nen sich für beidseitige Gewinnsituationen. Bau-

gemeinschaften oder Genossenschaften können

gerade in sozial benachteiligten Stadtteilen einen

wichtigen Beitrag zur sozialen Stabilität und zur

Stärkung bürgerschaftlichen Engagements leisten.

Davon profitiert die private und öffentliche Infra-

struktur, vor allem der Bildungsbereich. Investi -

tionen in die Infrastruktur zahlen sich auf diese

Weise sowohl für die ansässige Bevölkerung wie

für die Neu-Bewohner/innen aus. Das beste Bei-

spiel hierfür ist die Bildungsoffensive8 auf den

Hamburger Elbinseln – eine ursprünglich aus der

Bevölkerung stammende Initiative zur Verbesse-

rung der Bildungssituation, die von der IBA aufge-

griffen und verstärkt wurde. Im Kern geht es da -

rum, die Bedingungen für die schulische Bildung

in einem Stadtteil mit hohem Nachholbedarf zu

verbessern und integrierte Bildungsangebote für

alle Teile der Bevölkerung zu schaffen. So wurden

z. B. das Sprach- und Bewegungszentrum für die

vorschulische Sprachbildung von migrantischen

Kindern oder das integrierte Bildungszentrum

„Tor zur Welt“ für schulische und Erwachsenen-

bildung geschaffen. Mit den insgesamt acht Bil-

dungseinrichtungen der IBA Hamburg werden

fünf zentrale Bildungsfelder abgedeckt: die vor-

schulische Spracherziehung, die schulische Bil-

dung, die Förderung der beruflichen Anschlüsse,

die Erwachsenenbildung und die interkulturelle

Bildung. 

Gerade weil es darum gehen muss, Ängs -

te vor Aufwertung durch Gentrifizierung ernst zu

nehmen, müssen in den Beteiligungsverfahren die

Vorteile, die für die vorhandene Bevölkerung aus

den Projekten und den neuen Nachbarschaften

entstehen können, besonders deutlich gemacht

werden.

– Planung aus der Nähe 

Planer/innen arbeiten oft aus der Distanz, d. h.

ihnen mangelt es an Kenntnis der besonderen Um -

stände vor Ort. Diese als Gott-Vater-Attitüde kri -

tisierte Haltung lässt die großen Chancen und 

Potentiale des Ortes und der hier lebenden Men-

schen außer Acht und produziert zahllose Konflik -

te. Erst eine Planung aus der Nähe macht Win-Win-

Potentiale nicht nur besser erkennbar, sondern
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gibt den Menschen vor Ort und den Planer/innen

die Gewissheit, ernst genommen zu werden. Pla-

nung aus der Nähe bedarf allerdings besonderer

Beteiligungsformate, denn es geht um die Nähe zu

allen gesellschaftlichen Gruppen und nicht nur zu

den Verwandten-Milieus von Planern und Plane-

rinnen, also der deutschen Mittelschicht. Um z. B.

migrantische Bewohnerinnen und Bewohner zu

erreichen, wurden im Rahmen der IBA Hamburg

verschiedene Formate der aufsuchenden Betei -

ligung entwickelt9. Aus persönlichen Kontakten,

Besuchen in der häuslichen Umgebung, der Teil-

nahme an Kinderfesten etc. entstanden praktische

und anschauliche Beteiligungsverfahren wie Be -

suche in Wohnungen, Planungsworkshops, Plan -

spie  le, Modelle etc., aus denen die Planer/innen

wichtige Informationen gewannen. Zwischener-

gebnisse wurden rückgekoppelt, so dass am Ende

des Planungs- und Realisierungsprozesses das Er-

gebnis eine hohe Zustimmung bei den Menschen

aus fast 40 Nationen fand. 

Zur Nähe der Planung gehören jedoch

nicht nur sensible Beteiligungsformen, auch die

Präsenz der planenden Akteure vor Ort hat Signal-

wirkung. Die Tatsache, dass die IBA Hamburg von

Anfang an im Planungsgebiet ihren Sitz hatte und

hier ab 2010 mit dem „IBA-Dock“ einen sieben

Tage in der Woche öffentlich zugänglichen Ort mit

Ausstellung und Café hatte, war ein für jeden und

jede sichtbares Zeichen der Hinwendung zum

Stadtteil und ein häufig genutztes Forum für Dis-

kurs und Diskussion.

– Die Achtung der besonderen Umstände

Die Planung aus der Nähe fördert ein weiteres

Prinzip ernst gemeinter Partizipation: die Achtung

der besonderen Umstände10. Kinder, alte Men-

schen, Alleinerziehende kommen in der Stadtpla-

nung oft ebenso zu kurz wie weniger artikulati-

onsfähige migrantische Gruppen. Dabei haben sie

durchaus besondere Anforderungen an die Stadt

und an die Architektur. Im Projekt „Tor zur Welt“

wurden nicht nur die Schulen, sondern auch die

Pausen- und Bewegungsflächen mit Eltern und

Lehrkräften und mit den Kindern insbesondere

der Schulhof geplant. Dies führte nicht nur zu

einem architektonisch hochwertigen Ergebnis von

Freiräumen, sondern vor allem zu einer hohen

Akzeptanz, die sich in einem pfleglichen Umgang

mit der Schule und ihren Einrichtungen wider -

spiegelt. Bei der Erneuerung des „Weltquartiers“

wurden kulturspezifische Eigenheiten im Woh-

nungsbereich (z. B. bei den Grundrisslösungen),

realisiert, die auf die muslimische Familienkultur

Rücksicht nehmen. Auch die Erwartungen an den

Freiraum sind kulturell sehr unterschiedlich und

ihre Erfüllung führt zu sehr differenzierten Lö -

sungen, die helfen, Vandalismus zu vermeiden.

Besondere Beachtung fanden im Rahmen der 

IBA Hamburg kultursensible Infrastruktureinrich-

tungen der Gesundheits-, Kranken- oder Alten-

pflege beispielsweise; im IBA-Projekt „Veringeck“

ist eine Senioreneinrichtung mit Stadtteilcafé,

Hammam, multikulturellen Seniorenwohnungen

und einer türkischen Wohn- und Pflegegemein-

schaft für Demenzkranke entstanden. Auch der

„Weltgewerbehof“ im Reiherstiegviertel, der sich

insbesondere an den Bedürfnissen wohnungsna-

her migrantischer Klein- und Kleinstbetriebe ori-

entiert, reagiert auf die besonderen Umstände der

Menschen vor Ort. 

Das grundlegende Ziel der hier kurz be-

schriebenen Prinzipien der Bürgerbeteiligung war

es, die Menschen vor Ort ernst zu nehmen und

ihnen Formen der Teilhabe am Planungs- und Re -

alisierungsprozess anzubieten, die auf ihre beson-

deren Bedürfnisse und Möglichkeiten, auf ihre

konkrete Lebenssituation eingehen. Im Kern ging

es darum, der Vielfalt der Stadtgesellschaft durch
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eine Vielfalt der Beteiligungsformen gerecht zu

werden, um möglichst alle Gruppen zu erreichen. 

Abschliessende Bemerkung: 

Zivilgesellschaft zwischen Gemeinsinn

und Eigensinn 

Nach sieben Jahren IBA-Prozess muss man aber

auch (selbst)kritisch feststellen, dass das hochge-

steckte Ziel, alle Teile der Stadtgesellschaft an der

Planung und Realisierung zu beteiligen, nur teil-

weise erreicht wurde. Um so wichtiger ist es, wei-

ter an grundlegenden Strategien und Methoden zu

arbeiten, die Minderheiten nicht nur ermutigen

und ertüchtigen, sondern, falls nötig, auch Partei

für sie ergreifen lassen, denn tatsächlich erle ben

wir heute mancherorts eine Art „Beteiligungs dar -

winismus“. Das bedeutet, dass die artikulations-

starken und sozial wendigen Gruppen ihre Inter-

essen nicht selten unter dem Deckmantel des

Allgemeinwohls durchsetzen.

Im Gegensatz zur frühen Phase der Bür-

gerinitiativen (Nachrüstungsgegner, Anti-Atombe-

wegung, Instandbesetzer etc.) verstehen sich heute

viele Initiativen nicht als außerparlamentarische

Opposition, sondern als außerparlamentarische

Lobby. Es geht nicht um das Durchsetzen einer

anderen Politik, sondern der eigenen Interessen.

Dies ist in einer Demokratie bei Beachtung der

rechtsstaatlichen Spielregeln zwar legitim, wird

aber immer dann problematisch, wenn sich be-

stimmte Einzel- oder Gruppeninteressen auf Kos -

ten weniger prominenter Interessen durchboxen

und sich die Politik, mehr getrieben als freiwillig,

den lautstarken Bürgergruppen anschließt, um

nicht die mediale oder politische Hoheit zu verlie-

ren. Dann reiht sich nicht nur Bürgerprotest in das

Spektrum des Lobbyismus ein, sondern Politik

vernachlässigt das Allgemeinwohl, dem sie ver-

pflichtet ist. Ein wesentliches Instrument dieser

neuen Lobby-Politik starker Bürgergruppen scheint

das Internet zu werden. Facebook, Twitter und

YouTube sind nicht nur in der Lage, innerhalb we-

niger Stunden Tausende von Menschen auf die

Straße zu rufen, sondern sie können auch einen

unmittelbaren und machtvollen Einfluss auf Poli-

tik und Gesetzgebung nehmen, wie es kaum eine

einzelne parlamentarische Gruppe jemals ver-

möchte. Immer stärker greifen Internetkampagnen

auch in die lokale Politik ein und bringen das

überschaubare Gefüge tradierter Politik- und Ent-

scheidungsstrukturen ins Wanken. 

Für die Zukunft der Bürgerbeteiligung

scheint sich eine Art politisches Dreieck herauszu-

bilden, das ständig um seine Gleichseitigkeit kämp -

fen muss. Da ist zunächst die Zivilgesellschaft, die

immer heterogener wird und in zahlreiche Milieus

zersplittert. Dann sind dort einzelne starke bzw.

umgekehrt schwache Gruppen, die sich politisch

aus der Zivilgesellschaft herauslösen, sei es, um

vehement ihre Einzel-Interessen zu vertreten, sei

es, um sich gegenüber der Rest-Gesellschaft und

Politik abzuschotten. Die dritte Seite schließlich

bilden die gewählten Politiker/innen und politisch

gesteuerte Institutionen, die zwar die einzig de-

mokratisch legitimierten Interessenvertreter bzw.

Vertretungen darstellen, die aber dennoch im Wi-

derspruch zwischen der Verpflichtung auf das All-

gemeinwohl und der Bindung an ihr jeweiliges

Klientel stehen und die bei vielen Menschen an

Glaubwürdigkeit verloren haben. Stadtplanung

muss in diesem Dreieck agieren und ist dabei –

teilweise wechselnd – selbst Teil davon. 

Das Spannungsverhältnis zwischen den

drei Polen des Partizipationsdreiecks ist nicht auf-

lösbar, sondern Gegenstand tagtäglicher Verhand-

lungen. Die Erfahrungen aus dem Planungsalltag

zeigen jedoch, dass es vor allem die Zivilgesell-

schaft ist, die in der öffentlichen Wahrnehmung

sowohl gegenüber den Einzelgruppen(interessen)
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wie der Politik zunehmend ins Hintertreffen gerät.

Kaum noch artikuliert sich in Planungsfragen eine

gesellschaftliche Meinung – wenn man die veröf-

fentlichte Meinung nicht fälschlicherweise dafür

halten will. 1961 schlug der Sozialdemokrat und

Verfassungsrechtler Adolf Arndt in seiner berühm-

ten Rede „Demokratie als Bauherr“11 vor, zur Be-

urteilung von Bauvorhaben einen „ständigen Bei-

rat freier und mit ihrem Namen verantwortlicher

Bürger“ einzurichten, der die Politik berät, ohne

selber politische Verantwortung übernehmen zu

müssen und zu können. „Das Entscheidende“,

schreibt Arndt, „ist das Gleichgewicht im Zusam-

menwirken zwischen Staatsorgan und Gesell-

schaft mit der Maßgabe, dass die wissenschaft -

liche und künstlerische Verantwortung, die der

Ratgeber vor sich selber, der Öffentlichkeit und

der Geschichte trägt, die politische Verantwortung

nicht ersetzen kann und umgekehrt. Demokratie

zielt immer auf Gleichgewicht, Gleichgewicht zwi-

schen Staat und Gesellschaft.“ 

Was Arndt damals nicht ahnen konnte, 

ist die heutige Individualisierung und Diversifi -

zierung der Gesellschaft, die aus einem bipolaren

Verhältnis von Politik und Gesellschaft eine Drei-

ecksbeziehung von Politik, Gesellschaft und Ein-

zelgruppen gemacht hat. Richtig ist aber nach wie

vor die Ausgangsthese Arndts, dass in einer demo-

kratischen Gesellschaft nicht die Politik allein be-

stimmen darf, ebenso wenig wie eine einzelne

Gruppe, Clique, Familie etc., sondern dass der po-

litischen Entscheidung eine breite gesellschaftliche

Meinungsbildung und möglichst ein breiter Kon-

sens vorangehen sollte. Dass dies in Zeiten von

unzähligen Blogs, Shitstorms, Twitter- und Face-

book-Kampagnen ungleich unübersichtlicher ist

als vor einem halben Jahrhundert, sollte nicht dar-

über hinwegtäuschen, dass eine Demokratie einen

gesellschaftlichen Diskurs braucht – und zwar auf

allen Ebenen und in allen wesentlichen Fragen. In

den letzten Jahren haben sich vor allem auf der

kommunalen Ebene Partizipationsmodelle heraus-

gebildet, die eine Chance für die Weiterentwick-

lung der Bürgerbeteiligung in der Stadtentwick-

lung darstellen, weil sie unter Einbeziehung der

neuen sozialen Medien und Informationstechno-

logien der Stadtgesellschaft wieder mehr Platz im

Diskurs einräumen. 

Ausgehend von den Erfahrungen des Ber-

liner Stadtforums, das in den 1980er Jahren unter

dem damaligen Stadtentwicklungssenator Volker

Hassemer eingerichtet wurde, haben eine Reihe

von Kommunen Erfahrungen mit unabhängigen

intermediären Diskussionsplattformen gesammelt.

Hier werden sowohl grundlegende Fragen der

Stadtentwicklung wie ganz konkrete städtebauli-

che und architektonische Konflikte und Konzepte

diskutiert. Gerade weil diese Plattformen keine

formelle Entscheidungsgewalt haben, können sie

eine überparteiliche und unparteiische Vermitt-

lungsfunktion zwischen der Stadtgesellschaft, ein-

zelnen Bürgergruppen bzw. -interessen und der

Stadtpolitik ausüben und gleichzeitig helfen, dem

Allgemeininteresse gegenüber den lautstarken Par-

tikularinteressen Gehör zu verschaffen.

Stadtforen, wie zum Beispiel in Hamburg

die „Stadt  werkstatt“, können zu Plattformen wer-

den, auf denen nicht Mehrheiten verhandelt, son-

dern alle stadtgesellschaftlichen Gruppen, insbe-

sondere auch die Minoritäten, zu Wort kommen

können. Die Stärke der Foren kann in ihrer kogni-

tiven Vielfalt und einer Kultur gegenseitiger Ach-

tung und überparteilicher Kollegialität liegen.

Stadtforen können allerdings nur dann zu zivilge-

sellschaftlichen Schwergewichten werden, wenn

sie sich aus politischen Ränkespielen und Ein-

flussnahmen heraushalten und das bessere Argu-

ment vor dem schlechteren gelten lassen – und

wenn die Politik bereit ist, auf ihr Votum zu hören.

Stadtforen als Legitimationsveranstaltungen sind
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uninteressant und zum Scheitern verurteilt. Stadt-

gesellschaftliche, intermediäre Plattformen sollen

nicht die Legitimität und die verfassungsmäßige

Verantwortung der Politik und der gewählten Gre-

mien in Frage stellen, sondern sie können durch

eine neue „Legitimität der Unparteilichkeit“12 zur

Versachlichung der Diskussion beitragen und als

Entscheidungshilfe für die Verfassungsorgane die-

nen. Für die Politik ergäbe sich eine höhere Trans-

parenz und Glaubwürdigkeit von Entscheidungen.

Sie könnte sich – wie die Zivilgesellschaft selbst

übrigens auch – mit Hilfe des stadtgesellschaftli-

chen Diskurses eher aus der Umklammerung und

Vereinnahmung durch Lobbyisten jeglicher Cou-

leur lösen. 

Anhang

1 Vgl. Metropole: Kosmopolis, IBA Schriftenreihe Bd. 5, Berlin
2011.

2 Der Prozess der sozialen Diversifizierung wird kontinuierlich
sozialwissenschaftlich begleitet und die Ergebnisse werden in
einem jährlichen Sozialmonitoring dargestellt (vgl. www.iba-
hamburg.de). 

3 Vgl. Metropole: Ressourcen, IBA Schriftenreihe Bd. 2, Berlin
2009.

4 Vgl. IBA Hamburg GmbH (Hrsg.): Energieatlas – Zukunftskon-
zept Erneuerbares Wilhelmsburg, Berlin 2010.

5 Vgl. Metropole: Metrozonen, IBA Schriftenreihe Bd. 4, Berlin
2010.

6 Vgl. hierzu ausführlich: Metropole: Zivilgesellschaft, IBA
Schriftenreihe Bd. 6, Berlin 2012.

7 Lediglich ein Projekt, die Bebauung der Kirchdorfer Wiesen,
wurde nach einem intensiven Mediationsverfahren aufgege-
ben. 

8 Vgl. Metropole: Bilden, IBA Schriftenreihe Bd. 3, Berlin 2009.

9 Vgl. Metropole: Kosmopolis, IBA Schriftenreihe Bd. 5, Berlin
2011.

10 Vgl. zum Prinzip der „Achtung der besonderen Umstände“:
Pierre Rosanvallo: Demokratische Legitimität, Hamburg 2010.

11 Adolf Arndt: Demokratie als Bauherr, in: Akademie der Küns -
te, Anmerkungen 6, Berlin 1961.

12 Vgl. Pierre Rosanvallon: Demokratische Legitimität, Hamburg
2010.
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Für die Politlegenden Franz-Josef Strauß (CSU)

und Helmut Schmidt (SPD) war die Sache klar:

„Je mehr direkte Entscheidungen durch das ganze

Volk, um so unregierbarer das Land“, warnte der

Alt kanzler aus Langenhorn schon vor 20 Jahren.

Noch drastischer urteilte der langjährige Minister-

präsident des Freistaates Bayern zur direkten De-

mokratie: „Vox populi, vox Rindvieh“ – die Stim me

des Volkes sei nicht besonders weise, meinte das

„bayrische Urviech“.

Heute gliche eine solche Aussage einem

politischen Selbstmord. Einerseits gilt längst ein

striktes Polterverbot in der deutschen Öffentlich-

keit, andererseits ist die direkte Demokratie auf

dem Vormarsch. Seit 1990 steigt die Zahl der Bür-

ger- und Volkentscheide rasant an. Blieben Referen -

den auf Länderebene bis 1989 mit zwei Verfahren

auf Bayern beschränkt, waren es seit 1990 schon

17 Verfahren, die als Volksinitiative begannen 

und in einem Volksentscheid mündeten. Hamburg

führ te die direkte Demokratie zwar 1996 als letz-

tes Bundesland ein, liegt in diesem Vergleich mit

sieben Volksentscheiden inzwischen aber gemein-

sam mit Bayern vorn. Noch eindrucksvoller ist 

die Zahl der Volksbegehren. Von 82 Versuchen in

Deutschland wurden 15 in der Hansestadt initiiert.

Bezogen auf die Bürgerbegehren liegt der Bezirk

Hamburg-Wandsbek mit 28 deutschlandweit vorne,

mit den Bezirken Nord, Eimsbüttel und Altona ist

die Hansestadt gleich viermal in der Top Ten der

Bürgerbegehren vertreten. Es ist keine Übertrei-

bung: Hamburg ist heute die Hauptstadt der direk-

ten Demokratie. Dieses Siegel ist quasi amtlich:

Mehr Demokratie e. V., die bundesweiten Streiter

für Plebiszite, haben in einem bundesweiten Ran-

king Hamburg die Bestnote gegeben.

Ist das ein Grund, zufrieden und stolz zu

sein? Das hängt von der Perspektive des Betrach-

ters ab. Es ist eine Ironie der Geschichte, dass aus-

gerechnet die größten Fürsprecher für direkte 

Demokratie durch sie ihre schwerste Niederlage

einstecken mussten – die bürgerbewegten Grünen.

Die Hamburger Initiative „Wir wollen lernen!“ wen -

dete sich 2010 dezidiert gegen die Politik der regie-

renden grünen Bildungssenatorin Christa Goetsch.

Der bürgerlichen Klientel ging es einerseits um die

Ablehnung der geplanten sechsjährigen Primar-

schule, andererseits um den Erhalt der Gymnasien
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und des Elternwahlrechts bezogen auf die Schul-

form. Der Sieg der Primarschulgegner erschütterte

das erste schwarz-grüne Bündnis auf Länderebene

in seinen Grundfesten und führte mittelbar zum

Koalitionsbruch. Dabei war es ausgerechnet die

Hamburger Koalition von CDU und GAL gewesen,

die im Koalitionsvertrag von 2008 Volksentscheide

für allgemeingültig erklärt hatten. 

Es ist nicht die einzige Niederlage – auch

das Bauprojekt Stuttgart 21, das im Frühjahr 2011

den Regierungswechsel in Baden-Württemberg mit

ermöglicht hatte, fiel anders aus, als sich die Grü-

nen um ihren Ministerpräsident Winfried Kretsch-

mann erhofft hatten. Beim Referendum im Novem-

ber 2011 stimmten fast 60% im Ländle für den

Plan, den Stuttgarter Bahnhof in die Erde zu verle-

gen; fast jeder zweite Bürger beteiligte sich am Re-

ferendum. Die Gegner, die 2,54 Millionen Stimmen

gegen das bei ihnen verhasste Großprojekt benötigt

hätten, bekamen lediglich 1,5 Millionen Stimmen. 

Auf der Hamburger Bezirksebene ist von

dem emanzipatorischen Anspruch, den viele Poli-

tiker auf der linken Seite des politischen Spek-

trums sich einstmals erhofft hatten, nicht viel zu

spüren: Die ersten Begehren – allerdings vergebli-

che Versuche – richteten sich gegen Drogenhilfe-

einrichtungen und offene Jugendwohnungen. Es

gibt linksliberale Politiker, die in schwachen Mo-

menten an den Zauberlehrling denken: „Die ich

rief, die Geister / Werd ich nun nicht los.“

Doch inhaltlich lässt sich gegen Volkes Ent -

 scheidung nur schlecht argumentieren – obwohl

auch die zum Vorbild erhobene Schweiz zeigt,

dass vox populi und Populismus mitunter Ver-

wandte sind: Im Juni 2013 sprachen sich 79% der

Schweizer für ein verschärftes Asylrecht aus, vier

Jahre zuvor entschied das Volk mit einer Mehr  -

heit von 57,5% für ein Minarettverbot. Im eige-

nen Land, aber auch international, ernteten die

Schweizer für diese Referenden harsche Kritik. Ex-

perten sahen darin sogar einen Verstoß gegen das

Völkerrecht.

In Deutschland und erst recht in Hamburg

geht es deutlich kleiner zu: Hier geht es um den

Erhalt des Brauerei-Eiskellers in Borgfelde, das Fort -

 bestehen des Freibades Ohlsdorf oder gegen die

Zusammenlegung der Bücherhalle in Sasel und

Poppenbüttel. Es sind niedrigschwellige Aufreger-

themen, welche die politisch Verantwortlichen

ent schärfen können, bevor sie zu einem Riesenär-

gernis werden. Darin liegt eine große Möglichkeit

– schon jede Unterschriftensammlung wirkt wie

ein Brandmelder für die Politik, die in Gemeinde-

ratsbeschlüssen direkt auf die Initiativen reagieren

kann. Ein beträchtlicher Teil der Bürgerbegehren

erledigt sich so von selbst, bevor ein Bürgerent-

scheid nötig wird. Wo allerdings die Chance liegt,

lauert auch die Gefahr: Ob es wirklich brennt,

müssen die politisch Verantwortlichen entscheiden

– sie könnten auch einem Fehlalarm aufsitzen,
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denn die direkte Demokratie kann Lautsprecher,

Schaumschläger, Zuspitzer befördern. 

Zunächst haben sie die Themensetzungs-

macht – sie machen auf ein Problem aufmerksam,

das in der breiten Öffentlichkeit noch nicht unbe-

dingt angekommen ist. Sie weisen darauf hin, wo

Bäume gefällt werden sollen, wo neue Häuser ge-

plant werden, wo eine Suchtklinik oder Jugend-

wohnung hin soll. Punkte, die auch in den Lokal-

zeitungen notgedrungen oft unter ferner liefen

abgehandelt werden, bekommen durch Unter-

schriftensammlungen eine ganz neue und andere

Öffentlichkeit. Das ist im Sinne des mündigen

Bürgers. Zugleich aber bekommen diese Themen

auch einen Dreh – eine Überschrift, die in jeder

Boulevardzeitung gut stehen könnte. Das kleine

Wörtchen „Rettet“ ist immer dabei: „Rettet das

Ortsamt Walddörfer“, „Rettet die rund 60 Jahre

alten Ahornbäume“, „Rettet die Elbtreppe“, „Ret-

tet den Buchenhof-Wald“. Retter unterstützt man

gern. Da ist es nicht immer schwer, die nötigen

Unterschriften zu sammeln. Zudem bekommen

die Initiativen oft den Rückenwind des David im

Duell mit Goliath. So profitieren schon die Unter-

schriftensammler davon, dass sie sich als „Kleine“,

als Bürger oder Umweltschützer, im Kampf gegen

den „Großen“ aus Politik und Verwaltung insze-

nieren. Das bringt weitere Sympathiestimmen.

Dabei sind viele Bürgerbegehren gerade auf Be-

zirksebene Eigeninteressen geschuldet. Die Betrof-

fenen profitieren davon, dass viele Nichtbetroffene

das Thema nur oberflächlich durchschauen oder

ganz ignorieren. Der vermeintliche Bürgerwille ist

oft ein bloßer Betroffenenwille. Garniert mit einer

steilen These, einer konsensorientierten Forderung

und einem pfiffigen Titel ist es ein Leichtes, über

die Hürde der nötigen Stimmen zu springen. Mit

der Wahrheit muss man es als Unterschriften-

sammler nicht einmal so genau nehmen. „Hände

weg vom Isebek“ suggerierte in den Flugblättern

einen massiven Eingriff in den beliebten Grün-

streifen in Eimsbüttel, viele Anwohner fürchte-

ten offenbar, er werde kurzerhand zubetoniert.

Dabei ging es vor allem um eine verbesserte Drai-

nage, Rodungsarbeiten für einen weiteren Zugang

zum Wasser und die Ausbesserung des Weges.

Der Bezirk entschied im Sinne der Antragsteller.

Nun ist der Weg am Isebekkanal weiterhin bei

lang anhaltendem Regen überflutet – und der Be-

zirksamtsleiter macht dafür die Initiative verant-

wortlich. Nicht immer also funktioniert das Früh -

warnsys tem.

Vielleicht wird sogar umgekehrt ein Schuh

daraus. Direkte Demokratie kann die repräsenta-

tive Demokratie unterspülen – weil den Parteien

der Mut fehlt, sich gegen eine populäre Initiative

zu stellen. Deutlich wurde dies bei einer ziemli-

chen Gaga-Idee, die im Sommer 2012 das Licht der

Öffentlichkeit erblickte. Drei Hamburger wollen

per Volksentscheid einen weiteren Feiertag für die

Hansestadt erreichen. Er soll „Tag der Freiheit“

heißen, hat aber mit politischer Freiheit in etwa so

viel zu tun wie ein Entsorgungspark mit einem

Park – der „Tag der Freiheit“ soll einfach arbeits-

frei sein. Warum nicht gleich ein „Tag des Frei-

biers“? Man könnte dieses als Politgroteske abtun,

zumal man schon bald nichts mehr von der Initia-

tive hörte, wenn nicht die Reaktion der Parteien so

ernst wäre. Zwar wollte sich keiner die Gaga-Idee

zu eigen machen, klare Kante dagegen aber zeigte

auch keiner. Die CDU wollte sich nicht äußern, die

SPD „beobachtete“ erst einmal die Meinungsbil-

dung. Dies ist natürlich zuvorderst ein Problem

der Parteien, aber es ist systemimmanent.

Diese Reaktion belegt eine Gefahr der di-

rekten Demokratie. Sie erschüttert Führung und

schwächt die repräsentative Demokratie und die

Parteien, mit der die Republik in den vergangenen

Jahrzehnten insgesamt betrachtet gut gefahren ist.

Und sie lösen hektische Entscheidungen aus, weil
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die Politik sich von Volksbegehren treiben lässt.

Ein Beispiel ist auch der Teilrückkauf der Energie-

netze, der als Versuch des Senats gewertet wurde,

der Initiative für den vollständigen Rückkauf der

Netze den Wind aus den Segeln zu nehmen.

Zuvor stand derlei nicht in dem Parteiprogramm

der SPD. Wie sehr die Parteien die Macht des Ple-

biszits fürchten, zeigt auch das jüngst mit den

Stimmen aller Parteien (!) verabschiedete Trans-

parenzgesetz. Ursprünglich hatte ein Bündnis für

den Sommer 2012 ein Volksbegehren mit diesem

Ziel starten wollen. Weil die Parteien den Ausgang

fürchteten, setzten sie sich an die Spitze der Be-

wegung für mehr Offenheit, das Begehren war

hinfällig. 

Zudem mindert die direkte Demokratie die

Attraktivität der parlamentarischen Arbeit, denn

es gibt weniger zu entscheiden. Schon heute be-

obachten die Parteien mit Sorge, dass immer we-

niger Menschen bereit sind, sich der aufreibenden

inhaltlichen und parteiinternen Arbeit zu stellen.

Wer nur ein Thema hat, kann schneller und ziel-

gerichteter dieses Thema beackern und über eine

Volksinitiative, ein Volksbegehren bis hin zum

Volksentscheid zum Ziel gelangen. Derzeit kämpft

die Initiative einer Mutter für eine Rückkehr zur

alten neunjährigen Gymnasialzeit. Das Anliegen

hat ein Modell. Die Initiative „Wir wollen lernen!“

um den Othmarscher Elternrat mit Walter Scheu-

erl an der Spitze sammelte ausreichend Unter-

schriften und brachte das Primarschulkonzept zu

Fall. Das Beispiel des Walter Scheuerl‘ zeigt zu -

dem, dass direkte Demokratie Lust auf mehr

macht. Der außerparlamentarische Aktivist zog

als Parteiloser 2011 über die Liste der CDU in die

Bürgerschaft ein. Dort engagierte er sich mit Verve

gegen den Er folg der Initiative „Unser Hamburg –

Unser Netz“, die für die Rekommunalisierung der

Hamburger Energie-Netze kämpfte. Im September

2013 – parallel zur Bundestagswahl – stimmten

die Hamburger Bürgerinnen und Bürger mit knap-

per Mehrheit für den Rückkauf der Netze.

„Wir wollen lernen!“ hat in der direkten

Demokratie der Hansestadt Maßstäbe gesetzt.

Ähn lich wie das Volksbegehren des Vereins Mehr

Demokratie von 2008, bei dem es um die Einfüh-

rung des Bürgerentscheids in den Bezirken und

um grundlegende Reformen der Volksgesetzge-

bung ging, war schon die Unterschriftensamm-

lung der Initiative „Wir wollen lernen!“ extrem er-

folgreich: 184 500 Unterschriften sammelte bis

Herbst 2009 die Initiative, die nicht nur eine pro-

fessionelle Kampagne auf die Beine stellte, son-

dern auch über ein Kampagnenbüro in der Innen-

stadt und bezahlte Helfer verfügte. Die Initiative

polarisierte und gewann dadurch noch an Popula-

rität. Der damalige Bürgermeister Ole von Beust

(CDU), der politisch für die Primarschule kämpfte,

warf den Initiatoren vor, eine „Elite mit mangeln-

der Verantwortungsbereitschaft“ zu sein und kri-

tisierte, „dass die Wohlhabenden sich nur um ihre

Interessen kümmern und diejenigen, die in einer

schwierigen Situation leben, nicht einmal mehr

die Hoffnung oder die Chance haben, dass es bes-

ser werden kann“.

Allerdings hätten die Hamburger Parteien

gewarnt sein können. Sie alle standen am Ende

hinter der Schulreform. SPD und Linke hatten sich

im Februar 2010 mit dem schwarz-grünen Senat

auf Nachbesserungen zur Reform geeinigt und

damit der sechsjährigen gemeinsamen Grund-

schulzeit vermeintlich den Weg geebnet. Wort-

reich überhöhten sie ihren Konsens zum „gro -

ßen Schulfrieden“. Es blieb ein Friedensschluss

ohne Volk. Darauf hatte es schon zuvor einen 

Hinweis ge geben. Die Initiative „Eine Schule für

Alle“, die für die Idee des gemeinsamen Lernens

focht, hatte eineinhalb Jahre zuvor eine empfind-

liche Nie derlage einstecken müssen: Der Initiative

fehlten am Ende viele Unterschriften im Volksbe-
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gehren – sie verfehlten mit 4,2% das nötige Quo-

rum von 5% der Wahlberechtigten deutlicher als

ande re Begehren.

„Wir wollen lernen!“ hat in der Öffentlich -

keit wegen des deutlichen Ergebnisses die Wahr -

nehmung von direkter Demokratie sicherlich ver-

ändert. Wie man es wendet, wie man es dreht:

276 304 Hamburger haben für den Entwurf der

Ini tiative „Wir wollen lernen!“ gestimmt, deutlich

mehr, als das Quorum erfordert hätte. Übertragen

auf die Bürgerschaftswahl hätte die Initiative 38,4%

der Stimmen bekommen, eine beeindruckende po-

litische Legitimierung.

Bisherige Gegner freundeten sich mit den

plebiszitären Elementen an, während einstige Be-

fürworter nachdenklich gestimmt sind. Sie war-

nen davor, dass sich am Ende Interessengruppen

durchsetzen, die besonders gut mobilisieren kön-

nen. Es obsiegen jene, die Zeit, Wortgewalt, Geld

und Organisationsstärke in eigene Vorteile um-

münzen. Die Ergebnisse auf einzelne Stadtteile

heruntergebrochen, sprechen eine deutliche Spra-

che. So lag die Wahlbeteiligung beim Referendum

zur Primarschule in Nienstedten mit rund 60%

fast fünfmal so hoch wie in Billstedt. Plebiszite

sind vor allem das Mittel für die demokratisch 

sozialisierte Mittelschicht – in allen bürgerlichen

Stadtteilen wie Blankenese oder Groß Flottbek

gingen durchweg mehr als die Hälfte der Stimm-

berechtigten abstimmen. Es war eine Abstimmung

mit den Füßen: Die grün-schwarze Bildungsreform

scheiterte am außerparlamentarischen Widerstand

engagierter Bürger aus den Elbvororten. Noch ge-

fährlicher: Durchschnittseinkommen und Wahlbe-

teiligungen laufen fast parallel; zwar kennt man

dieses Phänomen auch von regulären Parlaments-

wahlen, allerdings nicht in dieser Deutlichkeit.

Auch bei den Instrumenten auf bezirk -

licher Ebene können unterschiedliche Zugangs-

voraussetzungen zu ungleicher Wahl führen. Weil

nicht alle ausreichend Zeit, Geld und Rhetorik

mitbringen, können sich nicht alle gleich bemerk-

bar machen. Hoch gebildete Senioren aus besse-

ren Stadtteilen werden es immer leichter haben

als, zugespitzt formuliert, Jugendliche aus sozia-

len Brennpunkten. Das mag in Parteien zwar ähn-

lich sein, doch diese sind stärker dem Interessen-

ausgleich aller verpflichtet. Sie müssen das große

Ganze in der Metropole im Blick haben, auf Sozi-

alverbände, Gewerkschaften oder Kirchen Rück-

sicht nehmen. 

Genau hier liegt der Knackpunkt: Wäh-

rend die politisch Regierenden im Gesamtkontext

entscheiden und dafür politisch haften müssen,

lassen die Bürgerinitiativen nur über Einzelpunkte

abstimmen. Die Übernahme von Verantwortung,

das Allgemeinwohl, der Mut zu nachhaltigen Ent-

scheidungen treten vor dem kurzfristigen Inter-

esse einer wortmächtigen Interessengruppe zu-

rück. Und die Haftung entfällt ganz. Über die

Punkte, die Bürger entscheiden sollen, entschei-

den oftmals besonders eloquente Minderheiten.

Wandsbek liegt nicht ohne Grund deutschland-

weit vorne und vor anderen Hamburger Bezirken.

Der Ex-Bezirksamtsleiter von Mitte sagte einmal

mit Blick auf Wandsbek: „Die Struktur unserer

Einwohner ist eben anders. Wir haben in unserem

Bezirk viel weniger Rechtsanwälte als in den Wald -

dörfern.“

Damit nicht genug. Kritiker weisen seit

langem darauf hin, dass die Entscheidungen aus

Referenden nur ein Ja oder ein Nein kennen. Die-

ses Argument greift nicht immer – denn oftmals

kommt es zu einem Kompromiss, der nicht selten

einem Jein gleicht. Dennoch reduziert eine Wahl,

die nur Zustimmung oder Ablehnung kennt, die

Komplexität vieler Fragen. Nicht alles lässt sich

auf eine einfache Formel bringen: Wer es dennoch

versucht, läuft eher Gefahr, auf Kampagne statt

auf Argumente, auf kurzfristige Emotionen statt

138

DD-116-157 Andere Formen - Schluss:DD  17.05.14  07:29  Seite 138



langfristige Abschätzungen zu setzen. In diesem

Zusammenhang ist das Minarettverbot in der

Schweiz noch einmal von Interesse. Obwohl es im

ganzen Land nur um zwei weitere zu lediglich

vier existierenden Minaretten ging, haben sich in

das Nein offenbar viele Stimmungen gemischt –

gegen den Islam, die Einführung von Elementen

des Scharia-Rechts, um Zwangsehen und Frauen-

unterdrückung, um die Angst vor dem Fremden.

Am Ende ging es nicht mehr um Minarette, son-

dern um muslimische Einwanderer insgesamt.

Man muss nicht in die Schweiz gehen,

um eine Inkonsequenz der Bürger offen zu legen.

In Hamburg tritt diese im Bereich des Wohnungs-

mangels auf. In jeder Umfrage gehört dieser 

Bereich inzwischen in der Hansestadt zu den

wichtigs ten Themen, dementsprechend hat der

amtierende SPD-Senat viel politische Kraft in den

Bau neuer Wohnungen gesetzt. Vor Ort indes gel-

ten andere Maßstäbe. So wollte eine Genossen-

schaft auf dem Gelände des Buchenhof-Waldes in

Iserbrook ökologisch effiziente Mietshäuser bauen.

Doch auf dem Grundstück standen diesem Ziel

aller Sonntagsreden 145 der gut 500 Bäume im

Wege – und deshalb nach der Bürgerbefragung

auch 41 300 Wähler. Schließlich setzte sich der

Senat mittels Evokation über den Bürgerentscheid

hinweg. Ähnlich öffentlichkeitswirksam war der

Streit um das Hoheluftkontor in Eimsbüttel – an

dieser Stelle, wo lange ein baufälliger McDonald’s-

Pavillon stand, wollte die Initiative keinen Büro-

komplex, sondern die Grünfläche erweitern – an

einer sechsspurigen Straße direkt neben der U-

Bahn-Trasse. Der Naturschutzbund Hamburg mel-

dete sich öffentlich zu Wort und betonte: „Wir

halten den Bau des modifizierten Hoheluftkontors

unter Berücksichtigung des Natur- und Arten-

schutzes für vertretbar. Die Kritik der Initiative an

dem Neubau teilen wir nicht.“ Dennoch stoppten

die Eimsbüttler Bürger den Bau. Und auch den

Neubau der Wulffschen-Siedlung in Langenhorn

lehnten die Bürger des Bezirkes ab. Hier wirkt sich

die direkte Demokratie kontraproduktiv aus. Meh-

rere Projekte wurden von Bürgerentscheiden ver-

hindert oder verzögert. Allerdings täuscht der Ein-

druck, ein Großteil der Referenden befasse sich

mit Neubauprojekten – sie erfahren nur eine be-

sondere Öffentlichkeit. Dennoch bringen sie den

Senat in eine Zwickmühle – er kann zwar den Bür -

gerwillen überstimmen, indem er das Verfahren

an sich zieht (evoziert), fördert damit aber die 

Parteienverdrossenheit. Der Wohnungsbau kommt

damit weniger voran, als die Gesamtheit der Wäh-

ler wünscht. Auch die Energiewende, hinter der

angeblich 90% der Bürger stehen, hat es vor Ort

nicht leicht. Der Energie-Campus in Bergedorf mit

bis zu 180 Meter hohen Windkraftanlagen erregte

den Widerspruch der Anwohner. Am 11. Juli 2013

votierten sie per Bürgerentscheid mit zwei Drittel-

Mehrheit gegen das Projekt. Von den mehr als

95000 stimmberechtigten Bergedorfern nahmen

aber nur rund 28 000 am Bürgerentscheid teil. Die

Bürgerschaft stimmte schließlich im Dezember für

eine Änderung des Flächennutzungsplans, der den

Bau von 150 Meter hohen Anlagen ermöglicht.

Viele Bürgerbegehren gerade auf Bezirks-

ebene sind Eigeninteressen geschuldet. Die Betrof-

fenen profitieren davon, dass viele Nichtbetroffene

das Thema nur oberflächlich durchschauen oder

ganz ignorieren. Die Kunst des Vereinfachens und

Zuspitzens beherrschte etwa die Initiative gegen

das „Haus des Waldes“ – ein Informationszen-

trum im Niendorfer Gehege, das die Schutzge-

meinschaft Deutscher Wald plante. Sogar in Kitas

wurde gegen das Infozentrum für Familien mobil

gemacht. Offiziell ging es den Gegnern der Ein-

richtung um Umweltschutz und die Bewahrung

des Waldgebietes, andere sahen in der Kampagne

eher die Sorge um die persönliche Ruhe. Schließ-

lich machte sich die Bezirksversammlung die Sor-
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gen der Anwohner zu eigen; das Wälderhaus ent-

stand in Wilhelmsburg. 

Der vermeintliche Bürgerwille ist viel zu

oft ein kaschierter Betroffenenwille. Und der hat

es vergleichsweise leicht: Die Quoren für ein Bür-

gerbegehren sind in der Hansestadt mit 2% bzw.

3% niedriger als in allen anderen Bundesländern.

Alle Versuche, die Quoren zu erhöhen, liefen in

Hamburg ins Leere. Auch auf die Diskussion, ob

eine Inflation der Begehren das Instrument insge-

samt schwächt, ist bislang zu wenig Energie ver-

wendet worden.

Bei allen Gefahren, die der direkten De-

mokratie inne wohnen, sollte man die Chancen

nicht übersehen. Plebiszite bringen die Politik auf

die Straße: Sie können ein funktionierendes Kor-

rektiv gegen die Macht von Verwaltung und Poli-

tik sein, ein Instrument, dass abgehobene Volks-

vertreter erdet und die Macht vom Gipfel an die

Basis holt, Entscheidungen aus den Hinterzimmern

wieder in das Licht der Öffentlichkeit rückt. Sie

können ein Stimmungsmesser sein und ermögli-

chen vor einer Abstimmung einen Konsens, der

im Sinne aller liegen kann.

Wer um die Gefahren weiß, wird die Chan-

cen besser nutzen können. 
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Direkte Demokratie in Deutschland 

und in Hamburg

Das Grundgesetz konstituiert die Bundesrepublik

Deutschland als repräsentative Demokratie. Dem-

nach übt das Volk die Staatsgewalt nicht direkt

aus, sondern überträgt sie gewählten Repräsentan-

ten – den Abgeordneten –, die in seinem Auftrag

die Entscheidungen im Staat treffen. Ausnahmen

von dem in Artikel 20 Absatz 2 des Grundgesetzes

festgeschriebenen Grundsatz sind nur für den Fall

einer Neugliederung der Länder vorgesehen. Einer

solchen Neugliederung muss die betroffene Be -

völkerung durch Volksentscheid zustimmen. Auf

Ebene der Bundesländer hingegen sind plebiszitäre

Elemente nicht ausgeschlossen. In der Verfas sung

der Freien und Hansestadt Hamburg wurden ple-

biszitäre Elemente durch Verfassungsänderungen

in den Jahren 1996 und 2001 auf Basis der Emp-

fehlungen der Enquête-Kommission „Parlaments-

reform“ ermöglicht. Über die Stufen Volksinitia-

tive, Volksbegehren und Volksentscheid können

die Wähler Gesetze initiieren, und in der letzten

Stufe auch verabschieden oder über andere Vorla-

gen entscheiden. Auf Bezirksebene gibt es laut § 32

des Bezirksverwaltungsgesetzes analog die Instru-

mente Bürgerbegehren und Bürgerentscheid:

Seit 1997 gab es in Hamburg 39 Volksini -

tiativen, 14 Volksbegehren und 7 Volksentscheide.

Zwei Volksentscheide scheiterten am Quorum, fünf

waren im Sinne der Initiatoren erfolgreich. 

Der Auftrag unserer Handelskammer:

Vertretung des Gesamtinteresses

Unsere Handelskammer hat gemäß § 1 des Bun-

deskammergesetzes den gesetzlichen Auftrag, das

Gesamtinteresse der zugehörigen Gewerbetreiben-

den – dies sind in Hamburg rund 171000 Mit-

gliedsunternehmen – wahrzunehmen, für die För-

derung der gewerblichen Wirtschaft zu wirken

und dabei die wirtschaftlichen Interessen einzel-

ner Gewerbezweige oder Betriebe abwägend und

ausgleichend zu berücksichtigen. Im Rahmen die-

ses Mandats hat sich die Handelskammer Ham-

burg in der Vergangenheit auch mit den Inhalten

wirtschaftsrelevanter Volksinitiativen kritisch aus-

einander gesetzt, Position bezogen und diese in

der Öffentlichkeit vertreten. Die inhaltliche Posi-
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tionierung zu einzelnen Sachverhalten erfolgt da-

bei stets durch einen abwägenden Ausgleich der

Einzelinteressen betroffener Unternehmen und

Branchen, dies geschieht nach Befassung der zu-

ständigen Gremien unserer Handelskammer. 

Die Auseinandersetzung mit den Inhalten

einzelner Initiativen soll aber nicht im Vorder-

grund dieses Beitrags stehen. Vielmehr soll es da -

rum gehen, dass „mehr Demokratie“ einerseits ein

wertvolles und zu unterstützendes Ziel ist. Ande-

rerseits ist es durchaus diskussionswürdig, mit

welchen Mitteln das Ziel erreicht werden soll, und

ob ein vermeintliches Mehr an Demokratie zu bes-

seren Ergebnissen im Sinne der gesamtgesellschaft -

lichen Wohlfahrt führt. So hat sich unsere Handels-

kammer – ebenfalls im Rahmen ihres gesetzlichen

Auftrags für das wirtschaftliche Gesamtinteresse

zu wirken – in der Vergangenheit zur direkten 

Demokratie in Hamburg auch kritisch positioniert.

Dabei ist zu betonen, dass gegen direkte Demokra -

tie prinzipiell nichts einzuwenden ist. Es kommt

allerdings auf die Ausgestaltung des Systems an,

die im Folgenden betrachtet werden soll.

Direkte und repräsentative Demokratie:

Ein vergleichender Überblick

Mit der Einführung der Volksgesetzgebung wurde

aus der repräsentativen Demokratie in Hamburg ein

Mischsystem. Dieses enthält nun zusätzlich auch

Elemente einer direkten Demokratie. Die folgenden

schematischen Darstellungen zeigen, dass in einem

solchen Mischsystem Konflikte auftreten können.

In der direkten Demokratie wirkt das Volk

als gesetzgebende Instanz. Es übt die von ihm

ausgehende Gewalt direkt durch Abstimmung

über Gesetzes- und andere Vorlagen aus. Die Exe-

kutive in Form von Regierung und Verwaltung set-

zen das Recht um.
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In der repräsentativen Demokratie übt das

Volk die von ihm ausgehende Macht durch Wah-

len aus. Die gewählten Vertreter/innen in den Par-

lamenten verabschieden Gesetze, die wiederum

von der Exekutive vollzogen werden.

In einem Mischsystem können Konflikte

und damit verbundene Reibungs- und Wohlfahrts-

verluste dadurch entstehen, dass das Volk seinem

Willen zum einen durch Wahlen Ausdruck ver-

leiht und damit die Abgeordneten mit der Gesetz-

gebung beauftragt, gleichzeitig aber auch durch

Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentschei -

de direkt in den Gesetzgebungsprozess eingreift.

In der Volkswirtschaftslehre bezeichnet man einen

solchen Konflikt auch als Delegationsproblem, mit

dem sich eine eigene Theorierichtung, die Prinzi-

pal-Agent-Theorie, befasst.

In einem Unternehmen könnte man die-

sen Zustand mit einer Situation vergleichen, in der

die Unternehmensleitung eine Spezialkraft einstellt

und dieser bestimmte Aufgaben überträgt. Da-

durch kann das Unternehmen Vorteile der Spezia-

lisierung und der Arbeitsteilung nutzen und seine

Wettbewerbsfähigkeit verbessern. Diese Vorteile

können als Delegationsnutzen bezeichnet werden. 

So weit so gut. Damit aber klar bleibt, wer

über die Leitungskompetenz verfügt, behält sich in

unserem Beispiel die Unternehmensleitung vor,

(nach Belieben) in die Arbeit der spezialisierten

Fachkraft einzugreifen, bestimmte Dinge selbst zu

regeln oder die Arbeitsanweisungen zu ändern

oder aber ihren Mitarbeiter bzw. ihre Mitarbeiterin

zu einer Verhaltensänderung zu bewegen, indem

sie ankündigt, die Sache selbst in die Hand zu neh-

men, wenn der Mitarbeiter, die Mitarbeiterin nicht

entsprechend den Wünschen der Unternehmens-

leitung handelt. Dass eine solche Situation zu Kon-

trollverlust, aber auch zu einer Überforderung der

Untersnehmensleitung und zu Doppelarbeit, Frus -

tration und Motivationsverlust auf Seiten des Mit-

arbeiters bzw. der Mitarbeiterin führen kann, liegt

auf der Hand. Dies sind die Kosten der Delegation.

Eine Unternehmensberatung würde in

einer solchen Situation wohl empfehlen, durch

Regelungen der Arbeitsabläufe, Absprachen, wer

für welche Aufgaben zuständig ist (auf Basis der

spezifischen Qualifikationen), Zuweisung von Ver-

antwortung etc. die Konflikte zu beseitigen und

für klare Verhältnisse zu sorgen. Auf diese Weise

wird das Verhältnis zwischen Delegationsnutzen

und Delegationskosten optimiert. 

Diesen Gedanken kann man auf das in

Hamburg seit Einführung der Volksgesetzgebung

bestehende demokratische Mischsystem übertra-

gen. Die Regeln in diesem Mischsystem, das insti-

tutionelle Design, sollte so beschaffen sein, dass

sich die beiden Entscheidungsmechanismen direk -

te Demokratie und repräsentative Demokratie

nicht blockieren oder aufheben, dass Doppelarbeit

und Reibungsverluste vermieden werden und sich

die jeweiligen Vorteile der beiden Gesetzgebungs-

verfahren nach Möglichkeit zu einem austarierten

Gesamtsystem ergänzen.

Dazu müssen die Vor- und Nachteile der

einzelnen Systeme genauer betrachtet werden. Die

nachfolgende Tabelle liefert eine stilisierte Über-

sicht und Einschätzung wichtiger Kriterien.
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Der kursorische Überblick macht schnell

deutlich, dass beide Ausprägungen der Demokra-

tie sowohl Vor- als auch Nachteile haben. 

So können in einer repräsentativen Demo-

kratie in einem parlamentarischen Gesetzgebungs-

verfahren Kompromisse ausgehandelt werden, in

denen auch die Positionen von Minderheiten be-

rücksichtigt werden. Diese Möglichkeit besteht in

der direkten Demokratie nicht, in der über Einzel-

fragen nur mit „ja“ oder „nein“ entschieden wird. 

Auch ist das parlamentarische Verfahren

besser geeignet, um komplexe Entscheidungen zu

treffen, zu denen viel Expertenwissen notwendig

ist. Entweder verfügen die Abgeordneten selbst

über das Wissen oder sie können es sich ver -

gleichswei se einfach (zum Beispiel durch parla-

mentarische An hörungen) verschaffen. Im Rah-

men eines solchen Verfahrens ist ein Parlament

allerdings wahrscheinlich leichter durch Einzel -

interessen und gezielten Lobbyismus zu beeinflus-

sen, als eine große Zahl von Wählenden bei einer

Volksabstimmung. Andererseits sind Volksabstim-

mungen stärker anfällig für populistische Argumen -

tationen, wie auch der jüngste Volksentscheid zum

Rückkauf der Netze gezeigt hat. 

Eben weil das parlamentarische Verfahren

robuster gegen Populismus und kurzfristige politi-

sche Strömungen ist, scheint es auch besser geeig-

net zu sein, um langfristige politische Strategien

(zum Beispiel im Bereich der Wirtschafts- oder

Energiepolitik) zu verfolgen. Die repräsentative

Demokratie scheint auch dann im Vorteil zu sein,

wenn es auf Geschwindigkeit bei der Beschluss-

fassung ankommt. Vorteile der direkten Demokra-

tie liegen hingegen darin, dass die Bürger/innen

auf breiter Basis in Beschlüsse eingebunden wer-

den können und so die „gefühlte“ Legitimation

einzelner Gesetze, aber auch die Identifikation mit

dem Gemeinwesen und dem politischen System

ins gesamt, erhöht werden kann. Schließlich gilt es

die Budgetwirksamkeit von Beschlüssen zu betrach-

ten. Direktdemokratische Verfahren sind unge -

eignet, um budgetwirksame Entscheidungen zu

tref fen, da in der Regel über Einzelfragen entschie-

den wird, die aus dem Kontext des Gesamthaushalts

herausgelöst erscheinen oder dargestellt werden,
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Kriterium

Kompromissfähigkeit / Berücksichtigung von Minderheitenpositionen

Geeignet, um komplexe Entscheidungen auf Basis von Expertenwissen 
vorzubereiten und zu treffen.

Robust gegen Beeinflussung durch Einzelinteressen.

Robust gegen Populismus.

Geeignet, um langfristige Strategien konsistent zu verfolgen.

Für schnelle Entscheidungen geeignet.

Erhöht die Möglichkeit der Bürger/innen, politische 
Entscheidungen zu beeinflussen.

Geeignet, um die „gefühlte“ Legitimation politischer Entscheidungen zu erhöhen.

Stärkt die Identifikation der Bürger/innen mit dem politischen System.

Angemessene Berücksichtigung der Budgetwirksamkeit von Entscheidungen.

Direkte 
Demokratie

–

–

+
–
–
–

+

+
+
–

Repräsentative 
Demokratie

+

+

–
+
+
+

–

–
–
+
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weshalb es schwierig ist, die mit der Entscheidung

verbundenen Kosten und Nutzen abzuwägen und

ins Verhältnis zu anderen Haushalts po sitionen zu

setzen. Nicht umsonst gilt das Budgetrecht als das

vornehmste Recht des Parlaments, und es gibt gute

Gründe, dieses Recht zu schützen.

Zusammengefasst wird deutlich, dass in

einer komplexen, hochentwickelten Gesellschaft,

in der Entscheidungen über komplizierte Sachver-

halte getroffen werden müssen, die kurzfristig un-

populär, aber langfristig mit gesamtgesellschaftli-

chem Nutzen verbunden sein können und die in

der Regel budgetwirksam sind, das repräsentative

System deutliche Vorteile aufweist. Gleichzeitig

hat aber auch das direkte System eine Reihe von

Vorteilen, die nicht von der Hand zu weisen sind.

Die Herausforderung besteht nun darin, die Vor-

teile beider Systeme so weit wie möglich nutz -

bar zu machen, um das Gemeinwesen insgesamt

effek tiver zu gestalten und so ein höheres Wohl-

fahrtsniveau zu erreichen. Die zu beantworten -

de Frage lautet daher, welche Restriktionen und

Neben bedingungen eingeführt werden müssen,

um Defekte und Konflikte der in Hamburg beste-

henden Synthese von repräsentativer und direkter 

Demokratie zu verhindern, beziehungsweise aus-

zuräumen. Eine Antwort auf diese Frage ist nicht

leicht und bedarf eines weiteren Diskussions- und

Lernprozesses.

Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung

des Zusammenwirkens von direkter und

repräsentativer Demokratie in Hamburg 

Einige Themenfelder, in denen Verbesserungs -

bedarf besteht, zeichnen sich bereits auf Basis der

angestellten theoretischen Betrachtung, aber auch

im Lichte der Erfahrungen aus zurückliegenden

Volksgesetzgebungsverfahren ab.

– Ausschluss bestimmter Themen für Plebiszite

Aufgrund der Komplexität oder der langfristigen

Tragweite sollten bestimmte Themen von der

Mög lichkeit eines Volksentscheids ausgeschlossen

sein. Hierzu gehören finanz- und haushaltspoliti-

sche sowie außenpolitische Themen, bildungs-

und forschungspolitische Fragestellungen, aber

auch sozialpolitische Themen, bei denen individu-

ell wünschenswerte Aspekte, die aber erhebliche

ökonomische Auswirkungen haben können, zur

Abstimmung stehen (zum Beispiel Einführung

eines weiteren Feiertages). Bereits heute schließt

die Hamburger Verfassung bestimmte Themen aus.

Es sollte diskutiert werden, inwieweit diese Liste

zu erweitern ist. Die Herausforderung bei diesem

Komplex besteht darin, einen trennscharfen Krite-

rienkatalog dafür zu entwickeln, bei welchen Fra-

gestellungen Plebiszite gewünscht und zulässig

sind.

– Finanzierbarkeit von Gesetzentwürfen

Bereits heute sind „Haushaltspläne“ als Gegenstand

für Volksinitiativen ausgeschlossen. Die anhaltende

Debatte über die Umsetzung des durch eine Volks-

initiative auf den Weg gebrachten Transparenzgeset-

zes und die damit verbundenen Kos ten sowie die

Diskussion anlässlich des jüngs ten Volksentscheids

über die Verstaatlichung der Energienetze zeigt,

dass Volksentscheide den Haushalt in erheblichem

Maße belasten können. Denkbar wäre es, die An-

tragsteller von Volksentscheiden zu verpflichten,

bereits mit dem Antrag die Folgekosten zu bezif-

fern und Vorschläge zur Finanzierung zu machen.

Unabhängige Gutachter könnten beauftragt wer-

den, die Seriosität der Finanzierungsvorschläge zu

beurteilen. Die Zulässigkeit eines Antrags könnte

von den Aussagen zur Finanzierbarkeit abhängig

gemacht werden. Die kalkulierten Kos ten sollten
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dann direkt auf dem Stimmzettel des Volksent-

scheids aufgeführt werden, damit der/die Abstim-

mungsberechtigte weiß, was im Falle eines Falles

auf ihn/sie als Steuerzahler/in zukommt.

– Festsetzung höherer Abstimmungsquoren

im Rahmen der Volksgesetzgebung

Derzeit kommt eine Volksinitiative durch die Un-

terschrift von 10 000 Wahlberechtigten (ca. 0,8%

der Wahlberechtigten) und ein Volksbegehren

durch die Unterstützung von 5% der Wahlberech-

tigten (ca. 60 000 Unterschriften) zustande. Das

Zustandekommen des Transparenzgesetzes hat

gezeigt, dass eine Volksinitiative mit einem popu-

listischen Anliegen bereits durch die bloße An -

drohung eines Volksbegehrens erheblichen Druck

aufbauen kann. Damit bekommt eine Minderheit

die Möglichkeit, die politische Agenda mitzube-

stimmen und der Mehrheit oder dem Parlament

Entscheidungen über Rand- oder Spezialthemen

abzunötigen. Durch höhere Quoren kann sicher-

gestellt werden, dass tatsächlich ein großes Inter-

esse in der Bevölkerung besteht, sich mit dem 

jeweiligen Thema im Verfahren der Volksgesetz -

gebung zu befassen.

– Gestaltung etwaiger Verhandlungen 

zwischen Bürgerschaft und Volksinitiativen

Das Zustandekommen des Transparenzgesetzes

hat gezeigt, dass eine Volksinitiative sich ein er-

hebliches Potenzial an Verhandlungsmacht ver-

schaffen kann, die in diesem Fall in einem nicht

formalisierten Verhandlungsprozess mit der Bür-

gerschaft so genutzt wurde, dass die Bürgerschaft

den Gesetzentwurf der Volksinitiative weitest -

gehend übernahm. Es könnte darüber nachge-

dacht werden, nach dem erfolgreichen Zustande-

kommen einer Volksinitiative einen etwaigen

Verhandlungsprozess zu formalisieren, um auch

anderen Interessengruppen und Trägern öffentli-

cher Belange die Möglichkeit zu verschaffen, ihre

Position in den Diskussionsprozess einzubringen.

– Einführung von Regelung zur Zulässigkeit

von Fragestellungen

Ein weiterer Aspekt berührt die Art der Fragestel-

lung, die dem Volk zur Abstimmung vorgelegt wird.

In einem Nachsatz des jüngsten Volksentscheids

zur Verstaatlichung der Versorgungsnetze wurde

als Ziel des Netzkaufs „eine sozial gerechte, 

klimaverträgliche und demokratisch kontrollierte

Energieversorgung“ postuliert. Das sind sehr all-

gemein formulierte Ziele, die einerseits sicher von

einem überwiegenden Teil der Bevölkerung mitge-

tragen werden, andererseits aber in keinem kau-

salen Zusammenhang mit dem eigentlichen Anlie-

gen der Volksinitiative stehen. Solche suggestiven

Formulierungen sind geeignet, die Ergebnisse von

Volksentscheiden zu verzerren. Es müsste daher

ein Verfahren gefunden werden, das zu klaren,

verständlichen Fragen führt.

Schlussbemerkung

Die Demokratie ist eine lebendige Staats- und Re-

gierungsform, die sich über Jahrhunderte heraus-

gebildet und weiterentwickelt hat. Einer der gro-

ßen Vorteile der Demokratie ist es, dass sie ein

offenes und auf dem Wettbewerb der Ideen beru-

hendes System ist. Ebenso wie andere Systeme

und Prozesse, die auf den Grundprinzipien Wett-

bewerb und Offenheit beruhen, zum Beispiel die

Evolution oder die Marktwirtschaft, verfügt ein

demokratisches Gemeinwesen über ein Potenzial

zur Selbstregulierung, das auch die Korrektur 

von eingeschlagenen Kursen ermöglicht. In die-

sem Sinne besteht Anlass zur Zuversicht, dass der 
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demokratische Prozess dazu führen wird, dass 

die skizzierten Widersprüche, Konflikte und Blo -

cka den, die zu Effizienz- und Wohlfahrtsverlusten

führen, aufgelöst und beseitigt werden können.

Anmerkung

1 Der Autor ist Leiter des Geschäftsbereichs Wirtschaftspolitik
der Handelskammer Hamburg. Der Beitrag spiegelt die persön-
lichen Ansichten des Autors wider und ist keine von den 
Gremien der Handelskammer legitimierte Positionierung. 
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Die Bürgerinitiative „Altonaer Museum bleibt“ und ihre Aktionen
bewegte die Diskussion und die Entscheidungs träger im Sinne 
der Initiatoren, bevor es zur Anmeldung des möglichen eigentli-
chen Verfahrens einer Volksinitiative kam. 

Plakat der Initiative, die immer noch online gestellte Website und
eine der zahlreichen Straßenaktionen in den Jahren 2010–2012.
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Volksbeteiligung als Hamburger 

„Staatsräson“

Die Instrumente der direkten Demokratie sind in

Hamburg nicht mehr wegzudenken. Die Artikel

über Volksinitiative, Volksbegehren und Volksent-

scheid prägen unsere Verfassung und haben für

das politische Leben unseres Landes große Be-

deutung. Wirksame Bürgerbeteiligung gehört also

schon jetzt zur „Hamburger Staatsräson“ (Farid

Müller). Die Bürgerinnen und Bürger machen von

ihren Möglichkeiten Gebrauch, und die Politiker,

die dadurch gelegentlich in Bedrängnis gebracht

werden, haben diese Machtverhältnisse akzeptiert

und stellen die Ergebnisse von Volksentscheiden –

anders als frühere Regierungen – nicht mehr in

Frage, auch wenn sie ihnen missfallen.1

Selbst die vehementesten Verfechter di-

rekt-demokratischer Verfahren werden freilich nicht

behaupten, dass die vom Volk beschlossenen Ent-

scheidungen stets von höherer Qualität seien als

die des Parlaments. Es ist ja gerade eine typische

und bewusst in Kauf genommene Folge der unmit-

telbaren Volksentscheidung, dass andere Positio-

nen als die Mehrheitsmeinungen des Parlaments

sich durchsetzen können. Art. 50 der Verfassung

ist eingeführt worden, obwohl den Protagonisten

bewusst war, dass damit auch solche Entschei-

dungen herbeigeführt werden können, die von

vielen (oder sogar von der Mehrheit der Wahlbe-

rechtigten!) als falsch, unangemessen oder sogar

gefährlich eingeschätzt werden. Es war bekannt,

dass sich „vor allem Menschen mit höherer Bil-

dung und höherem Einkommen“ (Anja Magda-

lena Quast), also organisations- und finanzstarke

Gruppen engagieren. (Der mit dem Volksentscheid

gegen die Schulreform erfolgreiche Politiker Wal-

ter Scheuerl beschreibt in diesem Band, wie man

eine solche Bewegung gegen die Politik der Bür-

gerschaft aufbauen kann.) Nach Ansicht vieler 

Beobachter sind beim Volksentscheid gegen das

längere gemeinsame Lernen schichtenspezifische

Sonderinteressen durchgesetzt worden. 

Indem die politischen Parteien seinerzeit

die Forderungen von „Mehr Demokratie“ und ähn -

lichen Initiativen nicht entschieden abgelehnt,

sondern teilweise aufgegriffen und in mehr oder

weniger modifizierter Form übernommen haben –

darüber berichten verschiedene Beiträge dieses
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Bandes –, sind sie also bewusst das Risiko einge-

gangen, ihre Sachpolitik nicht vollständig durch-

setzen zu können. Die abschreckenden Beispiele

wie etwa bestimmte Schweizer Referenden waren

bekannt. Manche werden im Nachhinein bedauert

haben, nicht energischer gegen die Ausweitung der

direkten Demokratie gesprochen zu haben. Nach

dem Volksentscheid zur Rückübernahme der Netze

in öffentliche Regie haben aber auch diejenigen

Bürgerschaftsfraktionen, die diese Initiative abge-

lehnt hatten, sich widerspruchslos dem Volkswil-

len gebeugt und sind an die Umsetzung gegangen.

Die Regeln der Mitwirkung

Im Wesentlichen unangefochten sind inzwischen

auch die Regeln, nach denen Volksinitiativen,

Volksbegehren und Volksentscheide in Hamburg

ablaufen.2 Die verschiedenen Diskussionsrunden,

in denen über die Weiterentwicklung der direkten

Demokratie gestritten wurde, haben Resultate ge-

bracht, die zwar aus der Sicht der Vorkämpfer im

Verein „Mehr Demokratie“ nicht ganz ausreichen,

im Vergleich mit anderen Ländern aber nach wie

vor an der Spitze des Fortschritts liegen. Es ist –

außer bei den Bürgerentscheiden in den Bezirken

– dabei geblieben, dass ein Volksentscheid nur

verbindlich ist, wenn ihm eine Mindestzahl von

Wahlberechtigten zustimmt – wobei jetzt im Nor-

malfall an die Teilnahmequote gleichzeitig stattfin-

dender Wahlen angeknüpft wird (Art. 50 Abs. 4

Satz 10 HV). Damit wird gesichert, dass der Volks-

entscheid von einem gleich repräsentativen Teil

der Wählerschaft getragen wird wie die parallel

stattfindende Bundestags- oder Bürgerschaftswahl

(in der Formulierung von Andreas von Arnauld

eine „Synchronisierung des Legitimationsniveaus

direkter und repräsentativer Demokratie“). Diese

Hamburger Lösung ist originell und würde sich

zur Nachahmung eignen. 

Über die anderen Quoren lässt sich trefflich

streiten. „Mehr Demokratie“ will – wenn es denn

überhaupt Quoren geben muss – möglichst nied-

rige, damit möglichst viele Volksentscheide stattfin-

den können. Dass gerade dies wünschenswert sei,

ist aber keineswegs sicher. Die von manchen be-

fürchteten Boykottaufforderungen der Gegenseite

– also die Strategie, unerwünschte Volks  entscheide

durch Fernbleiben leerlaufen zu lassen, hat es, so-

weit erkennbar, nirgends gegeben; sie wären auch

für ihre Betreiber riskant gewesen, solange – wie

in Hamburg – auf die Zustimmung zu dem Volks-

begehren und nicht auf die Beteiligung an der Ab-

stimmung abgestellt wird.

Grundsätzlich aber gilt: Die direkte Volks-

beteiligung soll die parlamentarische Staatswil-

lensbildung ergänzen, nicht ersetzen; sie soll eine

verfassungsrechtlich vorgesehene Reservekraft bil-

den, die zum Einsatz aufgerufen wird, wenn das

Parlament nach der Meinung vieler Bürger ver-
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sagt, schärfer pointiert: ein Damoklesschwert über

den Häuptern der Abgeordneten, das sie mahnt,

nicht übermütig zu werden. Um diese Funktion zu

erfüllen, braucht das Instrument Volksentscheid

nicht häufig angewandt zu werden; im Gegenteil

könnte es sich abnutzen, wenn es zur alltäglichen

Waffe im politischen Streit würde. 

Feinjustierungen an den Regeln der direk-

ten Demokratie werden auch in Zukunft nötig sein.

Hamburg ist insofern tatsächlich ein „Labor für di-

rekt-demokratische Feldversuche“ (von Arnauld).

Die größten Probleme dürfte aber wie schon in

den vergangenen Jahren das „Finanztabu“ auf-

werfen, also der Ausschluss von Volksinitiativen

über „Haushaltspläne“. Finanzwirksamen Volks-

entscheiden wird in allen Ländern entgegengehal-

ten, dass das Budgetrecht des Parlaments respek-

tiert werden müsse. Wie weit dieser Vorbehalt

gegenüber direkt-demokratischer Entscheidungs-

befugnis reicht, ist umstritten und wird von den

Landesverfassungsgerichten unterschiedlich beur-

teilt.3 Über die Unterschiede der Formulierungen

hinweg halten die Verfassungsgerichte es für ge-

boten, Volksinitiativen zu beanstanden, die es den

Landtagen in erheblichem Maße erschweren, einen

ausgeglichenen Haushalt zu beschließen. Diese

Rechtsprechung ist schwer mit dem Gedanken zu

vereinbaren, dass das Volk gerade über die wich tigs -

ten Angelegenheiten soll entscheiden können. Sie

ist auch in einzelnen Ausprägungen schwer nach -

vollziehbar, etwa was die Gestaltung des Schul -

unterrichts angeht, die selbstverständlich vielfach

mit Kosten verbunden ist. 

Die „kommunale“ Demokratie

Ernst zu nehmen sind auch die Konflikte zwi-

schen Kommunalpolitik und Bürgerinitiativen in

den Bezirken, über die in mehreren Beiträgen die-

ses Bandes detailliert berichtet wird. Die Hambur-

ger Bezirke sind keine Gemeinden im Sinne von

Art. 28 Abs. 1 GG, sondern Verwaltungseinheiten

einer Metropole, die eng miteinander verflochten

und aufeinander angewiesen sind. Hamburg ist

eher mit den Millionenstädten München und Köln

vergleichbar als mit Mittelstädten in Flächenlän-

dern oder gar mit Landgemeinden. Durch die Be-

zirksämter und Bezirksversammlungen ist aber

ein gewisses Maß an dezentraler Planung und Ge-

staltung und bürgernaher Verwaltung gewähr -

leistet. In Art. 4 Abs. 2 der Verfassung findet sich

seit einigen Jahren eine Garantie der Bezirke und

Bezirksversammlungen. Die Idee eines kurzzeitig

amtierenden Finanzsenators, zur Haushaltssanie-

rung die Bezirke möglichst ganz einzusparen und

jedenfalls die Bezirksversammlungen abzuschaf-

fen, scheiterte noch am Tage ihrer Bekanntma-

chung an einem Blick in die Verfassung. 

In den Bezirken entstehen Bürgerbegeh-

ren leichter und schneller als auf Landesebene.

Die Probleme sind anschaulicher und spürbarer

als die Fragen der Landesgesetzgebung, und die

Menschen sind „näher dran“ an diesen Konflikten

(vgl. dazu die Beiträge von Anja Magdalena Quast

und Angelika Gardiner, aber auch die von Mat-

thias Iken sowie Björn Farries/Jürgen Warmke in

diesem Band). Nicht selten ist „Sankt Florian“ der

Impulsgeber: „Der vermeintliche Bürgerwille ist

viel zu oft nur ein kaschierter Betroffenenwille“

(Iken). Die für den Wohnungsbau politisch Ver-

antwortlichen fühlen sich dadurch in ihren An-

strengungen erheblich behindert, und auch die

Verwaltung ist bisweilen in Versuchung, als de-

struktiv empfundene Bürgerinitiativen abzuweh-

ren. Aber die meisten Bezirkspolitiker haben ge-

lernt, dass auch Partikularinteressen im Ansatz

legitim sind und dass sie sich mit ihnen auseinan-

dersetzen müssen. Sie müssen sich um Akzeptanz

für ihre Entscheidungen bemühen, und sie erle-

ben, dass ein Teil der Proteste gegen Bauvorhaben
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nicht egoistisch, sondern altruistisch begründet

ist, dass also ökologische oder städtebauliche Ein-

wände vorgebracht werden (Quast). Es gibt sie

doch, die Volks- und Bürgerinitiativen, die das Ge-

meinwohl gegen Sonderinteressen verteidigen

wollen, die für soziale Einrichtungen kämpfen, ge-

rechte Lastenverteilung anstreben oder ästhetische

Maßstäbe zur Geltung bringen, die sonst vernach-

lässigt werden. Mit Recht weist Uli Hellweg in sei-

nem Beitrag darauf hin, dass die „Zivilgesell-

schaft“ ihre Stimme oft auch auf andere Weise

erhebt, ohne eine förmliche Beteiligung an den

staatlichen und kommunalen Entscheidungen an-

zustreben. 

Ob die Verfahrensregeln für die bezirkli-

che Bürgerbeteiligung vollkommen angemessen

sind, bedarf aber weiterer Diskussion (vgl. dazu

den Aufsatz von Andreas Dressel). Fragwürdig ist

nicht nur, dass kein Zustimmungsquorum vorge-

sehen ist (§ 32 Abs. 9 Bezirksverwaltungsgesetz),

sondern besonders die dreimonatige Entschei-

dungs- und Vollzugssperre für den Fall, dass ein

Drittel der für ein Bürgerbegehren erforderlichen

Unterschriften eingereicht wird (§ 32 Abs. 5 Be-

zirksverwaltungsgesetz). Damit kann eine sehr

kleine Zahl von Menschen jedes Vorhaben des Be-

zirks blockieren, auch wenn es vielleicht von

einer viel größeren Menge gewünscht wird. Die

schichtenspezifische Ungleichheit der Bürgerbetei-

ligung wirkt sich dabei besonders stark aus. Was

angesichts dieses Ungleichgewichts in Zukunft zu

leisten ist, hat m. E. Anja Magdalena Quast auf

den Punkt gebracht: Es sind „Instrumente zu ent-

wickeln, die eine rechtzeitige und gleichmäßige

Beteiligung aller Gruppen im Bezirk an Entschei-

dungen über Vorhaben und Projekte gewährleis -

ten“.4 

Veränderungen der repräsentativen 

Demokratie

„Mehr Demokratie“ hat wesentlich dazu beigetra-

gen, dass auch das Wahlrecht zur Bürgerschaft

und zu den Bezirksversammlungen den Wählern

mehr Auswahlmöglichkeiten bietet und den Wett-

bewerb unter den Bewerbern verschärft. Über das

Erreichte hinaus fordert „Mehr Demokratie“ in-

zwischen noch weitere Änderungen der repräsen-

tativ-demokratischen Verfassung, insbesondere

die Aufhebung oder zumindest Senkung der Sperr -

klauseln, die es kleinen Parteien erschweren, Bür-

gerschaftsmandate zu erlangen. In Anknüpfung

an Urteile des Bundesverfassungsgerichts und eini -

ger Landesverfassungsgerichte wird argumentiert,

die verfassungsrechtlichen Gebote der „Erfolgs-

wertgleichheit“ der Stimmen und der Chancen-

gleichheit aller Parteien stünden solchen Sperr-

klauseln entgegen. 

Wahlen sind aber keine demoskopischen

Erhebungen, bei denen es auf ein möglichst genau -

es Abbild der Wählerpräferenzen und der Stärke

aller Parteien ankommt, sondern sie dienen der

Kreation der obersten Staatsorgane. Das zu wäh-

lende Parlament muss in der Lage sein, eine hand-

lungsfähige Regierung zu bilden, und die Regie-

rung muss in der Lage sein, ihr den Wählern

präsentiertes Programm umzusetzen; sie ist auf

eine stabile Mehrheit im Parlament angewiesen,

um langfristig und nachhaltig Politik gestalten zu

können. Kleine Parteien können die Funktionsfä-

higkeit von Parlament und Regierung schwächen.

Man sollte nicht darauf warten, dass dies tatsäch-

lich geschieht, sondern vorbeugend dafür sorgen,

dass die Wahlen ihre integrative Funktion erfüllen

können. 

Entsprechendes gilt für die Bezirksver-

sammlungen: Auch hier muss nachhaltige Poli -

tik über längere Zeiträume hin betrieben werden;
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dafür werden stabile Kräfte gebraucht und nicht

die Vertretung sämtlicher noch so kleiner Grup-

pen, die dann u. U. unverhältnismäßig große 

Blo  ckade- oder Verzögerungsmacht besitzen. Die

jüngst von der Bürgerschaft beschlossene Auf-

nahme der Sperrklauseln (Bürgerschaft: fünf Pro-

zent, Bezirksversammlungen: drei Prozent) in die

Verfassung war also angemessen; die „Erfolgswert -

gleichheit“ sämtlicher Stimmen ist kein höherran-

giges Ziel. 

Individuelle Freiheit gegen 

Allgemeininteressen?

Betrachtet man die Entwicklung im Überblick, so

drängt sich der Eindruck auf, dass die rechtliche

und faktische Stellung der vielen Einzelnen ge-

stärkt, die der Allgemeinheit aber geschwächt

worden ist. Die direkt-demokratischen Reformfor-

derungen gingen stets von dem Anspruch der In-

dividuen aus, ihre subjektive Meinung oder ihre

jeweiligen Interessen zur Geltung zu bringen, die

öffentlichen Interessen aber – deren Durchsetzung

regelmäßig auf Einschränkungen der individuellen

Entfaltungsfreiheit hinauslaufen muss – ein Stück

weit zurückzudrängen. Das liegt in der Logik des

Freiheitsdenkens und ist im Ansatz unvermeid-

lich, begründet jedoch in der Weiterentwicklung

eine Tendenz zur Desintegration des Gemein -

wesens. Indem sich die Einzelnen vom Ganzen,

also dem „Staat“, dem „politischen System“ oder

schlicht „der Politik“ abgrenzen, vertiefen sie die

Kluft zwischen sich und denen, die das Ganze re-

präsentieren (sollen), den „Politikern“. 

Die bedauernswerte Polarisierung zwi-

schen „Volk“ und „Politikern“ beruht auf ober-

flächlicher, ungenauer Wahrnehmung der tatsäch-

lichen Verhältnisse und Interessengegensätze und

einer Unterschätzung der Entscheidungsprobleme.

Das Volk ist nicht „besser“ als die Politiker – auf

beiden Seiten sind Akteure beteiligt, die eigene In-

teressen und nicht das Gemeinwohl durchsetzen

wollen. Aber die Politiker hören schon deshalb auf

Wünsche und Forderungen des Volkes, weil sie

untereinander im Wettbewerb um die Unterstüt-

zung der Wähler stehen. 

Die Rede von dem „politikverdrossenen

Volk“ und „der volksfernen Politik“ ist so beliebt

geworden, dass kaum noch jemand nach dem

Wahr heitsgehalt dieser Gegenüberstellung fragt. So

falsch es wäre, diesem Generalvorurteil eine ebenso

generelle positive Sichtweise entgegenzusetzen –

also zu behaupten, das politische und staat liche

Sys tem sei in bester Ordnung und müsse nur stär-

ker gegen den Individualismus des Volkes durch -

gesetzt werden –, so unangemessen bleibt doch die

herrschende Einseitigkeit der Betrachtung. 

Im Volk bestehen viele Meinungen neben-

einander; sie werden in zivilgesellschaftlichen 

Formen erarbeitet und gebündelt, kontrovers ver-

handelt und öffentlich kommuniziert, lange bevor

sich staatliche Organe damit befassen. In einem

weiteren Sinne sind auch die informellen Formen

der Beteiligung an öffentlichen Angelegenheiten

(vgl. Beiträge von Gerhard Fuchs, S. 118ff., und

Uli Hellweg, S. 122ff.) Elemente direkter Demo-

kratie – aber eben nicht im hier behandelten ver-

fassungsrechtlichen Sinne. 

Ein einheitlicher „Volkswille“ wird erst

durch Abstimmung gebildet; vorher kann allen-

falls von einer öffentlichen Meinung die Rede sein.

Staatswillensbildung ist davon zu unterscheiden.

Sie besteht nicht bloß im Abzählen von Stimmen

und der Zuordnung von Parlamentssitzen, son-

dern ist ein Integrationsvorgang; das Ergebnis ist

mehr als die Summe der Einzelstimmen. Auf die-

ser Idee der integrativen Wirkung von Abstim-

mungen baut jede Ordnung auf, die eine große

Zahl von Menschen zu gemeinsamem Handeln zu -

sammenführt. 
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Zwar entsteht das Allgemeininteresse aus

den Interessen der vielen Einzelnen, aber es reicht

darüber hinaus, weil ein Teil der Individualposi-

tionen mit anderen unvereinbar ist und daher zu-

rückstehen muss und weil manche gemeinsamen

Interessen von Einzelnen nicht hinreichend vertre-

ten werden (z. B. die der schwach organisierten

oder politisch apathischen Bevölkerungsgruppen).

Das verbreitete Freund-Feind-Denken wird dieser

Lage nicht gerecht; es ist nicht nur unfair gegen-

über denen, die stellvertretend für uns alle politi-

sche Verantwortung übernommen haben, sondern

gefährdet auf lange Sicht auch die Handlungs- und

Reformfähigkeit des Gemeinwesens. 

Mit dem Begriff „Gemeinwesen“ wird

deutlich, dass der Staat und seine Organisation ein

gemeinschaftliches Gut darstellen, das zu pflegen

sich lohnt. Es geht nicht darum, ein Übergewicht

des Kollektivs über das Individuum zu propagie-

ren, sondern die Aufgabe besteht darin, die Frei-

heit des Einzelnen in das richtige Verhältnis zur

Freiheit der anderen zu setzen und die Entschei-

dungsregeln adäquat auszugestalten und zu prak-

tizieren (s. a. die Übersicht der Vor- und Nachteile

von direkter und repräsentativer Demokratie bei

Dirck Süß in diesem Band). Der Staat und seine

Mitarbeiter – von den Parlamentsabgeordneten bis

zu den öffentlichen Dienstleistern in den Verwal-

tungen und Betrieben – sind täglich damit befasst,

in rechtlich geordneten Verfahrensweisen die Ar-

beit der inhaltlichen Abwägung zu leisten. Die un-

mittelbare Mitwirkung von Initiativen aus dem

Volk kann diese Arbeit ergänzen oder im Einzelfall

überflüssig machen, aber nicht ersetzen. Deshalb

müssen auch künftig beide Zweige der gemein-

schaftlichen Organisation, die direkt-demokrati-

sche und die repräsentativ-parlamentarische, ge-

pflegt und weiterentwickelt werden.

Anmerkungen

1 Der folgende Beitrag schreibt eine vor dreizehn Jahren ver-
fasste Bewertung der seinerzeit neuen Formen der Bürgermit-
wirkung fort: Hans Peter Bull: Direkte Demokratie in Hamburg
– Chancen und Risiken, in: ders. (Hrsg.): Fünf Jahre direkte
Bürgerbeteiligung in Hamburg – unter Berücksichtigung von
Berlin und Bremen, Hamburg 2001, S. 16–37. 

2 Zur Bedeutung dieser Regeln sei nochmals auf den in Fn. 1 zi-
tierten Beitrag in dem Vorgänger-Sammelband verwiesen (dort
S. 26ff.). 

3 Dazu in diesem Band Andreas von Arnauld m.w.N. Vgl. u.v.a.
auch die Sachverständigenanhörung des Verfassungs- und 
Bezirksausschusses der Hamburgischen Bürgerschaft am
16.11.2010, sowie Hans Peter Bull: Die „Privatisierungs-
bremse“ in verfassungsrechtlicher Sicht, in: Weiterdenken …,
Diskussionsimpulse des Julius-Leber-Forums der Friedrich-
Ebert-Stiftung, Bremen, Oktober 2012.

4 Hervorhebung durch mich, H. P. B.
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In dem Zeitraum vom Inkrafttreten des Volksab-

stimmungsgesetzes vom 20. Juni 1996 bis zum

Ende des Jahres 2013 wurden insgesamt 37 Unter-

schriftensammlungen für Volksinitiativen ange-

zeigt. Darüber hinaus wurde im Dezember 2013

erstmalig auch die Unterschriftensammlung für ein

Referendumsbegehren angezeigt – das mit der Neu-

fassung von Artikel 50 der Verfassung eingeführte

Instrument zur Sicherung von volksbeschlossenen

Entscheidungen. Dieses erste Refe ren  dums be geh -

ren endete, nachdem das Hamburgi sche Verfas-

sungsgericht die Unzulässigkeit festgestellt hat. 

Von den 37 angezeigten Unterschriften-

sammlungen waren 25 erfolgreich und führten zur

Feststellung des Zustandekommens einer Volksini -

tiative. In 14 Fällen wurde nach dem Zustan de -

kom men der Volksinitiative ein Volksbegehren

durchgeführt. 12 Volksbegehren waren erfolgreich.

Bisher wurden 7 Volksentscheide durchgeführt,

davon 4 erfolgreich. Die Kurve der Anzahl der 

angezeigten Unterschriftensammlungen über die

Volksinitiative und das Volksbegehren bis zum

Volksentscheid zeigt auf, dass rd. 1/3 der Anliegen

in der Bevölkerung keine ausreichende Unterstüt-

zung findet oder nicht mit der notwendigen Ernst-

haftigkeit verfolgt wird, um zumindest das Quo-

rum von 10 000 Unterschriften (weniger als 1%

der Wahlberechtigten) der ersten Stufe zur Volks-

initiative zu schaffen (Grafik 1).

Bei thematischer Betrachtung ist auffällig,

dass von den bis Ende Januar 2008 angezeigten 24

Unterschriftensammlungen für eine Volksinitiative

in 10 Fällen das Wahlrecht oder die direkte Bürger-

beteiligungen (Volksabstimmungsrecht/Recht zum

Bürgerentscheid) Gegenstand der jeweiligen Initia-

tive gewesen ist. Werden für den gleichen Zeitraum

die durchgeführten Volksentscheide betrachtet,  

tritt die Dominanz der Ausgestaltung der demokra -

tischen Teilhabe als Gegenstand noch deutlicher

hervor: 4 von 5 der bis 2008 durchgeführten Volks-

entscheide hatten das Wahlrecht, das Volksabstim-

mungsrecht oder das bezirkliche Bürgerabstim-

mungsverfahren zum Gegenstand. Die politische

Auseinandersetzung wurde beginnend mit der Neu -

fassung der verfassungsrechtlichen Bestimmungen

über das Volksabstimmungsrecht vom 16. Dezem-

ber 2008 über die umfassende Änderung des Wahl-

rechts vom 7. Juli 2009 bis zur Reform der bezirk-

lichen Bürgerbegehren und Bürger entscheide vom

27. Januar 2012 durch Verhand lungen von Bürger-

schaft und dem Verein „Mehr De mo kratie“ im Wege

der Kompromissbildung be endet.

Insgesamt ist über den gesamten Zeitraum

bis 2013 festzustellen, dass auf der zweiten Stufe,
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dem Volksbegehren neben der Ausgestaltung der

demokratischen Teilhabe mit 6 die Bereiche der

Privatisierung öffentlicher Einrichtungen bzw. Auf -

gaben mit 4 und das Thema der schulischen 

Bildung mit 3 Volksbegehren einen thematischen

Schwerpunkt des Instruments der Volksabstim-

mung bilden (Grafik 2).

Wird die Entwicklung der Verfahren zum

Volksbegehren betrachtet, zeigt sich, dass 2008/

2009 nicht nur die Ausgestaltung der demokrati-

schen Teilhabe als Verfahrensgegenstand wegge-

fallen ist. Auch die Anzahl der Volksbegehren ist

erheblich zurückgegangen: Zu 16 zustande ge-

kommenen Volksinitiativen wurden 11 Volksbe-

gehren durchgeführt, mithin in rd. 69% der Fälle.

Zu den 8 seit 2009 zustande gekommenen Volks-

initiativen wurde in nur 3 Fällen (rd. 38%) ein

Volksbegehren durchgeführt. Zwar könnte mit der

Volksinitiative „G9-JETZT-HH“ noch ein Volksbe-

gehren hinzukommen, auch in diesem Fall läge

der Anteil aber deutlich niedriger als bis 2008/

2009. Hier deutet sich eine Entwicklung zum po-

litischen Kompromiss zwischen parlamentarischer

und direkter Demokratie an. 

Anhang 159

Grafik 1 

Anzahl der 
Verfahren von der
Unterschriften-
sammlung bis zum
Volksentscheid

Grafik 2 

Gegenstand der
durchgeführten
Volksbegehren 
(bis 2013)
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Der im Jahr 1998 selbst durch Plebiszit angenom-

mene Gesetzesentwurf für eine Bür germitwirkung

auf der Ebene der Bezirke wurde anschließend 

im Bezirksverwaltungsgesetz und nach geordneten

Verwaltungsvorschriften geregelt.

Innerhalb eines Zeitraumes von 15 Jahren

bis zur Novellierung im Jahr 2012 wurden 90 Bür-

gerbegehren angezeigt. Die Anzeigen der sieben

Bezirksämter werden der für die Bezirksaufsicht

zuständigen Behörde übermittelt. Dabei und in

den folgenden Verfahrensbegleitungen wurden ei-

nige zusätzliche Merkmale erhoben.

Der Entschluss, in einer bestimmten Frage

ein Bürgerbegehren zu starten, ist stets gespeist

von drängenden örtlichen Fragestellungen, die

von Anfang an öffentlich gestellt und diskutiert

werden. Daher gibt es sicher auch Initiativen zu

Bürgerbegehren, deren Anliegen sich bereits vor

einer formalen Anzeige aufklären lassen, so dass

es nie zu einer formalen Anzeige kommt. Solche

Initiativen oder Vorgänge wurden von der bezirk-

lichen Meldetätigkeit grundsätzlich nicht erfasst.

Auch nach der Gesetzesnovellierung im

Jahr 2012 werden die Anzeigen von Bürgerbegeh-

ren weiter bei der Finanzbehörde – Amt Bezirksver -

waltung – erfasst und die sich daraus entwickeln-

den Verfahren begleitet. Die seither aufgelaufenen

sehr wenigen Anzeigen lassen aber noch keine

Aus wertung zu. 

Obwohl die Grundgesamtheit der ange-

zeigten Bürgerbegehren im Zeitraum von 1998 bis

2012 eher gering ist, können einige durchaus inter -

essante Schlüsse gezogen werden. Sie sind nach -

folgend dargestellt.

I. Dimension Anzahl und Aktivität

Die 90 angezeigten Bürgerbegehren verteilten sich

unterschiedlich stark auf die Bezirke. Mehr als die

Hälfte aller Bürgerbegehren wurde allein in den

Bezirksämtern Wandsbek und Altona angezeigt.

In vier von sieben Bezirken wurden jeweils weni-

ger als zehn Bürgerbegehren angezeigt. Die Rela-

tion zur Einwohner/innenzahl ergibt eine weitere

Kennzahl für Aktivität. Danach konnte in den Be-

zirken Altona, Eimsbüttel und Harburg eine über-

durchschnittliche Aktivität festgestellt werden. 

Es zeigt sich dabei eine Tendenz, wonach

die Aktivität in den Bezirken, die überwiegend auf

althamburgischem Gebiet liegen, eher gering aus-

geprägt war. In Bezirken, die sich dagegen über-

wiegend in ursprünglich nicht hamburgischen 

Gebieten ausdehnen, war eine höhere Aktivität 

erkennbar. Ob dieser beobachtbare Zusammen-

Harald Fritze

Zahlen – Daten – Fakten
zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden im Zeitraum der Jahre
1998 bis 2012

Harald Fritze, geb. 1961 in Hamburg. Studium der Wirtschafts- und Organisationswissenschaften an der 
Helmut-Schmidt-Universität, Diplom-Kaufmann, Berufsoffizier Abschied 1991, Wirtschaftsreferendariat, seit
1994 verschiedene Tätigkeiten in der Verwaltung, seit 2008 Leiter Amt Bezirksverwaltung (früher Amt 
Bezirke und Verwaltungsreform) in der Hamburger Finanzbehörde. 
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hang sachlich begründet und damit politisch rele-

vant ist oder ob er nur zufällig entsteht, kann an-

gesichts der überschaubaren Grundgesamtheit

und komplexen Fragestellungen nur schwer beur-

teilt werden. 

Anhang 161

Grafik 1 

Anzahl der 
Bürgerbegehren/
Bürgerentscheide
nach Bezirken 
im Zeitraum 1998
bis 2012

Grafik 2 

Anzahl der 
Bürgerbegehren/
Bürgerentscheide
je 10 Tausend 
Einwohner*
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II. Dimension Zeit 

Die zeitliche Häufung der angezeigten Bürgerbe-

gehren verlief über die 15 Jahre uneinheitlich.

Rund ein Drittel aller Bürgerbegehren wurden in

nur drei Jahren (1999, 2003, 2009) angezeigt.

Über 50 Prozent verteilten sich auf insgesamt vier

Jahre im beobachteten Zeitraum. Überdurchschnitt -

 lich viele Bürgerbegehren ergaben sich in den Jah-

ren 1998, 1999, 2002, 2003 sowie im Zeitraum

2008 bis 2011. Im zuletzt genannten Zeitraum er -

gab sich dabei ein durchweg höheres Niveau als

in den davor liegenden Jahren. Mehr als die Hälfte

aller Bürgerbegehren im Bezirk Altona (13 von 20)

fällt in diesen Zeitraum. 

Anders als Volksbegehren wurden und

werden Bürgerentscheide nicht zwingend mit

Wahlterminen zusammengelegt, sondern folgen

eigenen zeitlichen Vorgaben. Eine Häufung von

Anzeigen gerade in Wahljahren war nicht durch-

weg erkennbar1. Oder anders herum: die Masse

der Bürgerbegehren wurde inmitten laufender Le-

gislaturperioden von Bürgerschaft und Bezirksver -

samm lungen angezeigt.
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Anhang 163

Diese Betrachtung lässt den Schluss zu,

dass Bürgerbegehren in Wahlkampfzeiten weit

überwiegend nicht als Mittel bundes-, landes-

oder bezirkspolitischer Auseinandersetzung ge-

nutzt wurden. Vielmehr wurden sie zu Zeiten an-

gestrengt, in denen städtische Gremien sich ent-

sprechend handlungsfähig inmitten ihrer Legislatur

zeigten. Das erhöhte Niveau im Zeitraum von

2008 bis 2011 lässt historisch mehrere Interpre -

tationen zu: Es könnte eine Reaktion auf damals

zunehmende politische Gegensätze – insbeson-

dere zwischen Bezirks- und Landespolitik – sein.

Es könnte genauso ein Ausdruck erhöhter Beteili-

gungsfreude sein, als in dieser Zeit die direkte

Bürgerbeteiligung bundesweit intensiver diskutiert

und nachgefragt wurde. 

1 Im gesamten Zeitraum fanden statt
- Bundestagswahlen: 1998, 2002, 2005, 2009
- Bürgerschaftswahlen: 2001, 2004, 2008, 2011 (zugleich Wahlen zu den Bezirksversammlungen)
- Europawahlen: 1999, 2004, 2009

Grafik 4 Jahr der Anzeige, Gesamtzahl der Bürgerbegehren/Bürgerentscheide nach Bezirken unterschieden
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III. Dimension Erfolg und Anlass

Etwa ein Drittel aller angezeigten Bürgerbegehren

kam nicht zustande2, d. h. sie erreichten nie den

formalen Übergang zum Abstimmungsverfahren.

Innerhalb dieser Kategorie häuften sich die An-

lässe im Bezirk Eimsbüttel (10 von 18). 

Ein weiteres gutes Drittel wurde durch po-

sitive Übernahme des Begehrens durch die zustän-

dige Bezirksversammlung erledigt (Erledigung

durch Übernahme). In dieser Kategorie häuften

sich die angezeigten Bürgerbegehren im Bezirk

Wandsbek. Ein Bürgerbegehren wurde durch Bür-

gerschaftsbeschluss erledigt und ein weiteres

durch die so genannte Evokation, d. h. durch eine

die Bezirksebene übersteuernde Entschlussfassung

des Senates.

Auffällig war die Erledigung der Bürgerbe-

gehren im Bezirk Wandsbek: Es kam dort in 16 von

insgesamt 20 Bürgerbegehren zu einer Übernahme

des Begehrens durch die Bezirksversammlung. Ur-

sächlich dafür dürfte sein, dass sich bezirkliche

Gremien und Initiatoren vor Durchführung eines

Bürgerentscheides eher auf dialogorientierte Strate-

gien einließen, die Gesetz und Verordnung bis zum

Jahr 2012 regelhaft nicht vorsahen. So kam es ei-

nerseits zu erheblichen zeitlichen Verzögerungen

der förmlichen Verfahren, andererseits konnten

manche der im Bezirk Wandsbek besonders auf-

wändigen Abstimmungen vermieden werden. Die

Novellierung des Gesetzes im Jahr 2012 nahm diese

tatsächliche Entwicklung auf und betont stärker die

Möglichkeit zu Schlichtung und Einigung vor dem

eigentlichen Bürgerentscheid. 

In der öffentlichen Diskussion wurde und

wird öfters das Recht des Senates kritisiert, die Er-

gebnisse eines bezirklichen Bürgerentscheides zu

übersteuern. Im beobachteten Zeitraum von 14
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Jahren und im Umfang der 90 Bürgerbegehren ist

dies nur einmal geschehen. Die Kritik mag also

formal richtig sein, der Realität entspricht sie

nicht. 

Anhang 165

2 Ein Bürgerbegehren kommt nicht zustande, wenn es das erforderliche Quorum an Unterstützung
der Einwohnerschaft verfehlt. Nach altem Recht lag davor noch eine Zulässigkeitsprüfung. Denn
war die Fragestellung eines Bürgerbegehrens unzulässig, kam es ebenfalls nicht zustande. Die Zu-
lässigkeitsprüfung erstreckte sich zunächst auch auf inhaltliche Aspekte der Fragestellung und war
deswegen in den zurückliegenden Jahren Gegenstand gerichtlicher Auseinandersetzung, in deren
Folge die vom Gesetzgeber intendierte Tiefe und Ausdehnung dieser Prüfung auf eine rein formale
Ebene zurückgenommen wurde. Die Novellierung des § 32 a BezVG nahm diese Entwicklung auf,
Gegenstände und Zeitpunkt der Zulässigkeitsprüfung wurden präzisiert.  

3 Innerhalb der gesetzlich zulässigen Erledigung durch Übernahme ist die politische getriebene Va-
riante einer so genannten „unechten Übernahme“ denkbar. Bei dieser Variante würde eine Bezirks-
versammlung einem Bürgerbegehren nur beitreten, um es formal zu erledigen, wobei die inhaltliche
Entscheidung nicht mitgetragen würde. Diese denkbaren politischen Prozesse können mit dem förm-
lichen Merkmal nicht erfasst werden.

Grafik 6 Ergebnisse Bürgerbegehren/Bürgerentscheide nach Bezirken unterschieden
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Die Unterscheidung der angezeigten Bür-

gerbegehren nach ihrem Anlass ist kaum möglich.

Zwar muss die im Bürgerbegehren zur Abstim-

mung gestellte Frage einfach mit „ja“ oder „nein“

beantwortet werden können. Die einfache Ant-

wort führt aber nicht zwingend zu einfachen Fra-

gen. Örtliche Problemlagen sind oft inhaltlich kom -

plex, aus mehreren Motivationen betrieben und

können mehrere politische Felder betreffen. Das

macht eine Klassifizierung entsprechend schwer.

Beispielsweise kann der Wunsch „Erhalt einer

Grünanlage“ zugleich die Ablehnung einer Bebau-

ungsplanung beinhalten. Oder es kann der kon-

struktive Wunsch, eine bestimmte Einrichtung zu

erhalten zugleich bedeuten, eine andere Einrich-

tung zu verhindern. In jüngerer Zeit wurde eine

baurechtliche Frage über die maximal zulässige

Höhe von Windkraftanlagen mit einer sachlich

nicht relevanten Abstimmung über grundsätzliche

Werthaltungen zur Energiewende verbunden. Die

vorgenommene Einteilung der Themen ist daher

nach thematischen Schwerpunkten vorgenommen

worden und kann so nur einen groben Anhalt für

die von Bürgerbegehren und -entscheiden betrof-

fenen politischen Handlungsfelder geben. 

Danach entfalten in bezirklichen Bürger-

begehren weit überwiegend Fragestellungen des

Wohnungsbaues sowie zum Erhalt bzw. zur Ver-

hinderung von Einrichtungen eine praktische Re-

levanz.
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Grafik 7 Anlässe von Bürgerbegehren
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Anhang 167

Das Bürgerbegehren durchlief alle Stufen 
der Auseinandersetzung. Es war erfolgreich –
und der damalige Senat machte von seinem 
Recht zur Evokation Gebrauch.©
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Verfassung 

der Freien und Hansestadt Hamburg

Vom 6. Juni 1952 (HmbBL I 100-a), 

zuletzt geändert am 13. Dezember 2013

(HmbGVBl. S. 499)

I. Die staatlichen Grundlagen

...

ARTIKEL 4 [Stadtstaatlichkeit]

(1) In der Freien und Hansestadt Hamburg werden staat-
liche und gemeindliche Tätigkeit nicht getrennt.

(2) Durch Gesetz sind für Teilgebiete (Bezirke) Bezirks-
ämter zu bilden, denen die selbstständige Erledigung
übertragener Aufgaben obliegt. An der Aufgabenerledi-
gung wirken die Bezirksversammlungen nach Maßgabe
des Gesetzes mit.

(3) Die Bezirksversammlungen werden in allgemeiner,
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl ge-
wählt. Wahlvorschläge, nach deren Ergebnis sich die Sitz-
anteile in den Bezirksversammlungen bestimmen, wer-
den nur berücksichtigt, wenn sie mindestens drei vom
Hundert der insgesamt auf solche Wahlvorschläge ab -
gegebenen gültigen Stimmen erhalten haben. Das Ge -
setz bestimmt das Nähere; für gesetzliche Bestimmungen
über die Wahl der Bezirksversammlungen gilt Artikel 6
Absatz 4 Sätze 2 bis 4 entsprechend.

...

II. Die Bürgerschaft

ARTIKEL 6 [Volkswahl des Parlaments]

(1) Die Bürgerschaft ist das Landesparlament.

(2) Die Bürgerschaft besteht aus mindestens 120 Abge-
ordneten, die in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher
und geheimer Wahl gewählt werden. Wahlvorschläge,
nach deren Ergebnis sich die Sitzanteile in der Bürger-
schaft bestimmen, werden nur berücksichtigt, wenn sie

mindestens fünf vom Hundert der insgesamt auf solche
Wahlvorschläge abgegebenen gültigen Stimmen erhalten
haben.

(3) Der Wahltag muss ein Sonntag oder öffentlicher Fei-
ertag sein.

(4) Das Gesetz bestimmt das Nähere. Gesetzesbeschlüsse
der Bürgerschaft bedürfen einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der abgegebenen Stimmen. Auf die so beschlossenen
Gesetze ist Artikel 50 Absatz 4 Sätze 1 bis 4 und Absatz 3
Sätze 5, 7, 9, 11 und 12 mit der Maßgabe anzuwenden,
dass das Gesetz im Fall des Satzes 9 einer Mehrheit von
zwei Dritteln der Abstimmenden und der Zustimmung
von mindestens einem Fünftel der Wahlberechtigten be-
darf. Für durch Volksbegehren eingebrachte Gesetzesvor-
lagen gilt Artikel 50 Absatz 3 Satz 11 entsprechend; Arti-
kel 50 Absatz 3 Satz 8 ist nicht anzuwenden.

(5) Niemand ist verpflichtet, die Wahl anzunehmen. Die
Gewählten können jederzeit aus der Bürgerschaft aus-
scheiden.

...

IV. Die Gesetzgebung

...

ARTIKEL 48 [Einbringung und Beschlussfassung]

(1) Die Gesetzesvorlagen werden vom Senat, aus der
Mitte der Bürgerschaft oder durch Volksbegehren einge-
bracht.

(2) Die Gesetze werden von der Bürgerschaft oder durch
Volksentscheid beschlossen.

...

ARTIKEL 50 [Volksgesetzgebung]

(1) Das Volk kann den Erlass, die Änderung oder die
Aufhebung eines Gesetzes oder eine Befassung mit be-
stimmten Gegenständen der politischen Willensbildung
(andere Vorlage) beantragen. Bundesratsinitiativen, Haus-
haltspläne, Abgaben, Tarife der öffentlichen Unternehmen
sowie Dienst- und Versorgungsbezüge können nicht Ge-
genstand einer Volksinitiative sein. Die Volksinitiative ist
zustande gekommen, wenn mindestens 10.000 zur Bür-
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gerschaft Wahlberechtigte den Gesetzentwurf oder die an-
dere Vorlage unterstützen.

(2) Die Bürgerschaft befasst sich mit dem Anliegen der
Volksinitiative. Sie oder ein Fünftel ihrer Mitglieder kann
ein Prüfungs- und Berichtsersuchen zu den finanziellen
Auswirkungen an den Rechnungshof richten. Die Volks-
initiatoren erhalten Gelegenheit, das Anliegen in einem
Ausschuss zu erläutern. Sofern die Bürgerschaft nicht in-
nerhalb von vier Monaten nach Einreichung der Unter-
schriften das von der Volksinitiative beantragte Gesetz
verabschiedet oder einen Beschluss gefasst hat, der der
anderen Vorlage vollständig entspricht, können die Volks-
initiatoren die Durchführung eines Volksbegehrens bean-
tragen. Sie können den Gesetzentwurf oder die andere
Vor lage hierzu in überarbeiteter Form einreichen. Der
Senat führt das Volksbegehren durch. Die Volksinitiatoren
sind berechtigt, Unterschriften auf eigenen Listen zu sam-
meln. Das Volksbegehren ist zustande gekommen, wenn
es von mindestens einem Zwanzigstel der Wahlberechtig-
ten unterstützt wird.

(3) Die Bürgerschaft befasst sich mit dem Anliegen des
Volksbegehrens. Die Volksinitiatoren erhalten Gelegen-
heit, das Anliegen in einem Ausschuss zu erläutern. So-
fern die Bürgerschaft nicht innerhalb von vier Monaten
nach Einreichung der Unterschriften das vom Volksbegeh-
ren eingebrachte Gesetz verabschiedet oder einen Be-
schluss gefasst hat, der der anderen Vorlage vollständig
entspricht, können die Volksinitiatoren die Durchführung
eines Volksentscheides beantragen. Sie können den Ge-
setzentwurf oder die andere Vorlage hierzu in überarbei-
teter Form einreichen. Der Senat legt den Gesetzentwurf
oder die andere Vorlage dem Volk zur Entscheidung vor.
Die Bürgerschaft kann einen eigenen Gesetzentwurf oder
eine eigene andere Vorlage beifügen. Der Volksentscheid
findet am Tag der Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deut-
schen Bundestag statt. Auf Antrag der Volksinitiative
kann der Volksentscheid über einfache Gesetze und an-
dere Vorlagen auch an einem anderen Tag stattfinden.
Dasselbe gilt, wenn die Bürgerschaft dies im Falle eines
Volksentscheides nach Absatz 4 oder 4a beantragt. Fin -
det der Volksentscheid am Tag der Wahl zur Bürgerschaft
oder zum Deutschen Bundestag statt, so ist ein Gesetz-
entwurf oder eine andere Vorlage angenommen, wenn
die Mehrheit der Abstimmenden zustimmt und auf den
Gesetzentwurf oder die andere Vorlage mindestens die
Zahl von Stimmen entfällt, die der Mehrheit der in dem
gleichzeitig gewählten Parlament repräsentierten Ham-
burger Stimmen entspricht. Verfassungsänderungen be-
dürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der Abstimmen-
den und mindestens zwei Dritteln der in dem gleichzeitig
gewählten Parlament repräsentierten Hamburger Stim-
men. Steht den Wahlberechtigten nach dem jeweils gel-

tenden Wahlrecht mehr als eine Stimme zu, so ist die 
Ermittlung der Zahl der im Parlament repräsentierten
Hamburger Stimmen nach den Sätzen 10 und 11 die tat-
sächliche Stimmenzahl so umzurechnen, dass jeder Wahl -
berechtigten und jedem Wahlberechtigten nur eine Stim -
me entspricht. Findet der Volksentscheid nicht am Tag der
Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deutschen Bundestag
statt, so ist er angenommen, wenn die Mehrheit der Ab-
stimmenden und mindestens ein Fünftel der Wahlberech-
tigten zustimmt. 

(4) Ein von der Bürgerschaft beschlossenes Gesetz, durch
das ein vom Volk beschlossenes Gesetz aufgehoben oder
geändert wird (Änderungsgesetz), tritt nicht vor Ablauf
von drei Monaten nach seiner Verkündung in Kraft. Inner-
halb dieser Frist können zweieinhalb vom Hundert der
Wahlberechtigten einen Volksentscheid über das Ände-
rungsgesetz verlangen. In diesem Fall tritt das Änderungs-
gesetz nicht vor Durchführung des Volksentscheids in Kraft.
Das Volk entscheidet über das Änderungsgesetz. Absatz 3
Sätze 5, 7 und 10 bis 13 ist sinngemäß anzuwenden.

(4a) Ein Volksentscheid über eine andere Vorlage bindet
Bürgerschaft und Senat. Die Bindung kann durch einen
Beschluss der Bürgerschaft beseitigt werden. Der Be-
schluss ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt zu verkünden. Er wird nicht vor Ablauf von drei Mo-
naten nach seiner Verkündung wirksam. Absatz 4 Sätze
2 bis 5 ist sinngemäß anzuwenden.

(5) Während eines Zeitraumes von drei Monaten vor
dem Tag einer allgemeinen Wahl in Hamburg finden keine
Volksbegehren und Volksentscheide statt.

(6) Das Hamburgische Verfassungsgericht entscheidet
auf Antrag des Senats, der Bürgerschaft, eines Fünftels
der Abgeordneten der Bürgerschaft oder der Volksini tia -
toren über die Durchführung von Volksbegehren und
Volksentscheid. Volksbegehren und Volksentscheid ruhen
während des Verfahrens.

(7) Das Gesetz bestimmt das Nähere. Es kann auch Zeit-
räume bestimmen, in denen die Fristen nach Absatz 2
Satz 4 und Absatz 3 Satz 3 wegen sitzungsfreier Zeiten
der Bürgerschaft oder eines von der Bürgerschaft auf Vor-
schlag der Volksinitiatoren gefassten Beschlusses nicht
laufen.
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Bezirksverwaltungsgesetz (BezVG)

§ 32
BÜRGERBEGEHREN UND BÜRGERENTSCHEID

(1) Die wahlberechtigten Einwohnerinnen und Einwoh-
ner eines Bezirkes können in allen Angelegenheiten, in
denen die Bezirksversammlung Beschlüsse fassen darf,
einen Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). Aus -
genommen vom Bürgerbegehren sind Personalentschei-
dungen und Beschlüsse über den Haushalt.

(2) Das Bürgerbegehren muss durch eine Initiative
schrift lich beim Bezirksamt angezeigt werden. Es muss
eine mit „Ja“ oder „Nein“ zu entscheidende Fragestellung
enthalten sowie die Benennung von drei Vertrauensper-
sonen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden und die
Initiative zu vertreten.

(3) Ein Bürgerbegehren ist zustande gekommen, wenn
es innerhalb von sechs Monaten seit der Anzeige von drei
vom Hundert der wahlberechtigten Einwohnerinnen und
Einwohner unterstützt wurde. Hat der Bezirk mehr als
300.000 Einwohnerinnen und Einwohner, so reicht die
Unterstützung von zwei vom Hundert der wahlberechtig-
ten Einwohnerinnen und Einwohner. Die Feststellung
über das Zustandekommen eines Bürgerbegehrens trifft
das Bezirksamt.

(4) Spätestens nach Einreichen von einem Drittel der in
Absatz 3 geforderten Unterschriften entscheidet das Be-
zirksamt über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens.
Gegen die Zurückweisung eines Bürgerbegehrens können
die Vertrauensperson des Bürgerbegehrens Klage erheben.

(5) Nach Vorliegen von einem Drittel der in Absatz 3
geforderten Unterschriften beim Bezirksamt darf mindes -
tens bis zur Feststellung des Zustandekommens eine 
dem Bürgerbegehren entgegenstehende Entscheidung
durch die Bezirksorgane nicht mehr getroffen und mit
dem Vollzug einer solchen Entscheidung nicht begonnen
werden, wenn das Bürgerbegehren zulässig ist (Sperrwir-
kung). Rechtliche Verpflichtungen, die vor Einreichung
des Antrages nach Satz 1 begründet werden, bleiben un-
berührt. Ist das Bürgerbegehren zustande gekommen, gilt
die Rechtswirkung nach Satz 1 bis zur Durchführung des
Bürgerentscheides.

(6) Erklärt das Bezirksamt das Bürgerbegehren für zu-
lässig, macht es das Bürgerbegehren amtlich bekannt und
legt Unterschriftenlisten zur Eintragung aus. Vom Zeit-
punkt der Feststellung der Zulässigkeit bis zum Ende der
Sperrwirkung kann die Bezirksversammlung nach Anhö-
rung der Initiative durch Beschluss einen vorgezogenen
Bürgerentscheid herbeiführen.

(7) Spätestens vier Monate nach der Feststellung des
Zustandekommens wird über den Gegenstand des Bür-
gerbegehrens ein Bürgerentscheid durchgeführt, sofern
die Bezirksversammlung dem Anliegen des Bürgerbegeh-
rens nicht innerhalb von zwei Monaten unverändert oder
in einer Form zustimmt, die von der Initiative gebilligt
wird. Die Bezirksversammlung kann eine eigene Vorlage
beifügen, die Initiative ihre Vorlage zurücknehmen oder
überarbeiten.

(8) Das Bezirksamt setzt den Abstimmungstermin fest
und macht ihn zusammen mit dem Gegenstand des Bür-
gerentscheids amtlich bekannt. Die Abtstimmungsberech-
tigten werden durch das Bezirksamt über den Termin des
Bürgerentscheides und den Ort der Stimmabgabe infor-
miert. Die Abstimmungsberechtigten erhalten je ein Infor-
mationsheft, in dem die Bezirksversammlung und die In-
itiative in gleichem Umfang ihre Argumente darlegen.

(9) Beim Bürgerentscheid ist jede wahlberechtigte Ein-
wohnerin und jeder wahlberechtigte Einwohner stimm-
berechtigt. Es entscheidet die Mehrheit der abgegebenen
gültigen Stimmen. Stehen mehrere Vorlagen zur Abstim-
mung, können die wahlberechtigten Einwohnerinnen und
Einwohner jede Vorlage einzeln annehmen oder ableh-
nen. Für den Fall, dass mehrere Vorlagen zum gleichen
Ge genstand angenommen werden, können die Abstim-
menden darüber befinden, welche sie vorziehen. Die Mög -
lichkeit der brieflichen Abstimmung ist zu gewährleis ten.

(10) Die Auffassungen der Bezirksversammlung und der
Initiative zu dem Gegenstand des Bürgerentscheides dür-
fen in Veröffentlichungen des Bezirksamts nur in glei-
chem Umfang dargestellt werden.

(11) Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Be-
schlusses der Bezirksversammlung. Eine durch Bürgerent-
scheid zustande gekommene Entscheidung darf innerhalb
von zwei Jahren nach dem Tag des Bürgerentscheids
nicht im Wege von Bürgerbegehren und Bürgerentscheid
geändert werden.

(12) Das Nähere regelt ein Durchführungsgesetz, das Ab-
weichungen von den Fristenregelungen in Absatz 7 vor-
sehen kann.
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Gesetz zur Durchführung von 

Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 

in den Bezirken

(Bezirksabstimmungsdurchführungsgesetz

BezAbstDurchfG) 

Vom 27. Januar 2012*

FUNDSTELLE: HmbGVBl. 2012, S. 28

FUSSNOTEN

* Verkündet als Artikel 2 des Gesetzes zur Reform der be-
zirklichen Bu ̈rgerbegehren und Bürgerentscheide vom
27. Januar 2012 (HmbGVBl. S. 28). Siehe auch Über-
gangsbestimmungen in Artikel 3 Abs. 2 bis 3.

§ 1
ANWENDUNGSBEREICH UND GEGENSTAND

Die zur Bezirksversammlung wahlberechtigten Einwoh-
nerinnen und Einwohner eines Bezirkes können in allen
Angelegenheiten, in denen die Bezirksversammlung Be-
schlüsse fassen darf, einen Bürgerentscheid beantragen
(Bürgerbegehren). Ausgenommen vom Bürgerbegehren
sind Personalentscheidungen und Beschlüsse u ̈ber den
Haushalt (§ 32 Absatz 1 BezVG).

§ 2
FORMALE ANFORDERUNGEN, BERATUNG 

DER INITIATIVE

(1) Das Bur̈gerbegehren muss schriftlich durch eine Initia-
tive beim Bezirksamt angezeigt werden. Es muss eine mit
„Ja“ oder „Nein“ zu entscheidende Fragestellung enthal-
ten sowie die Benennung von drei Vertrauenspersonen,
die berechtigt sind, die Unterzeichnenden und die Initia-
tive zu vertreten (§ 32 Absatz 2 BezVG).

(2) Die Anzeige muss durch nach § 1 stimmberechtigte
Personen erfolgen und ein Muster der Unterschriftsliste
nach Absatz 4 sowie die Benennung von drei gemäß § 1
stimmberechtigten Vertrauenspersonen enthalten, die ein-
zeln berechtigt sind für die Unterzeichnenden und die Ini -
tiative Erklärungen entgegenzunehmen und durch zwei
Vertrauenspersonen Erklärungen ub̈ereinstimmend abzu-
geben. Im Falle des Ausscheidens von Vertrauensperso-
nen ist ein Ersatz zu benennen; Form und Inhalt der
Übertragung der Vertretungsberechtigung sind durch die
Initiative nachzuweisen.

(3) Das Bezirksamt teilt der Bezirksversammlung unver -
züglich Eingang und Inhalt der Anzeige mit.

(4) Das Bürgerbegehren wird durch eigenhändige Unter-
zeichnung in Unterschriftslisten bei den örtlich zuständi-
gen Stellen oder in freier Sammlung durch die Initiative
unterstützt. Die Eintragungen erfolgen auch durch andere
Verfahren, die den Vorgaben einer rechtsverbindlichen
Authentifizierung und einer qualifizierten Unterschrift auf
der Grundlage bestehender bundes- und landesrechtlicher
Regelungen entsprechen.

(5) Die Unterschriftslisten mu ̈ssen eine zweifelsfreie Be-
zugnahme auf die Vorlage enthalten. Den Unterzeichne-
rinnen und Unterzeichnern ist bei der Eintragung in die
Unterschriftslisten Gelegenheit zur Kenntnisnahme des
vollständigen Wortlauts der Vorlage zu geben. Soweit die
Bezirksversammlung zu dem Gegenstand des Bu ̈rgerbe-
gehrens keinen das Bezirksamt bindenden Beschluss fas-
sen kann, muss dies für die Unterzeichnenden ersichtlich
sein. Ihnen ist ferner Gelegenheit zu geben, von den
Namen der drei Vertrauenspersonen und deren Befugnis-
sen nach diesem Gesetz Kenntnis zu nehmen.

(6) Die Bezirksabstimmungsleitung hat die Initiative un-
abhängig und umfassend zu beraten. Zulässigkeitsbeden-
ken sind unverzüglich mitzuteilen.

§ 3
ZUSTANDEKOMMEN

(1) Ein Bur̈gerbegehren ist zustande gekommen, wenn es
innerhalb von sechs Monaten seit der Anzeige von drei
vom Hundert der wahlberechtigten Einwohnerinnen und
Einwohner unterstützt wurde. Hat der Bezirk mehr als
300.000 Einwohnerinnen und Einwohner, so reicht die
Unterstu ̈tzung von zwei vom Hundert der wahlberech -
tigten Einwohnerinnen und Einwohner (§ 32 Absatz 3
Sätze 1 und 2 BezVG).

(2) Die Feststellung über das Zustandekommen eines
Bürgerbegehrens trifft das Bezirksamt (§ 32 Absatz 3
Satz 3 BezVG). Diese erfolgt unverzüglich, längstens in-
nerhalb eines Monats nach Einreichen der Unterschriften
und spätestens nach Ablauf der Frist in Absatz 1 Satz 1.
Sie ist unverzug̈lich der Initiative zuzustellen und der Be-
zirksversammlung mitzuteilen.

(3) Die Unterschriftslisten sind dem Bezirksamt unter
Nennung des Vor- und Familiennamens, des Jahres der
Ge burt und der Wohnanschrift der Unterzeichnerinnen
und Unterzeichner einzureichen. Fehlt eine Angabe nach
Satz 1, ist die Eintragung auch gültig, wenn die Identität
eindeutig feststellbar ist.

(4) Bei Abgabe von Unterstützungsunterschriften bereits
vor Ablauf der Frist von sechs Monaten können bis zum
Ablauf dieser Frist zum Erreichen des Zustandekommens

Anhang 171

DD-158-176 Anhang 4c:DD  17.05.14  07:19  Seite 171



des Bürgerbegehrens weitere Unterstu ̈tzungsunterschrif-
ten nachgereicht werden. Das Bezirksamt pruf̈t bei Bedarf
unverzüglich, längstens innerhalb eines Monats, ob durch
die nachgereichten Unterstuẗzungsunterschriften das Bur̈ -
gerbegehren zustande gekommen ist.

(5) Für die Eintragungsberechtigung ist der Tag der Ab-
gabe der nach Absatz 1 notwendigen Unterschriften beim
Bezirksamt maßgeblich. Für die Feststellung der zu errei-
chenden Zahl der gültigen Unterschriften ist die Zahl der
wahlberechtigten Einwohnerinnen und Einwohner bei
der letzten Wahl zur Bezirksversammlung maßgeblich.

§ 4 
ZULÄSSIGKEIT

(1) Spätestens nach Einreichen von einem Drittel der in
§ 3 Absatz 1 geforderten Unterschriften beim Bezirksamt
(Drittelquorum) entscheidet das Bezirksamt u ̈ber die 
Zulässigkeit des Bu ̈rgerbegehrens (§ 32 Absatz 4 Satz 1
BezVG). Die Entscheidung hat unverzug̈lich, längstens in-
nerhalb von zehn Werktagen nach dem Einreichen im
Sinne von Satz 1 zu erfolgen.

(2) Die Prüfung der Zulässigkeit erstreckt sich dabei ins-
besondere auch auf die Grenzen des Entscheidungsrechts
nach § 21 BezVG.

(3) Zieht der Senat die Zulässigkeitsentscheidung gemäß
Absatz 1 an sich (§ 42 Satz 2 BezVG), so unterrichtet er
unverzüglich die Bürgerschaft und die Bezirksversamm-
lung unter Angabe der maßgeblichen Gründe von seiner
Entscheidung.

(4) Entscheidungen des Bezirksamtes nach Absatz 1 oder
des Senates nach Absatz 3 sind unverzüglich der Initiative
zuzustellen und der Bezirksversammlung mitzuteilen.

(5) Gegen die Zurückweisung eines Bürgerbegehrens kön -
nen die Vertrauenspersonen des Bürgerbegehrens Klage
erheben (§ 32 Absatz 4 Satz 2 BezVG).

§ 5 
SPERRWIRKUNG

(1) Nach Vorliegen von einem Drittel der in § 3 Absatz 1
geforderten Unterschriften beim Bezirksamt darf mindes -
tens bis zur Feststellung des Zustandekommens eine 
dem Bu ̈rgerbegehren entgegenstehende Entscheidung
durch die Bezirksorgane nicht mehr getroffen und mit
dem Vollzug einer solchen Entscheidung nicht begonnen
werden, wenn das Bur̈gerbegehren zulässig ist (Sperrwir-
kung). Rechtliche Verpflichtungen, die vor Einreichung
des Antrages nach Satz 1 begründet werden, bleiben un-
beru ̈hrt (§ 32 Absatz 5 Sätze 1 und 2 BezVG).

(2) Die Feststellung über das Erreichen des Drittelquo-
rums trifft das Bezirksamt unverzu ̈glich, längstens inner-
halb von zehn Werktagen nach Einreichen der Unter-
schriften. Sie ist unverzu ̈glich der Initiative zuzustellen
und der Bezirksversammlung mitzuteilen. § 3 Absatz 4
gilt entsprechend.

(3) Ist das Bürgerbegehren zustande gekommen, gilt die
Sperrwirkung bis zur Durchfuḧrung des Bur̈gerentscheids
(§ 32 Absatz 5 Satz 3 BezVG). Bei Feststellung des Nicht-
zustandekommens endet die Sperrwirkung mit Bekannt-
gabe der Entscheidung. Sie erlischt auch mit der sonsti-
gen Beendigung des Bürgerbegehrens.

§ 6 
AMTLICHE BEKANNTMACHUNG, 

VORGEZOGENER BU ̈RGERENTSCHEID

(1) Erklärt das Bezirksamt das Bu ̈rgerbegehren für zuläs-
sig, macht es das Bu ̈rgerbegehren amtlich bekannt und
legt Unterschriftslisten zur Eintragung aus (§ 32 Absatz 6
Satz 1 BezVG).

(2) Vom Zeitpunkt der Feststellung der Zulässigkeit bis
zum Ende der Sperrwirkung kann die Bezirksversamm-
lung nach Anhörung der Initiative durch Beschluss einen
vorgezogenen Bur̈gerentscheid herbeifuḧren (§ 32 Absatz
6 Satz 2 BezVG).

(3) Der Beschluss nach Absatz 2 hat die Wirkung der
Feststellung des Zustandekommens gemäß § 3; die übri-
gen Regelungen zur Durchführung und Wirkung eines
Bürgerentscheids bleiben unberührt.

§ 7
VERFAHREN NACH DEM BÜRGERBEGEHREN, 

MODERATIONSVERFAHREN

(1) Spätestens vier Monate nach der Feststellung des Zu-
standekommens wird über den Gegenstand des Bürgerbe-
gehrens ein Bürgerentscheid durchgeführt, sofern die Be-
zirksversammlung dem Anliegen des Bu ̈rgerbegehrens
nicht innerhalb von zwei Monaten unverändert oder in
einer Form zustimmt, die von der Initiative gebilligt wird.
Die Bezirksversammlung kann eine eigene Vorlage
beifügen, die Initiative ihre Vorlage zuru ̈cknehmen oder
überarbeiten (§ 32 Absatz 7 BezVG).

(2) Die Bezirksversammlung befasst sich in öffentlicher
Sitzung mit dem Anliegen des Bu ̈rgerbegehrens. Die Ini -
tiative erhält hierzu die Gelegenheit, das Anliegen des
Bürgerbegehrens in einem Ausschuss der Bezirksver-
sammlung in öffentlicher Sitzung zu erläutern.
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(3) Die Frist nach Absatz 1 läuft fur̈ drei Monate nicht, so-
fern die Bezirksversammlung dies im Einvernehmen mit
der Initiative beschließt; unter denselben Voraussetzun-
gen kann die Aussetzung der Frist einmalig verlängert
werden. Die Initiative und die Bezirksversammlung kön-
nen sich alternativ auch auf die Einleitung eines Modera-
tionsverfahrens verständigen. Die Moderatorin oder der
Moderator ist im Einvernehmen zu benennen; sie oder er
kann in angemessener Weise auf Sachressourcen des Be-
zirksamtes zugreifen. Für das Moderationsverfahren gel-
ten die Fristaussetzung und Verlängerungsmöglichkeit
des Satzes 1 entsprechend. Die Sperrwirkung gilt in den
Fällen der Sätze 1 und 2 jeweils fort.

(4) Die Bezirksversammlung kann für den Bu ̈rgerent-
scheid eine eigene Vorlage beifügen. Die Initiative kann
innerhalb von zwei Monaten nach der Feststellung des
Zu standekommens eine überarbeitete Fassung des Bu ̈r -
gerbegehrens einreichen. Die Initiative kann die Vorlage
durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Bezirksamt
zuru ̈cknehmen. Das Bezirksamt stellt den Eingang der
überarbeiteten Fassung oder die Rücknahme fest und
übermittelt die u ̈berarbeitete Fassung oder die Erklärung
der Rücknahme unverzüglich der Bezirksversammlung.
Im Falle der Überarbeitung dürfen Grundcharakter, Zuläs-
sigkeit und Zielsetzung des Anliegens nicht berührt wer-
den. § 2 Absatz 6 und § 12 Absatz 1 gelten entsprechend.

§ 8 
VORBEREITUNG DES BÜRGERENTSCHEIDS

(1) Das Bezirksamt setzt den Abstimmungstermin fest
und macht ihn zusammen mit dem Gegenstand des Bur̈ ger -
entscheids amtlich bekannt (§ 32 Absatz 8 Satz 1 BezVG).

(2) Bei zeitlich zusammenhängenden Bürgerbegehren
kann die Bezirksabstimmungsleitung einen gemeinsamen
Abstimmungstermin festsetzen; sie kann dabei mit Zu-
stimmung der Bezirksversammlung von den Fristen nach
§ 7 Absätze 1, 3 und 4 angemessen abweichen. Die Initia-
tiven der betroffenen Bürgerbegehren sind zu hören.

(3) Die Abstimmungsberechtigten werden durch das Be-
zirksamt u ̈ber den Termin des Bürgerentscheids und den
Ort der Stimmabgabe informiert (§ 32 Absatz 8 Satz 2
BezVG); sie erhalten zugleich die vollständigen Briefab-
stimmungsunterlagen (§ 32 Absatz 9 Satz 5 BezVG).

(4) Die Abstimmungsberechtigten erhalten mit den Brief-
abstimmungsunterlagen je ein Informationsheft, in dem
die Bezirksversammlung und die Initiative in gleichem
Umfang ihre Argumente darlegen (§ 32 Absatz 8 Satz 3
BezVG). Die Bezirksversammlung nimmt als Ganze oder
nach Fraktionen getrennt Stellung. Der Anteil der Stel-

lungnahmen der Fraktionen an der gesamten Stellung-
nahme der Bezirksversammlung entspricht der Sitzvertei-
lung der Fraktionen in der Bezirksversammlung.

§ 9 
DURCHFÜHRUNG DES BÜRGERENTSCHEIDS

(1) Beim Bürgerentscheid ist jede wahlberechtigte Ein-
wohnerin und jeder wahlberechtigte Einwohner stimm-
berechtigt. Es entscheidet die Mehrheit der abgegebenen
gültigen Stimmen (§ 32 Absatz 9 Sätze 1 und 2 BezVG).

(2) Stimmberechtigt ist, wer am Abstimmungstag zur je-
weiligen Bezirksversammlung wahlberechtigt ist. Die Ab-
stimmungsberechtigten werden zur Prüfung der Stimm-
berechtigung im Rahmen der Ergebnisermittlung in ein
Abstimmungsverzeichnis eingetragen, das elektronisch
geführt werden darf.

(3) Die Stimmabgabe erfolgt durch Abstimmung in den
bezirklichen Abstimmungsdienststellen oder durch Brief-
abstimmung. Die Briefabstimmungsunterlagen mu ̈ssen
bei der zuständigen Bezirksabstimmungsleitung spätes -
tens am Abstimmungstag bis zum Ende der bekannt ge-
gebenen Öffnungszeit der Abstimmungsdienststellen ein-
gehen.

(4) Stehen mehrere Vorlagen zur Abstimmung, ist den
Abstimmungsberechtigten die Möglichkeit zu geben, jede
Vorlage einzeln anzunehmen oder abzulehnen (§ 32 Ab-
satz 9 Satz 3 BezVG). Fur̈ den Fall, dass mehrere Vorlagen
zum gleichen Gegenstand angenommen werden, können
die Abstimmenden darüber befinden, welche sie vorzie-
hen (§ 32 Absatz 9 Satz 4 BezVG, Stichfrage). Es gilt dann
diejenige Entscheidung, für die sich mindestens die rela-
tive Mehrheit der bei der Stichfrage abgegebenen gul̈tigen
Stimmen ausspricht.

(5) Stehen mehrere Vorlagen zur Abstimmung, kann die
Bezirksabstimmungsleitung im Einvernehmen mit allen
beteiligten Initiativen und Bezirksversammlung auch an-
dere Abstimmungsverfahren, insbesondere eine Alterna-
tivabstimmung bei sich widersprechenden Vorlagen, er-
möglichen.

(6) Stehen mehrere Vorlagen, die den gleichen Gegen-
stand betreffen, zur Abstimmung, so sind sie auf einem
Stimmzettel aufzufu ̈hren. Ihre Reihenfolge richtet sich
nach dem Zeitpunkt der Anzeige des Bu ̈rgerbegehrens.
Hat die Bezirksversammlung eine eigene Vorlage zur Ent-
scheidung vorgelegt, so wird diese nach der Vorlage des
Bürgerbegehrens aufgeführt.

(7) Die Stimmzettel und die dazugehörigen Abstim-
mungsunterlagen werden amtlich hergestellt. Muster der
Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer Fertigstel-
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lung den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur Her-
stellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur
Verfügung gestellt.

(8) Die Abstimmung ist geheim. Eine Vertretung bei der
Stimmabgabe ist unzulässig. Die Einhaltung dieses
Grundsatzes haben die Abstimmenden bei der Briefab-
stimmung auf dem Abstimmungsschein an Eides statt zu
versichern.

(9) Das Bezirksamt stellt das Ergebnis des Bu ̈rgerent-
scheids in öffentlich zugänglicher Auszählung fest und
gibt es unverzu ̈glich öffentlich bekannt. Die Feststellung
des Bezirksamtes ist unverzug̈lich der Initiative zuzustel-
len.

(10) Stimmabgaben, die nicht den Vorschriften des Geset-
zes entsprechen, sind ungültig. Über die Ungültigkeit ent-
scheiden die von der Bezirksabstimmungsleitung zur 
Ermittlung des Ergebnisses des Bu ̈rgerentscheids einge-
setzten Stellen. Im Zweifel ist die Entscheidung der Be-
zirksabstimmungsleitung einzuholen.

§ 10 
GLEICHBEHANDLUNGSGEBOT

(1) Die Auffassungen der Bezirksversammlung und der
Initiative zu dem Gegenstand des Bu ̈rgerentscheids du ̈r -
fen in Veröffentlichungen des Bezirksamtes nur in glei-
chem Umfang dargestellt werden (§ 32 Absatz 10 BezVG).

(2) Die Initiative ist bei der Inanspruchnahme öffentli-
chen Grundes zum Zwecke der Information der Öffent-
lichkeit u ̈ber das Anliegen des Bu ̈rgerbegehrens und des
Bur̈gerentscheids gegenub̈er Parteien wegerechtlich gleich
zu behandeln.

§ 11 
WIRKUNGEN DES BÜRGERENTSCHEIDS, RECHEN-

SCHAFTSLEGUNG UND KOSTENERSTATTUNG

(1) Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Beschlus-
ses der Bezirksversammlung. Eine durch Bur̈gerentscheid
zustande gekommene Entscheidung darf innerhalb von
zwei Jahren nach dem Tag des Bur̈gerentscheids nicht im
Wege von Bürgerbegehren und Bürgerentscheid geändert
werden (§ 32 Absatz 11 BezVG).

(2) Ändert der Senat eine durch Bu ̈rgerentscheid zu-
stande gekommene Entscheidung, so unterrichtet er die
Bu ̈rgerschaft und die Bezirksversammlung unter Angabe
der maßgeblichen Gru ̈nde.

(3) Die Initiative hat die Pflicht, innerhalb von zwei Mo-
naten nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens über

die Herkunft und zwei Monate nach dem Bürgerentscheid
über die Herkunft und Verwendung der Mittel, die ihnen
zum Zweck der Durchfu ̈hrung des Bürgerbegehrens und
des Bu ̈rgerentscheids zugeflossen sind, gegenüber dem
Bezirksamt Rechenschaft zu legen; der Bericht wird der
Bezirksversammlung unverzüglich zugeleitet. § 25 Ab-
satz 2 Nummern 1 und 6 des Parteiengesetzes in der 
Fassung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 150), zuletzt ge-
ändert am 23. August 2011 (BGBl. I S. 1748), gilt entspre-
chend; § 25 Absatz 2 Nummer 1 mit der Maßgabe, dass
sich das Annahmeverbot auf Spenden von Fraktionen
oder Gruppen der Bezirksversammlung bezieht.

(4) Findet ein Bürgerentscheid statt, so hat die Initiative
Anspruch auf Erstattung der nachgewiesenen Kosten
einer angemessenen Information der Öffentlichkeit über
die Ziele des Bu ̈rgerbegehrens und des Bürgerentscheids.
Die Höhe der Erstattung ist auf 0,10 Euro für jede gültige
Ja-Stimme begrenzt; es werden höchstens 100.000 Stim-
men berücksichtigt. Der Anspruch nach Satz 1 ist ausge-
schlossen, wenn die Initiative der Pflicht zur Rechen-
schaftslegung nach Absatz 3 nicht nachgekommen ist.

§ 12
RECHTSMITTELVERFAHREN, 

VERORDNUNGSERMÄCHTIGUNG

(1) In Streitfällen bezüglich Zulässigkeit, Verfahren und
Form kann auf Antrag der Initiative oder des Bezirksam-
tes die Bezirksaufsichtsbehörde als Schlichtungsstelle an-
gerufen werden, die innerhalb von zehn Werktagen eine
Entscheidung treffen soll. Die Schlichtung soll in mündli-
cher Verhandlung erfolgen. Gebühren und Auslagen wer-
den nicht erhoben, Auslagen sind nicht erstattungsfähig.

(2) Unbeschadet von Absatz 1 ist die Bezirksaufsichtsbe-
hörde Widerspruchsbehörde für das Verwaltungshandeln
der Bezirksämter nach diesem Gesetz. Über einen Wider-
spruch ist nach mun̈dlicher Verhandlung zu befinden. Ein
Widerspruch soll innerhalb von 15 Werktagen nach Ein-
gang bei der Bezirksaufsichtsbehörde beschieden werden.
Gebu ̈hren und Auslagen werden nicht erhoben.

(3) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
die zur Ausfu ̈hrung dieses Gesetzes sowie zum Schutz
personenbezogener Daten im Rahmen von Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheid erforderlichen Bestimmungen 
zu treffen. § 46 Absatz 2 BezVG gilt entsprechend. Die
Rechtsverordnung kann insbesondere Vorschriften enthal-
ten über 

1. die Form und den Inhalt der Unterschriftslisten, 

2. die Eintragungsstellen, die Ausübung des Eintragungs-
rechts, die Eintragungszeit und den Eintragungsraum,
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3. die Feststellung der Unterschriftenergebnisse und
ihre Weiterleitung, 

4. die Erstellung und Verteilung des Informationsheftes,

5. die Stimmzettel und Abstimmungsunterlagen, 

6. die Fuḧrung, das Auslegen, die Berichtigung und den
Abschluss der Abstimmungsverzeichnisse unter Beru ̈ck -
sichtigung melderechtlicher Auskunftssperren für stimm-
berechtigte Personen, 

7. das Abstimmungsverfahren, insbesondere die Festle-
gung der örtlich zuständigen Abstimmungsdienststellen,
deren Öffnungszeit und die Briefabstimmung, 

8. die Feststellung des Ergebnisses des Bu ̈rgerent-
scheids und der Ungültigkeit von Stimmabgaben, 

9. die Zulässigkeit elektronischer Auszählung und eine
Entschädigungsregelung für ehrenamtliche Helferinnen
und Helfer,

10. die formelle Ausgestaltung der Schlichtungsstelle und
des Widerspruchsverfahrens bei der Bezirksaufsichts be -
hörde, 

11. die Sicherung und Vernichtung von Unterlagen, 

12. die Anwendung bestimmter wahlrechtlicher Regelun-
gen und 

13. die Abwicklung der Kostenerstattung und Rechen-
schaftslegung. 
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